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Neuere wissenschaftssoziologische Theorien und Ansätze wie „mode 2“ (Gibbons et. al. 1994) 
oder „triple helix“ (Etzkowitz/Leydesdorff 1997) gehen davon aus, dass die Verflechtung 
zwischen Universitäten (oder Forschungsinstitutionen im Allgemeinen) und 
Wirtschaftsunternehmen immer enger wird. Peter Weingart (2001:175) spricht von einer 
„engeren Kopplung“ zwischen den gesellschaftlichen Teilsystemen Wirtschaft und 
Wissenschaft, betont aber, dass die Unterschiede zwischen den Subsystemen bestehen bleiben, 
da die Akteure nur bei Wahrung dieser Abgrenzung synergetisch miteinander kooperieren 
können. Für Rudolf Stichweh ist die Universität die „Kerninstitution der 
Wissensgesellschaft“ (Stichweh 2001:352). Diese Ansätze geben internationale Trends wieder, 
bezogen auf Deutschland und Europa fällt die Beurteilung meist anders aus. Die Europäische 
Kommission (1995) spricht vom „europäischen Paradox“ und meint damit die relative 
Innovationsschwäche der europäischen Wirtschaft trotz hervorragender Forschungsleistungen. 
Auch für Deutschland wird die Effizienz des Wissenstransfers zwischen Hochschulen und 
Wirtschaft häufig bezweifelt (Keck 1993:141). Mancher sieht in der mangelnden Vernetzung 
dieser beiden Bereiche gar das „Kernproblem des deutschen Innovationssystems“ (Krücken 
2001: 338). Schuld daran seien insbesondere die inflexiblen Regeln des bundesdeutschen 
Hochschulrechts, sowie die zu geringen Wettbewerbsanreize des Hochschulsystems. Nach 
Meinung vieler Forscher und Politiker befinden sich die deutschen Universitäten schon seit 
den 1980er Jahren in einer Krise, womit impliziert wird, dass nicht nur der effektive 
Wissenstransfer, sondern auch die Qualität der Forschung in Frage gestellt ist 
(Stölting/Schimank 2001; Ash 1997). Sind also die Hochschulen schuld an der Inflexibilität 
der deutschen Innovationssysteme? 
Neuere Veröffentlichungen aus der Wirtschafts- und Technikgeschichte betonen die starke 
Kontinuität des deutschen Innovationssystems im 20. Jahrhundert – trotz der bekannten 
politischen Brüche. So schreibt der Wirtschaftshistoriker Werner Abelshauser: „Offenbar ist 
das deutsche soziale System der Produktion mit den meisten seiner Komponenten schon vor 
mehr als 100 Jahren entstanden und hat seitdem allen Herausforderungen getrotzt, die auf 




nur auf Produktmärkten mit etablierten Technologien so erfolgreich (…)“(Abelshauser 2001: 
504, 523). 
Was hier noch verhalten optimistisch klingt, nämlich die Einschätzung der zukünftigen 
Innovationsfähigkeit des deutschen Systems, hört sich bei dem Technikhistoriker Ulrich 
Wengenroth deutlich skeptischer an: „Das deutsche ´Innovationssystem´ ist in den 
Nachkriegszeiten pfadabhängig geworden und hat den kulturellen Wandel 
verpasst.“ (Wengenroth 2001: 29) Die Kontinuität des deutschen Innovationssystems lässt 
sich also sowohl positiv wie negativ interpretieren. In der positiven Sichtweise hat das 
deutsche System deswegen so lange überdauert, weil es sich schlicht bewährt hat; nach 
Meinung der Kritiker dagegen hat es besonders nach dem Zweiten Weltkrieg den Anschluss 
an moderne Zeiten verpasst, was sich im Zurückbleiben in wichtigen Hochtechnologien wie 
Mikroelektronik und Biotechnologie zeige. Diese Argumentation bezieht sich für die Zeit 
nach 1945 meist auf die Bundesrepublik Deutschland. 
Neuerdings wird die Frage aufgeworfen, ob die Kontinuität des deutschen Innovationssystems 
in einer spezifisch deutschen Innovationskultur wurzelt, die nach 1945 beide deutsche Staaten 
umfasste. „Innovationssystem“ meint hier ein charakteristisches, institutionelles Gefüge, das 
geeignet ist, Innovationen zu generieren (Nelson 1933; Lundvall 1995; Edquist 1997). 
Während sich Innovationssysteme in Anlehnung an das aus der Genetik übernommene Bild 
der Doppelhelix als zunehmend verflochtene „triple helix“ der Subsysteme Staat, Wirtschaft 
und Wissenschaft beschreiben lassen (Etkowitz/Leydesdorff 2000: 109-123), können unter 
Innovationskultur allgemein die auf Innovationen bezogenen Werte, Normen und 
Einstellungen verstanden werden. Als spezifische Kennzeichen der traditionellen deutschen 
Innovationskultur werden in der Literatur genannt: die Neigung zu inkrementellen 
Innovationen in traditionellen Branchen und das Streben nach Autarkie, die 
Übertechnisierung von Produkten und eine mangelnde Konsumentenorientierung. Zuweilen 
werden auch die strikte Trennung zwischen Grundlagen- und angewandter Forschung sowie 
eine langfristige kulturelle Orientierung auf diversifizierte Qualitätsproduktion als typisch für 
Deutschland angenommen (Wengenroth 2001; Abelshauser 2001; Albrecht 1995; Lüdtke 
2002, Radkau 1989). 
Insbesondere für einen deutsch-deutschen Vergleich lässt sich, nimmt man die Persistenz 
einer deutschen Innovationskultur auch in unterschiedlichen Gesellschafts- und 
Innovationssystemen an, Gewinn ziehen. Erste empirische Befunde deuten jedenfalls in diese 
Richtung. So etwa die Tatsache, dass nach der Wiedervereinigung in Ost- und 




deckungsgleichen Bereichen bestanden (Grupp/Dominguez-Lacasa/Friedrich-Nishio 2002: 
93). 
Ziel des Forschungsprojekts war es, Wechselwirkungen zwischen der Organisation des 
Hochschulsystems in Deutschland und der Entwicklung der wirtschaftlichen 
Wettbewerbsfähigkeit aufzuzeigen. Im Mittelpunkt sollte dabei die Formierung von 
Forschungs- und Ausbildungsschwerpunkten an den universitären Einrichtungen der DDR im 
Vergleich mit der Bundesrepublik stehen. Es ging dabei um eine Analyse der Vor- und 
Nachteile einer Konzentration von Forschungs- und Ausbildungsfeldern an bestimmten 
Hochschulstandorten gegenüber fachlicher Diversität und damit um die Frage, warum die 
Konzentration der Forschungsanstrengungen sich nicht in sichtbar besseren Ergebnissen 
niedergeschlagen hat. 
Mit der Untersuchung der Schwerpunktbildung im deutschen Hochschulwesen sollten die 
eingangs skizzierten grundlegenden Überlegungen durch folgende systematische 
Fragestellungen weiter spezifiziert werden. 
 
1. Spezialisierungsgewinne versus Kompetenzreichweite an den 
Hochschulen 
Der notwendige Spezialisierungsgrad der akademischen Ausbildung gehörte seit dem späten 
19. Jahrhundert zu den Streitfragen im technischen Hochschulwesen. In welchem Umfang 
Forschung und Lehre an den Hochschulen spezialisiert werden solle, bildete auch in der DDR 
und in der Bundesrepublik dauerhaft eine Streitfrage bei hochschulpolitischen Reformen. 
Dabei galt es, die Vorzüge einer notwendigen und sinnvollen fachlichen Spezialisierung 
gegenüber einem breiten Kompetenzenspektrum und fachlicher Flexibilität abzuwägen.  
 
2. Konkurrenz versus Kooperation im Forschungssystem  
 
Die politische Führung der DDR zielte mit ihrer Politik der Schwerpunktbildung auf die 
Konzentration von Forschungskapazitäten und die Verringerung von Parallelforschungen. Das 
wirtschaftspolitische Leitbild der Konzentration von Produktionsfaktoren an möglichst einem 
Standort fand hier ein wissenschaftspolitisches Gegenstück.  
Im Unterschied dazu zielte die föderal strukturierte Bildungspolitik der Bundesrepublik auf 




der Länder haben jedoch Konkurrenz zwischen einzelnen Hochschulstandorten gefördert und 
damit in den letzten Jahren allmählich - und wohl nicht immer beabsichtigt - die Bildung von 
Schwerpunkten begünstigt.  
Dabei ist hervorzuheben, dass die Schwerpunktbildung in der DDR im Prinzip auf die 
Verringerung von Konkurrenzsituationen zielte. Durch den Föderalismus der Bundesrepublik 
war dagegen eine Konkurrenz zwischen Forschungsstandorten bereits im System angelegt. 
Dass Konkurrenz im Forschungssystem durchaus produktiv wirken kann, wird immer wieder 
mit Hinweis auf das US-amerikanische Universitätssystem begründet (Mowery/Nelson 1999). 
 
3. Zentrale versus dezentrale Steuerung des Hochschulwesens 
 
Die DDR führte die Schwerpunktbildung im Hochschulwesen auf technokratischem Weg 
herbei. Die Umstrukturierung des Hochschulwesens der DDR nach dem Schwerpunktprinzip 
gab der Wirtschaftsführung Mittel an die Hand, neben traditionellen, disziplinär organisierten 
Formen der Lehre und Forschung projektbezogene, industrienahe akademische Institutionen 
zu etablieren und gegenüber den Betrieben zu öffnen. Es wurde untersucht, ob die 
Wissenschaftspraxis an den Hochschulen dem Anspruch gerecht wurde, eine produktionsnahe 
Wissensproduktion sowie interdisziplinäre Forschungsstrukturen zu etablieren. Unterworfen 
unter die zentrale Planung, verfügten die Hochschulen über keine Entscheidungsautonomie 
über ihr Forschungs- und Lehrprofil. Dies schloss aber Widerständigkeiten und 
Eigendynamiken keinesfalls aus, die im Rahmen der Planungsprozesse von Seiten der 
Hochschulen forciert wurden. Autonomie und die Berufung auf Freiheit von Lehre und 
Forschung waren bei den Akteuren in den Hochschulen normative Muster hohen Ranges. 
In der Bundesrepublik setzte sich die Schwerpunktbildung begünstigt durch den Föderalismus 
eher zögerlich durch. Dabei wurde eine Stärkung der Hochschulautonomie propagiert. Einen 
Bezugspunkt fanden die Hochschulen dabei in den Empfehlungen des Wissenschaftsrats, der 
seit den 70er Jahren verstärkt auch zum thematischen Profil der deutschen 
Hochschullandschaft Stellung nahm. Als weitere Einflussfaktoren wurden die staatliche 
Forschungspolitik und die Wirkung großer Forschungseinrichtungen auf das Profil der 






4. Hochschulen und wirtschaftlicher Strukturwandel 
 
Das Forschungsvorhaben nahm weiterhin den Beitrag der Hochschulen zum wirtschaftlichen 
Strukturwandel in den Blick. Dabei konnte die Hochschulpolitik allenfalls auf lange Sicht 
einen Effekt erzielen. Allein wegen der relativen langen Ausbildungszeiten erwies sich die 
Hochschulpolitik als ungeeignetes Instrument, um auf akute Anforderungen des 
Arbeitsmarktes zu reagieren, auch wenn dies in der DDR und in der Bundesrepublik immer 
wieder versucht wurde.  
In der Untersuchung wurde von der These ausgegangen, dass die Hochschulstrukturen in Ost- 
und Westdeutschland traditionelle Industriestrukturen eher stützten. Ein Bildungssystem, das 
auf eine enge berufliche Spezialisierung ausgerichtet ist, ist nur dann effizient, wenn sich die 
beruflichen Anforderungen nur langsam ändern und der sektorale Strukturwandel mittelfristig 
absehbar ist. Die Schwerpunktbildung im Hochschulwesen der DDR gehörte zu den Faktoren, 
die die Entstehung von Pfadabhängigkeiten in Ostdeutschland begünstigten. 
 
5. Internationale versus nationale Ausrichtung des Hochschulwesens 
 
Die Entwicklung des Hochschulwesens in der DDR und der Bundesrepublik erfolgte stets vor 
einem internationalen Referenzsystem. Die relativ weitreichende außenwirtschaftliche 
Isolation der DDR prägte maßgeblich die Inhalte von Forschung und Lehre. Umgekehrt 
führten die Liberalisierung der westdeutschen Außenwirtschaft und die Integration der 
Bundesrepublik in den Weltmarkt auch zu Veränderungen in der bundesdeutschen 
Forschungslandschaft.  
In beiden deutschen Staaten bewegten sich die Hochschulen aber im Spannungsfeld von 
international orientierter Spitzenforschung auf der einen Seite und Aufholprozessen auf der 
anderen Seite. Die DDR suchte den technischen Fortschritt abseits vom Weltmarkt. Die 
politische Führung trieb die technische Entwicklung mit manchen Erfolgen nicht im, sondern 
gegen den Markt voran. Sie lenkte Forschung und Entwicklung auf Bereiche von hoher 
politischer Relevanz. Auch die Hochschulen bewegten sich stets im Spannungsfeld von 
Autarkiebestrebungen, Blocksolidarität und internationaler Ausrichtung. Die DDR bildet 
damit ein extremes Fallbeispiel für die Rationalitäten und Wirkungen einer 





Diese fünf systematischen Fragestellungen sollen im Folgenden im Blick behalten werden. 
Die Gliederung des Berichtes orientiert sich jedoch an den einzelnen Fallbeispielen in ihren 
historischen, politischen und soziokulturellen Kontexten. Abschnitt II-IV geben zunächst 
einen Überblick über die Hochschulentwicklung in Bezug auf ihren Beitrag zur 
Innovationsfähigkeit und Innovationstätigkeit in beiden deutschen Staaten. Während an 
allgemeinen Überblicken über das Hochschulwesen kein Mangel herrscht, wird doch diese 
Seite meist vernachlässigt. Abschnitt II skizziert die Entwicklung in der Bundesrepublik, 
Abschnitt III die der DDR. Abschnitt IV wirft schließlich ein vergleichendes Schlaglicht auf 
die Hochschulreformen der 1960er Jahre, die für die Themenstellung der vorliegenden 
Untersuchung einen zentralen Platz einnehmen. 
Die Abschnitte V-VIII behandeln dann die Technologie- und Wissensfelder Biotechnologie, 
Chemie, Werkzeugmaschinenbau und Wissenschaftlicher Gerätebau. Der Bericht erhebt nicht 
den Anspruch, die Entwicklung auf diesen Feldern vollständig abzudecken. Vielmehr 
zeichnet er anhand konkreter Fallbeispiele an spezifischen Orten (z. B. Biotechnologie in 
Halle und Braunschweig) die Wechselwirkungen zwischen staatlicher Forschungs-, 
Wissenschafts- und Technologiepolitik auf der einen Seite und dem „Eigensinn“ der Akteure 
vor Ort auf der anderen Seite nach, in den Hochschulen und anderen wissenschaftlichen 
Einrichtungen, den Betrieben und Unternehmen. Ein expliziter Vergleich zwischen der 
Bundesrepublik und der DDR wird in allen Fällen durchgeführt, außer im Fall der Chemie, 
wo aufgrund der guten Forschungslage zur westdeutschen Entwicklung das Chemieprogramm 
der DDR mit impliziter Bezugnahme auf die Bundesrepublik dargestellt wird. 
Naturgemäß sind nicht alle Fallstudien für alle fünf der oben angeführten systematischen 
Fragestellungen gleichermaßen ergiebig. Daher führt Abschnitt IX die wichtigsten Ergebnisse 
der Fallstudien unter systematischen Gesichtspunkten zusammen. Gleichzeitig werden dort 
offene Fragen angesprochen, die im Lauf der Untersuchung zutage traten und als Anregungen 









International sind die deutschen Hochschulen vor allem für ihre Orientierung am 
Humboldtschen Bildungsideal bekannt, das dieser mit Gründung der Berliner Universität zu 
Beginn des 19. Jahrhunderts zu verwirklichen suchte. Dem Reformer schwebte dabei die 
Realisierung einer Volluniversität mit vier klassischen Fakultäten (theologisch, medizinisch, 
juristisch, philosophisch) vor, an der die viel beschworene „Einheit von Forschung und 
Lehre“ verwirklicht werden sollte. Die Professoren hatten nicht nur Hochschullehrer, sondern 
aktive Forscher zu sein, welche die Studenten im Rahmen der Lehre an den neuesten 
Forschungsergebnissen teilhaben lassen. In der Wahl ihrer Forschungsthemen sollten die 
Professoren frei und nur der innerwissenschaftlichen Rationalität verpflichtet sein. In der 
Folgezeit orientierte sich das gesamte deutsche Hochschulwesen auf das Berliner Modell, 
auch wenn das Ideal bereits um 1900 zur Ideologie erstarrt war und sich die Realität vom 
Ideal entfernt hatte (Vom Bruch 1997). 
In der unmittelbaren Nachkriegszeit erlebte die vordergründige Orientierung am 
Humboldtschen Ideal eine erstaunliche Renaissance, da sich im Gegensatz zur Entwicklung in 
der DDR in der Bundesrepublik teilweise erhebliche Spielräume für die Universitätsleitungen 
boten. Die drei westlichen Besatzungsmächte verfuhren nach dem Zweiten Weltkrieg nicht 
nach einem einheitlichen Konzept in der Hochschulpolitik. Die Universitätsoffiziere oder 
Hochschulbeauftragten hatten relativ freie Hand, knüpften in der Regel an die vorgefundenen 
Strukturen an und übertrugen das operative Geschäft rasch an die neuen Landesregierungen. 
Umfang und Konsequenzen der Entnazifizierung divergierten (Ellwein 1992: 239-249). Eine 
zu große Industrienähe galt nach 1945 als verdächtig, da derartige Haltungen durch 
nationalsozialistische Versuche einer totalen Indienstnahme der Wissenschaft delegitimiert 
schienen. Daher knüpfte die Professorenschaft rhetorisch an ältere Traditionen an und hielt in 
Festreden das, seit Humboldt die deutschen Universitäten als Leitbild prägende, 
humanistische Bildungsideal hoch. Nicht die zum Beruf qualifizierende Ausbildung, sondern 
Menschenbildung war demnach Hauptaufgabe der Hochschulen, die sich allein an 
wissenschaftlichen Kriterien zu orientieren hatten (Jarausch 1997). 
Heute ist von diesen hehren, wohl nie tatsächlich realisierten Idealen nicht mehr viel übrig 




Deutschland stets in erster Linie als öffentliche Aufgabe begriffen - müssen auch 
Universitäten ihre Nützlichkeit unter Beweis stellen. Sie haben berufsqualifizierende 
Abschlüsse zu vergeben und die an ihnen betriebenen Forschungen sollen nach Möglichkeit 
wirtschaftlich verwertbar sein. Universitäten werden als wichtige Säulen des Nationalen 
Innovationssystems verstanden, welche die Volkswirtschaft einerseits mit wissenschaftlich 
ausgebildeten Führungskräften versorgen, anderseits selbst Innovationen hervorbringen, um 
die internationale Wettbewerbsfähigkeit aufrechtzuerhalten. Eine besondere Bedeutung 
kommt dabei den Kooperationsbeziehungen zwischen Hochschulen und Unternehmen zu, d. h. 
dem Wissenstransfer von in der Wissenschaft generiertem wissenschaftlichem Wissen in die 
Wirtschaft. 
Waren diese Verbindungen in der alten Bundesrepublik erfolgreich oder gab es spezifische 
Hemmnisse und Blockaden, die in der Organisation des deutschen Innovationssystems, 
vielleicht sogar in den längerfristigen Prägungen einer deutschen Innovationskultur begründet 
waren (Wengenroth 2001)? Lässt sich in der historischen Rückschau innerhalb des 
bundesdeutschen Hochschulsystems ein Wandel dieser Verbindungen und ihrer Bewertung 
beobachten, der möglicherweise auf die immer stärkere Orientierung am amerikanischen 
Vorbild zurückgeführt werden kann? 
Im Folgenden wird die Entwicklung der Hochschulen im westdeutschen Innovationssystem 
nachgezeichnet, wobei sich die Darstellung an der Doppelfunktion der Universitäten orientiert: 
Generierung innovationsfähigen Humankapitals und Durchführung zu Innovationen 
verwertbarer Forschung. Abschnitt 1 behandelt den Zusammenhang zwischen der Ausbildung 
an Hochschulen und dem deutschen Innovationssystem. Dabei wird ein kurzer Überblick über 
die quantitative Entwicklung der Studierendenzahlen gegeben, um anschließend die 
Fachhochschulen als besonders praxisorientierte und industrienahe Institutionen 
wissenschaftlicher Ausbildung zu betrachten. Schließlich sind unter dem Druck steigender 
Studentenzahlen stehende Reformbemühungen im Hochschulwesen unter die Lupe zu 
nehmen, die mit Innovations- und Demokratisierungsansprüchen scheinbar widerstreitende 
Interessen zu bedienen hatten. In Abschnitt 2 wird versucht, den Einfluss der 
Hochschulforschung auf Innovationen in der Bundesrepublik zwischen 1945 und 1990 zu 
skizzieren. Dabei sollen sowohl die primär an den Hochschulen vertretene 
Grundlagenforschung als auch die angewandte Forschung berücksichtigt werden. Abschnitt 
2.1 widmet sich der Frage der Schwerpunktbildung an Hochschulen, also der Konzentration 
der Forschung zum Zweck der Förderung von Innovationen. Abschnitt 2.2 gibt einen 




Zusammenhang die Entwicklung des Drittmittelaufkommens. Abschnitt 2.3 nähert sich dem 
Zusammenhang zwischen Hochschulen und Wirtschaft mit Hilfe einer Analyse von 
Ehrenpromotionen an ausgewählten Hochschulen, um Aufschlüsse über die zwischen 
Hochschulen und anderen Teilbereichen der Gesellschaft bestehenden Netzwerke zu erhalten. 
Das Schlusskapitel fasst die Ergebnisse zusammen. 
 
 
1. Von der Bildungs- zur Ausbildungsfunktion der Hochschulen 
 
1.1 Die Entwicklung des wissenschaftlich-technischen Humankapitals 
 
Die Bildung von Humankapital stellt traditionell eine Hauptfunktion der Hochschulen im 
Innovationssystem dar, da die Ausbildung hoch qualifizierter und mit den neuesten 
Technologien vertrauter Ingenieure und Naturwissenschaftler gemeinhin als Voraussetzung 
zur Entwicklung einer innovationsstarken Ökonomie gilt (Abramson et al 1997: 11). In einer 
quantitativen Sichtweise waren die bundesdeutschen Hochschulen bei der Erfüllung dieser 
Funktion vordergründig recht erfolgreich, denn die Zahl der Studierenden stieg in der 
Bundesrepublik bis 1990 stark an. 
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Handbuch der deutschen Bildungsgeschichte, Bd VI: 1945 bis zur Gegenwart, Erster Teilband: Bundesrepublik 
Deutschland, München 1998, S. 652. 
 
In den ersten Nachkriegsjahren erfolgte die Expansion moderat und in den alten Strukturen, 
um dann in der zweiten Hälfte der 1950er Jahre an Rasanz zu gewinnen. In diesem Jahrfünft 
lag das Wachstum der Studierendenzahlen wie auch in der ersten Hälfte der 1970er Jahre 
deutlich über dem langfristigen Durchschnitt von etwa 6,5%. Nach 1975 fiel das jährliche 
Wachstum deutlich unter den 40-Jahresschnitt und lag am Ende des betrachteten Zeitraums 
bei nur noch 3,4 %.Die Entwicklung verlief auch fächerspezifisch recht ungleichmäßig: 
Während die Studierendenzahlen in den Kultur-, Wirtschafts- und 
Gesellschaftswissenschaften zwischen 1960 und 1971 um 217 Prozent zunahmen, wuchs die 
Zahl der Studenten der Ingenieurwissenschaften im gleichen Zeitraum nur um 55 Prozent. Die 
höchsten Zuwachsraten in den siebziger Jahren waren in den Geistes- und 
Sozialwissenschaften zu verzeichnen. Der gesamte Ausbau des Hochschulwesens wurde 
wesentlich von den Kultur-, Sprach- und Gesellschaftswissenschaften getragen. 
 
Abbildung 2: Zusammensetzung der Studierenden an westdeutschen Hochschulen 
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Hochschulen inklusive Fachhochschulen, Quelle: Statistisches Bundesamt Wiesbaden: Statistisches Jahrbuch für 
die Bundesrepublik Deutschland, verschiedene Jahrgänge. 
 
Die Zahl der Studierenden der Ingenieurwissenschaften, deren Ausbildung für die 
Entwicklung des Innovationssystems eine besondere Bedeutung zukommt, wuchs langsamer 
als die Gesamtzahl der Studierenden, so dass sich ihr Anteil an dieser Grundgesamtheit 
kontinuierlich von etwa 20 Prozent in den 1950er Jahren über 15 Prozent in den 1960er 




stabilisierte sich der Anteil der Ingenieur-Studenten an den Universitätsstudenten auf 11 bis 
12 Prozent. Die in Abbildung 2 sichtbare Zunahme des ingenieurwissenschaftlichen Bereichs 
in den 1970er und 1980er Jahren ist vor allem auf den Ausbau des Fachhochschulwesens 
zurückzuführen. So lässt sich bei Betrachtung der Gesamtstudierendenzahlen feststellen, dass 
die technik- und naturwissenschaftlichen Fächer in den 1980er Jahren erneut die Anteilswerte 
der späten 1950er Jahre erreichten. Während der Anteil der Elektrotechnik- und 
Maschinenbaustudenten an den Studierenden der Ingenieurwissenschaften stieg, verloren 
Architektur, Bauingenieurwesen, Raumplanung, Bergbau und Hüttenwesen zahlenmäßig an 
Bedeutung, worin sich der allgemeine Strukturwandel der bundesrepublikanischen Wirtschaft 
abbildete. Im Bereich der mathematisch-naturwissenschaftlichen Fächergruppe reduzierten 
sich die Anteile von Physik und Mathematik um die Werte, welche die neu eingerichtete 
Informatik erreichen konnte. Während sich die relative Zahl der Chemiestudenten halbierte, 
stiegen die Anteile der Studenten der Biologie und Geowissenschaften deutlich an. Der Anteil 
der Studenten medizinischer Fächer fiel in den 1970er Jahren auf unter 10 Prozent und 
stabilisierte sich dort, was auf die Durchsetzung von Zulassungsbeschränkungen in diesem 
Bereich und die Effektivität staatlicher Steuerung verwies (Statistisches Bundesamt, 
verschiedene Jahrgänge). 
Die Last steigender Studierendenzahlen hatten zunächst die traditionellen Universitäten und 
Technischen Hochschulen zu tragen, denn nur in der unmittelbaren Nachkriegszeit kam es in 
Mainz (1946), Saarbrücken (1947) und Berlin (Freie Universität 1948) zu Neugründungen. 
Ansonsten wurden die überkommenen Strukturen erhalten, Kapazitäten jedoch langsam 
ausgebaut. 
 
1.2 Ingenieurmangel und Praxisorientierung: Zur Genese des 
Fachhochschulwesens 
 
Seit Beginn der 1950er Jahre wurde in der Bundesrepublik ein drohender Ingenieurmangel 
diskutiert, wobei auch Fragen der Systemauseinandersetzung eine Rolle spielten. Die Mahner 
vor sowjetischer Überlegenheit wurden 1957 durch Erfolge in der Weltraumforschung, 
welche die als Sputnik-Schock sprichwörtlich gewordene Verunsicherung auslösten, 
scheinbar bestätigt. Die Sowjetunion und ihre osteuropäischen Satelliten, allen voran die DDR, 
schienen die These verinnerlicht zu haben, dass eine technisierte Gesellschaft einen immer 
höheren Anteil von Ingenieuren an den Gesamtbeschäftigten benötige, und investierten 




Ingenieurausbildung besondere Erfolge feiern. 1960/61 wurden gemessen an der 
Beschäftigtenzahl doppelt so viele Diplomingenieure ausgebildet wie in der Bundesrepublik. 
Durch eine Verkürzung des Ingenieurstudiums auf vier Jahre erhöhten sich die 
Absolventenzahlen noch, so dass 1974 schließlich 13 Prozent der Jugendlichen des 
entsprechenden Altersjahrgangs zu Ingenieuren gemacht wurden, während es in der 
Bundesrepublik nur 2,6 Prozent waren (Wolter 1990: 86-90). 
In den 1950er Jahren wurden zwar in der Bundesrepublik ebenfalls die Ingenieurschulen 
verstärkt ausgebaut und auch an den Technischen Hochschulen nahm die Anzahl der 
Studierenden der Ingenieurwissenschaften um 50 Prozent zu, blieb damit aber unter der 
durchschnittlichen Zunahme der Studierendenzahlen. Die Hauptexpansion erfolgte, wie 
gezeigt, in anderen Fächern, die einer engen, technokratischen - gleichwohl weit verbreiteten - 
Interpretation gemäß für die Entwicklung des Innovationssystems nur von nachgeordneter 
Relevanz waren. 
Die absolute Zahl der Ingenieur-Studenten nahm in etwa in dem Zeitraum überproportional zu, 
in dem auch die Gesamtzahl der Studierenden explodierte. Denn um das Fehlen einer kurzen 
und attraktiven, akademischen Ingenieurausbildung zu kompensieren, wurden die 
Ingenieurschulen zu diesem Zeitpunkt in Fachhochschulen umgewandelt. Nach Protesten und 
Demonstrationen der zahlenmäßig weiter zunehmenden Gruppe der Studierenden an 
Ingenieurschulen wegen der ungeklärten internationalen Anerkennung ihrer Abschlüsse, die 
im spannungsreichen und politisch aufgeladenen Jahr 1968 auch von Dozenten unterstützt 
wurden, leiteten die Landesregierungen recht schnell eine Reform ein. Da der rasche Wandel 
beruflicher Anforderungen eine stärkere theoretische Fundierung der Ausbildung erfordere, 
einigten sich die Ministerpräsidenten der Länder noch 1968 darauf, Fachhochschulen 
einzurichten, die größtenteils aus den etablierten Ingenieurschulen hervorgehen sollten. 
Als Ziel dieser Hochschulen wurde eine praxisbezogene Lehre definiert, die eine auf 
wissenschaftlicher Grundlage beruhende Bildung zu vermitteln hatte und zu selbständiger 
Tätigkeit im Beruf befähigen sollte. Im Rahmen dieses Bildungsauftrages durften die 
Fachhochschulen eigene Untersuchungen durchführen und F&E-Aufgaben übernehmen 
(Lundgreen 1994: 44-50). Diese Ausrichtung entsprach in weiten Teilen den Technischen 
Hochschulen, so dass die Vorschläge des Wissenschaftsrats zur Einführung kurzer 
Ingenieurstudiengänge an wissenschaftlichen Hochschulen obsolet wurden. Ganz im 
Gegensatz zu den ursprünglichen Planungen verstärkten die Technischen Hochschulen in der 
Folgezeit ihre Theorieanteile und die Wissenschaftsorientierung, was die Ausbildungsgänge 




Seit den 1970er Jahren hat sich der Anteil der Studierenden an Fachhochschulen an der 
Gesamtzahl der Studierenden langsam gesteigert und betrug 1995 fast ein Viertel. Etwa die 
Hälfte aller Fachhochschüler studieren Ingenieurwissenschaften, wobei diese Studenten 
wiederum mehr als die Hälfte der Ingenieur-Studenten überhaupt ausmachen (Abbildung 3). 
Auch die Wirtschafts- und Gesellschaftswissenschaften sind an den Fachhochschulen, was 
ihren Anteil an der Zahl der Fachhochschüler betrifft, stark vertreten, während die 
Fächergruppe Mathematik und Naturwissenschaften vor allem durch die Informatik an den 
Fachhochschulen repräsentiert wird. 
 
Abbildung 3: Anteil von Fachhochschul-Studenten an Ingenieur-Studenten 
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Quellen: Christoph Oehler/ Christiane Bradatsch: Die Hochschulentwicklung nach 1945, in: Christoph Führ/ 
Carl-Ludwig Furck: Handbuch der deutschen Bildungsgeschichte, Bd VI: 1945 bis zur Gegenwart, Erster 
Teilband: Bundesrepublik Deutschland, München 1998, 412-446, hier:417./ Verein Deutscher Ingenieure: 
Studierende und Studienanfänger-/innen – Fächergruppe Ingenieurwissenschaften, http://194.245.72.99/ 
index4.php (08. 01.04), Fachhochschulen einschließlich Verwaltungshochschulen; ab 1990 einschließlich neue 
Bundesländer. 
 
Verbunden mit dem Anwachsen der quantitativen Bedeutung des Fachhochschulwesens ist 
die Forderung nach weitgehender akademischer Anerkennung, die sich vor allem im Streben 
nach dem Promotionsrecht manifestiert. Die von den Newcomern ausgehende Annäherung an 
die Universitäten, auch als Academic Drift bezeichnet, ist ein seit langer Zeit zu 
beobachtendes internationales Phänomen. Substantielle Erfolge in dieser Richtung konnten 
die deutschen Fachhochschulen jedoch erst im Laufe der 1990er Jahre erzielen. Noch in den 




wissenschaftlichen Hochschulen votiert und den Anwendungsbezug von Lehre und Forschung 
der Fachhochschulen betont (Oehler/ Bradatsch 1998: 435). 
 
1.3 Reformansätze im Zeichen der Massenuniversität 
 
Die erste größere Studie des 1957 gegründeten Wissenschaftsrates, einer beratenden und 
koordinierenden Institution, zusammengesetzt aus Wissenschaftlern, Politikern des Bundes 
und der Länder, leitete 1960 eine neue hochschulpolitische Phase ein. Seine Empfehlungen 
hatten zwar keinen rechtlich bindenden Charakter, galten aber als einflussreich (Benz 1998). 
Nun setzte sich auch unter bundesrepublikanischen Bildungspolitikern die Ansicht durch, dass 
überproportionale Investitionen in neue Reformuniversitäten benötigt würden, um eine 
kontinuierliche Entwicklung des Nationalen Innovationssystems zu gewährleisten, und die 
internationale Wettbewerbsfähigkeit aufrechtzuerhalten. Die Empfehlungen zu Zahl, Struktur 
und Standort neuer sowie zum Ausbau vorhandener wissenschaftlicher Hochschulen führten 
zu überdurchschnittlichen Investitionen und zahlreichen Neugründungen. Allein zwischen 
1965 und 1975 wurden 24 neue Hochschulen eröffnet, die neben den traditionellen Aufgaben 
in „Forschung und Lehre“ auch neue Ausbildungsgänge anzubieten hatten. Das 
Experimentieren mit Reformkonzepten stand nun auf der Tagesordnung, 
„Interdisziplinarität“ und „Anwendungsorientierung“ waren zeittypische Schlagworte. 
(Handel 2001: 279-299 / Schimank 1995: 62). 
Aber erst mit der Debatte um den Bildungsnotstand Mitte der 1960er Jahre erreichten die 
Diskussionen in Fachkreisen über die Unzulänglichkeiten des tradierten Hochschulsystems 
erstmals ein breiteres Publikum. Die notwendige Spezialisierung stellte zunehmend die 
vormals hochgehaltene „Einheit der Wissenschaften“ in Frage, steigende Studentenzahlen 
bedrohten das Prinzip der „Einheit von Forschung und Lehre“. Das alte Bildungsideal stand 
im scheinbaren Widerspruch zur Aufgabe, Fachkräfte für die moderne Industriegesellschaft 
auszubilden. Gleichzeitig führte der geringe Anteil von Abiturienten zu einer mangelnden 
Zahl an hoch qualifizierten Fachkräften (Picht 1964). 
Die Hochschulen sollten nun vorrangig zu Ausbildungsinstitutionen entwickelt werden. Die 
berufsqualifizierende Ausbildung konnte dabei in einem straff organisierten Studium von drei 
bis vier Jahren stattfinden. Daran anschließen ließe sich ein vertiefendes Aufbaustudium nach 
dem alten Prinzip „Bildung durch Wissenschaft“. In der Folge wurde diese Konzentration auf 
die Berufsausbildungsfunktion und die Produktion von Wissensträgern noch forciert. 




1966 zielten in diese Richtung, betonten sie doch ebenfalls die Berufsausbildungsfunktion 
von Studienabschlüssen (Wissenschaftsrat 1966). Damit war die veränderte Rolle der 
Hochschulen im Nationalen Innovationssystem markiert. Konnten sich die Hochschullehrer in 
den 1950er Jahren noch den Humboldtschen Idealen verschreiben, anwendungsfernes 
Forschen und forschendes Lehren propagieren, so erzwang die Massenuniversität nach 
Überzeugung maßgeblicher Bildungspolitiker das Angebot vorrangig berufsqualifizierender 
Abschlüsse und die Ausbildung von Wissensträgern, die innerhalb der Wirtschaft auf 
Innovationsprozesse einwirken sollten. Doch die Realisierung dieser Absichten wurde durch 
das Beharrungsvermögen vieler Fakultäten, den überproportionalen Ausbau der 
Geisteswissenschaften und die sich seit den 1970er Jahren abzeichnende Unterfinanzierung 
der Universitäten konterkariert. 
In den frühen 1960er Jahren war die Universität ein wenig angetastetes Refugium von 
Sprösslingen der Oberschicht. Kinder aus mittleren und unteren Schichten waren kaum 
vertreten. Ein Hauptziel der Bildungsreformen war es daher, die fehlenden Ingenieure aus 
diesen Schichten zu rekrutieren. Die Verbreiterung der gesellschaftlichen Basis sollte im 
Rahmen einer „Bildungsoffensive“ helfen, internationale Rückstände in diesem Bereich 
aufzuholen. Gerade die neuen Studiengänge hatten daher vor allem für vormals bildungsferne 
Schichten attraktiv zu sein, denn mit der Ausweitung der akademisch gebildeten Basis waren 
von Beginn an Demokratisierungsabsichten verknüpft. Allerdings wurden die hochgesteckten 
Ziele nur sehr bedingt erreicht. Im Zuge der Bildungsexpansion stieg bei allen sozialen 
Schichten die Nachfrage nach Hochschulbildung. Zu einer Einebnung der sozial bedingten 
Unterschiede im Hochschulzugang kam es aber kaum. Arbeiterkinder blieben in der 
Bundesrepublik auch in den 1990er Jahren bei den Studienanfängern deutlich 
unterrepräsentiert. (Helberger/ Palamidis 1989: 209 / Köhler 1992: 90). 
Empfehlungen des Wissenschaftsrates zur Neuordnung des Studiums sollten an der neu 
gegründeten Ruhr Universität Bochum, die als erste Universität mit einer 
ingenieurwissenschaftlichen Fakultät gegründet wurde, erstmals umgesetzt werden, was neue 
Impulse für die Ingenieurausbildung versprach. Trotz der dringenderen Ausbildung von 
Fachschulingenieuren erkannte der Wissenschaftsrat einen weiteren Bedarf an Hochschul-
Ingenieuren, da die Fachschulen allein nicht in der Lage waren, den bestehenden Mangel zu 
beseitigen. Bei den theoretisch orientierten Gebieten der Elektrotechnik, wie 
Regelungstechnik und Datenverarbeitung sei darüber hinaus eine steigende Nachfrage zu 




Da die Industrie auf unterschiedlichen Positionen Bedarf an unterschiedlich geschulten 
Absolventen hätte, wurde 1966 die Differenzierung der Ausbildungsziele in gestuften 
Studiengängen vorgeschlagen. Die Mehrzahl der Studenten sollte nach dem auf drei bis vier 
Jahre begrenzten Grundstudium und dem ersten zum Beruf befähigenden Abschluss die 
Universität verlassen. Die vorgesehene Studienzeitverkürzung wollten die Bildungsplaner 
über Begrenzungen des Lehr- und Prüfungsstoffs, der obligatorischen Lehrveranstaltungen 
und des Anspruchs der Abschlussarbeit sowie in scharfer Abgrenzung zu praktischen 
Ausbildungsinhalten erreichen. Für eine kleine Schar ausgewählter, an der Forschung 
interessierter Studenten stand das anschließende Forschungsstudium offen. Im Beruf stehende 
Absolventen sollten sich schließlich mittels Abend- und Teilzeitstudien weiterbilden 
(Wissenschaftsrat 1966: 11-26). 
Hätten von diesen Empfehlungen wichtige Impulse für eine Reform der Ingenieurausbildung 
ausgehen können, wurden an den Universitäten und Hochschulen völlig andere 
Reformkonzepte für eine Verbesserung des Studiums diskutiert und nur wenige umgesetzt. So 
unterschied sich das Studium an den neu gegründeten Universitäten nicht wesentlich von dem 
an den traditionellen Technischen Hochschulen. Mit Verweis auf Bedürfnisse der Industrie 
konnte einerseits ein verkürztes Studium mit Vertiefungsfach, andererseits ein längeres, an 
den Grundlagenfächern orientiertes Studium ohne Vertiefung gefordert werden. 
Innerhalb der Ingenieurwissenschaften schritt nach dem Zweiten Weltkrieg die fachliche 
Differenzierung, die mit einer Vergewisserung über die eigenen fachlichen Grundlagen sowie 
einer Emanzipation von den Naturwissenschaften verbunden war, weiter fort. Dieser Prozess 
manifestierte sich immer stärker in eigenständiger technikwissenschaftlicher Theoriebildung 
und stand somit der Einrichtung übergreifender Zentralinstitute, in denen sich die 
Technikwissenschaften der Leitfunktion der Naturwissenschaften unterordnen hätten müssen, 
in gewisser Weise entgegen (König 1995). Die Gründung von in Fachbereichen organisierten 
Abteilungen an den neuen Reformuniversitäten nach dem Vorbild der amerikanischen 
„departments“ sollte die Nachteile großer, schwerfälliger Fakultäten umgehen und die 
interdisziplinäre Kooperation erleichtern. Verbindliche Vorgaben der Gründungsausschüsse 
dazu gab es aber kaum, so dass Aspekte der Interdisziplinarität rasch in den Hintergrund 
gedrängt wurden und die neuen Abteilungen all zu oft „im eigenen Saft schmorten“. Hinzu 
kamen Stellenkürzungen, die sich negativ auf die angestrebte Interdisziplinarität auswirkten, 
da die Prioritäten bei der Etablierung des jeweils eigenen Fachs lagen und die Forderung nach 
fachübergreifender Zusammenarbeit nicht institutionalisiert wurde. Die neuen Möglichkeiten, 




wurden in der Praxis kaum genutzt. Der Finanzmangel trug dazu bei, dass die innovativen 
Reformkonzepte an den „Reformuniversitäten“ nur sehr mangelhaft umgesetzt wurden und 
sich die Ausbildung in ihrer Struktur nur marginal von den Studienplänen der Technischen 
Hochschulen unterschied. Trotz dieser ungenügenden Realisierung von Reformen gelang es, 
die Berufsausbildungsfunktion stärker in den Hochschulen zu implementieren. Das Angebot 
einer qualifizierten Berufsausbildung gehört seit den Erneuerungsversuchen der 1960er Jahre 
zu den festgeschriebenen Zielen der reformierten Hochschule (Turner 2001:111-121). 
Der beschriebene Prozess manifestierte sich auch, allerdings mit zeitlicher Verzögerung, in 
den Stellungnahmen der Westdeutschen Rektorenkonferenz, der Vertretung der 
bundesdeutschen Universitäten, und in den gemeinsam mit der Kultusministerkonferenz 
erarbeiteten Rahmenprüfungsordnungen. Während in den 1960er Jahren zu große 
Nützlichkeitserwägungen in der wissenschaftlichen Ausbildung noch abgewehrt wurden, 
verstand die Rektorenkonferenz die Diplomprüfung ab 1974 ausdrücklich als 
berufsqualifizierenden Abschluss (Westdeutsche Rektorenkonferenz 1991). 
Stiegen die Studierendenzahlen in der Dekade von 1950 bis 1960 und in den Jahren von 1960 
bis 1970 um 92 bzw. 70 Prozent, so nahmen sie ausgehend von einem hohen Niveau zwischen 
1970 und 1980 nochmals um 146 Prozent zu, um in den 1980er Jahren um weitere 45 Prozent 
zu steigen. Eine staatliche Steuerung der Studienanwärter wurde angesichts dieser Zahlen fast 
unausweichlich. Versuche dazu waren vor allem im Bereich der medizinischen Fächer zu 
verzeichnen. In Medizin, Zahnmedizin und Pharmazie gab es bereits seit Mitte der 1960er 
Jahre Zulassungsbeschränkungen. Die Einführung eines Numerus Clausus konnte aber recht 
schnell mit der grundgesetzlich geschützten Freiheit der Berufswahl kollidieren. Daher wurde 
nach einer Entscheidung des Bundesverfassungsgerichts von 1972 zum Wintersemester 
1973/74 in Dortmund eine „Zentralstelle für die Vergabe von Studienplätzen“ (ZVS) 
eingerichtet. Das von dieser Stelle durchgeführte Auswahlverfahren nach Abiturnote und 
Wartezeit, ursprünglich als situationsbedingte Notmaßnahme zur Verwaltung des Mangels 
gedacht, weitete sich in der Folgezeit auf immer mehr Fächer aus (Turner 2001: 60-67)). 
Im Zeichen einer hohen Nachfrage der geburtenstarken Jahrgänge nach Studienplätzen 
erklärten die Regierungschefs der Länder und des Bundes 1977 jedoch, die Hochschulen 
weiter öffnen, und Zulassungsbeschränkungen abbauen zu wollen. Dabei gingen sie von einer 
begrenzten Überlast, einem zeitlich befristeten Studentenberg aus. Tatsächlich stiegen die 
Studierendenzahlen aber bis zur deutschen Vereinigung 1989/90 kontinuierlich weiter an und 
mit dem Bekenntnis zur Öffnung war keine Zusage über zusätzliche Finanzmittel verbunden. 




Finanznot der Länder schlug sich schließlich in Einsparungen an der Grundausstattung der 
Hochschulen nieder. Teilweise abgefangen werden konnten finanzielle Engpässe durch eine 
stärkere Drittelmittelorientierung. So hat sich in den 1980er Jahren das Drittmittelaufkommen 
fast verdoppelt, während die Grundmittel trotz weiter steigender Studentenzahlen auf dem 
vormaligen Niveau verharrten. Unter dem Druck der massiv ansteigenden Studierendenzahlen 
wurden in den 1970er Jahren vorhandene finanzielle und personelle Ressourcen hauptsächlich 
auf den Lehrbetrieb in den massenhaft nachgefragten Fächern konzentriert. In diesem 
Zusammenhang wurden Befürchtungen laut, dass die Grundlagenforschung an Universitäten 
immer weiter eingeschränkt werden könnte. Verschiedentlich war gar von einem 
„Verdrängungsdruck der Lehre auf die Forschung“ die Rede (Schimank 1995: 40-96). 
Tatsächlich verkleinerten sich die individuellen Zeitbudgets für die Forschung nicht. Die 
Entwicklung beim wissenschaftlichen Personal konnte zwar mit der rasanten Entwicklung der 
Studierendenzahlen nicht Schritt halten, so dass sich die Betreuungsverhältnisse 
verschlechterten. Es wurden aber keine Kapazitäten aus der Forschung abgezogen, sondern 
die für Lehre und Betreuung zur Verfügung stehende Zeit auf immer mehr Studenten verteilt. 
Die Betreuungsrelation zwischen Student und Professor verschlechterte sich stetig, Qualität 
und Intensität der Betreuung nahmen ab. Die Verlängerung von Studienzeiten über die 
Regelstudienzeit hinaus war die unausweichliche Folge. 















Index-Zahlen, 1971 = 100, Quelle: Statistisches Bundesamt: Statistisches Jahrbuch der Bundesrepublik 






Während der Bestand an wissenschaftlichem Personal seit Ende der 1970er Jahre nur langsam 
wuchs, explodierten im gleichen Zeitraum die Studentenzahlen. Allerdings war vorher im 
Zuge der Hochschulexpansion der 1960er und 1970er Jahre die Zahl der Stellen für 
Wissenschaftler schneller gewachsen als die Zahl der Studierenden, so dass 1990 ungefähr 
dieselbe Relation wie 1960 erreicht war (Schimank 1995: 62, 64, 76). Hauptkennzeichen der 
Entwicklung war der Umbau zur Assistentenuniversität, in der die Grundlast der einfachen 
Lehre vom Mittelbau getragen wird. Die Bedingungen für die universitäre Lehre, nicht aber 
für die Hochschulforschung, wurden unter diesen Vorzeichen seit den 1960er Jahren immer 
schlechter. 
In außeruniversitären Einrichtungen, wie der Max-Planck- und Fraunhofer-Gesellschaft sowie 
in Großforschungsinstituten bildeten sich zusätzliche Forschungskapazitäten (Szöllösi-Janze u. 
Trischler, 1990 / Ritter, Szöllösi-Janze u. Trischler, 1999). Zwischen 1963 und 1987 erhöhte 
sich auch der Anteil der Wirtschaft an den inländischen F&E-Ausgaben von 59 auf 73 %, der 
Rest verteilte sich in etwa gleichmäßig auf Hochschulen und außeruniversitäre Einrichtungen 
(Hohn/Schimank 1990:50). Dabei ist aber zu berücksichtigen, dass ca. 90 % der 
Wissenschaftler in der Industrie mit Entwicklungsarbeiten beschäftigt sind (Schimank 
1995:18f.), so dass die Hochschulen immer noch einen führenden Platz in der Forschung 
einnehmen, wenn auch zusammen mit den anderen Forschungsinstituten. 
Zu einer Verlagerung der Forschung aus den Hochschulen hinaus kam es also kaum. 
Trotzdem wurden Hochschullehrer seit den 1980er Jahren verstärkt dazu angehalten, 
zusätzliche Finanzierungsquellen für die Hochschulforschung zu erschließen, oft mit dem 
Argument, der sich angeblich abzeichnenden Entwicklung der Hochschulen zu reinen 
Lehranstalten entgegenzuwirken. Die nun folgende Orientierung auf die Einwerbung von 
Drittmitteln verstärkte die tendenzielle Unterwerfung der Hochschulen unter Ziele der 
Wirtschaft, auch wenn der Löwenanteil eingeworbener Drittmittel stets von öffentlichen 
Geldgebern (z. B. Deutsche Forschungsgemeinschaft) kam. Der Anteil der Drittmittel aus 
öffentlicher Hand am gesamten Drittmittelaufkommen schwankte im Zeitraum von 1970 bis 
1990 zwischen 70 und 80 Prozent, um erst in den 1990er Jahren auf etwa zwei Drittel zu 
fallen (Wissenschaftsrat 1993: 55, Wissenschaftsrat 2000: 57). Zur Aufrechterhaltung eines 
geregelten Lehr- und Forschungsbetriebs waren diese zusätzlichen Mittel gleichwohl 
notwendig. 
Können dem bundesdeutschen Hochschulsystem hinsichtlich einer gewissen 
Demokratisierung des Universitätszugangs und der Differenzierung des Studienangebots, die 




so muss das Urteil zur Qualität der Ausbildung zwiespältig ausfallen. Während einige 
Reformstudiengänge durchaus den Erfordernissen des Innovationssystems gerecht werden, 
stehen die miserablen Betreuungsverhältnisse an der Massenuniversität einer zügigen, 
qualitativ hoch stehenden Ausbildung entgegen. 
 
2. Hochschulen als Innovationsmotoren? 
 
Der Forschungsstand zu dieser Frage ist keineswegs als befriedigend anzusehen. Das hat 
mehrere Gründe. Erstens liegt dieses Forschungsfeld quer zu den etablierten Abgrenzungen 
wie Hochschulgeschichte, Wissenschaftsgeschichte, Wirtschaftsgeschichte und 
Technikgeschichte. Erst in neuerer Zeit wenden sich vor allem Technik- und 
Wissenschaftshistoriker der Frage des Technologietransfers zu (Lieske 2000, Vom 
Bruch/Trischler 1999). Zweitens ist es generell schwierig, allgemeine Aussagen für das 
bundesrepublikanische Hochschulsystem zu treffen, da der Zusammenhang zwischen 
Hochschulforschung und Innovationen von Branche zu Branche sowie von Disziplin zu 
Disziplin variiert. Generell ist die Verbindung zwischen Technischen Hochschulen und 
Industrie enger als das bei den „klassischen“ Universitäten der Fall ist (vgl. König 1990). 
Traditionelle Beziehungen bestehen in den so genannten wissensbasierten Industrien wie 
Chemie, Elektrotechnik, z. T. Feinmechanik/Optik, während z. B. die Biologie in Deutschland 
bis in die 1980er Jahre wenige Industriekontakte hatte. Drittens schließlich gibt es 
methodische Probleme: Da ein großer Teil der Kontakte zwischen Hochschulwissenschaftlern 
und Unternehmen informeller Natur ist, bereitet die Messung einige Probleme. Schriftliche 
Quellen existieren nur in wenigen Fällen. 
 
2.1 Schwerpunktbildung und Konzentration 
 
Ist die universitäre Forschung in der Bundesrepublik effizient organisiert? Nach Meinung 
vieler Experten würde das von Seiten der Hochschulen eine Konzentration auf die jeweiligen 
Stärken voraussetzen – also eine Schwerpunktbildung, wie sie seit 1968 in der DDR 
vorgenommen wurde (Laitko 1998). Das klassische Ideal der deutschen Universität seit der 
mit dem Namen Humboldt verbundenen Reformperiode um 1800 war allerdings in bewusster 
Abgrenzung zu den französischen Spezialhochschulen das der Volluniversität. In diesem 




es auch in der Bundesrepublik immer wieder Versuche, Schwerpunkte an Hochschulen zu 
bilden. Drei davon sollen hier kurz skizziert werden: Niedersachsen in der Nachkriegszeit, 
Baden-Württemberg in den 1950er und Nordrhein-Westfalen in den 1960er Jahren. 
Das Land Niedersachsen hatte aus historischen Gründen zwei Technische Hochschulen in den 
nahe gelegenen Städten Braunschweig und Hannover. 1946 gab es Gerüchte über die 
Auflösung der TH Hannover. 1947 schrieb das niedersächsische Kultusministerium die 
Rektoren der beiden Hochschulen an und forderte sie auf, Vorschläge für mögliche 
Einsparungen in solchen Fächern zu machen, die an beiden Hochschulen vertreten waren. Es 
sollte aber nur in den Randgebieten gekürzt werden, da Fächer wie Maschinenbau oder 
Elektrotechnik für die Ausbildungsfunktion einer Technischen Hochschule als unverzichtbar 
angesehen wurden, und dort Einsparungen kaum zu erzielen seien. In ihrer Antwort machten 
die Rektoren keine konkreten Vorschläge, sondern verwiesen darauf, dass eine TH keine reine 
Ausbildungsfunktion hätte, sondern eine „universitas auf technischem Gebiet“ sein müsse. 
Das Ministerium holte daraufhin drei Gutachten von außen ein, die sich alle gegen eine 
Auflösung einer TH oder ganzer Fakultäten aussprachen. Ein Gutachten sprach sich für die 
Reduzierung der allgemein bildenden Fächer an den THs aus. Das Ministerium erstellte 
daraufhin eine Liste mit insgesamt 13 zu streichenden Professuren an beiden Hochschulen aus 
sehr unterschiedlichen Fachgebieten (z. B. Erdölchemie, Meteorologie, Zoologie, Geschichte, 
Betriebswirtschaft). Nach Protesten der Hochschulen und von Wirtschaftsverbänden wurde 
diese Liste auf vier Professuren reduziert, für die im Gegenzug allerdings fünf neue 
eingerichtet werden sollten. In einem resümierenden Schreiben machte sich das 
Kultusministerium 1951 das Argument der Rektoren zu eigen: „Eine Technische Hochschule 
ist ebenso wenig wie eine Universität eine nach einem festen Schema arbeitende Fachschule, 
sondern eine Technische universitas, d.h. eine freie Vereinigung von Lehr- und 
Forscherpersönlichkeiten eigener Prägung“ (HSTAH Nds. 401, Acc. 92/85, Nr. 436-438). 
Einen ähnlichen Versuch der Schwerpunktbildung im Sinne der Abstimmung der 
Forschungsgebiete zwischen den Hochschulen eines Bundeslandes unternahm die 
Landesregierung Baden-Württembergs zwischen 1956 und 1958 (HSTAS EA 3/906 Nr. 47). 
Der unmittelbare Anlass war wiederum der Wunsch nach Einsparungen. Zu diesem Zweck 
sollten sich einerseits die beiden Technischen Hochschulen Stuttgart und Karlsruhe, 
andererseits die klassischen Universitäten Freiburg, Heidelberg und Tübingen in der Bildung 
von Schwerpunkten untereinander abstimmen. Wie schon einige Jahre zuvor in Niedersachsen 
kamen von den Rektoren wenige konkrete Vorschläge zur Schwerpunktbildung bei bereits 




seien vor der „Einseitigkeit des Spezialistentums“ zu bewahren. Nur bei neuen 
Sondergebieten wie Luftfahrtforschung und Kernphysik sei eine Aufteilung möglich. Die 
Universität Heidelberg versuchte zwar, die Krebsforschung für sich als Schwerpunkt zu 
reklamieren, stieß damit aber auf den Widerstand der Universitäten Freiburg und Tübingen, 
die fürchten mussten, von diesem Gebiet völlig ausgeschlossen zu werden. 1958 stellte das 
Kultusministerium die Überlegungen zunächst zurück, da es die Vorschläge des neu 
gebildeten Wissenschaftsrats abwarten wollte. Immerhin beschloss das Ministerium 1958 den 
vorrangigen Ausbau der Kernphysik in Karlsruhe, der Luftfahrtforschung in Stuttgart, der 
Physik in Heidelberg und der „Ostforschung“ in Tübingen. In einem Schreiben an das 
Finanzministerium von 1959 werden aber nur Kernphysik und Luftfahrtforschung als 
Schwerpunkte ausgewiesen, geisteswissenschaftliche Spezialgebiete könnten aufgrund der 
geringen finanziellen Aufwendungen nicht als Schwerpunkte bezeichnet werden. 
Die Vermutung, der Wissenschaftsrat würde sich auch mit der Bildung von Schwerpunkten 
befassen, kam nicht von ungefähr. Bereits 1960 verabschiedete der Wissenschaftsrat 
Empfehlungen zur Schwerpunktbildung an Hochschulen mit konkreten Vorschlägen, in 
welchen Bereichen die Hochschulen Schwerpunkte und Sondergebiete einrichten sollten 
(HSTAD NW 178 Nr. 1579-80, 1597, 1598; HARWTH 1055, 1080, N 0106 C). Für die 
traditionsreiche Technische Hochschule in Aachen waren z. B. zwei Schwerpunkte 
vorgesehen, nämlich Reaktortechnik und Verfahrenstechnik. Der Senat der Hochschule wollte 
diese Bereiche um den Schwerpunkt Werkstoffkunde und Festkörperphysik ergänzt sehen. 
Rückblickend schrieb der Vorsitzende des Wissenschaftsrats, Prof. Raiser: „Die 
Empfehlungen des Wissenschaftsrates über die Einrichtung von Schwerpunkten und 
Sondergebieten haben bei den Hochschulen nachhaltige und kritische Resonanz gefunden. 
Schwerpunkte und Sondergebiete verursachen zwar erhebliche Kosten und einen 
beträchtlichen Personalaufwand, haben aber für die Wissenschaft große und zunehmende 
Bedeutung“ (HSTAD NW 178 Nr. 1579-80, fol. 4). 
Ob nun wegen der hohen Kosten oder der kritischen Resonanz, die Umsetzung der 
Empfehlungen schien nicht voran zu kommen. 1964 sandte der Wissenschaftsrat erneut 
Fragebögen an die Hochschulen, um Schwerpunkte festzustellen. Gegenüber 1960 hatte er im 
Fall der TH Aachen seine Vorschläge ergänzt um die Gebiete der Brennstoffchemie und der 
Technischen Akustik. Der ausgefüllte Fragebogen der TH Aachen sah allerdings nicht 
weniger als 11 weit gefasste Schwerpunkte vor: Binnenschiffbau, Fertigungstechnik, 
Festkörperelektronik, Kerntechnik, Luft- u. Raumfahrt, Makromolekulare Chemie, 




Der Wissenschaftsrat zeigte sich wenig begeistert, und bemerkte bei einer Besprechung in 
Aachen 1965, es handle sich bei den angemeldeten Schwerpunkten teilweise nicht um 
Schwerpunkte im Sinne der Fragebogenaktion. Die TH sagte eine nochmalige Überprüfung 
zu. Innerhalb der TH schob die Hochschulleitung den „Schwarzen Peter“, also die 
Zuständigkeit für die Benennung von Schwerpunkten, den Fakultäten zu. Drei von sechs 
Fakultäten verweigerten sich dieser Aufgabe schlichtweg. Die sieben genannten 
Schwerpunkte waren mit der Ausnahme der Gebäudetechnik alle schon in der oben 
angeführten Liste enthalten gewesen, so dass eine wirkliche Änderung schwer zu erkennen ist. 
Das Dilemma wurde auf einer Besprechung im Februar 1966 im nordrhein-westfälischen 
Kultusministerium deutlich: Professor Weise vom Wissenschaftsrat erklärte, die 
Schwerpunktbildungen könnten nur in Zusammenarbeit mit den Hochschulen erfolgen. 
Kultusminister Mikat forderte die Hochschulen auf, frei werdende Lehrstühle zugunsten der 
neuen Schwerpunkte umzuwidmen. Der Rektor der Universität Köln, Schmölders, entgegnete, 
in den Fakultäten sei die Willensbildung sehr schwierig. Sein Kollege von der Universität 
Bonn pflichtete ihm bei und schlug vor, der Wissenschaftsrat solle seinerseits eine Liste der 
umzuwidmenden Lehrstühle erstellen. Im Übrigen könnten Schwerpunkte nicht einfach 
verordnet werden, sondern müssten sich allmählich entwickeln. Eine Entscheidung fiel auf 
dieser Sitzung nicht und später scheint das Thema stillschweigend fallen gelassen worden zu 
sein. Das Dilemma aber war klar: Wollte der Wissenschaftsrat eine Schwerpunktbildung, die 
nicht willkürlich von oben verordnet war, sondern auf tatsächlich vorhandenen Stärken der 
Universitäten aufbaute, so benötigte er dazu die Mitarbeit der Hochschulen. Diese waren aber 
nur begrenzt zur konstruktiven Teilnahme bereit. Besonders wenn es um die Streichung 
existierender Lehrstühle ging, hörte die Kompromissbereitschaft der Hochschulen auf. Es ist 
allerdings einzuräumen, dass es für die Hochschulen wenig Anreize gab, dabei mitzuarbeiten. 
So verliefen die Bemühungen um Schwerpunktbildung regelmäßig im Sande.  
Das einzige greifbare Ergebnis der Diskussionen war die Einrichtung von 
Sonderforschungsbereichen durch die Deutsche Forschungsgemeinschaft 1968. Diese neue 
Fördermaßnahme sollte den Wissenschaftlern Anreize bieten, über Disziplingrenzen hinweg 
in mittelgroßen bis größeren Gruppen an einem gemeinsamen Thema zu arbeiten, um somit 
Schwerpunkte dort zu verstärken, wo bereits Kompetenz vorhanden war. Diese 
Sonderforschungsbereiche existieren bis heute, sind allerdings auf einen Zeitraum zwischen 
drei und zwölf Jahren befristet. Der Wissenschaftsrat stellte 1985 fest, die 
Sonderforschungsbereiche hätten trotz guter Ansätze nicht zu der gewünschten Verfestigung 




internationalen Forschungsgemeinschaft für die geringe Planbarkeit der deutschen 
Hochschulforschung verantwortlich (Wissenschaftsrat 1985:92, 105). 
Die Sonderforschungsbereiche führten in der Tat zur Bildung örtlicher, allerdings zeitlich 
begrenzter, Forschungsschwerpunkte, ohne jedoch unmittelbar negative Konsequenzen für 
nicht beteiligte Institute oder Lehrstühle zu haben. Der Abschied von der Volluniversität fand 
daher bis 1990 nicht statt. Erst in den so genannten Hochschulstrukturkommissionen, die in 
den 1990er Jahren in mehreren Bundesländern eingesetzt wurden, und in den daraus 
resultierenden Einsparungen, kündigte sich ein solcher Abschied an (Turner 2001: 108-111). 
 
2.2 Drittmittelgeber, An-Institute und Technologietransfer 
 
Drittmittel spielen in den letzten Jahren eine zunehmend wichtige Rolle für die 
Hochschulfinanzierung. Die eingeworbenen Drittmittel stiegen zwischen 1980 und 1990 um 
real 40 %, während die Grundmittel in diesem Zeitraum nominal zwar zunahmen, 
Inflationsbereinigt aber stagnierten (Wissenschaftsrat 1993). Allerdings kommt ein Großteil 
der Drittmittel aus öffentlicher Hand. Der Anteil der Drittmittel von Unternehmen machte 
auch 1993 nur 1,4 % der gesamten Hochschulausgaben aus (Wissenschaftsrat 2000). Eine 
zuverlässige Statistik über Drittmittel an Hochschulen existiert erst seit einigen Jahren, so 
dass sichere Aussagen für längere Zeiträume nicht gemacht werden können. Die Erhebungen 
des Stifterverbandes für die Deutsche Wissenschaft geben aber Auskunft über den Anteil der 
externen F&E-Ausgaben von Unternehmen, der an Hochschulen ging. Dieser sank von 
20,9 % 1964 über 12 % 1971, 9,5 % 1977 auf 8,2 % 1991 und stieg erst in den 1990er Jahren 
wieder leicht an mit 10 % 1997 (Stifterverband 1964; Wissenschaftsrat 1975:136, 2000; 
Häusler 1989). Trotz gestiegener Drittmitteleinnahmen haben die Hochschulen also seit den 
1960er Jahren effektiv Marktanteile in der Auftragsforschung verloren. Die 
Drittmitteleinnahmen der Hochschulen in absoluten Zahlen, auf die in der Literatur häufig 
verwiesen wird, sind als Indikator irreführend, da sie die Steigerung externer F&E-Ausgaben 
der Wirtschaft unberücksichtigt lassen. 
Eine institutionalisierte Form der Zusammenarbeit zwischen Hochschulen und Unternehmen 
besteht in den so genannten „An-Instituten“. Das sind wissenschaftliche Institute, die nicht 
Teil der Hochschule, sondern meist in der Rechtsform des eingetragenen Vereins organisiert 
sind, aber mit einer bestimmten Hochschule eine vertragliche Beziehung eingehen 
(Wissenschaftsrat 1987: 98f.). Finanziert werden sie ganz oder überwiegend aus Drittmitteln, 




Passus, der die wissenschaftliche Unabhängigkeit des Instituts vom Hauptgeldgeber vorsieht. 
Der Institutsleiter ist meistens Lehrstuhlinhaber an der betreffenden Hochschule. Die Institute 
widmen sich überwiegend Grundlagen- oder angewandter Forschung, die für bestimmte 
Industriezweige relevant sind und an den Hochschulen kaum oder nicht in ausreichendem 
Maß vertreten sind. Beispiele sind das schon 1943 gegründete Kautschuk-Institut an der TH 
Hannover, das 1951 in eine Stiftung des Wirtschaftsverbandes der deutschen 
Kautschukindustrie umgewandelt wurde, oder das 1950 gegründete Institut für 
Kunststoffverarbeitung an der RWTH Aachen (Unternehmensarchiv Bayer 151-20, 302-909). 
1989 hatten die An-Institute der Bundesrepublik insgesamt 1930 Beschäftigte, wovon 1774 in 
der Forschung und Entwicklung arbeiteten. Die Ausgaben beliefen sich auf 249 Mio. DM. 
Zwar sind das im Verhältnis zu den Gesamtaufwendungen der Hochschulen mit 1,8 % der 
Ausgaben bzw. 2,5 % des F&E-Personals relativ geringe Zahlen (BMBF Forschungsbericht 
2000: 492, 500, 520, 538). Dennoch werden die An-Institute aufgrund ihrer gegenüber den 
Hochschulinstituten größeren Flexibilität überwiegend positiv eingeschätzt (Wissenschaftsrat 
1987). 
Seit den 1970er und 1980er Jahren unternehmen verschiedene Landesregierungen und 
Universitäten Versuche, den Technologietransfer durch die Einrichtung von Transfer- oder 
Kontaktstellen gezielter zu unterstützen als das bis dahin der Fall war. Der Fokus richtet sich 
dabei besonders auf die Zusammenarbeit von Hochschulen mit kleinen und mittleren 
Unternehmen (KMUs). Im Prinzip handelt es sich bei diesen Maßnahmen also eher um eine 
Form der Mittelstandspolitik als um einen Neuansatz in der Forschungs- und 
Hochschulpolitik. Heutzutage verfügen fast alle deutschen Hochschulen über eine 
Technologietransfer- oder Forschungskontaktstelle. 
Die Aufgaben dieser Stellen liegen hauptsächlich in der Bearbeitung der Anfragen, die von 
außerhalb eingehen, und in der Vermittlung der entsprechenden Kontakte (Mittag/Stracke 
1987; Stracke 1990; Weitkamp 1992:250). Gerade KMUs fehlt häufig der Überblick, um 
einschätzen zu können, welche Ansprechpartner für ihre konkreten Probleme in Frage 
kommen. Durch diese Kontaktvermittlung tragen die Transferstellen zur Anbahnung von 
Forschungsverträgen und somit zur Einwerbung von Drittmitteln bei. Da aber das Hauptziel 
dieser Einrichtungen nicht die Einwerbung von Drittmitteln, sondern die Erleichterung von 
Technologie- und Wissenstransfer ist, erscheint eine bloße Bewertung ihrer Effektivität auf 
der Grundlage der Höhe der eingeworbenen Drittmittel problematisch. Die konkrete Tätigkeit 
der Transferstellen liegt meist irgendwo zwischen reiner Telefonvermittlung und der aktiven 




von technologieorientierten Unternehmensgründungen, die aus der Hochschule heraus 
erfolgen. 
Die Wurzeln der Kontaktstellen liegen in den 1970er Jahren, auch wenn ihre zunehmende 
Verbreitung eher ein Phänomen der 1980er Jahre ist (Weitkamp 1992; Buchholz 1990:194f.). 
Die ersten Einrichtungen dieser Art entstanden Anfang der 1970er Jahre an Fachhochschulen. 
Das Wirtschaftsministerium Baden-Württemberg startete schon 1969 einen Versuch, der eine 
allerdings kostenpflichtige Beratung von KMUs in technischen Fragen durch Dozenten von 
Ingenieurschulen vorsah. Die Kosten für die Beratungsstellen übernahm zunächst das 
Wirtschaftsministerium (HSTAD NW 502, 748). 1971 wurde dann die von Landesregierung, 
Hochschulen, Großforschungseinrichtungen und Wirtschaftsvertretern getragene Steinbeis-
Stiftung gegründet (Weitkamp 1992:251), die bis heute Aufgaben der technischen Beratung 
übernimmt. 
Als erste Kontaktstelle einer Universität entstand 1976 „Unikontakt“ an der Ruhr-Universität 
Bochum. 60 % der in der ersten Phase bis 1979 vermittelten Projekte wurden mit Partnern aus 
dem Ruhrgebiet durchgeführt, allerdings nur 23 % mit KMUs (Meyer-Dohm 1980:16-18). 
Eine bessere Bilanz im Hinblick auf die Unterstützung vorwiegend aus der Region 
kommender KMUs konnte der in Tübingen 1980-86 durchgeführte Modellversuch vorweisen. 
Von den ca. 600 Anfragen in diesem Zeitraum kamen zwei Drittel von außerhalb der 
Universität, davon wiederum 80 % aus der Industrie. 73 % der Betriebe waren aus Baden-
Württemberg, 70 % gehörten zur Kategorie der KMUs. Die Themenschwerpunkte waren 
Mikroelektronik, Werkstoffe und chemische Analytik. Von den Wissenschaftlern der 
Universität erwiesen sich die Chemiker und Physiker als besonders aufgeschlossen für 
Wirtschaftskontakte (HSTAS EA 3/906, 676a Bd. 5). Der Tübinger Modellversuch wurde 
anschließend als Abteilung Forschungskontakte der Zentralen Universitätsverwaltung weiter 
geführt. In den 1980er Jahren verbreiteten sich die Kontaktstellen dann auch in anderen 
Bundesländern. 
Trotz dieser scheinbaren Erfolgsgeschichte sind die Transfer- und Kontaktstellen nicht 
unumstritten. Während manche Forscher den flächendeckenden Ausbau von Transferstellen 
empfehlen, um den Bedarf der KMUs zu decken (Weitkamp 1992: 186), kritisieren 
quantitative Studien, dass nur ein geringer Teil der Kontakte zwischen Unternehmen und 
Hochschulen über die Transferstellen läuft (Elle 1998, Wilhelm 2000). Entsprechend ist auch 
der Anteil der Stellen an den eingeworbenen Drittmitteln eher gering. So sollte die Bedeutung 
der Transferstellen nicht überbewertet werden. Insbesondere markieren sie keinen 




vermutet (Bultmann/Weitkamp 1999: 38-40). Dennoch erscheint es plausibel, dass sie eine 
sinnvolle Ergänzung des Transferpotentials von Hochschulen für regionale KMUs darstellen 
(vgl. Allesch 1988:107). 
 
2.3 Netzwerke zwischen Hochschulen und Unternehmen 
 
Die oben beschriebenen institutionalisierten Transferaktivitäten decken nur eine Dimension 
des Technologietransfers ab. Eine andere Dimension, die schwerer zu fassen ist, besteht aus 
informellen Netzwerken zwischen Hochschulforschern und Angehörigen der Industrie, 
entweder Industrieforschern und –entwicklern oder Vertretern des allgemeinen Managements. 
Dass solche informellen Beziehungen seit dem 19. Jahrhundert bestehen, ist wohl unstrittig, 
doch deren im Zeitverlauf wechselnde Intensität abzuschätzen, bereitet methodisch einige 
Schwierigkeiten. Ein brauchbarer Indikator für die Beziehungen zwischen Hochschulen und 
anderen Teilbereichen der Gesellschaft, der für längere Zeitreihen zur Verfügung steht, sind 
Ehrungen der Hochschulen. Im Folgenden soll der Versuch unternommen werden, am 
Beispiel der Ehrenpromotionen an vier Technischen Hochschulen der Bundesrepublik die 
Entwicklung solcher informeller Netzwerke nachzuzeichnen. Ausgewertet wurden dazu die 
Listen der Ehrenpromotionen an den Technischen Hochschulen bzw. Universitäten Aachen, 
Braunschweig, Darmstadt und München, die in vier verschiedenen Bundesländern liegen 
(Nordrhein-Westfalen, Niedersachsen, Hessen und Bayern). Die insgesamt 677 Empfänger 
des Ehrendoktortitels zwischen 1946 und 2002 wurden in drei Kategorien eingeteilt: 
Wissenschaftler von Hochschulen oder anderen staatlichen Forschungseinrichtungen; 
Politiker, Verwaltungsbeamte oder Militärs; und schließlich Vertreter von Unternehmen und 
Wirtschaftsverbänden. In fast allen Fällen ließ sich eine klare Zuordnung zu einer der drei 
Kategorien treffen. Unklar war nur die Zuordnung der nicht näher gekennzeichneten 
Diplomingenieure und Doktor-Ingenieure, die im Folgenden der Wirtschaft zugerechnet 
werden. Anderenfalls fiele der Rückgang der Wirtschaftsangehörigen im 
Beobachtungszeitraum noch stärker aus. 
Wir gehen von der Annahme aus, dass ein höherer Anteil von Verleihungen des 
Ehrendoktortitels an Angehörige eines Bereichs (z. B. Wirtschaft) ein Indikator für 
intensivere Beziehungen der Hochschulen zu diesem gesellschaftlichen Teilsystem in dem 
betreffenden Zeitraum ist. Technische Hochschulen wurden deshalb ausgewählt, weil durch 
die größere Praxisorientierung und Anwendungsnähe der dort vertretenen Fächer ein 




Das Ergebnis der statistischen Auswertung aller Ehrenpromotionen an den genannten 
Hochschulen zeigt Abbildung 5. Der Anteil der Geehrten aus dem Bereich Politik/Verwaltung 
war durchweg gering mit Werten zwischen 2 % und 8 %. Der Anteil der Wissenschaftler stieg 
kontinuierlich von 36 % im Zeitraum 1946-59 auf 68 %, also über zwei Drittel, 1990-2002. 











Abbildung 5: Ehrenpromotionen an deutschen Technischen Hochschulen 1946-2002: 
Tätigkeitsbereiche
Politik/Verwaltung 0,07 0,08 0,06 0,07 0,02
Wissenschaft 0,36 0,43 0,59 0,55 0,68
Wirtschaft 0,54 0,44 0,26 0,31 0,26
1946-59 1960-69 1970-79 1980-89 1990-2002
 
n: 642; Quellen: Hochschularchiv Aachen; Universitätsarchive Braunschweig, Darmstadt; Habetha 1995; 
Dienel/Hilz 1993. 
 
Danach waren die Verbindungen zwischen den Technischen Hochschulen und den 
Unternehmen in den 1950er und 1960er Jahren stärker ausgeprägt als später. Allerdings muss 
der Ausbau der geisteswissenschaftlichen Fakultäten an den Technischen Hochschulen in 
Rechnung gestellt werden. Die Vermutung liegt nahe, dass ein verändertes Fächerspektrum zu 
einer unterschiedlichen Verteilung der Ehrenpromotionen führt, da dieser Titel in der Regel 
auf Vorschlag einer Fakultät verliehen wird, und Geisteswissenschaftler traditionell weniger 
enge Beziehungen zu Unternehmen unterhalten. Daher sind in Abbildung 6 nur die auf Antrag 
technikwissenschaftlicher Fakultäten verliehenen Titel berücksichtigt, die mehr als die Hälfte 
aller Titel in der Stichprobe ausmachen. In der Tat sind in diesen Fällen die Wissenschaftler 
etwas weniger stark und die Wirtschaftsangehörigen etwas stärker vertreten als in der 
gesamten Stichprobe. Der Trend jedoch bleibt derselbe: Der Anteil der Wissenschaftler stieg 
von 29 % 1946-59 auf 52 % 1980-2002, während in demselben Zeitraum der Anteil der 












Abbildung 6: Ehrenpromotionen an technikwissenschaftlichen Fakultäten 
deutscher Technischer Hochschulen: Tätigkeitsbereiche
Politik/Verwaltung 0,09 0,09 0,07
Wissenschaft 0,29 0,39 0,52
Wirtschaft 0,59 0,46 0,35
1946-59 1960-79 1980-2002
n: 434; Quellen: Hochschularchiv Aachen; Universitätsarchive Braunschweig, Darmstadt; Habetha 1995; 
Dienel/Hilz 1993. 
 
Damit ist zumindest für die Technischen Hochschulen der Trend unverkennbar: Trotz aller 
Bemühungen, die Kontakte zu Unternehmen und damit den Technologietransfer zu fördern 
und institutionell z. B. in Transferstellen zu verankern, zeichnet sich das deutsche 
Wissenschaftssystem auf der Ebene der Netzwerke durch eine zunehmende 
Selbstreferentialität aus. Engere Verbindungen mit anderen gesellschaftlichen Teilbereichen 
oder gar das Verwischen der Grenzen zwischen den Subsystemen, wie von neueren Ansätzen 
der Wissenschaftssoziologie (insbesondere mode 2) postuliert, können auf der Grundlage des 
vorliegenden Datenmaterials nicht festgestellt werden. Diese Zahlen bestätigen also den 
Trend, der ebenfalls in dem seit den 1960er Jahren abnehmenden Anteil der Universitäten an 
den externen Forschungs- und Entwicklungsausgaben von Unternehmen erkennbar wurde. 
Die abnehmende Kooperationsdichte der Technischen Hochschulen mit der Industrie ließe 
sich hypothetisch durch die Hochschulexpansion erklären. Eine zunehmende Zahl neuer 
Hochschullehrer hätte demnach keinen entsprechend expandierenden 
Industrieforschungsmarkt vorgefunden. Auf diese Art hätte die Ausweitung der Studierenden- 
und Dozentenzahlen zur "Verwässerung" einer persistenten, kulturellen Prägung geführt. 
Sinkende Kooperationsdichte wäre demnach keine Änderung der Akteurspräferenzen, 
sondern ein einfacher Mengeneffekt bei asynchroner Entwicklung. Abbildung 7 macht 




Aufnahmefähigkeit des F&E-Marktes überfordert, nur sehr bedingt zutrifft. In den 1960er 
Jahren bewegten sich die Wachstumsraten der inflationsbereinigten, innländischen F&E-
Ausgaben der Wirtschaft in etwa im Bereich der Zunahme der Studentenzahlen. Erst in den 
1970er Jahren nahmen die Studentenzahlen explosionsartig zu, während die F&E-Ausgaben 
stetig stiegen. Die Zunahme der für die Einwerbung von Drittmitteln entscheidenden 
Professoren hielt allerdings nicht mit der Entwicklung der Studierendenzahlen schritt. Sie lag 
in den 1970er und 1980er Jahren zu keinem Zeitpunkt in einem Bereich, der es rechtfertigen 
würde, obige Ergebnisse auf einen Mengeneffekt zu reduzieren. Vielmehr wuchsen die F&E-
Ausgaben der Wirtschaft in den 1970er Jahren nur geringfügig langsamer, um in den 1980er 
Jahren gegenüber der steigenden Zahl von Professoren aufzuholen. Für das F&E-Personal an 
Hochschulen gilt das Gleiche: in den 1970er Jahren lag das Wachstum in diesem Bereich  
über dem Wachstum der F&E-Ausgaben der Wirtschaft, in den 1980er Jahren jedoch darunter. 
 
Abbildung 7: Entwicklung der inländischen F&E-Ausgaben der Wirtschaft 
(inflationsbereinigt), des F&E-Personals an Hochschulen und der 





















































Professoren F&E-Personal F&E-Ausgaben Studenten
 
Quellen: Hohn/Schimank (1990: 51f.); Statistisches Bundesamt; Professoren s. Abbildung 4 
 
Zusätzlich zur Einteilung nach gesellschaftlichen Teilbereichen lassen die Listen 
Rückschlüsse auf die geographische Zuordnung der Ehrendoktoren zu. Ausschlaggebend war 




der Veränderung der Verteilung kann die Frage beantwortet werden, ob die Netzwerke der 
Technischen Hochschulen überwiegend regionalen, nationalen oder internationalen Charakter 
hatten. Für die gesamte Stichprobe der Ehrendoktoren lässt sich wiederum ein klarer Trend 
erkennen, der in der Internationalisierung der entsprechenden Netzwerke besteht (Abbildung 
8). Der Anteil von ausländischen (d. h. in diesem Fall im Ausland tätigen) Ehrendoktoren 
erhöhte sich von 15 % 1946-59 auf 35 % in den 1970er und 1980er Jahren. Als 
entscheidender Einschnitt erscheinen hier die 1960er Jahre, in denen der Anteil ausländischer 
Ehrendoktoren auf 27 % stieg. Umgekehrt fiel der Anteil inländischer Ehrendoktoren von 
83 % 1946-59 auf 56 % 1990-2002. Der Anteil der Ehrendoktoren aus der Region (hier 












Abbildung 8: Ehrenpromotionen an deutschen Technischen Hochschulen 
1946-2002: Räumliche Verteilung
Region 0,42 0,30 0,19 0,24 0,15
Deutschland 0,83 0,70 0,59 0,62 0,56
Ausland 0,15 0,27 0,35 0,35 0,27
1946-59 1960-69 1970-79 1980-89 1990-2002
n: 677; Quellen: Hochschularchiv Aachen; Universitätsarchive Braunschweig, Darmstadt; Habetha 1995; 
Dienel/Hilz 1993. 
 
Diese Zahlen geben einen Gesamttrend an, könnten aber durch die sich im Zeitverlauf 
ändernde Zusammensetzung der Ehrendoktorenschaft verzerrt sein. So könnte die beobachtete 
Internationalisierung auf einen zunehmenden Anteil ausländischer Wissenschaftler 
zurückzuführen sein. Für die Untersuchung der Hochschulen im Innovationssystem sind aber 
die Beziehungen zwischen Hochschulen und Wirtschaft besonders interessant. Abbildung 9 
zeigt daher die räumliche Zuordnung der Ehrendoktoren des Tätigkeitsbereichs Wirtschaft im 
Zeitverlauf. Der oben festgestellte Trend der Internationalisierung findet sich zwar auch hier 




Internationalisierung erst in den 1980er Jahren ein, als der Anteil der ausländischen 
Ehrendoktoren auf 25 % stieg (gegenüber 11 % in den 1960er und 1970er Jahren). 
Bemerkenswert ist auch der Anteil der Ehrendoktoren aus der Region, der noch 1980-2002 
bei 40 % lag, und damit auf derselben Höhe wie zwischen 1900 und 1945. Nur in der Periode 
1946-59 lag er mit 56 % noch höher. Insgesamt handelt es sich bei den Netzwerken zwischen 
Technischen Hochschulen und Unternehmen also um eine (allerdings erst in den letzten 
Jahren) zunehmende Internationalisierung bei gleichzeitiger Persistenz der regionalen 













Abbildung 9: Ehrenpromotionen an deutschen Technischen Hochschulen 
1946-2002. Räumliche Verteilung der Doktoren aus dem Tätigkeitsbereich 
Wirtschaft 
Region 0,57 0,35 0,40
Deutschland 0,92 0,89 0,75
Ausland 0,08 0,11 0,25
1946-59 1960-79 1980-2002
 




Was bleibt übrig von den anfangs skizzierten, wissenschaftsoziologischen Arbeitshypothesen 
und Theorieansätzen wie „mode2“, „triple helix“, der engeren Kopplung zwischen 
Wissenschaft und Wirtschaft und der Entwicklung der Universität zum 
Dienstleistungsunternehmen? Zunächst einmal ist festzuhalten, dass sich die Strukturen der 
bundesdeutschen Universität nur unter dem Druck der Bildungsexpansion veränderten. 
Strukturreformen, die auf eine Förderung des Technologietransfers abzielten, konnten sich 
nicht oder nur geringfügig durchsetzen. Schwerpunktbildungen im Bereich der Forschung 
wurden weitgehend vermieden. An-Institute sind keine neue Erscheinung, und 




Im Gegenteil gibt es klare Indikatoren, die eine Lockerung der Bindungen zwischen 
Universitäten und Wirtschaft anzeigen. Der Anteil der Universitäten an externen F&E-
Aufwendungen von Unternehmen ging seit den 1960er Jahren zurück. Der Anteil der 
Vertreter der Wirtschaft an den Ehrenpromotionen deutscher Technischer Hochschulen war 
seit den 1950er und 1960er Jahren gleichfalls rückläufig. Insofern sind die durchaus 
vorhandenen Bemühungen seit den 1980er Jahren wie verstärkte Drittmittelorientierung oder 
Einrichtung von Transferstellen eher der Versuch, verlorenes Terrain zurück zu gewinnen. 
Die Transferstellen sind in historischer Perspektive wohl nicht zufällig nach der 
Hochschulexpansion entstanden, als die Unübersichtlichkeit an den Hochschulen spürbar 
zugenommen hatte. 
Der tendenzielle Relevanzverlust der universitären Forschung ist nur auf den ersten Blick 
erstaunlich. In Wahrheit dürften die Gründe in der seit 1945 gestiegenen Konkurrenz liegen, 
der die Universitäten ausgesetzt sind. Sie ist zum einen begründet im Ausbau der 
außeruniversitären Forschungseinrichtungen (Max-Planck-Institute, Fraunhofer-Institute), 
zum anderen in der Internationalisierung von Forschung und Entwicklung. Es gibt auf der 
anderen Seite aber durchaus Hinweise, dass die Universitäten und die Hochschulpolitik 
begonnen haben, auf diese Herausforderungen zu reagieren. Das zeigt sich in der 
gewachsenen Internationalisierung ihrer Netzwerke wie im aktiveren und offensichtlich 
erfolgreichen Bemühen um Technologietransfer. Einerseits scheint also durchaus 
Handlungsbedarf gegeben zu sein, um die relative Schwäche der Universitäten gegenüber der 
gewachsenen Konkurrenz zu kompensieren. Andererseits sollten jedoch die 
Reformbefürworter berücksichtigen, dass die „alte“ deutsche Universität der 1950er und 
1960er Jahre offenbar im Hinblick auf Wissenstransfer besser funktionierte als oft unterstellt 
wird. Allzu pauschale Urteile, welche die Inflexibilität der traditionellen 
Universitätsstrukturen zum Hauptproblem des deutschen Innovationssystems stilisieren, sind 
daher zurückzuweisen. 
In den letzten Jahren ist viel über die Verdrängung der Forschung durch die Lehre an den 
Universitäten diskutiert worden (vgl. Schimank 1995). Der Hintergrund ist die durch die 
Unterfinanzierung bedingte Verschlechterung der Betreuungsrelation an den Hochschulen seit 
den 1970er Jahren. Eine neuere Untersuchung konnte aber zeigen, dass Forschung und Lehre 
nicht in einem Konkurrenzverhältnis stehen, sondern im Gegenteil die Professoren mit dem 
höchsten Drittmittelaufkommen auch die meisten Absolventen haben (Wissenschaftsrat 2000). 




die Rede sein. Vielmehr ist in den letzten 20 Jahren der Anteil der Forschung am Zeitbudget 
deutscher Universitätsprofessoren sogar leicht gestiegen (Enders/Schimank 2001:165). 
Was den Stellenwert der Universitäten in der deutschen Forschungslandschaft betrifft, so ist 
das Glas je nach Einschätzung des Betrachters entweder halbvoll oder halbleer. Einerseits 
sind die Hochschulen nach wie vor eine unverzichtbare Stütze des deutschen 
Wissenschaftssystems. Ein großer Teil der Forschung wird allen Unkenrufen zum Trotz 
immer noch an Universitäten geleistet. Vor allem in der Breite des Forschungsangebots sind 
die Hochschulen nach wie vor konkurrenzlos. Andererseits haben die Universitäten ihre 
einstige Monopolstellung im Bereich der Grundlagenforschung seit 1900 sukzessive verloren. 
Der Anteil der außeruniversitären Forschungseinrichtungen nahm dagegen zu. Die 
notwendige Breite des Forschungsangebots der Universitäten ist nur dann gewährleistet, wenn 
das Prinzip der „Einheit von Lehre und Forschung“ nicht noch weiter aufgeweicht oder gar 
abgeschafft wird. 
Das traditionelle deutsche Hochschulsystem hat in der Bundesrepublik lange Zeit einen 
erstaunlichen Beharrungswillen bewiesen. Trotz zahlreicher Reformversuche, die sich, 
angesichts der aus deutschem Blickwinkel in entscheidenden Bereichen überlegenen 
Innovationsfähigkeit der Vereinigten Staaten, nicht selten an amerikanischen Vorbildern 
orientierten, blieben tradierte Strukturen vielerorts unangetastet (Stucke 2001). Einer neuen 
„Amerikanisierungswelle“ scheint in jüngster Zeit aber größerer Erfolg beschieden zu sein. 
Im Zeichen der Europäisierung und zur Gewährleistung der Vergleichbarkeit von 
Studienabschlüssen haben sich die EU-Bildungsminister im Rahmen des Bologna-Berlin-
Prozesses auf die flächendeckende Durchsetzung von Punktesystemen sowie die Einführung 
von Bachelor- und Master-Studiengängen bis 2010 geeinigt (Communiqué 2003). Mit der 
Betonung von Berufsrelevanz und Praxisorientierung sowie der Beschränkung des 
wissenschaftlichen Aufbaustudiums auf eine studentische Elite erinnern die aktuellen 
Initiativen teilweise an die gescheiterten Reformversuche der 1960er und 1970er Jahre 
(Turner 2000: 111-141). Ob das damals zentrale Problem der mangelnden Akzeptanz der 




III. Die Hochschulentwicklung in der DDR* 
 
 
Die Hochschulen standen sowohl in der Bundesrepublik als auch in der DDR unter einem 
hohen Reformdruck. Dieser große Reformeifer auf Seiten der Bildungspolitik verweist auf 
große Unsicherheiten, welche Rolle die Hochschulen im Innovationssystem einnehmen 
sollten. Im Zuge der gegenwärtigen Reformbestrebungen im Hochschulwesen werden die 
Beziehungen zwischen Hochschule und Wirtschaft betont. Reformen zielen darauf ab, die 
wirtschaftlichen Potenziale der Hochschulen im Innovationssystem zu entfalten. Dies 
bedeutet eine Abkehr von neohumanistischen Bildungsidealen, unter deren Vorzeichen nach 
dem Zweiten Weltkrieg die Restauration des Hochschulwesens in der Bundesrepublik 
Deutschland stand. „Akademische Einsamekeit und Freiheit“ und die „Einheit von Lehre und 
Forschung“ bildeten die Leitlinien der Hochschulentwicklung. Seit den Hochschulreformen 
der 60er Jahre gewann dem gegenüber die wirtschaftliche Bedeutung der Hochschulen an 
Gewicht in der Hochschulpolitik (Jarausch 1999: 36). Damit stehen die Universitäten und 
Hochschulen heute im Spannungsfeld von Bildung und Wirtschaftsorientierung, in dem sich 
die Technischen Hochschulen bereits seit Mitte des 19. Jahrhunderts bewegten. Die 
Technischen Hochschulen verfolgten einerseits einen Pfad der Akademisierung mit dem Ziel, 
den Universitäten gleichgestellt zu werden. Andererseits prägten Diskussionen, in welcher 
Form den Qualifikationserwartungen von Firmen entsprochen wird, die Entwicklung der 
Lehre an den Technischen Hochschulen (Weingart 2002: 178-184; König 1993).  
In der DDR bildete im Unterschied zur Bundesrepublik die Gestaltung der Beziehungen 
zwischen Hochschule und Wirtschaft bereits seit Beginn der 50er Jahre einen Schwerpunkt 
der Hochschulpolitik. Für die politische Führung der DDR stellte sich die Frage nach dem 
Aufbau der Hochschullandschaft in besonders dringlicher Weise. Die Beziehungen der 
Hochschulen zur Industrie und ihre Einbindung in die Planwirtschaft bildeten eine 
Gestaltungsebene, an der neben der ideologischen und parteipolitischen Durchdringung der 
Hochschulen der neue Charakter des höheren Bildungswesens sichtbar werden sollte. Es gab 
einen engen Zusammenhang zwischen dem staatssozialistischen Gesellschaftsumbau, dem 
Wandel des Ingenieurberufs und der Entwicklung der technischen Hochschulbildung, wie 
Karin Zachmann in ihrer Untersuchung zur Geschichte von Ingenieurinnen in der DDR 
darlegte (Zachmann 2002: 5). Die politische Dimension der Geschichte des Bildungswesens 
                                                 




und der Hochschulreformen in der DDR stand bislang im Zentrum der von Darstellungen zur 
Universitätsgeschichte (Conelly 1997). Der vorliegende Beitrag wählt nun eine andere 
Perspektive und fragt nach der Neuordnung der Beziehungen zwischen Hochschule und 
Wirtschaft. Eine Untersuchung dieser Aspekte der Hochschulgeschichte kann einen Beitrag 
leisten, die aktuelle Debatte über die Rolle der Hochschulen im deutschen Innovationssystem 
historisch einzuordnen.  
 
1. Aufbau des Hochschulwesens in der DDR 
 
Der Aufbau des Hochschulwesens in den späten 40er und frühen 50er Jahren fügte sich ein in 
den wirtschaftlichen und politischen Umbau in der DDR. Die Universitäten und Hochschulen 
sollten ein Instrument der sozialistisch-kommunistischen Umgestaltung der Gesellschaft 
werden. Die Hochschulpolitik der Sowjetischen Militäradministration bzw. der DDR-
Staatsführung zielte mit der so genannten ersten Hochschulreform sowohl auf eine 
gesellschaftliche Umgestaltung, als auch auf die Herrschaftssicherung des neuen Regimes. 
Die zweite Hochschulreform war ab 1950 vor allem darauf ausgerichtet, die führende Rolle 
der Partei, die Bindung an den Marxismus-Leninismus, die Orientierung am sowjetischen 
Vorbild und die Ausrichtung auf die wirtschaftlichen Erfordernisse zu sichern (Connelly 1997; 
Jessen 1999). Mit dem 1951 eingerichteten Staatssekretariat für das Hochschulwesen erhielt 
die Regierung der DDR ein eigenständiges Ressort für das höhere Bildungswesen.  
Die Hochschulen wurden in das System der zentral gelenkten Planwirtschaft einbezogen 
(Tandler 2000). Die Daten für die Entwicklung des Hochschulwesens wurden in den 
Volkswirtschaftsplänen festgelegt. Die Staatliche Plankommission war als Organ der 
Regierung verantwortlich für die die Ausarbeitung und Kontrolle der Pläne zur Entwicklung 
der Volkswirtschaft. Sie hatte durch die Verordnung über die Neuorganisation des 
Hochschulwesens im Februar 1951 das Recht erhalten, sich an der Aufstellung von Studien- 
und Prüfungsordnungen zu beteiligen. Sie konnte außerdem bei der Entstellung und 
Ernennung von Professoren und Dozenten mitwirken und die Arbeiten der Hochschulen 
koontrollieren. Sie stellte Pläne zur Verteilung der Absolventen in den einzelnen Bereichen 
der Volkswirtschaft auf. Die Studierenden verpflichteten sich bereits zu Beginn des Studiums, 
nach dem Examen mehrere Jahre an der ihnen zugewiesenen Stelle zu arbeiten. (Baske 1998: 
203-209). Mit der Organisation der Absolventenverteilung übernahm die staatliche 




enge Kopplung von Hochschulausbildung und anschießender Berufstätigkeit. Probleme bei 
der Absolventenverteilung zeigten dann aber auch, wie unten dargestellt wird, Schwächen 
dieser planmäßigen Kopplung von Hochschule und Wirtschaft.  
Mit der Gründung der Spezialhochschulen setzte die politische Führung der DDR 1953 neue 
Akzente in der Hochschulpolitik, indem sie Elemente des sowjetischen Hochschulsystems in 
der DDR einführte. Die DDR setzte frühzeitig auf eine starke Expansion des 
Hochschulwesens durch Neugründung technischer Bildungseinrichtungen. Die Gründung der 
Spezialhochschulen in der DDR stand noch im Zeichen des ökonomischen und 
gesellschaftspolitischen Modells der sozialistischen Industrialisierung. Die 
Wirtschaftshistorikerin Helga Schultz erklärt mit dem Gesellschaftskonzept der 
sozialistischen Industrialisierung die besondere wirtschaftshistorische Entwicklung der DDR. 
Schultz verweist auf die sozialistische Transformation der Wirtschaftsordnung zu Beginn der 
50er Jahre, die sich am Modell der Industrialisierung der Sowjetunion unter Stalin in den 
dreißiger Jahren orientierte. Der Ausbau einer staatlichen Großindustrie mit dem Vorrang der 
Schwerindustrie diente als Instrument, die zentrale Planwirtschaft zu etablieren, eine 
möglichst autarke Versorgung mit Grundstoffen zu sichern und die Rüstungsproduktion zu 
stärken, aber auch zur Durchsetzung eines neuen gesellschaftlichen Leitbildes, das sich an der 
Lebensweise und Kultur der Industriearbeiterschaft orientierte. Bereits 1953 erfolgte eine 
Kurskorrektur in der Wirtschaftspolitik (Schultz 1999). Die Förderung neuer 
Zukunftsbranchen wie beispielsweise der Atomwirtschaft und Luftfahrt kennzeichnete dann 
ab 1955 endgültig eine Abkehr der früheren Industrialisierungspolitik in der DDR. An der TH 
Dresden wurden zugehörige Fakultäten gegründet, die allerdings nach wenigen Jahren 
zugunsten der "Chemisierung der DDR" wieder aufgelöst wurden.  
Die Staatliche Plankommission stärkte 1958 mit der Einführung der Vertragsforschung an 
Hochschuleinrichtungen die Zusammenarbeit von Hochschulen und Industrie. 
Vertragsforschung bedeutete eine engere Verbindung zwischen der staatlichen Leitung der 
Industrie mit den Hoch- und Fachschulen durch die Übergabe von Forschungs- und 
Entwicklungsaufträgen. Die Kooperation zwischen Hochschulinstituten und Industrie im 
Bereich der Forschung war nach dem Krieg von den Lehrstuhlinhabern an den Technischen 
Hochschulen rasch wieder aufgenommen worden. Die TH Dresden unterstützte diese 
Initiativen und ließ 1954 die Zusammenarbeit ihrer Dozenten mit Industriebetrieben erfassen 
(TUD-Arch, Rektorat 1945-1968/704). Die Einführung der Vertragsforschung stärkte den 
Einfluss außeruniversitärer Organisationen auf die Hochschulen. 1958 erklärte Kurt Hager, in 




müsse durch die Staatliche Plankommission, die Betriebe und weiteren Gremien der 
Wirtschaftsführung umgesetzt und kontrolliert werden. Lediglich die Grundlagenforschung 
verblieb im Aufgabenbereich des Staatssekretariats für Hochschulwesen. Damit grenzte 
Hager die Hochschulforschung der DDR von einer, wie er formulierte, individualistischem 
und liberalen Forschungstradition ab (Baske 1998: 209). 
Die Staatliche Plankommission setzte auch bei der Gewichtung einzelner Disziplinen in ihrer 
Bedeutung für das Wirtschaftssystem neue Akzente. Die Naturwissenschaften galten als die 
Basis der industriellen Entwicklung. Die Staatliche Plankommission, nicht die Leitungen der 
Betriebe, forderte eine Stärkung der Grundlagenwissenschaften Mathematik, Physik und 
Chemie in der Industrie. Die Plankommission erhöhte die von der Industrie und den 
Fachministerien eingereichten Bedarfsmeldungen in den Fachrichtungen Mathematik, Physik, 
Chemie und Bauwesen. Sie rief Mitarbeiter in Ministerien, Betriebsleiter und 
Personalverantwortliche dazu auf, Mathematiker und Physiker beispielsweise im 
Maschinenbau einzusetzen. Sie könnten vielfältige Aufgaben wahrnehmen und diese häufig 
besser lösen als ein Diplom-Ingenieur (BArch, DE 1/1378,1/2709). Die Erhöhung der 
Bedarfsplanungen in ausgewählten Natur- und Ingenieurwissenschaften ging zu Lasten der 
Wirtschafts- und Rechtswissenschaften (74% der Zulassungen des 1. Fünfjahrplans) sowie der 
Geistes-, und Kunstwissenschaften (35% der Zulassungen des 1. Fünfjahrplans). (BArch, DE 
1/1378) 
Einen Bezugspunkt für diese Bildungsoffensive bildete der Akademisierungsgrad der 
Industrie im Ausland (BArch, DE 1/1378). Das "Weltniveau", also der internationale Stand 
der Technik, wurde zur Meßlatte der ökonomischen Leistungsfähigkeit. Und erreicht werden 
sollte dies durch die Stärkung der Naturwissenschaften: Fritz Brock, Mitarbeiter und später 
Leiter der Abteilung Maschinenbau im Zentralkommittee (ZK) der SED, rief 1959 dazu auf: 
"Die DDR muss das Weltniveau bestimmen. Das bedeutet, dass wir nicht weiterhin 
'nachbauen', sondern dass in unserer Entwicklung und Konstruktion maximal die im 
Weltmaßstab neuesten Erkenntnisse der Naturwissenschaften angewandt werden." (BArch, 
DE 1/2709). Für die Hochschulen leitete er daraus die Forderung ab, die 
Grundlagenforschung zu verbessern, Wissenschaft und Praxis zu verbinden und die 
Vertragsforschung weiter auszubauen. Brock entwickelte auch konkrete Vorstellungen zum 
Forschungsprofil der DDR. Er forderte die Automatisierung arbeitsintensiver Prozesse, eine 
weitere Standardisierung, eine Verbesserung der Arbeitsbedingungen durch hohe Sicherheit 
und die Verringerung körperlich schwerer Arbeit. Er gab hier Schlagworte vor, die bis in die 




Die Absolventenplanung der Staatlichen Plankommission stand allerdings im Widerspruch 
zur Bedarfsplanung der Industrie. Überzeugt von der ökonomischen Bedeutung von 
Hochschulabsolventen in der Industrie, hatte die Wirtschaftsführung die Expansion des 
Hochschulsektors vorangetrieben. Die Betriebe entzogen sich allerdings der gewünschten 
Verwissenschaftlichung der Industrie und richteten nicht in dem geplanten Umfang 
wissenschaftliche Arbeitsplätze ein. Zu Beginn der 60er Jahre gab es daher drastische 
Überkapazitäten in der Hochschulausbildung. 1963 hatte die Hauptabteilung Chemie des 
Volkswirtschaftsrats für den Zeitraum 1965 bis 1970 einen jährlichen Bedarf von 170 
Diplom-Chemikern angemeldet, während jährlich mit rund 400 Absolventen zu rechnen war. 
In der Verfahrenstechnik stand ein Bedarf von rund 90 Akademikern 250 Absolventen 
gegenüber. Von Seiten der Plankommission erging der Vorwurf an die Betriebe, dass sie die 
Bedeutung von Akademikern unterschätzten. Das Staatssekretariat für Hoch- und 
Fachschulwesen musste 1964 anerkennen, dass aufgrund der langen Ausbildungszeiten von 
rund 6 Jahren Reaktionen auf kurzfristige Schwankungen des Bedarfs nicht möglich seien. 
Die Hochschulen erwiesen sich als ungeeignete Instrumente für eine kurzfristig ausgerichtete 
Arbeitskräftepolitik. Es kam zu Plankonflikte zwischen den Zielen der zentralen 
Wirtschaftsplanung und den lokalen Interessen der Industrie. (SAPMO-BArch, DY 30/IV A 
2/9.04/422) 
 
2. „Wissenschaftlich-Technische Revolution“ und 3. Hochschulreform 
 
In den 60er Jahren fand das Konzept der "wissenschaftlich-technischen Revolution" Eingang 
in die Wirtschaftspolitik der DDR. Wissenschaft erhielt als „Produktivkraft“ einen neuen 
Stellenwert in der Wirtschaftspolitik und verlieh ihr zugleich eine szientistische Richtung. 
Denn der Begriff rückte Wissenschaft und Technik in den Vordergrund der Wirtschaftspolitik 
und richtete die Aufmerksamkeit nicht auf den wissenschaftlich-technisch induzierten Wandel 
des Wirtschaftssystems (Laitko 1996: 39). Dieser Wandel der Wirtschaftspolitik zeigte sich in 
der Konzentration der staatlichen Investitionsaktivität auf Hochtechnologiebereiche, 
insbesondere in der elektrotechnischen und optischen Industrie sowie im Maschinenbau. Die 
Absolventenlenkung zielte auf die Vermittlung von Studenten in forschungsintensive 
Arbeitsfelder. Dazu gehörten die Automatisierung der Produktion, der wissenschaftliche 





Im Hochschulbereich begann eine Reihe weitreichender organisatorische Umstrukturierungen, 
die als 3. Hochschulreform bezeichnet wurde. Fakultäten und Institute wurden 
fächerübergreifend in Sektionen zusammengefasst. Die Studiengänge wurden neu geordnet 
(Gießmann 1968: 313). Die dritte Hochschulreform zielte zum einen auf eine stärkere 
politische Abhängigkeit und Zentralisierung der Hochschulleitung. Zum anderen wies sie den 
Hochschulen eine neue Rolle für die wirtschaftliche Entwicklung der DDR zu (Laitko 1998). 
Die Umgestaltung der Leitungsstrukturen der Hochschulen sollte eine „organische 
Verbindung“ von sozialistischer Großproduktion, wissenschaftlicher Forschung und 
Ausbildung ermöglichen und die Verflechtung zwischen Hochschule und Industrie fördern 
(SAPMO-BArch, DY 30/J IV 2/2A/1349). Das Büro des Sekretärs für Wirtschaft des 
Zentralkomitees der SED Günter Mittag forderte "feste Verbindungen" zwischen 
Hochschulen und Industrie. Im Gespräch waren die gemeinsame Nutzung von Geräten und 
Anlagen, der zeitweilige Austausch von Wissenschaftlern sowie die Verpflichtung von 
erfahrenen Mitarbeitern innovativer Betriebe als Gastdozenten an den Hochschulen (SAPMO-
BArch, DY 30/IV A 2/2.021/665; Uni-Arch Halle, Bestand TH Merseburg,175). Das 
Politbüro entwarf für die DDR die Vision einer zunehmenden Kopplung von Großindustrie, 
Forschung und Lehre. Konkrete Formen erhielt sie in Forschungsverbänden und direkten 
Vereinbarungen zwischen den Industrieministerien und den Hochschulen. 
Auch die Zulassungspolitik an den Hochschulen wurde wieder gelockert. Eine Studie im 
Vorfeld des VII. Parteitags machte 1967 erhebliche Defizite des ostdeutschen Bildungswesens 
im internationalen Vergleich aus (SAPMO-BArch, DY 30/IV A2/2.024/43). Die DDR 
erreichte in den 60er Jahren im internationalen Vergleich jährlich geringe Zuwachsraten an 
Studierenden. 1968 leitete daher das Politbüro eine Bildungsoffensive ein, um beim Anteil der 
Werktätigen mit Hoch- und Universitätsabschluss "den Welthöchststand" zu erreichen. Bis 
1980 sollten die wissenschaftlich ausgebildeten Naturwissenschaftler und Ingenieure in der 
Volkswirtschaft auf das 3.5fache steigen. Um dieses Ziel zu erreichen wurden die 
Ingenieurhochschulen ausgebaut, das Fernstudiums reformiert, das Studium in Natur- und 
Technikwissenschaften auf 4 Jahre verkürzt (SAPMO-BArch, DY 30/J IV 2/2A/1349). Im 
Fachbereich Mathematik, in den Natur- und Ingenieurwissenschaften begann ein massiver 
Ausbau der Studienplätze. Die Zahl der Zulassungen stieg im Maschinenbau zwischen 1967 
und 1970 von rund 1.850 auf gut 4.000 Studierende, in der Elektrotechnik von 830 auf 3.720, 
in Chemie von 580 auf 1.200 und in der Physik von 427 auf 820. 
Im Zuge der III. Hochschulreform stieg auf die höheren Bildungseinrichtungen der Druck, 




allerdings nur in wenigen Hochschulen. Die Universität Jena bildete einen Schwerpunkt im 
wissenschaftlichen Gerätebau einschließlich der Glasindustrie. Die TU Dresden sollte sich 
vornehmlich der Elektronik widmen, die TH Magdeburg dem Schwermaschinen und 
Anlagenbau und die TH Leuna-Merseburg der Chemie.  
Die III. Hochschulreform führt zu einer Neustrukturierung des Studienaufbaus. Das Studium 
sollte demzufolge in folgenden Phasen ablaufen: Grundstudium, Fachstudium und 
Spezialstudium bzw. Forschungsstudium. Die Studierenden aller Fächer erhielten 
studienbegleitend eine allgemeine Grundlagenausbildung. Sie beanspruchte ein Fünftel bis zu 
einem Drittel der Gesamtstundenzahl und erstreckte sich auf Lehrveranstaltungen im 
Marxismus-Leninismus, in Russisch, in einer weiteren Fremdsprache, Sport sowie eine 
militärische Ausbildung bzw. Zivilverteidigung. 
Die Absolventenordnung von 1971 regelte auch den Übergang zwischen Hochschule und 
Wirtschaft neu. Die Studierenden verpflichteten sich mit ihrer Zulassung zum Studium, ihre 
Arbeit dort aufzunehmen, wo sie auf der Grundlage des staatlichen Planes eingesetzt wurden, 
Die Hochschulen organisierten in eigenen Kommissionen die Vermittlung von Absolventen. 
Im letzten Studienjahr mussten die Studierenden einen Arbeitsvertrag mit einem Betrieb 
abschließen. 
Mit dem VIII. Parteitag (1971) leitete die SED unter Erich Honecker eine Kurswechsel der 
Wirtschafts- und Sozialpolitik ein. Die Entwicklung von "Fortschrittsindustrien" wurde 
gestoppt. Investitionen flossen verstärkt in die Konsumgüterindustrie, wenn auch der Vorrang 
der Produktionsgüterindustrie erhalten blieb. "Sozialistischer Konsum" orientierte sich weiter 
an den Werten industrieller Arbeit (SAPMO-BArch, DY 30, vorl. SED 42214; Merkel 1999). 
"Intensivierung" der Produktion durch Teilmechanisierung und Automatisierung sollte unter 
dem Schlagwort "sozialistische Rationalisierung" das Wirtschaftswachstum sichern. Das 
größte wirtschaftspolitische Gewicht erhielt der Wohnungsbau. Korrekturen der 
Wirtschaftspolitik folgten 1977 mit dem Mikroelektronikprogramm und 1982 mit dem 
Programm zur Erdölablösung, zwei ausgesprochen forschungsintensiven Investitionsprojekten 
(Staritz 1996: 280; Roesler 1997a: 290-291). 
Auch mit einer neuen Akzentuierung des privaten Konsums blieb der entscheidende 
Bezugsrahmen für die gesellschaftliche Entwicklung der DDR die Industriegesellschaft. Dies 
geht aus Darstellungen des Dresdener Kulturwissenschaftler Herbert Letsch hervor: Er 
kritisierte in einer Studie zur Vorbereitung des XI. Parteitages kapitalistische Konsumformen. 
Hier verhinderten „Vermodung“ und die Entwicklung zugkräftiger Modelle eine sorgfältige 




„sozialistisches Design auf die Einheit optimaler funktionaler Intensivierung der Gegenstände 
und voller Durchsetzung des Ökonomieprinzips [...] Mit anspruchsvollen 
Leistungsparametern müssen Zuverlässigkeit und lange Lebensdauer einhergehen, Qualität 
soll sich nicht zuletzt in ästhetischer Form ausweisen, die für längere Zeit Bestand hat." 
(SAPMO-BArch, DY 30, vorl. SED 42214) Funktionalität, Langlebigkeit und 
zurückhaltendes Design bildeten jedoch nicht nur sozialistische Tugenden ab, sondern 
entsprachen völlig der prekären Versorgungslage der Bevölkerung mit Konsumgütern, die in 
irgendeiner Form kompensiert werden musste. „Die funktionale Intensivierung der industriell 
gefertigten Gegenstände des massenhaften Bedarfs findet ihren adäquaten ästhetischen 
Formausdruck in sachlicher Strenge, im Schlichten, im Ungeschmückten, im Bescheidenen 
und Phrasenlosen.“ (SAPMO-BArch, DY 30, vorl. SED 42214) 
Die wirtschaftspolitischen Veränderungen infolge des VIII. Parteitags hatten Auswirkungen 
für die weitere Hochschulentwicklung. Der quantitative Ausbau des Hochschulwesens endete. 
Die Zulassungszahlen wurden reduziert. Elektrotechnik und das Bauwesen gewannen an 
Gewicht im Fächerspektrum, aber auch neue Studienrichtungen wie Verfahrenstechnik, 
Verarbeitungstechnik und Informationsverarbeitung (vgl. Abbildungen 11 und 11). 
 














































Quelle: Statistisches Jahrbuch des Hochschulwesens der DDR 
 
Unter Honecker erfolgte eine Abkehr von der bisherigen industriezentrierten 
Forschungspolitik. Die Grundlagenforschung erhielt gegenüber der auftragsgebundenen 
Forschung an Gewicht. Ab 1972 sollten lediglich 50% der Forschungen über Verträge 
finanziert werden (Scherzinger 1990: 344-345). 1974 fassten Politbüro und Ministerrat einen 
Beschluss über ”die langfristige Entwicklung der naturwissenschaftlichen und 
mathematischen Grundlagenforschung sowie der Grundlagenforschung ausgewählter 
technischer Richtungen”. Acht Forschungsprogramme richteten die Wissenschaft auf 
spezifische gesellschaftliche Bedürfnisse aus, die von Seiten der politischen Führung 
festgelegt worden waren. Es ging um die Sicherung der Energieversorgung, Fragen der 
Ernährung und Gesundheit, die Bereitstellung von Kleidung und Wohnung sowie den Schutz 
der Umwelt (Köhler 1987: 53) So gewann die direkte staatliche Finanzierung und Planung 
wieder größere Bedeutung für die Hochschulen. Die Grundlagenforschung wurde aus dem 
Staatshaushalt finanziert, um die enge Kombinatsbindung der Hochschulen zu lockern. 
Wissenschaftliche Räte mit Vertretern von Seiten der Ministerien, der Akademie, der 
Hochschulen und der Kombinate und industriellen Forschungszentren entwickelten die 
Forschungsprogramme und die nachgeordneten Hauptforschungsrichtungen. 
Mitte der 70er Jahre wurde allerdings deutlich, dass entgegen der Erwartungen der staatlichen 
Führung eine direkte Kopplung von Lehre, Forschung und Produktion nicht einfach durch den 




„produktive Nutzung der Forschungsergebnisse“ nicht gelungen sei. Schwierigkeiten bei der 
Überführung von Forschungsergebnissen in die Industrie könnten nur durch Eingriffe der 
Partei- oder Staatsorgane überwunden werden (HStAD, SED BL Dresden, IV C-2/9/02/509). 
Ein Grund hierfür lag in der Überlastung der Forschungsabteilungen der Industrie, deren 
Kapazitäten durch die Aufrechterhaltung der laufenden Produktion gebunden waren. Die 
Industrieforschung stand also nicht in ausreichendem Maß für Innovationen zur Verfügung. 
Andererseits konnten die Hochschulen und Akademieinstitute der Industrie keine voll 
entwickelten Prototypen übergeben, so dass hier eine Innovationslücke entstand (HStAD, 
SED BL Dresden, IV C-2/9/02/509). Genau hier setzte eine institutionelle Neuerung des 
Hochschulwesens an. Sogenannte „Technika“ wurden als Kombination von 
Forschungslaboratorium, wissenschaftlicher Werkstätte und Mess- und Prüfzentrum 
gegründet. Hochschule oder Akademie stellten Stammpersonal und Räume, die Industrie 
delegierte Wissenschaftler in die Einrichtungen und beteiligte sich an den Investitionen 
(SAPMO-BArch, DY 30/IV B 2/2.024/38). 1989 gab es 16 Technika an 12 Universitäten und 
Hochschulen, an denen 700 Mitarbeiter beschäftigt waren, zuzüglich 100 aus 
Industriekombinaten delegierte Personen. Es gab beispielsweise ein Technikum für 
Mikroelektronik an der TU Karl-Marx-Stadt, für Biotechnik an der Universität Halle, für 
Optoelektronik an der Humboldt-Universität Berlin, for biomedizinische Gerätetechnik an der 
TU Dresden oder Baumechanisierung an der TU Magdeburg. Die Technika zielten auf die 
Entwicklung von Prototypen oder Kleinserien. Sie schufen Raum für eine produktnahe 
Forschung, während gleichzeitig das Entwicklungsrisiko für die Industrie minimiert war 
(Scherzinger 1990: 347, 355). 
Die politische Führung sah sich Mitte der 70er Jahre außerdem mit einer 
Akademikerschwemme konfrontiert, die von der Expansion der Studierendenzahlen während 
der letzten Bildungsoffensive unter Ulbricht herrührte. Kurzfristig konnte das 
Hochschulwesen nicht an die neuen wirtschaftlichen Strukturen angepasst werden. 
Infolgedessen suchte ein Überangebot an Hochschulabsolventen eine angemessene 
Beschäftigung. Dies überforderte den staatlichen Planungsapparat: Nicht alle Absolventen 
konnten ihrer Qualifikation entsprechend eingesetzt werden. Die Betriebe stellten 
Berufsanfänger eher unter regionalen als unter fachlichen Gesichtspunkten ein. Sie umgingen 
staatliche Pläne, indem sie beispielsweise Arbeitsstellen von Physikern mit Elektrotechnikern 
besetzten. 1980 kam eine Studie der Akademie für Gesellschaftswissenschaften zu dem 
Ergebnis, dass 24% der Hochschulabsolventen unter ihrer Qualifikation eingesetzt sind. 




widersprach dem Anspruch des zentralen Planapparats, die Mittel für das Bildungswesen 
planmäßig und effizient einzusetzen. Die Akademie sah die Gefahr, dass das Bildungssystem 
und die Qualifikationsanforderungen der Industrie zunehmend auseinander klaffen. Dies 
bildete den Hintergrund für die Reform der Ingenieurausbildung im Jahr 1983, die unten 
ausführlicher dargestellt wird (Adler 1986: 152, 167, 211; Lötsch 1988: 103; Koch/Becker 
1998: 44-47; SAPMO-BArch, DY 30/IV B2/2.024/7). 
Doch auch der Wandel der Qualifikationsanforderungen der Wirtschaft wies den Hochschulen 
eine wachsende ökonomische Bedeutung zu. Der Anteil ungelernter oder geringqualifizierter 
Arbeiter sank zwischen 1971 und 1980 von 34% auf 26%. Die Akademie für 
Gesellschaftswissenschaften rechnete mit einem Anstieg der Berufstätigen mit Fach- oder 
Hochschulabschluss von 17% (1979) auf 25-30% im Jahr 2000 (SAPMO-BArch, DY 30/IV 
B2/2.024/7). 
Bereits Mitte der 70er Jahre versuchte die SED den genannten Problemen bei der 
Absolventenvermittlung dadurch zu begegnen, dass sie die fachliche Spezialisierung der 
Hochschulausbildung verringerte. Die TU Dresden hatte genau dies 1968 gefordert. Der 1. 
Prorektor der TU Dresden sah damals Akademiker in der Industrie vor neuen 
Herausforderungen stehen. Sie müssten Strukturwandlungen ohne Schwierigkeiten 
bewältigen, ständig neue Kenntnisse aufnehmen, verarbeiten und schöpferisch anwenden. 
Daraus ergaben sich aber auch neue Anforderungen an das Hochschulstudium. Die Studie des 
Prorektors forderte eine Abkehr von der in Deutschland traditionell engen Verbindung von 
Studienrichtung und Beruf. Während Fachschulen ihre Ausbildung nach Industriezweigen 
strukturierten und sich an den Anforderungen der Betriebe orientierten, sollte ein 
Universitätsstudium die „Disponibilität“ der Hochschulabsolventen gewährleisten (TUD, 1. 
Prorektor 21). 
Als Antwort auf die Schwierigkeiten der staatlichen Planung, die Absolventen 
qualifikationsgerecht zu beschäftigen, reformierte die staatliche Führung das Studium und 
schuf damit flexiblere Beschäftigungsmöglichkeiten. Das Studium wurde wieder deutlicher 
als bisher von einer berufsspezifischen Ausbildung unterschieden. Aus den Studienplänen 
wurde das sogenannte Spezialisierungsstudium entfernt. Der Begriff des "wissenschaftlich-
produktiven" Studiums wurde abgelöst vom "wissenschaftlich-schöpferischem" Studium 
(Adler 1986: 211; Schmidt 1982: 116-117.). Im November 1979 veröffentlichte der Minister 
für das Hoch- und Fachschulwesen einen umfangreichen Katalog von Problemfeldern im 
Hochschulbereich. Zu den Hauptproblemen gehörten demzufolge die ungenügende 




sich eine Abkehr von dem engen außenbestimmten Planung des Studiums ab. Die 
Studienreform der 80er Jahre sollte eine rein rezeptive Studienhaltung beenden.  
 
3. Hochschulreformen in der ökonomischen Krise der 80er Jahre  
 
1979 beriefen das Sekretariat des ZK des SED und das Präsidium des Ministeriums eine neue, 
die V. Hochschulkonferenz ein, die im Herbst 1980 stattfinden sollte. Die Konferenz fiel in 
eine Zeit zunehmender ökonomischer Probleme der DDR (Krakat 1996; Reichert 1999; 
Cornelsen 1988; Raschka 2001) und leitete neue Reformen des Hochschulstudiums ein. Denn 
eine der Ursachen für die ökonomische Krise lag in der Innovationsschwäche der DDR-
Wirtschaft. Im Vorfeld des X. Parteitages der SED im April 1981 analysierte die Akademie 
für Gesellschaftswissenschaften die Innovationstätigkeit der Wirtschaft. Bei ausgelasteten 
Produktionskapazitäten gebe es für die Kombinate kaum Innovationsanreize in Bereichen, die 
über die traditionellen und gefragten Sortimente hinausgingen. So seien im Rahmen des 
herkömmlichen Produktionsprofils zwar beachtliche Fortschritte zu beobachten, 
grundsätzliche Neuerungen blieben aus. Die Akademie stellte damit eine strukturbedingte 
Innovationsschwäche der Kombinate im Bereich radikaler Innovationen, die einen scharfen 
Bruch mit hergebrachten Routinen und überliefertem Wissen erforderten, fest. Die Kombinate 
der DDR zeigten ihre Leistungsfähigkeit dagegen allenfalls im Bereich inkrementeller 
Innovationen, also der Fortentwicklung und Verbesserung bereits etablierter Produkte und 
Produktabläufe. Die Akademie folgerte daraus: „Ein wissenschaftlich-technischer Rückstand 
wird unvermeidlich“ (SAPMO-BArch, DY 30/IV B 2/2.024/ 7). Die Innovationsschwäche der 
DDR-Wirtschaft erhöhte den Reformdruck auf die Hochschulen und Universitäten. Die 
Diskrepanz zwischen einem unbestritten hohen Bildungsniveau der Ingenieure sowie einem 
hohen Personalbestand an Akademikern in den Betrieben einerseits und der geringen 
Innovationsfähigkeit der Betriebe andererseits, konnte in den achtziger Jahren kaum geleugnet 
werden. Daraus folgten erneut Überlegungen, das innovative Potential von 
Hochschulabsolventen besser zu nutzen, angefangen bei einer stärkeren Trennung von 
Produktion und Forschung in den Betrieben, weiter über eine bessere Forschungsförderung 
bis hin zur Erschließung des Qualifikationspotentials von Frauen (Lötsch 1988: 92-123). 
Als Antwort auf die Innovationsschwäche der Wirtschaft forderte die Akademie für 
Gesellschaftswissenschaften eine forcierte Schwerpunktbildung der Forschungspolitik. Damit 




wiesen der ungenügenden Überführung ihrer Forschungsleistungen in die Industrie die 
Hauptverantwortung für die Innovationsschwäche der DDR zu. Die angemessene politische 
Lösung läge dann in der Optimierung des Technologietransfers. Im Gegensatz dazu sah die 
Akademie für Gesellschaftswissenschaften das eigentliche Grundproblem weit im Vorfeld der 
Realisierungsphase. Ihrer Analyse zufolge wurde das Falsche geforscht: „Von ihrer 
inhaltlichen Gestaltung her sind gegenwärtig die Staatsaufträge nicht auf eine zielstrebige 
Umsetzung ihrer Ergebnisse im volkswirtschaftlichen Strukturwandel angelegt. Es sollte 
gesichert werden, dass alle Schwerpunkte für Forschung und Entwicklung auch zu 
Schwerpunkten der volkswirtschaftlichen Strukturentwicklung (mit entsprechenden 
Konsequenzen für Investitionsentscheidungen usw.) werden.“ (SAPMO-BArch, DY 30/IV B 
2/2.024/ 7) Für die Akademie für Gesellschaftswissenschaften lag der Ansatzpunkt für die 
Überwindung der Innovationsschwäche im Bereich der Forschung. Beschränkte Ressourcen 
erzwangen eine Auswahl von Schwerpunkten auf der Basis der vorausschaubaren 
Wirtschaftsentwicklung und der nationalen Forschungsstrukturen. Erfahrungen, Traditionen 
und Rohstoffressourcen der DDR beschränkten die Forschungsfelder, in denen das Land noch 
Spitzenleistungen erreichen konnte. Die DDR hatte besondere Stärken in Feldern entwickelt, 
in denen langjährige wissenschaftlich-technische und Produktionserfahrungen vorhanden 
waren, dazu gehörten die feinmechanisch-optische Industrie, der Polygraphiemaschinenbau, 
sowie die Produktion von Ausrüstungen für die Leicht- und Lebensmittelindustrie. Diese drei 
Forschungsfelder fanden ihren industriellen Rückhalt in drei, auf dem internationalen Markt 
relativ erfolgreichen Kombinaten: Carl Zeiss Jena, Planeta Druckmaschinen Radebeul und 
NAGEMA Dresden. Die Konzentration des Forschungspotentials auf wenige Gebiete sollte es 
ermöglichen, den „wissenschaftlichen-technischen und ökonomischen Höchststand“ zu 
erreichen und „den Rückstand zum Weltniveau zu verringern“. (SAPMO-BArch, DY 30/IV B 
2/2.024/ 7)  
Auch wenn immer geringere ökonomische Handlungsspielräume die Forschungs- und 
Bildungspolitik in den 70er und 80er Jahren prägten, so mangelte es doch nicht an neuen 
Visionen für weitere technische Entwicklungen. Das Politbüro formulierte seine 
Vorstellungen im Zuge der Reform des Ingenieurstudiums, die 1983 eingeleitet wurde. Die 
Reform zielte darauf ab, die "Errungenschaften der wissenschaftlich-technischen Revolution 
mit den Vorzügen des Sozialismus" zu verbinden. Die Kombinate bildeten nach den 
Vorstellungen des Politibüros die grundlegenden Einheiten der Leitung und Planung zur 
Produktion weltmarktfähiger Erzeugnisse. Die industrielle Produktion beruhe auf 




naturwissenschaftlicher, gesellschaftswissenschaftlicher und ingenieurwissenschaftlicher 
Grundlagenforschung. Die Arbeits- und Lebensbedingungen der Werktätigen würden sich 
verbessern. Die Mikroelektronik erlaube den „massenhaften Einsatz von 
Industrierobotern“ und bilde eine neue materiell-technische Basis der Volkswirtschaft. 
Abproduktarme Technologien, geschlossene Produktionskreisläufe und die Entwicklung der 
Biotechnologie würden in den 80er Jahren an Bedeutung gewinnen. Der Wandel der 
Energieträgerstruktur, die umfassende Erschließung und Nutzung einheimischer Rohstoffe 
und die Verwertung von Abprodukten und Sekundärrohstoffen bestimmten die Struktur der 
Volkswirtschaft (SAPMO-BArch, DY 30/J IV 2/2A/2579). 
Der kulturelle Rahmen der Wissenschafts- und Technologiepolitik der DDR bestand in einem 
Fortschrittsdenken, das sich in den 80er Jahren mit einem High-Tech-Enthusiasmus verband. 
Schlüsselbegriffe aller forschungspolitischen Stellungnahmen der Zeit waren der 
„Leistungsanstieg der Wirtschaft“, die „weitere schrittweise Erhöhung des Lebensniveaus der 
Volkes“, die „durchgreifende Beschleunigung des wissenschaftlich-technischen Fortschritts“. 
(SAPMO-BArch, DY 30/IV B 2/2.024/ 7) Diese Fortschrittsrhetorik fand ihre Verkörperung 
in den zeitgenössischen Technologien der Mikroelektronik und der Robotertechnik. Als 
Bedingung für volkswirtschaftliche Neuerungsprozesse galten „wissenschaftliche 
Spitzenleistungen in Spitzentechnologiebereichen“, wie Hans Heinrich Kinze und Dimitar 
Ivanov von der Hochschule für Ökonomie 1985 in einer Studie im Vorfeld des XI. Parteitages 
der SED darlegten (SAPMO-BArch, DY 30, vorl. SED,42214). Günter Mittag forderte die 
„Erzielung von Spitzenleistungen […], die über das international erreichte Niveau 
hinausgehen“ (Mittag: 35). Forschungsschwerpunkte und das fachliche Profil der 
Forschungsprogramme zielte darauf ab, die Zukunft der DDR als "modernes Industrieland" zu 
sichern (Honecker 1984: 40). Die Forschungspolitik unterlag trotz aller Entwicklungsrhetorik 
dem Primat der politischen Stabilität und mündete in ökonomische Konservierung. 
Forschungsvorhaben wurden zunehmend auf Instandhaltung, die Entwicklung von 
Ersatzstoffen und die Nutzung eigener Ressourcen ausgerichtet. (Roesler 1998). 
Die ehrgeizigen forschungspolitischen Ziele der politischen Führung stellten auch neue 
Qualifikationsanforderungen an die Ingenieurausbildung. Die Reform des Ingenieurstudiums 
zielte auf eine Vertiefung der mathematisch-naturwissenschaftlichen und technischen 
Grundlagenausbildung sowie die Qualifikation zu kreativer interdisziplinärer Arbeit. Zugleich 
sollte in der Lehre der Praxisbezug der Ausbildung erhöht werden, indem Ingenieuraufgaben 
der Industrie an den Hochschulen behandelt würden. Die Ingenieurausbildung sollte künftig 




und die Entwicklung neuer Technologien und Verfahren. Das andere Profil war auf 
Anforderungen der Produktion ausgerichtet. Ökonomische und arbeits- und 
leitungswissenschaftliche Qualifikationen ergänzten hier die mathematische, 
naturwissenschaftliche und technische Ausbildung. Mit dieser Reform des 
Hochschulstudiums wurde die Differenzierung des Hochschulwesens in Ingenieurschulen, 
Ingenieurhochschulen, Technische Hochschulen und Technische Universitäten faktisch 
aufgehoben und durch differenzierte Ausbildungsgänge ersetzt (Mittag: 35). 
Dass durch technischen Wandel der Charakter der Industriearbeit grundlegend verändert 
würde, beschäftigte auch die Akademie für Gesellschaftswissenschaften. Durch eine 
zunehmende Automatisierung würde die Tätigkeit der Arbeiter zunehmend durch Aufgaben 
der Projektierung, Instandhaltung und Wartung, durch kreative und strategische 
Entscheidungen gekennzeichnet (SAPMO-BArch, DY 30/IV B 2/2.024/7). Die Akademie 
forderte den Abbau industrieller Arbeitsplätze durch eine zunehmende Automatisierung. 
Dieser Ruf nach einem technischen Wandel der Produktion war motiviert durch 
gesellschaftspolitische Zielvorstellungen: Physisch schädigende sowie geistig anspruchslose, 
unqualifizierte Tätigkeiten sollten abgebaut und dadurch die historisch gewachsene 
Arbeitsteilung zwischen "körperlicher" und "geistiger" Arbeit überwunden werden. Daraus 
ergaben sich auch neue Anforderungen an Wirtschaft und Bildung: An Stelle von material- 
und energieintensiven Erzeugnissen sollten forschungsintensive Produkte treten. Die 
Ausbildung von Technikern und Ingenieuren sollte nicht nur das Leitbild "technischer 
Eleganz" vermitteln, sondern ebenso Fragen der "Effektivität" und des "sozialen Fortschritts" 
(SAPMO-Barch, DY 30/IV B2/2.024/7); Lötsch 1988: 12).  
Eine Umfrage in 12 Betrieben des Bezirks Dresden zeigte allerdings, dass die 
Hochschulabsolventen diesen neuen Anforderungen kaum gerecht wurden. die Akademie 
machte bei den Betrieben eine enge ökonomische und technizistische Sicht des 
Produktionsprozesses bzw. neuer technischer und technologischer Entwicklungen aus 
(SAPMO-Barch, DY 30/IV B2/2.024/7). Hoch- und Fachschulabsolventen zeigten „eine 
geringere Wertschätzung der produktionsorganisatorischen und Leitungstätigkeit gegenüber 
der Forschung, Entwicklung und Konstruktion.“ (SAPMO-BArch, DY 30/IV B 2/2.024/7). 
Diese Einstellung war bedingt durch die häufig ungeliebte, politische Überfrachtung der 
Leitungsaufgaben, wie die Autoren der Studie feststellten. Wissenschaft und Konstruktion 
dienten somit als Nische, um politisch belasteten Tätigkeiten zu entgehen: „Der Eindruck 
vieler Hoch- und Fachschulkader, dass die Leitungstätigkeit in zunehmendem Maße mit 




Anforderungen der Leitungstätigkeit, verstärken ihre Abneigung gegen die Übernahme der 
Leitungsfunktionen noch.“ (SAPMO-BArch, DY 30/IV B 2/2.024/7). Die Akademie forderte 
dabei auch einen Kulturwandel: “Dabei gilt es auch solche Vorstellungen zu korrigieren, 
wonach alle Diplomanten nur als Wissenschaftler, Forscher und Entwickler tätig sein 
können.“ (SAPMO-BArch, DY 30/IV B 2/2.024/7). Die Studienreform sollte genau dem 
entgegenwirken und die Absolventen auf eine bedarfs- und anwendungsorientierte 
ingenieuwissenschaftliche Berufstätigkeit vorbereiten. Dabei blieb die Definitionsmacht über 
gesellschaftliche Bedarfslagen den politischen Gremien vorbehalten. 
1985 regelte ein Beschluss des Ministerrats die wirtschaftlichen Beziehungen zwischen 
Forschungseinrichtungen und Betrieben neu. Die Kombinate erhielten stärkere 
Mitsprachemöglichkeiten bei der Gestaltung der Forschungsprogramme. Die Profile der 
Hochschul- und Akademieforschung einerseits und der Industrieforschung andererseits 
wurden aufeinander abgestimmt, um eine bessere Verwertung der Forschungsergebnisse zu 
erzielen. Die Rolle der Wirtschaftsverträge, also der Koordinierungs- und Leistungsverträge, 
wurde aufgewertet (Scherzinger 1990: 345-347). Die Einrichtung von Hochschul-Industrie-
Komplexen schuf einen neuen organisatorischen Rahmen für die Überleitung von 
Forschungsergebnissen in die Produktion. Für die Grundlagenforschung standen weiterhin 
Mittel aus dem Staatshaushalt zur Verfügung. Die Kooperation mit der Industrie im Rahmen 
von Forschungsaufträgen war für die Hochschulinstitute attraktiv, da mit Hilfe der beteiligten 
Betriebe Laboreinrichtungen, Messgeräte und Computer beschafft werden konnten. 
Angesichts der ständigen Knappheit an diesen Gütern nutzte die SED bewusst dieses 
Instrument der Forschungspolitik, um die Ausstattung der Hochschulen zu verbessern 
(HStAD, SED BL Dresden, IV D-2/9/02/531. Allerdings wurde nur ein geringer Teil der 
Forschungsergebnisse dann auch tatsächlich von der Industrie genutzt. Die Ergebnisse der 
Vertragsforschung verschwanden vielfach in den Schreibtischen der Kombinate (Deilmann 
1995: 48). 
4. Ehrenpromotionen in der DDR 
 
Analog zu Abschnitt II.2.3 soll der Versuch unternommen werden, am Beispiel der 
Ehrenpromotionen an Technischen Hochschulen die Entwicklung von informellen 
Netzwerken zwischen Hochschulen und Industrie nachzuzeichnen. Ausgewertet wurden dazu 




Dresden und Freiberg, die mit den oben diskutierten Zahlen für westdeutsche Hochschulen 
verglichen werden (Fraunholz/Schramm 2004; Schramm 2004). 
Die insgesamt 1656 Empfänger des Ehrendoktortitels im Westen und 500 im Osten zwischen 
1900 und 2002 wurden in drei Kategorien eingeteilt: erstens Wissenschaftler von 
Hochschulen oder anderen staatlichen Forschungseinrichtungen; zweitens Politiker, 
Verwaltungsbeamte oder Militärs; und drittens Vertreter von Unternehmen und 
Wirtschaftsverbänden. In fast allen Fällen ließ sich eine klare Zuordnung zu einer der drei 
Kategorien treffen. Dem liegt die Annahme zugrunde, dass ein höherer Anteil von 
Verleihungen des Ehrendoktortitels an Angehörige eines Bereichs (z. B. Wirtschaft) ein 
Indikator für intensivere Beziehungen der Hochschulen zu diesem gesellschaftlichen 
Teilsystem in dem betreffenden Zeitraum ist. Der Anteil im Gegensatz zur absoluten Zahl der 
Verleihungen muss betrachtet werden, um die mit der Hochschulexpansion zwangsläufig 
einher gehende Steigerung der Fallzahlen zu kontrollieren. Technische Hochschulen wurden 
deshalb ausgewählt, weil durch die größere Praxisorientierung und Anwendungsnähe der dort 
vertretenen Fächer ein besonders großes Potential für den Wissenstransfer gegeben ist. 
Abbildung 12 kontrastiert die durchschnittliche Entwicklung des Anteils der Wirtschaft an 
den Ehrenpromotionen an den westdeutschen Hochschulen mit den Zahlen der ostdeutschen 









Hieraus geht hervor, dass die ostdeutschen Hochschulen bis 1945 eine ähnliche Entwicklung 
zeigten wie die westdeutschen, wenn auch mit einer höheren Spitze um 1910 und einem 
zunächst langsameren, dann schnellern Anstieg in den 1920er Jahren. Nach 1945 war die 
Entwicklung jedoch merklich verschieden. In Ostdeutschland fiel der Anteil der 
Wirtschaftsangehörigen unter den Ehrendoktoren schneller und nachhaltiger als im Westen. 
Das ist an sich nicht überraschend, denkt man an die staatlich gelenkte 
Zentralverwaltungswirtschaft, die nach 1945 in der SBZ und später der DDR installiert wurde. 
Es zeigt jedoch, dass die Organisation der Wirtschaft eine Auswirkung auf die Hochschul-
Industrie-Beziehungen hatte. Konvergenztendenzen zeigten sich erst in den 1980er Jahren 






Die politische Führung der DDR unterzog das Hochschulwesen des Landes wiederholt 




Zugriff auf die Leitungsstrukturen, Mitarbeiter und Lehrinhalte verstärkt oder die Steuerung 
des Hochschulwesens verändert. Vielmehr unterlagen den Neuordnungen immer wieder neue 
Konzepte über das Verhältnis von Hochschulen und Wirtschaft. In den 50er und 60er Jahren 
gab es wiederholt Versuche, die Hochschulen als Instrument der Wirtschaftspolitik zu nutzen. 
Der Aufbau technischer Spezialhochschulen und die Gründung der Fakultäten für 
Kernenergie und Luftfahrt an der TU Dresden begleiteten die Bestrebungen, gänzlich neue 
Branchen in der DDR anzusiedeln. Der quantitative Ausbau der naturwissenschaftlichen 
Studiengänge zwischen 1957 und 1962 zielte darauf ab, den Anteil an Naturwissenschaftlern 
in Industriebetrieben erhöhen. Der Zuwachs natur- und technikwissenschaftlicher 
Studienplätze zwischen 1968 und 1971 bezweckte einen Ausbau der Forschungskapazitäten 
im Vorfeld industrieller Forschung und Entwicklung. Nach jeder Expansionswelle folgte 
allerdings die Beobachtung, dass auf dem Weg des Hochschulausbaus noch keine neuen 
wirtschaftlichen Strukturen entstanden. Ein Überangebot an Akademikern suchte Mitte der 
60er und Mitte der 70er Jahre eine angemessene Beschäftigung.  
Erfolgreich veränderten die verschiedenen Reformen allerdings die Beziehungen zwischen 
Hochschule und Industriebetrieben. Durch die Vertragsforschung und die Verpflichtung zur 
auftragsgebundenen Forschung entstand eine enge Abhängigkeit zwischen 
Hochschulforschung und industrieller Produktion. Die unbefriedigende Innovationsfähigkeit 
der Industrie bildete den Ausgangspunkt für weitere Reformen des Hochschul- und 
Forschungssystems in den 80er Jahren. Die politische Führung forcierte Schwerpunktbildung 
im Forschungssystem. Mikroelektronik und Biotechnologie, vor allem aber die Nutzung 
einheimischer Rohstoffe und Recyclingverfahren bestimmten nun Forschung und 
Entwicklung. Mit einer erneuten Studienreform antwortete die politische Führung 1983 aber 
auch auf veränderte Qualifikationsanforderungen an die Ingenieurausbildung. Neben der 
Forschung sollte die industrielle Produktion durch ein eigenes akademisches Bildungsprofil 
gestärkt werden.  
Die politische Führung sah sich immer wieder, entgegen ihrem Anspruch der Planung von 
Wissenschaft und Forschung, mit begrenzten Steuerungsfähigkeit konfrontiert. So modern 
manche institutionellen Strukturen auch sein mochten, es gelang nicht, eine Dynamik von 
Innovationsprozessen (Etzkowitz/Leydesdorff 2000), die dauerhaft Modifikationen 





IV. Die Hochschulreformen der 1960er Jahre 
 
 
Der folgende Abschnitt untersucht die Veränderungen in der Hochschulpolitik wie an den 
Hochschulen in den 1960er Jahren unter dem Gesichtspunkt der Herausbildung der 
Wissensgesellschaft (Szöllösi-Janze 2003: 277-305; Szöllösi-Janze 2004: 275-311). Prima 
facie erscheinen die 1960er Jahre als wichtige Zäsur in der Entwicklung moderner 
Wissensgesellschaften in beiden deutschen Staaten, da sich die 
Verwissenschaftlichungsprozesse in dieser Zeit verdichteten und beschleunigten (Szöllösi-
Janze 2004: 284ff.). Sowohl in der DDR als auch in der BRD herrschte zu dieser Zeit eine 
ausgesprochene Planungseuphorie. Besonders im Hinblick auf die staatliche Forschungs- und 
Technologiepolitik markierten die 1960er Jahre einen Übergang zu stärkerer aktiver 
Gestaltung durch staatliche Stellen (Bähr 1995: 115-130; Tandler 2000). 
Gleichzeitig bildeten die 1960er Jahre natürlich auch hochschulgeschichtlich einen Einschnitt. 
Wir plädieren dafür, die „langen“ 1960er Jahre (ca. 1958-73) als Reformperiode in den Blick 
zu nehmen, da erste Reformschritte bereits Ende der 1950er Jahre eingeleitet wurden, und die 
Reformen auch die frühen 1970er Jahre prägten. Für die DDR wird man mit dem 
Machtwechsel von Ulbricht zu Honecker 1971 einen Einschnitt konstatieren können. In der 
BRD ist ein Schlussdatum schwieriger zu fixieren. Die quantitative Expansion des 
Hochschulwesens hielt zwar bis Mitte der 1970er Jahre an, doch schon um 1970 zerbrach der 
ursprüngliche Reformkonsens. Das Urteil des Bundesverfassungsgerichts über die 
Drittelparität von 1973 signalisierte vielleicht am augenfälligsten das Ende der Reformperiode 
(Führ/Furck 1998: 412-419; Turner 2001: 20-23). 
Abschnitt 1 skizziert die Grundzüge der Hochschulreformen in beiden deutschen Staaten in 
vergleichender Perspektive. Die Abschnitte 2 und 3 beschäftigen sich mit den Maßnahmen 
zur Profil- und Schwerpunktbildung in der BRD und der DDR aus zentraler und lokaler 
Perspektive. Abschnitt 4 fasst die Ergebnisse unter der Fragestellung zusammen, ob sich 
durch die geschilderten Reformen die Rolle der Hochschulen in den jeweiligen 








1. Grundzüge der Hochschulpolitik in den 1960er Jahren 
 
Die zugrunde liegende Motivation für die Reformen war in beiden deutschen Staaten die 
Furcht vor dem Zurückbleiben gegenüber anderen Industrienationen, besonders den USA. In 
der BRD wurde das meist unter dem Schlagwort der „technologischen Lücke“ thematisiert 
(Bähr 1995: 115-130). In der DDR bildeten die Diskussionen um die „Wissenschaftlich-
Technische Revolution“ den Ausgangspunkt für Reformen des Wissenschaftssystems, die 
sich zum Ziel setzten, Wissenschaft als „Produktivkraft“ für den Aufbau der sozialistischen 
Gesellschaft nutzbar zu machen (Laitko 1996: 33-50; Laitko 2002: 137-139; Radkau 1990: 
13-42). 
Zumindest zeitweise waren die Intentionen der Wissenschaftspolitik in beiden deutschen 
Staaten ähnlich: Die Regierungen wollten die Investitionen in Forschung und Entwicklung 
erhöhen und einem befürchteten Ingenieurmangel vorbeugen: in der Bundesrepublik durch 
den von Georg Picht popularisierten „Bildungsnotstand“, in der DDR durch interne Gutachten 
der Wissenschaftsplaner aufgeschreckt. Im RGW-Vergleich wies die DDR Anfang der 1960er 
Jahre angeblich den niedrigsten Intelligenz-Anteil auf (SAPMO BArch 
DY30/IVA2/2.021/320, 57-87). 
Mit der Hochschulexpansion vermischten sich aber in Ost und West unterschiedliche 
gesellschaftspolitische Zielstellungen: Bereits seit den 1950er Jahren bemühte sich die SED 
durch Eingriffe in das Hochschulwesen, ihren Einfluss auf die akademische Intelligenz zu 
stärken. Währenddessen speiste sich der Reformeifer im Westen eher aus emanzipatorischen 
Motiven, nämlich dem Postulat eines Rechtes auf Bildung (Malycha 2001: 12-21; Führ/Furck 
1998: 15; Laitko 1998: 148; Connelly 2000: 66). 
Dementsprechend gab es Unterschiede im Ausbau der Hochschulen. In der BRD war die Zeit 
zwischen 1965 und 1975 die große Expansionsphase des Hochschulwesens, in der sich die 
Zahl der Studenten an wissenschaftlichen Hochschulen von 308.000 auf 695.600 mehr als 
verdoppelte (Oehler/Bradatsch 1998: 417). Die Expansion beschränkte sich nicht auf die 
Natur- und Technikwissenschaften, sondern erfasste alle Fächer (Lundgreen 1979: 209-230). 
In der DDR dagegen wurden erhebliche Investitionen in den Bildungsbereich bereits in den 
1950er Jahren getätigt, die Höchstzahl an Studierenden war schon Anfang der 1970er Jahre 
erreicht. Da die Bildungsausgaben in der ersten Hälfte der 1960er Jahre nur noch parallel zum 
Nationaleinkommen wuchsen, befürchteten die Bildungsplaner, die DDR könne im 




In der Ingenieursausbildung dagegen erhöhten sich durch eine Verkürzung des 
Ingenieurstudiums sowie durch Erleichterungen für Fachschulabsolventen die 
Absolventenzahlen, so dass 1974 schließlich 13 Prozent der Jugendlichen des entsprechenden 
Altersjahrgangs zu Ingenieuren gemacht wurden (BRD: 2,6 %) (Wolter 1990: 86ff.). Die 
ursprünglich für die Studentenzahlen der Natur- und Technikwissenschaften ins Auge 
gefassten exorbitanten Steigerungsraten wurden aus finanziellen Gründen allerdings nie 
erreicht (Baske 1998: 216f.). 
Was die Studieninhalte betrifft, so stand der Reform im Osten Stagnation im Westen 
gegenüber. In der BRD kam es bis Mitte der 1970er Jahre zu keiner durchgreifenden 
Studienreform, da vor allem die Hochschullehrer entsprechende Bemühungen als Angriff auf 
ihre grundgesetzlich verbriefte Lehrfreiheit verstanden (Turner 2001: 112, 116). In der DDR 
dagegen wurde das Studium mit dem Ziel der Verkürzung der Studienzeiten straff gegliedert 
und in Grundstudium, Fachstudium und Spezialstudium unterteilt. Auf der Tagesordnung 
stand dabei vor allem ein stärkerer Praxisbezug, den man über die Einführung eines 
ingenieurpraktischen Jahres und von Betriebspraktika nach dem zweiten und dritten 
Studienjahr bewerkstelligen wollte. Forschungsstudenten konnten allerdings aus diesem 
starren System ausbrechen und eine relativ frühe Promotion anstreben (BArch, DR3, Erste 
Schicht, 149, 20-25; BArch, DR 3, Erste Schicht, 152, 183-190; SAPMO BArch, 
DY30/IVA2/2.021/320, 39-45; Connelly 2000: 156; Middell 1997: 136). 
Die vielleicht schwerwiegendste Strukturreform in der 3. Hochschulreform der DDR war die 
administrative Neugliederung der Hochschulen in Sektionen, die zwischen die alten 
Fakultäten und Institute traten und beide letztlich überflüssig machen sollten (Laitko 1998: 
149). Das politische Ziel dieser Reform bestand in der Beseitigung der starken Stellung der 
Ordinarien der klassischen deutschen Universität, und ihre Ersetzung durch linientreue 
Funktionäre als Sektionsleiter, die gegenüber den anderen Professoren mit Sanktionsmacht 
ausgestattet waren. Gleichzeitig sollten die Sektionen auch die Profilierung und Konzentration 
der Forschung vorantreiben, und diese dadurch modernisieren und effizienter machen. Die 
repressive Seite der Reform ging also mit der modernisierenden Hand in Hand. Zu den 
Sektionen in der DDR gab es in der BRD zumindest oberflächlich betrachtet durchaus ein 
Pendant, nämlich die Fachbereiche, die eine ähnliche Größenordnung besaßen 
(Oehler/Bradatsch 1998: 416). Allerdings hatten sie nicht dieselben Kompetenzen, so dass die 
meisten Bildungshistoriker heute zögern würden, in der Einführung der Fachbereiche (oder 
verkleinerter Fakultäten) an Hochschulen einen einschneidenden Reformschritt zu sehen. Viel 




Selbstverwaltungsgremien der Hochschulen vertreten sein sollten. 1968 forderten die 
Verfassten Deutschen Studentenschaften (VDS) die Drittelparität, d. h. die Besetzung der 
Gremien zu gleichen Teilen mit Vertretern der Studenten, des akademischen Mittelbaus und 
der Professoren. Diese Forderung sorgte fünf Jahre für erhitzte Gemüter, bis das 
Bundesverfassungsgericht 1973 die Drittelparität für verfassungswidrig erklärte (Turner 2001: 
76-83). 
Im Hinblick auf die Beziehungen der Hochschulen zu ihrem gesellschaftlichen Umfeld, 
insbesondere der Wirtschaft, zielten die Reformen in Ost und West in unterschiedliche 
Richtungen. Im Westen gerieten Drittmittel aus der Wirtschaft in den 1960er und 1970er 
Jahren in die öffentliche Kritik, da man in ihnen eine illegitime Einflussnahme auf die 
inhaltliche Entwicklung der Wissenschaft sah. Manche Länder verabschiedeten daher 
restriktive Regelungen zur Einwerbung von Drittmitteln (Turner 2001: 173; Webler 1990: 
94f.). 
In der DDR war die Ausrichtung der Hochschulen auf die Bedürfnisse der volkseigenen 
Industrie ein zentraler Programmpunkt der 3. Hochschulreform (Laitko 1998: 151). 
Erkundungs- und Grundlagenforschung hatten fortan vor allem die neu geschaffenen 
Großforschungszentren zu leisten. Grundsätzlich wurden die Auftragsbindung der 
Forschungsthemen und eine Finanzierung durch industrielle Auftraggeber angestrebt. Die 
Hochschulforschung sollte breiter angelegt arbeiten, allerdings enge Kooperationen mit 
Akademieinstituten und Großforschungszentren eingehen (BArch, DR3, 2. Schicht, B736a). 
Schließlich dienten die Ausgaben für die Hochschulforschung vor allem dazu, Innovationen 
in Bereichen zu generieren, welche die Industriestruktur der DDR dominierten (BArch, DR3, 
2. Schicht, B736a). Nur Forschungsarbeiten, die zu anwendbaren Ergebnissen führen sollten, 
durften fortan im Rahmen vertragsmäßiger Vereinbarungen durchgeführt werden. Die 
Forschung wurde damit vollends in den Systemmechanismus von Plan, Vertrag, Preis, 
Finanzen, Fonds und Rechnungslegung eingebunden (SAPMO BArch, 
DY30/IVA2/2.021/227, 76-86). 
Mit den Beschlüssen zur sozialistischen Wissenschaftsorganisation wurde Ende der 1960er 
Jahre auch der Aufbau von 16 Großforschungszentren konzipiert. Die mit der Großforschung 
intendierte Rationalisierung der geistig-schöpferischen Arbeit sollte den lang ersehnten 
Durchbuch zu „Pionier- und Spitzenleistungen“ auf Struktur bestimmenden Gebieten bringen 
(SAPMO BArch, DY30/3724, 22ff.). Die Notwendigkeit der Vertragsbindung wurde schon 





2. Schwerpunktbildungen in der Bundesrepublik 
 
Das klassische Ideal der deutschen Universität seit der mit dem Namen Humboldt 
verbundenen Reformperiode um 1800 war in bewusster Abgrenzung zu den französischen 
Spezialhochschulen das der Volluniversität. Nun hat die neuere 
Universitätsgeschichtsschreibung gezeigt, dass die Berufung auf Humboldt als Mythos diente, 
dem die reale deutsche Universität schon um 1900 nicht mehr entsprach (vom Bruch 1997: 3-
27). In dem hier diskutierten Punkt allerdings handelte es sich um einen hartnäckigen und sehr 
wirkungsmächtigen Mythos. 
Initiativen zur Schwerpunktbildung an Hochschulen gab es nicht erst mit den 
Universitätsreformen der 1960er Jahre, aber erst in dieser Phase erfolgte der Versuch, die 
verschiedenen Bestrebungen zur Schwerpunktbildung bundesweit zu koordinieren (Paletschek 
2001: 488; Fraunholz/Schramm 2004). Der auf der Grundlage eines Bund-Länder-
Abkommens von 1957 gebildete Wissenschaftsrat spielte dabei eine zentrale Rolle. Die 
Anlässe zu seiner Gründung waren erstens die schon Mitte der 1950er Jahre einsetzende 
Diskussion über einen Ingenieurmangel in der Bundesrepublik, zweitens der Wunsch der 
Länder, der Bund möge sich an der Hochschulfinanzierung beteiligen, und drittens die 
Absicht, teure Parallelinvestitionen zu vermeiden (Stamm 1981: 195-223). Die Mitglieder des 
Wissenschaftsrates setzten sich zusammen aus Vertretern des Bundes, der Länder, der 
Wissenschaftsorganisationen und Personen des öffentlichen Lebens oder der Wirtschaft. 
1960 verabschiedete der Wissenschaftsrat Empfehlungen mit konkreten Vorschlägen, in 
welchen Bereichen die Hochschulen Schwerpunkte und Sondergebiete einrichten sollten 
(HSTAD, NW178, 1579-80, 1597, 1598; HARWTH, 1055, 1080, N 0106 C). Die Pläne des 
Wissenschaftsrates zur Schwerpunktbildung gingen über reine Sparmaßnahmen hinaus. 
Vielmehr ging es um eine umfassende Koordination der Forschung mit dem Ziel, Kapazitäten 
besonders in der teuren natur- und technikwissenschaftlichen Forschung zu konzentrieren, um 
mit außeruniversitären Forschungseinrichtungen konkurrenzfähig zu bleiben (UAS, 65/193). 
Zunächst unterschied der Wissenschaftsrat prinzipiell zwischen Schwerpunkten als Gebieten, 
die an allen Hochschulen betrieben werden könnten, aber an manchen besonders intensiv 
erforscht werden sollten, und Sondergebieten, die nur an einzelnen Hochschulen überhaupt 
vertreten sein sollten (HARWTH, 1080). 1965 ließ er diese Unterscheidung wieder fallen, da 
sie an den einzelnen Hochschulen sowieso nicht einheitlich ausgelegt wurde. Nach der neuen 
Definition des Wissenschaftsrates sollte sich ein Schwerpunkt durch folgende Kriterien 




außerordentlicher Kostenaufwand; Vorhandensein besonderer Einrichtungen, z. B. 
Bibliotheken, Sammlungen oder Apparate; Vorhandensein verwandter Einrichtungen, z. B. 
Max-Planck-Institute. Es sei nicht sinnvoll, an einer Fakultät mehr als zwei Schwerpunkte 
einzurichten (UAS, 65/193). 
Die Abteilung für Maschinenbau der TH Stuttgart protestierte 1962 gegen die Einrichtung 
von Schwerpunkten in den Gebieten Verfahrenstechnik, Kerntechnik, Kältetechnik, 
Kunststofftechnik, Heizung und Lüftung und Fertigungstechnik mit der Begründung, dass 
diese Fächer „heute eigentlich in jeder Hochschule vollwertig vertreten sein müssen“ (UAS, 
17/598). Ohne eine Forschung auf diesen Gebieten sei auch die vertiefte Lehre für 
fortgeschrittene Studenten nicht möglich. 
Rückblickend schrieb der Vorsitzende des Wissenschaftsrats 1964: „Die Empfehlungen des 
Wissenschaftsrates über die Einrichtung von Schwerpunkten und Sondergebieten haben bei 
den Hochschulen nachhaltige und kritische Resonanz gefunden. Schwerpunkte und 
Sondergebiete verursachen zwar erhebliche Kosten und einen beträchtlichen Personalaufwand, 
haben aber für die Wissenschaft große und zunehmende Bedeutung“ (HSTAD, NW178, 
1579-80, 4). 
Ob nun wegen der hohen Kosten oder der kritischen Resonanz, die Umsetzung der 
Empfehlungen schien nicht voran zu kommen. Für die Technische Hochschule in Aachen 
waren 1960 zunächst zwei Schwerpunkte vorgesehen, nämlich Reaktortechnik und 
Verfahrenstechnik. Der Senat der Hochschule wollte diese Bereiche um den Schwerpunkt 
Werkstoffkunde und Festkörperphysik ergänzt sehen. 1964 sandte der Wissenschaftsrat erneut 
Fragebögen an die Hochschulen, um Schwerpunkte festzustellen. Gegenüber 1960 hatte er im 
Fall der TH Aachen seine Vorschläge ergänzt um die Gebiete der Brennstoffchemie und der 
Technischen Akustik. Der ausgefüllte Fragebogen der TH Aachen sah dann allerdings nicht 
weniger als 11 weit gefasste Schwerpunkte vor. 
Der Wissenschaftsrat zeigte sich wenig begeistert, und bemerkte bei einer Besprechung in 
Aachen 1965, es handle sich bei den angemeldeten Bereichen teilweise nicht um 
Schwerpunkte im Sinne der Fragebogenaktion. Die TH sagte eine nochmalige Überprüfung 
zu. Innerhalb der TH schob die Hochschulleitung den „Schwarzen Peter“, also die 
Zuständigkeit für die Benennung von Schwerpunkten, den Fakultäten zu. Drei von sechs 
Fakultäten verweigerten sich dieser Aufgabe schlichtweg. Die sieben genannten 
Schwerpunkte waren mit einer Ausnahme alle schon unter den 11 zunächst vorgeschlagenen 




Das Dilemma wurde auf einer Besprechung im Februar 1966 im nordrhein-westfälischen 
Kultusministerium deutlich: Professor Weise vom Wissenschaftsrat erklärte, die 
Schwerpunktbildungen könnten nur in Zusammenarbeit mit den Hochschulen erfolgen. 
Kultusminister Mikat forderte die Hochschulen auf, frei werdende Lehrstühle zugunsten der 
neuen Schwerpunkte umzuwidmen. Der Rektor der Universität Köln, Schmölders, entgegnete, 
in den Fakultäten sei die Willensbildung sehr schwierig. Sein Kollege von der Universität 
Bonn pflichtete ihm bei und schlug vor, der Wissenschaftsrat solle seinerseits eine Liste der 
umzuwidmenden Lehrstühle erstellen. Im Übrigen könnten Schwerpunkte nicht einfach 
verordnet werden, sondern müssten sich allmählich entwickeln. Eine Entscheidung fiel auf 
dieser Sitzung nicht und später scheint das Thema stillschweigend fallen gelassen worden zu 
sein. Das Dilemma aber war klar: Wollte der Wissenschaftsrat eine Schwerpunktbildung, die 
nicht willkürlich von oben verordnet war, sondern auf tatsächlich vorhandenen Stärken der 
Universitäten aufbaute, so benötigte er dazu die Mitarbeit der Hochschulen. Diese waren aber 
nur begrenzt zur konstruktiven Teilnahme bereit. Besonders wenn es um die Streichung 
existierender Lehrstühle ging, hörte die Kompromissbereitschaft auf. Zudem überstieg die 
Zahl der Anmeldungen von Schwerpunkten durch die Hochschulen (im Schnitt 10 pro 
Hochschule) bei weitem die Vorstellungen des Wissenschaftsrates Berlin (LAB, 
BRep.14/1008). So verliefen die Bemühungen um Schwerpunktbildung im Sande. 
Das einzige greifbare Ergebnis der Diskussionen war die Einrichtung von 
Sonderforschungsbereichen (SFB) auf der Grundlage eines Verwaltungsabkommens zwischen 
Bund und Ländern vom 11. Juni 1969 (LAB, BRep.14/1584). Von den aufzubringenden 
Geldern zur Förderung der Sonderforschungsbereiche übernahm der Bund 1969 die Hälfte 
und 1970 zwei Drittel. Die Grundausstattung hatten die Länder zu tragen, in denen der SFB 
seinen Sitz hatte. Für die Förderung formulierte der Wissenschaftsrat 1968 mehrere Kriterien, 
u. a. sollten die SFBs als wissenschaftlich ergiebig erscheinen, eine Kontinuität müsse 
gewährleistet sein, sie müssten eine institutionelle Struktur haben und dürften sich nicht in 
einer bloßen additiven Aufzählung von Forschungseinrichtungen erschöpfen (LAB, 
BRep.14/1584; LAB, BRep.14/1585). Eine bestimmte Größe der SFBs wurde zunächst nicht 
festgelegt. Sie sollten allerdings eine so genannte „Bagatellgrenze“ von 50.000 DM 
überschreiten. Nach oben war die Grenze nur durch das abstrakte Kriterium der 
„Operabilität“ definiert (LAB, BRep.14/1585). 
Das Antragsverfahren gestaltete sich in der ersten Zeit recht kompliziert. Grundsätzlich war 
zwischen der Anerkennung von Sonderforschungsbereichen und deren Förderung zu 




die DFG) den Antrag auf Aufnahme in dessen Verzeichnis von Sonderforschungsbereichen. 
Nach erfolgter Aufnahme entschied der Wissenschaftsrat über die Reihenfolge der 
Finanzierung. Die DFG forderte aufgrund dieser Rangfolge die Hochschulen auf, einen 
Finanzierungsantrag einzureichen. Über diesen Antrag wurde nach Begutachtung von einem 
Ausschuss der DFG entschieden (LAB, BRep.14/329, Bd 1; LAB, BRep.14/1117). 
Zu Beginn des Jahres 1970 waren insgesamt 37 Sonderforschungsbereiche in der Förderung, 
die zusammen auf eine bewilligte Summe von 40,3 Millionen DM kamen. Der größte Teil des 
Geldes ging an die mathematisch-naturwissenschaftlichen Fächer (16,7 Mio.), die Medizin 
(11,4 Mio.) sowie Ingenieurwissenschaften und Architektur (7,8 Mio.) (LAB, BRep.14/1586). 
Die Motivationen für die Einrichtung von Sonderforschungsbereichen waren vielfältig. Zum 
einen ging es im Sinne der Diskussionen über Schwerpunktbildung um eine Konzentration 
von knappen Finanzmitteln und eine überregionale Bildungsplanung. Zum anderen wuchs mit 
der Hochschulexpansion die Befürchtung, die Forschung an Hochschulen würde durch die 
Lehre verdrängt und die Hochschulen könnten nicht mehr mit der Konkurrenz der 
außeruniversitären Forschungseinrichtungen mithalten. Daher sollten die 
Sonderforschungsbereiche als „eine Art Großforschung im Rahmen der Universitäten“ das 
Abwandern qualifizierter Forscher verhindern (LAB, BRep.14/329, Bd. 1). In der 
hochschulpolitischen Diskussion der späten 1960er und frühen 1970er Jahre kam freilich noch 
ein weiteres Moment hinzu. Die DFG äußerte nämlich wiederholt ihre Sorge um die 
Einschränkung der Forschungsfreiheit durch die so genannte Drittelparität (LAB, 
BRep.14/1118). In dieser Situation, in der die universitäre Forschung „paralysiert“ sei, sollten 
die Sonderforschungsbereiche als „möglicher stabilisierender Faktor“ fungieren (LAB, 
BRep.14/1584). Die Diskussionen um die innere Verfassung der SFBs zeigte, dass es weniger 
um die Ausschaltung der wissenschaftlichen Mitarbeiter als vielmehr der Studenten ging 
(LAB, BRep.14/1120). Die SFBs dienten also anfangs auch der Aushebelung der 
Drittelparität. In dieser Zielsetzung gab es durchaus Parallelen zur Sektionsbildung in der 
DDR, die ebenfalls auf die Disziplinierung von Hochschulangehörigen zielte. Folglich waren 
eher die Sonderforschungsbereiche, und nicht die Fachbereiche oder verkleinerten Fakultäten, 
das funktionale Äquivalent zu den Sektionen in der DDR. 
Die Anlaufschwierigkeiten in der ersten Phase der SFBs waren vielfältiger Natur und können 
hier nur andeutungsweise wiedergegeben werden. Die Westdeutsche Rektorenkonferenz und 
Sprecher der SFBs klagten über mangelnde Transparenz bei der Begutachtung und angeblich 
wenig kompetente Gutachter. Zudem seien die Kriterien der DFG zu sehr auf 




unbegründet. In der Tat hatte die DFG für geisteswissenschaftliche Fächer eher die 
Forschergruppen als Förderungsform vorgesehen (LAB, BRep.14/1118). Auch war die 
Ablehnungsquote bei SFBs gegenüber dem Normalverfahren der DFG deutlich höher (LAB, 
BRep.14/1117), was die Kritik an der Begutachtung plausibel macht. Auf der anderen Seite 
lag aber ein Teil der Probleme in der mangelhaften Vorbereitung der SFBs durch die 
beteiligten Wissenschaftler und Hochschulen. So wurde besonders häufig die mangelnde 
Integration der Teilbereiche als Schwachpunkt gesehen (LAB, BRep.14/1120). 
Der Wissenschaftsrat stellte 1985 fest, die Sonderforschungsbereiche hätten trotz guter 
Ansätze nicht zu der gewünschten Verfestigung eines nationalen Systems der Forschung 
geführt, und machte die Wechselwirkungen mit der internationalen Forschungsgemeinschaft 
für die geringe Planbarkeit der deutschen Hochschulforschung verantwortlich 
(Wissenschaftsrat 1985: 92, 105). Die Sonderforschungsbereiche führten in der Tat zur 
Bildung örtlicher, allerdings zeitlich begrenzter, Forschungsschwerpunkte, ohne jedoch 
unmittelbar negative Konsequenzen für nicht beteiligte Institute oder Lehrstühle zu haben. 
Der Abschied von der Volluniversität fand daher bis 1990 nicht statt (Turner 2001: 108-111). 
 
3. Forschungskonzentration in der DDR 
 
Aufgrund begrenzter Kapazitäten strebte man in der DDR schon in den frühen 1950er Jahren 
eine stärkere Spezialisierung der bestehenden Fakultäten oder Fachrichtungen an und legte in 
Perspektivplänen Schwerpunkte für die betreffenden Einrichtungen fest (BArch, DR3, Erste 
Schicht, 147, 242–248). 
Mit Beschlüssen des Ministerrats, wie den „Maßnahmen zur Förderung des wissenschaftlich-
technischen Fortschritts in der DDR“ von 1955, den „Maßnahmen zur Verbesserung der 
Arbeit auf dem Gebiet der naturwissenschaftlich-technischen Forschung und Entwicklung und 
der Einführung der neuen Technik“ von 1957 und der 1958 erlassenen „Verordnung über die 
weitere sozialistische Umgestaltung des Hoch- und Fachschulwesens der DDR“ wurde dann 
nicht nur die Hochschulforschung auf Planziele der Staatsspitze festgelegt. Die 
Perspektivplanung der gesamten naturwissenschaftlich-technischen Forschung war fortan mit 
den Staatsplänen eng abzustimmen, was in gesonderten Plänen „Forschung und Technik“ zum 
Ausdruck zu kommen hatte (SAPMO BArch, DY30/IV2/2.024/34, 8ff.) 
Auch vom 1957 neu gegründeten Forschungsrat, der mit seinen zentralen Arbeitskreisen etwa 




Staatssekretariat eine verstärkte Konzentration auf Forschungsschwerpunkte (BArch, DR3, 
Erste Schicht, Nr. 158). Mit der Reform des Forschungsrates 1961 bezweckte man eine 
Stärkung des Praxisbezugs durch die gezielte Berufung von Wissenschaftlern aus der 
Industrie (SAPMO BArch, DY30/4646, 99-110). Die „Ordnung der zentralen Planung und 
Organisation der wissenschaftlich-technischen Arbeit in der DDR“ vom Januar 1962 legte die 
Funktion des Forschungsrates als höchstes naturwissenschaftlich-technisches Fachgremium 
der DDR fest, das der Staatlichen Plankommission (SPK) die vorzugebenden 
Hauptforschungsrichtungen empfahl, deren Bearbeitung kontrollierte und teilweise selbst 
leistete (SAPMO BArch, DY30/4667, 106ff.). Im Zuge der Wirtschaftsreformen musste diese 
Ordnung an das „Neue Ökonomische System“ (NÖS) angepasst werden. Der Forschungsrat 
hatte in diesem Zusammenhang in Abstimmung mit der SPK eine wissenschaftlich 
begründete Perspektive für die gesamte Volkswirtschaft zu erarbeiten (SAPMO BArch, DY 
30/3711, 48ff.). 
Die Ermittlung und die Entscheidung über den Einsatz der eigenen Kapazität erfolgten zu 
Beginn der 1960er noch weitgehend in den Forschungsinstituten selbst (SAPMO BArch, DY 
30/IVA2/2.021/227, 114f.). Doch bereits 1960 waren etwa 65 Prozent der 
Forschungskapazität der TH Dresden in Form von 180 Aufträgen an die Vertragsforschung 
gebunden, lediglich 10 Prozent standen für Grundlagenforschung zur Verfügung. Die 
Verbindungen zu den Betrieben waren aber in persönlichen Beziehungen begründet und 
konzentrierten sich nicht auf Schwerpunktaufgaben. Die Wissenschaftler klagten über eine 
Überlastung durch Zweckforschung und die schleppende Einführung von 
Forschungsergebnissen in die Produktion. Viele Forschungsergebnisse und Entwicklungen 
waren schon überholt, ehe sie in die Produktion gingen. Von Seiten der Universitätsleitung 
wurde daher angeregt, die Zusammenarbeit generell über die Leitinstitute der Vereinigungen 
Volkseigener Betriebe (VVB) abzuwickeln und Teile der Zweckforschung in die Betriebe zu 
verlagern (SAPMO BArch, DY30/IV2/2.024/38, 214-224). Daneben kritisierten 
Wissenschaftler die mangelnde Materialversorgung für FuE-Arbeiten, die Vielzahl 
unproduktiver Gremiensitzungen, die Delegierung hoch qualifizierter Wissenschaftler zu 
fachfremden Arbeiten, wie z. B. der Hackfruchternte, sowie die generelle Geringschätzung 
der wissenschaftlichen Arbeit durch staatliche Organe (SAPMO BArch, DY30/IV2/2.029/177, 
154-157). 
Mit dem „Gesetz über das einheitliche sozialistische Bildungssystem“ von 1965 zielte die 
SED auf eine weitere Verzahnung des gesamten Bildungswesens mit der Produktion ab. Für 




Fächer und die Einführung des einjährigen Ingenieurpraktikums (SAPMO BArch, 
DY30/IVA2/2.024/47, 22). 
Nach Überzeugung der SED-Spitze erforderte die technische Entwicklung in zunehmendem 
Maße eine langfristige, prognostische Planung des Bildungswesens. Daraus ergab sich eine 
Konzentration von Mitteln auf die Bereiche Chemie, Maschinenbau, Elektrotechnik, 
Technologie, Physik, Mathematik und Biologie. Die Hochschulforschung in der DDR wurde 
über die Pläne der natur- bzw. gesellschaftswissenschaftlichen Forschung sowie über den Plan 
„Neue Technik“ zentraler staatlicher Lenkung durch das Ministerium für Volksbildung, das 
Staatssekretariat für das Hoch- und Fachschulwesen, die Staatliche Plankommission, den 
Volkswirtschaftsrat, den Landwirtschaftsrat und die Fachministerien unterworfen. Sie sollte in 
enger Zusammenarbeit mit VEBs und VVBs weitgehend auf vertraglicher Basis erfolgen 
(SAPMO BArch, DY30/IVA2/2.024/47, 171-218). 
Die Koordination von Forschungsaufgaben stellte die zentralen Lenkungsorgane jedoch vor 
erhebliche Probleme. Dass die bisher geschilderten Reformen nur in sehr eingeschränktem 
Maße Erfolge in dieser Hinsicht zeitigten, verdeutlichen beispielsweise die Beschwerden des 
Rektors der TU Dresden Schwabe, der 1963 erbost über Doppelentwicklungen von 
Kernresonanzspektrometern und Ph-Geräten berichtete. Nachdem die in seinem Institut 
entwickelten Innovationen in Produktion gegangen waren, kam es bei Zeiss zu teuren 
Neuentwicklungen (SAPMO BArch, DY30/IV2/2.024/38, 289-290; Höxtermann 1997). 
Eingeleitet wurde der als 3. Hochschulreform bekannte, bis dahin einschneidenste Versuch, 
die Stellung des Wissenschaftsbereichs im Innovationssystem zu justieren, 1967 mit der 
„Anweisung über die Planung, Finanzierung und die vertragliche Sicherung von 
wissenschaftlichen und wissenschaftlich-technischen Aufgaben“ sowie mit den „Grundsätzen 
zur Einführung der wirtschaftlichen Rechnungsführung an naturwissenschaftlich-technischen 
Instituten“ (BArch, DR3, 2. Schicht, B896a). Diese Maßnahmen waren Teil umfassenderer 
Reformprojekte, die mit dem NÖS bzw. mit dem „Ökonomischen System des 
Sozialismus“ (ÖSS) bestrebt waren, Anreizsysteme und marktwirtschaftliche Wirkprinzipien 
in die staatlich gelenkte Planwirtschaft zu integrieren (Roesler 1991; Steiner 1999; Kopstein 
1997). 
Im Zuge der 3. Hochschulreform wurden die überkommenen Strukturen wie Institute und 
Fakultäten aufgelöst und durch Sektionen ersetzt. Damit war beabsichtigt, die Macht der 
einzelnen Lehrstuhlinhaber zu schwächen und eine stärkere Koordination der Forschung zu 
ermöglichen (Laitko 1998). In diesem Prozess wurde die Forschungsorganisation auch von 




Keil schlug 1967 vor, in den wissenschaftlichen Zentren der VVBs auch 
Grundlagenforschung zu betreiben, da er jede Strukturgrenze zwischen Grundlagenforschung 
und betrieblicher Forschung und Entwicklung als Hindernis für die rasche Überleitung von 
Innovationen bewertete. Von den Wissenschaftsplanern in der Berliner Zentrale wurden diese 
Anregungen jedoch als Versuch zurückgewiesen, Leitungsfunktionen auf die 
wissenschaftlichen Institutionen zu übertragen, der dem angestrebten Primat der Ökonomie 
entgegenstände (SAPMO BArch, DY30/IVA2/6.07/177). Um höchstmögliche 
volkswirtschaftliche Effektivität, Profilierung und Konzentration der Forschung zu erreichen, 
müsste auch die Grundlagenforschung über ökonomisch wirksame Partnerbeziehungen 
erfolgen, wobei es dem Ministerium für Wissenschaft und Technik vorbehalten blieb, 
Vorgaben für die Erkundungsforschung zu machen und als Auftraggeber zu fungieren. Ab 
1969 sollte die gesamte Forschung von Auftraggebern finanziert und über den zentralen Plan 
„Wissenschaft und Technik“ gelenkt werden (SAPMO BArch, DY30/IVA2/6.07/177). 
Die Bildung neuer Strukturen und die Schwerpunktbildung werden im Folgenden am Beispiel 
der Sektionen Biowissenschaften in Halle sowie Fertigungsprozess und –mittel in Karl-Marx-
Stadt näher analysiert. In Halle war die am 5. Februar 1969 gebildete Sektion 
Biowissenschaften die Nachfolgeeinrichtung der Institute für Biochemie, Genetik, 
Allgemeine Botanik, systematische Botanik und Pflanzengeographie, Zoologie und der 
Abteilung Methodik des Biologie-Unterrichts des Instituts für Methodik des mathematisch-
naturwissenschaftlichen Unterrichts. Sie umfasste zehn Lehrstühle, davon vier für Botanik, 
drei für Biochemie und je einen für Genetik, Zoologie, und Methodik des Unterrichts (UAH, 
rep.7/1237). Vergleicht man die Struktur der Sektion mit der Struktur der Institute, deren 
Nachfolge sie antrat, stellt man fest, dass sich nichts Wesentliches geändert hatte. Die alten 
Institute existierten entweder als Fachbereiche oder Abteilungen der Sektion weiter (Martin-
Luther-Universität Halle 1968: 165-167; Martin-Luther-Universität Halle 1969: 27f.). 
In Karl-Marx-Stadt wurden die Strukturen stärker verändert, so dass beispielsweise Institute, 
die vorher verschiedenen Fakultäten angehört hatten, zu einer Sektion zusammengefasst 
wurden. Die Sektion Fertigungsprozess und –mittel bestand aus dem ehemaligen Institut für 
Werkzeugmaschinen der Fakultät für Maschinenbau sowie den Instituten für Technologie des 
Maschinenbaus und für Längenmesstechnik der Fakultät für Technologie. 
Die Gefahr, dass die Fachbereiche und Abteilungen der Sektion letztlich nur die alten Institute 
unter einem anderen Namen sein könnten, sah auch der Minister für Hoch- und 
Fachschulwesen. Er genehmigte die Bildung der Sektion Biowissenschaften in Halle dennoch 




In der Ordnung der Sektion waren diese zusammen mit der Geobotanik als Schwerpunkte 
festgelegt. 
Bei der Betrachtung von Struktur und Arbeitsschwerpunkten fällt einerseits die große 
Bedeutung der Botanik und der Pflanzenforschung auf. Andererseits fehlte z. B. die 
Mikrobiologie völlig. Die Schwerpunkte waren breit genug formuliert, um den 
Forschungsspielraum nicht zu sehr zu begrenzen. 1970 wurde diese Schwerpunktsetzung 
sogar noch ausgeweitet. Rektor Wolf legte als Aufgabe für die nächsten Jahre eine 
Konzentration auf vier Schwerpunktthemen fest, nämlich Biochemie, Genetik, Biophysik und 
Bionik (UAH, rep.7/725). 
Die Bezirksleitung Halle der SED schrieb in einem Informationsbericht über die 
Hochschulreform 1969, Agrochemie und Pflanzenproduktion seien „entscheidender 
Profilierungsschwerpunkt“ für die Universität Halle ((LAM, SED-BL, IV/B-2/9.02/670). Die 
Konzentration auf die Landwirtschaft war einerseits durchaus nahe liegend, andererseits ist 
doch auffällig, dass die mögliche Nutzung biologischen Wissens in der Chemieindustrie 
(abgesehen von der Agrochemie) des Bezirkes Halle zu diesem Zeitpunkt nicht in Betracht 
gezogen wurde. Natürlich war 1969 die so genannte „neue“ Biotechnologie auch international 
noch kein Thema, jedoch waren durchaus Anwendungen der klassischen mikrobiellen 
Biotechnologie (z. B. Einzellereiweiß, Antibiotika) schon bekannt. Die Konzentration auf die 
Agrochemie war auch keine wirkliche Neuorientierung, sondern setzte nur ein nach dem 
Zweiten Weltkrieg eher zufällig entstandenes Muster fort (Höxtermann 1997: 14f., 23f.). 
Die Ausrichtung der Hochschule auf die Bedürfnisse der regionalen Wirtschaft provozierte 
Widerspruch unter den Universitätsangehörigen. In einem Bericht der SED-Bezirksleitung 
wird Kritik von ungenannter Seite wiedergegeben, die sich gegen die „Herabwürdigung der 
´universitas´ auf eine Territorialhochschule“ gerichtet habe. Den Kritikern sei daraufhin 
erklärt worden, „daß es sich hierbei um die Strukturlinie Chemie der DDR und nicht um ein 
bezirkliches Anliegen handelt“ (LAM, SED-BL IV/B-2/9.02/670). Ob das die Kritiker 
wirklich zufrieden stellte, ist unwahrscheinlich. In dem Begriff der „universitas“ schwang 
nicht nur eine Kritik an der befürchteten Provinzialität der Hochschule mit, sondern auch ein 
universalistisches Wissenschaftsideal, das eine einseitige Ausrichtung auf ökonomische 
Belange ausschloss. 
An der TH Karl-Marx-Stadt war die Ausgangslage von vornherein anders. Sie ging auf eine 
sächsische Gewerbeschule zurück, die erst 1953 zur Hochschule für Maschinenbau und 1963 
zur Technischen Hochschule umgewandelt worden war (Hermes et al. 2003: 121-128, 139-




Gleichzeitig war die Sektionsbildung mit einer Neugliederung der Fakultäten gekoppelt. So 
sollten die Institute der Fakultät für Maschinenbau und der Fakultät für Technologie des 
Maschinenbaus neu auf zwei Fakultäten verteilt werden. Über den Zuschnitt der geplanten 
Sektion Fertigungstechnik und Fertigungsorganisation gab es Meinungsverschiedenheiten, da 
sich der Leiter des Instituts für Werkzeugmaschinen, Piegert, gegen die Einbeziehung der 
Ökonomie des Maschinenbaus und der Werkstoffkunde aussprach und sich letztlich auch 
durchsetzen konnte (Hermes et al 2003: 149; UAC, 201/61/3). 
Die Sektion Fertigungsprozess und –mittel, so der letztendliche Name, konnte dann zwar 
nicht wie geplant Anfang 1967, sondern erst im Laufe des Jahres gegründet werden (Hermes 
et al 2003: 149; UAC, 201/60/11). Gleichzeitig war aber der Neubildungsprozess der 
Fakultäten noch nicht abgeschlossen, so dass anfangs die Institute der Sektion zwei 
verschiedenen Fakultäten angehörten. Im Februar 1968 beschwerte sich der frischgebackene 
Sektionsdirektor Piegert in einem Brief an das Ministerium für Hoch- und Fachschulwesen: 
„Von einer Bewährung der neuen Form der Leitung und Organisation kann bisher in keiner 
Weise gesprochen werden.“ Die Gründung der Sektion bringe „eine neue zusätzliche 
Leitungsebene, wodurch die Organisation insgesamt komplizierter wird.“ (UAC, 201/61/3). 
Piegert empfahl deshalb, die Fakultäten abzuschaffen. Allerdings konstituierte sich noch am 
13. Mai 1968 die neue Fakultät für Technologie, die schon zum Zeitpunkt ihrer Gründung 
bereits wieder in Umbildung begriffen war (UAC, 201/60/12). Insgesamt brachte die 
Umstrukturierung in Karl-Marx-Stadt also zunächst ein beträchtliches organisatorisches 
Chaos mit sich. 
Die volkseigene Industrie, auf deren Bedürfnisse die Hochschulforschung ja angeblich 
ausgerichtet werden sollte, verfolgte die organisatorischen Umgestaltungen an der 
Technischen Hochschule Karl-Marx-Stadt mit kaum verhülltem Desinteresse. An den 
entsprechenden Fakultätsratssitzungen nahmen die Industrievertreter nicht teil (UAC, 
201/60/11). Die Schwerpunkte der TH in Forschung und Ausbildung sollten die folgenden 
Gebiete sein: 1. Fertigungstechnik; 2. Verarbeitungstechnik; 3. Elektronik und 
Datenverarbeitung; 4. Elektronische Bauelemente; 5. Lehrerbildung UAC, 201/60/12; STAC, 
SED-BL IV/B-2/9.02/657, 33). Widerspruch gegen dieses Profil ist zumindest nicht 
überliefert. Die Vermutung liegt nahe, dass die Schwerpunkte weit genug gefasst waren, um 
sowohl das traditionelle Forschungsgebiet im Maschinenbau als auch die erst 1965 
gegründete Fakultät für Elektrotechnik und unter dem Etikett „Lehrerbildung“ sogar die 




Eine besonders große Verantwortung sollte die TH für den Werkzeugmaschinenbau 
übernehmen, was insofern nahe lag, als Karl-Marx-Stadt eines der traditionellen Zentren des 
deutschen Werkzeugmaschinenbaus und Sitz der VVB Werkzeugmaschinen (ab 1970 des 
Werkzeugmaschinenkombinates „Fritz Heckert“) war. Ab dem 1. Januar 1969 sollte jegliche 
Forschung an der TH an Verträge gebunden erfolgen (STAC, SED-BL IV/B-2/9.02/657, 34). 
1970 bildete die TH mit dem Werkzeugmaschinenkombinat „Fritz Heckert“ einen 
Forschungs- und Bildungsverband. Die Lehrinhalte an der Hochschule sollten mit dem 
Kombinat abgestimmt werden. In der Forschung war die wichtigste gemeinsame Aufgabe die 
Entwicklung des „Einheitssystems Werkzeugmaschinen“ zur Normierung und Typisierung 
von Werkzeugmaschinenteilen (UAC, 202/1000/46, 96-114). Die Zusammenarbeit zwischen 
der TH und der Industrie warf jedoch schon kurz nach der 3. Hochschulreform enorme 
Probleme auf, wie ein gemeinsames Papier der TH mit der Universität Jena über „Stellung 
und Wirkung der Universitäten und Hochschulen in der sozialistischen 
Großforschung“ beweist (STAC, SED-BL IV/B-2/9.02/656, 5-15). Zwar betonten die Autoren, 
die Ausführungen richteten sich nicht gegen die Maßnahmen zur Konzentration und 
Profilbildung, jedoch solle mehr langfristige Vorlaufforschung in den Verträgen mit der 
Industrie verankert werden. Ansprechpartner in den Kombinaten sollten die 
wissenschaftlichen und nicht die auf Erzeugnisse orientierten Abteilungen sein. Probleme gab 
es auch bei der Forschungsfinanzierung, da die Großforschungszentren nicht ausreichend 
Mittel zur Verfügung hätten, die Industrie bei der Vorfinanzierung zu wenig flexibel sei und 
die Hochschulen zu viele nicht finanzierte Aufträge von anderer Seite bekämen (Tandler 1999: 
361-375). 
Eine prinzipielle Kritik an der Reform wie in Halle wurde an der TH Karl-Marx-Stadt nicht 
geäußert. Doch monierten Wissenschaftler der Fakultät für Technologie 1967, „daß die 
vorgesehenen Maßnahmen zur Neuprofilierung der Hochschule, speziell der Fakultät für 
Maschinenbau und Technologie, neu durchdacht werden und sehr schnell die notwendigen 
Veränderungen herbeigeführt werden müssen“ (STAC, SED-BL IV/A-2/9.02/489). Diese 
Kritik bezog sich auf die im Vorfeld der Sektionsbildung vorgenommene Umstrukturierung 
der Fakultäten für Maschinenbau und Technologie, die eine Neuaufteilung der Institute unter 
den beiden Fakultäten vorsah (UAC, 201/60/11). Generell scheint sich die Kritik an der 
Sektionsbildung eher an dem konkreten Zuschnitt der neuen Organisationseinheiten entzündet 
zu haben als an den Maßnahmen an sich (Hermes et al. 2003: 151). Die Mitarbeiter und 
Studenten, so beklagte Sekretär Ueberfuhr von der Bezirksleitung der SED, hielten die 




und würden sich nur für die Veränderungen interessieren, die sie selber beträfen (STAC, 
SED-BL IV/B-2/9.02/657, 29). 
Begünstigt wurde die stärkere Umstrukturierung in Karl-Marx-Stadt sicher durch die Tatsache, 
dass es sich bei der dortigen Hochschule anders als bei der Universität Halle nicht um eine 
traditionsreiche Universität mit über Jahrhunderte verfestigten Strukturen handelte. Die 
pragmatischeren Technikwissenschaftler appellierten nicht an alte Ideale, sondern versuchten 
jeweils, ihr eigenes Institut möglichst unbeschadet über die Reform zu bringen, was ihnen den 
Vorwurf des „Institutsegoismus“ (STAC, SED-BL IV/B-2/9.02/657, 17) einbrachte. 
Ende der 1960er Jahre setzte sich in der DDR immer stärker die Linie durch, 
Forschungsaufgaben auf „volkswirtschaftlich strukturbestimmende Aufgaben“ zu 
konzentrieren, und diese nach der Verantwortlichkeit für Planung und Lenkung in zwei 
Gruppen einzuteilen. 18 Projekte von herausragender Bedeutung wurden den zentralen 
Organen, der SPK, dem Ministerium für Wissenschaft und Technik sowie dem Ministerrat 
zugeordnet. Bei 38 weiteren Projekten erfolgte die Verteidigung der Grundlinie vor dem 
zuständigen Fachminister (SAPMO BArch, DY30/IVA2/2.021/227, 29-52). 
Die naturwissenschaftlich-technische Forschung in der DDR sollte grundsätzlich durch die 
Nutzer ihrer Ergebnisse finanziert werden. Dazu hatten die Volkseigenen Betriebe aus 
Eigenmitteln so genannte Fonds „Wissenschaft und Technik“ zu bilden. Zur Finanzierung 
Struktur bestimmender Aufgaben wurden weitere Forschungsgelder bei den VVBs und den 
Wirtschaftsräten zentralisiert. Diese sollten für Querschnittsaufgaben und 
Grundlagenforschung genutzt werden. Aufgabenbezogene Mittel aus dem Staatshaushalt 
standen für die Industrieministerien ergänzend zur Verfügung. Darüber hinaus verfügte das 
Ministerium für Wissenschaft und Technik über Sondermittel zur Grundlagen- und 
Erkundungsforschung, deren Ergebnisse Auswirkungen auf mehrere Wissensgebiete hatten. 
Die Entscheidungen des VII. Parteitags der SED sollten durch Konzentration der Kapazitäten 
auf Struktur bestimmende Aufgaben eine Erhöhung der Effektivität bewirken, bedeuteten 
gleichzeitig aber, indem sie die Nutznießer in die Pflicht nahmen, auch ein Abgehen von der 
zentralen Forschungsfinanzierung (SAPMO BArch, DY30/IVA2/2.021/227, 53-75). 
 
4. Hochschulen als Innovationsmotoren? 
 
Eine vergleichende Würdigung der Rolle der Hochschulreformen in beiden deutschen Staaten 




zunächst die unterschiedliche Zielsetzung berücksichtigen. In der Bundesrepublik zielten die 
Hochschulreformen der 1960er Jahre nicht auf eine Verbesserung des Wissens- und 
Technologietransfers. Solche Bemühungen setzten vielmehr erst in der zweiten Hälfte der 
1970er Jahre und verstärkt in den 1980er Jahren ein (Fraunholz/Schramm 2004: 20f.; Wagner 
1987). Vielmehr ging es in der hochschulpolitischen Diskussion der 1960er Jahre in erster 
Linie um Fragen der Bildung. Die Anläufe zur Schwerpunktbildung, die schließlich in der 
Etablierung der Sonderforschungsbereiche mündeten, sollten die Verdrängung der Forschung 
durch die Lehre aus den Hochschulen verhindern. Dieses Ziel zumindest wurde erreicht. 
Allen Unkenrufen zum Trotz widmen Universitätsprofessoren heute der Forschung nicht 
weniger Zeit als vor 30 Jahren (Enders/Schimank 2001: 165). 
Inwieweit diese Forschung zu wirtschaftlich wichtigen Innovationen beigetragen hat, ist eine 
andere Frage. Obwohl eine größere Untersuchung zu diesem Thema noch aussteht, deuten 
doch qualitative Beispiele wie quantitative Indikatoren an, dass die Effektivität der 
Hochschulforschung für den Wissenstransfer seit den 1960er Jahren eher ab- als zugenommen 
hat. So reduzierte sich der Anteil der Hochschulen an den externen Forschungs- und 
Entwicklungsausgaben deutlich (Fraunholz/Schramm 2004: 19ff.). Als Beispiel für einen 
technikwissenschaftlichen Sonderforschungsbereich, der wissenschaftlich interessante 
Ergebnisse erreichte, die sich aber am Markt nicht umsetzen ließen, mag der SFB „Flexible 
Fertigungssysteme“ in Stuttgart in den 1970er Jahren dienen (vom Bruch/Trischler 1999: 
372ff.). Dessen technisch anspruchsvolle Lösungen erwiesen sich als überdimensioniert und 
zu teuer. Die Entwicklung ging in den 1980er Jahren vielmehr in Richtung kleinerer flexibler 
Fertigungszellen. Es ist möglicherweise kein Zufall, dass ein vom Ideal der Großforschung 
inspiriertes Instrument wie der Sonderforschungsbereich zu große und wenig flexible 
Lösungen produzierte. 
An diesem Punkt sind die Parallelen zur DDR wohl am offensichtlichsten. Auch im östlichen 
Teil Deutschlands waren die Wissenschaftsreformen der 1960er Jahre, allen voran die so 
genannte 3. Hochschulreform, vom Ideal der Großforschung inspiriert. Zwar verschwand das 
Wort zusammen mit Walter Ulbricht von der politischen Bühne (Tandler 1999: 361-375). Die 
„wissenschaftlich-technische Revolution“, diese „schlechte Utopie einer auf Technik und 
Produktion reduzierten Praxis“ (Meuschel 1992: 193; Zimmermann 1981; Laitko 1996: 33-
50), aber blieb, und mit ihr die Vorstellung, man könne Wissenschaft „unmittelbar“ zur 
Produktivkraft machen (Szöllösi-Janze 2004: 284). Die Ausrichtung der Hochschulforschung 
auf ökonomische Zwecke wurde nur in ihren schlimmsten „Überspitzungen“ Anfang der 




Freilich wird man sich davor hüten, die bekannte Innovationsschwäche der DDR allein oder 
auch nur hauptsächlich den Hochschulen anzulasten (Wagener 1996: 21-48). Zu deutlich sind 
die Grenzen, die der DDR durch das planwirtschaftliche System gesetzt waren (Schwarzer 
1999). Die 1960er Jahre brachten in der DDR mit dem NÖS zwar eine Reihe von 
Experimenten, die in Gestalt viel beschworener „ökonomischer Hebel“ marktwirtschaftliche 
Elemente zu integrieren suchten. Durch die Konzentration von Mitteln auf führende Zweige 
der Industrie über den Plan „Neue Technik“ wollte man den höchsten gesellschaftlichen 
Nutzen mit geringstem Aufwand erzielen (SAPMO BArch, DY30/4660, 98ff.). Allerdings 
konnten diese schrittweise im Forschungsbereich eingeführten, 
„marktwirtschaftlichen“ Elemente im planwirtschaftlichen System nur bescheidene Erfolge 
zeitigen. Die Maßnahmen im Bereich der Hochschulpolitik, die auf Konzentration, 
Profilbildung, Spezialisierung und Intensivierung der Forschungsbemühungen abzielten, 
lassen sich daher als vergebliche Versuche deuten, systembedingte Innovationsblockaden zu 
überwinden. 
Wenig spricht für ein positives Ergebnis der Hochschulreformen im Hinblick auf 
Innovationen. Bedenkt man, dass der quantitative Input der Forschung und Entwicklung der 
DDR in den 1970er und 1980er Jahren durchaus internationalen Maßstäben entsprach, und 
hält dagegen das Zurückfallen der DDR beispielsweise in der Produktivität im Vergleich mit 
der BRD (Ritschl 1995: 11-46), so spricht vieles dafür, dass die Forschung wenig effizient 
war. Weder in den „neuen“ Technologien wie Informationstechnik oder Biotechnologie noch 
in den klassischen wissensbasierten Industrien wie der Chemie konnten die Hochschulen der 
DDR-Wirtschaft wichtige Impulse geben (Roesler 1997b: 307-334; Schramm 2003: 71-92; 
Fraunholz 2003: 33-70). 
Auch darf nicht unterschlagen werden, dass mit den technokratischen Reformen der 1960er 
Jahre ein gewisser Bürokratisierungsschub verbunden war. Die Forschungsanteile im 
Zeitbudget vieler Hochschullehrer gingen nach der 3. Hochschulreform zeitweilig zurück. Die 
Strategie der Spezialisierung konnte Innovationen fördernde Konkurrenzsituationen 
minimieren und begünstigte Hausberufungen (Jessen 1999: 247ff.). Zudem betonten auch 
nach der 3. Hochschulreform zahlreiche Forschungsberichte den Mangel an patentwürdigen 
Erfindungen und kritisierten die langen Überleitungszeiten, die Forschungs- und 
Entwicklungsergebnisse aufgrund des „moralischen Verschleisses“ zu „volkswirtschaftlichen 
Leichen“ machten (SAPMO BArch, DY30/IVA2/2.021/230, 22-53). 
Das Konzept der „Wissensgesellschaft“ ist damit aber nicht in Frage gestellt. Gescheitert sind 




deshalb zu Recht, dass es keinen notwendigen linearen Fortschritt in Richtung auf eine 
moderne Wissensgesellschaft gibt (Szöllösi-Janze 2004: 300f.). Es wird immer deutlicher, 







Biotechnologie ist heute einer der umstrittensten Teilbereiche der modernen Technik. Ihren 
Anhängern gilt sie als Schlüsseltechnologie, die der Menschheit ungeahnte Möglichkeiten 
eröffnet, z. B. im Kampf gegen Hunger oder Krebs, aber auch zur Stärkung des 
Wirtschaftsstandorts (Garbe/Menhart/Schreiber 2002). Ihre Gegner betonen die ethischen 
Probleme und Risiken der neuen Biotechnologie, besonders der Gentechnik. Manche 
bezweifeln auch den wirtschaftlichen Nutzen dieser neuen Technologie (Spaar 1998: 110-
122). Ein extremes Beispiel der Überschätzung der biotechnologischen Potentiale findet sich 
bei dem US-amerikanischen Biotechnologie-Kritiker Jeremy Rifkin: „Unsere Lebensweise 
wird sich in den nächsten Jahrzehnten vermutlich tief greifender verändern als in den 
vergangenen tausend Jahren. Im Jahre 2025 werden wir und unsere Kinder vermutlich in einer 
Welt leben, die sich in fundamentaler Weise von allem unterscheidet, was Menschen in der 
Vergangenheit je erfahren haben… Die neuen Werkzeuge der Biotechnologie eröffnen uns 
die Möglichkeit, das Leben auf der Erde neu zu gestalten…“ (Rifkin 2000: 23f.; vgl. Brodde 
1992; Krimsky 1985). 
In diesem Abschnitt soll es allerdings nicht primär um die Abschätzung des wirtschaftlichen 
Potentials der Biotechnologie gehen, sondern die Biotechnologie dient hier als Beispiel für die 
Untersuchung des Zusammenhangs zwischen Hochschulentwicklung und 
Innovationsverhalten in den beiden deutschen Staaten nach 1945. Biotechnologie bezeichnet 
nach einer Definition der OECD die Anwendung wissenschaftlicher und technischer 
Prinzipien zur Stoffumwandlung durch biologische Agenzien mit dem Ziel der Bereitstellung 
von Gütern und Dienstleistungen (Bud 1993: 1). Diese Definition ist sehr weit gefasst. In der 
Forschung hat sich daher eine Dreiteilung durchgesetzt, die zwischen traditioneller, moderner 
und neuer Biotechnologie unterscheidet (Marschall 2000: 16; Enari 1999: 117f.). Die 
traditionelle Biotechnologie umfasst Gärungstechniken des Brauerei- und 
Lebensmittelgewerbes, die z. T. schon sehr alt sind, z. B. die Herstellung von Bier oder Käse. 
Die moderne Biotechnologie beginnt erst in der zweiten Hälfte des 19. Jahrhunderts mit der 
Entstehung der Mikrobiologie und der gezielten Verwendung von Mikroorganismen für 
Produktionsverfahren (z. B. Zitronensäure). Die neue oder molekulare Biotechnologie 
entstand am Anfang der 1970er Jahre mit der Entdeckung neuer Techniken zur DNS-




Biotechnologie. Dieser Abschnitt beschäftigt sich ausschließlich mit der modernen und der 
neuen (molekularen) Biotechnologie. Er gliedert sich in vier Teile: Der erste skizziert die 
Biotechnologiepolitik in der DDR, der zweite untersucht die Bildung von Schwerpunkten im 
Bereich der Biotechnologie an den Universitäten Halle und Braunschweig, der dritte 
untersucht die Kooperation zwischen den genannten Hochschulen und ausgewählten Firmen 




1. Die Biotechnologiepolitik der DDR 
 
Mit dem forcierten Ausbau der auf eine lange Tradition zurückblickenden Chemieindustrie 
Mitteldeutschlands zielte die DDR auf die Unabhängigkeit von westlichen Importen ab. 
Anderseits beinhaltete das Programm die verstärkte Integration innerhalb des Ostblocks. 
Zentraler Beitrag der Sowjetunion waren in diesem Zusammenhang die dringend benötigten 
Erdöllieferungen, die über die neue, in Schwedt endende Erdöl-Pipeline 
„Freundschaft“ abgewickelt wurden. Obwohl nämlich im Chemieprogramm die traditionelle 
Kohle-Basis der mitteldeutschen Chemieindustrie im Prinzip beibehalten (und sogar 
ausgebaut) wurde, war den Verantwortlichen doch klar, dass die gewaltigen Produktionsziele 
nur durch den parallelen Aufbau der Petrochemie zu schultern waren: Das Projekt, in der 
DDR eine effiziente Petrochemie zu etablieren, kam angesichts der Traditionen des 
mitteldeutschen Chemie-Reviers in der Karbochemie einem Pfadwechsel und der Umsetzung 
einer zukunftsträchtigen Basisinnovation gleich, welche der westdeutschen Chemieindustrie 
in den 1950er Jahren gelang. 
Der Musterbetrieb in Schwedt spielte als Produzent des Einzellereiweißes „Fermosin“ auch 
eine wichtige Rolle in den Biotechnologie-Programmen der DDR. Gemessen an der Zahl der 
eingesetzten Kräfte handelte es sich bei der mikrobiellen Herstellung von Eiweißfuttermitteln 
in den 1980er Jahren um den wichtigsten Biotechnologie-Bereich in der DDR. Ein 




Tabelle 1: Vorgesehene Entwicklung der FuE-Beschäftigten in den Staatsaufträgen des 
Bereiches Mikrobiologie – Biotechnologie, 1981-1985 
Staatsauftrag VbE 1981 VbE 1985 
Gentechnik 152 343 
Arzneimittel auf Mikrobenbasis 263 308 
Immuntechnik 20 75 
Mikrobielle Eiweißfuttermittel 461 510 
Tierproduktion 235 250 
Pflanzenproduktion 262 300 
Enzyme für Obst und Gemüse 48 51 
Gesamt 1441 1837 
Quelle: Konzeption über die weitere Entwicklung der Molekularbiologie und Biotechnik, Dezember 1981, 
SAPMO BArch DY 30/42290, 26. 
 
Das Eiweißprojekt hatte ausdrücklich die Importablösung von Futtermitteln zum Ziel. 
Insbesondere Fischmehl und Soja konnten auf diese Weise substituiert werden. Die Preise für 
diese Futtermittel fielen in den 1970er Jahren allerdings, während der Rohölpreis schockartig 
anstieg. Die auch andernorts erprobte Technologie konnte sich daher nicht auf breiter Front 
durchsetzen. Die Produktionsaufnahme in Schwedt auf Basis von Erdöldestillat ging auf ein 
Regierungsabkommen mit der Sowjetunion von 1980 zurück, die über zahlreiche derartige 
Anlagen verfügte (SAPMO BArch DY 30/5217). Vorausgegangen war ein fast 
zwanzigjähriger Entwicklungsprozess, denn bereits in den frühen 1960er Jahren suchte man 
nach Veröffentlichungen des französischen BP-Chemikers Champagnat die gefürchtete 
„Eiweißlücke“ auf mikrobielle Weise mit Erdöl zu schließen. Futterhefen auf Basis von 
Sulfit-Ablaugen der Zellstoffindustrie und Melasse deckte stets einen gewissen Teil des 
Bedarfs der DDR ab. Außerdem plante man den Einsatz von Kohle, Methanol, Schlempe und 
Gülle als Rohstoff für die Eiweißgewinnung, womit man ebenfalls an Erfahrungen aus der 
NS-Zeit anknüpfen konnte (SAPMO BArch DY 30/ vorl. SED 42212/1). 
 
Der Einstieg in die Biotechnologie erfolgte in der DDR tatsächlich erst seit Mitte der 1970er 




Gentechnik und monoklonalen Antikörpern vergeben wurden (LAM, SED-BL IV/F-2/3/152, 
fol. 127). Den Status einer „Schlüsseltechnologie“ erlangte die Biotechnologie in der DDR 
aber erst am Beginn der 1980er Jahre. Wie es dazu kam, müsste noch genauer erforscht 
werden. Vermutlich wirkten die ersten kommerziellen Erfolge der Gentechnik (Humaninsulin, 
Interferone) in den USA als Auslöser. In den Wirtschaftsplänen der DDR erfolgt eine 
entsprechende Erwähnung jedenfalls 1983 (Voß et al. 1992: 23-25). Noch 1985 stellte der 
Leiter der Forschungsabteilung des Chemiekombinats Bitterfeld Kochmann fest: „Die 
bisherige Nutzung der Biotechnologie in der DDR ist überwiegend durch Verfahren und 
Erzeugnisse charakterisiert, die seit Jahren und Jahrzehnten im internationalen Maßstab 
angewandt und produziert werden… Das Problem besteht darin, daß die neuen 
produktivitätsbestimmenden Techniken wie Gentechnik, Enzymtechnik, Immuntechnik und 
Zellkulturtechnik… noch nicht beherrscht werden und die dazu erforderlichen kadermäßigen 
und materiell-technischen Voraussetzungen weitgehend fehlen.“ (LAM, Chemikombinat 
Bitterfeld 7632). 
 
2. Schwerpunktbildung im Hochschulwesen 
2.1 Universität Halle 
 
Im Zuge der 3. Hochschulreform der DDR, die zwischen 1967 und 1969 durchgeführt wurde, 
sollten die Universitäten Schwerpunkte bilden. Zu diesem Zweck sollten die überkommenen 
Strukturen wie Institute und Fakultäten aufgelöst und durch Sektionen ersetzt werden. Damit 
war beabsichtigt, die Macht der einzelnen Lehrstuhlinhaber zu schwächen und eine stärkere 
Koordination der Forschung zu ermöglichen. Die Schwerpunkte in den Natur- und 
Technikwissenschaften hätten sich demnach an der vorherrschenden regionalen Industrie zu 
orientieren (Laitko 1998: 143-158; Abele 2001: 331-348). 
So verhielt es sich auch mit der Bildung einer Sektion „Biowissenschaften“ an der Martin-
Luther-Universität Halle, die am 5.2.1969 erfolgte. Sie war die Nachfolgeeinrichtung der 
Institute für Biochemie, Genetik, Allgemeine Botanik, systematische Botanik und 
Pflanzengeographie, Zoologie und der Abteilung Methodik des Biologie-Unterrichts des 
Instituts für Methodik des mathematisch-naturwissenschaftlichen Unterrichts. Sie umfasste 
zehn Lehrstühle, davon vier für Botanik, drei für Biochemie und je einen für Genetik, 
Zoologie, und Methodik des Unterrichts (UAH, rep. 7/1237). Vergleicht man die Struktur der 




nichts wesentliches geändert hatte. Die alten Institute existierten entweder als Fachbereiche 
oder Abteilungen der Sektion weiter (siehe Abbildung 13) (Martin-Luther-Universität Halle 
1968: 165-167; Martin-Luther-Universität Halle 1969: 27f.). 
 
Abbildung 13: Die Bildung der Sektion Biowissenschaften an der Universität Halle 1968/69 
 
Die Gefahr, dass die Fachbereiche und Abteilungen der Sektion letztlich nur die alten Institute 
unter einem anderen Namen sein könnten, sah auch der Minister für Hoch- und 
Fachschulwesen. Er genehmigt die Sektionsbildung dennoch und forderte eine Konzentration 
der Forschung auf Genetik und Biochemie (UAH, rep. 7/725). In der Ordnung der Sektion 
waren diese zusammen mit der Geobotanik als Schwerpunkte festgelegt. Als 
Hauptarbeitsfelder auf diesen Gebieten wurden genannt: Genetische und 
molekularbiologische Grundlagen wichtiger pflanzlicher Stoffwechsel- und 
Differenzierungsprozesse; Wirkungen und Funktionsmechanismen biologisch aktiver 
Substanzen von agrochemischer Bedeutung; ökogeographische Grundlagen pflanzlicher 
Produktionspotentiale; und schließlich Biologie-Methodik (UAH, rep. 7/725). 
Bei der Betrachtung von Struktur und Arbeitsschwerpunkten fällt einerseits die große 






































Mikrobiologie völlig. Die Schwerpunkte waren breit genug formuliert, um den 
Forschungsspielraum nicht zu sehr zu begrenzen. 1970 wurde diese Schwerpunktsetzung 
sogar noch ausgeweitet. Rektor Wolf legte als Aufgabe für die nächsten Jahre eine 
Konzentration auf vier Schwerpunktthemen fest, nämlich Biochemie, Genetik, Biophysik und 
Bionik (UAH, rep. 7/725). 
Die Bezirksleitung Halle der SED schrieb in einem Informationsbericht über die 
Hochschulreform 1969, Agrochemie und Pflanzenproduktion seien „entscheidender 
Profilierungsschwerpunkt“ für die Universität Halle (LAM, SED-Bl, IV/B-2/9.02/670). Die 
Konzentration auf die Landwirtschaft war einerseits durchaus nahe liegend, andererseits ist 
doch auffällig, dass die mögliche Nutzung biologischen Wissens in der Chemieindustrie 
(abgesehen von der Agrochemie) des Bezirkes Halle zu diesem Zeitpunkt gar nicht in 
Betracht gezogen wurde. Natürlich war 1969 die so genannte „neue“ Biotechnologie auch 
international noch kein Thema, jedoch waren durchaus Anwendungen der klassischen 
mikrobiellen Biotechnologie (z. B. Einzellereiweiß, Antibiotika) schon bekannt. Die 
Konzentration auf die Agrochemie war auch keine wirkliche Neuorientierung, sondern setzte 
nur ein nach dem zweiten Weltkrieg eher zufällig entstandenes Muster fort (Höxtermann 1987: 
14f., 23f.). 
Ob nun Agrochemie oder Biotechnologie, die Ausrichtung der Hochschule auf die 
Bedürfnisse der regionalen Wirtschaft provozierte Widerspruch unter den 
Universitätsangehörigen. In dem bereits zitierten Bericht der SED-Bezirksleitung wird die 
Kritik von ungenannter Seite wiedergegeben, die sich gegen die „Herabwürdigung der 
´universitas´ auf eine Territorialhochschule“ gerichtet habe. Den Kritikern sei daraufhin 
erklärt worden, „daß es sich hierbei um die Strukturlinie Chemie der DDR und nicht um ein 
bezirkliches Anliegen handelt“ (LAM, SED-Bl, IV/B-2/9.02/670). Ob das die Kritiker 
wirklich zufrieden stellte, ist unwahrscheinlich. In dem Begriff der „universitas“ schwang 
nicht nur eine Kritik der befürchteten Provinzialität der Hochschule mit, sondern auch ein 
universalistisches Wissenschaftsideal, das eine einseitige Ausrichtung auf ökonomische 
Belange ausschloss (Ash 1999). Rektor Wolf war noch Anfang 1969 der Meinung, ein 
absoluter Schwerpunkt der Universität ließe sich nicht festlegen (LAM, SED-Bl, IV/B-
2/9.02/670). Die SED-Bezirksleitung klagte im Februar 1969 über das „Denken in kleinsten 
Wissenschaftseinheiten und individuellen Forschungsplänen“ (LAM, SED-Bl., IV/B-
2/9.02/667, fol. 63). Zwar seien mittlerweile schon 95 % der naturwissenschaftlichen 
Forschungskapazitäten vertraglich gebunden, aber die Themen seien zu zersplittert und die 




(LAM, SED-Bl, IV/B-2/9.02/667, fol. 69f.). Das lag aber wohl nicht nur am Unwillen der 
Hochschulforscher. Im August 1968 hatte sich die Universitätsleitung Halle beim Ministerium 
für Hoch- und Fachschulwesen über die mangelnde Resonanz „der Praxis“ beschwert, 
woraufhin der Stellvertreter des Ministers bestätigte, „die Praxis“ habe „das tiefe Anliegen der 
Hochschulreform“ noch nicht richtig verstanden (LAM, SED-Bl, IV/B-2/9.02/666, fol. 142f.). 
Insgesamt bleibt also festzuhalten, dass eine Konzentration der biologischen Forschung auf 
biotechnologisch relevante Bereiche an der Universität Halle im Rahmen der 3. 
Hochschulreform nicht stattfand. Dazu fehlten Kompetenzen im Bereich der Mikrobiologie 
und der Molekularbiologie. Stattdessen sollte sich die Sektion Biowissenschaften auf die 
Forschung für die Landwirtschaft und Agrochemie konzentrieren. Diese Versuche stießen auf 
Widerspruch bei den Wissenschaftlern und Desinteresse bei der Industrie. 
Der wahrgenommene Rückstand gegenüber den westlichen Industrieländern in der 
Biotechnologie war 1982 der Anlass, die Biotechnologie an der Universität Halle zu 
verankern und zu diesem Zweck ein Biotechnikum zu bauen. Nach einem Konzeptpapier des 
Ministeriums für Hoch- und Fachschulwesen sollte die biologische Forschung der Universität 
Halle auf Biochemie, Zellbiologie und Gentechnik ausgerichtet werden. Die bisherige 
Zusammenarbeit zwischen Akademie- und Hochschulinstituten habe durch das Fehlen von 
Technika nicht zu Innovationen geführt (UAH, rep. 7/1361). Das Biotechnikum sollte die 
„Einheit von Grundlagenforschung, angewandter Forschung und Produktion“ (UAH, rep. 
7/1390) verwirklichen. Zunächst waren in einem Konzeptpapier der Universität drei 
Abteilungen vorgesehen, eine für Enzymologie, eine für die Gentechnik von Pflanzen und 
Mikroben, und eine für Bio- und Feinchemikalien (LAM, SED-Bl, IV/E-2/3/134, fol. 116). 
Ein Beschluss des Ministerrats von 1984 legte dann jedoch vier Abteilungen fest: Biochemie, 
Mikrobiologie, Genetik und Bioingenieurtechnik. Insgesamt sollten dort 75 Wissenschaftler 
beschäftigt sein (UAH, rep. 7/1390). Im optimistischen Überschwang erklärte Rektor Isbaner 
1984, die Universität Halle habe „damit ihre Fähigkeit zu beweisen, ganze Industriezweige zu 
stimulieren, ja neu zu begründen“ (UAH, rep. 7c/1236). Das zeigt, welche Hoffnungen in den 
Bau dieses Technikums gesetzt wurden. Die dazu nötige Investition war die größte im 
Bereich des Ministeriums für Hoch- und Fachschulen im Zeitraum 1986-90 (LAM, SED-Bl, 
IV/F-2/9.02/318, fol. 89v). 
Die Fertigstellung des Biotechnikums verzögerte sich jedoch wegen fehlender Baukapazitäten 
vom vorgesehenen Termin März 1988 auf 1990 (UAH, rep. 7c/1236). 1987 konnte ein Teil 
des Biotechnikums in Betrieb gehen. Zu diesem Zeitpunkt waren dort 35 Wissenschaftler 




Universität Halle 1990: 103-105). Bei einer so raschen Expansion verwundert es nicht, dass es 
Schwierigkeiten gab, genügend geeignete Forscher zu finden. Deswegen wurde zum 
Wintersemester 1988/89 ein Studiengang Biotechnologie in Halle eingeführt (LAM, SED-Bl, 
IV/F-2/9.02/318, fol. 40). In der Zwischenzeit mussten Wissenschaftler aus anderen 
Institutionen abgeworben werden, u.a. von der Sektion Biowissenschaften der Universität 
Halle. Die Sektion sollte insgesamt 10-12 Vollzeitstellen abgeben (UAH, rep. 7/1392; LAM, 
SED-Bl, IV/F-2/9.02/318, fol. 86). Das führte zu Protesten vor allem von Seiten der 
Abteilung Biochemie. Als Argument führten die Biochemiker an, damit sei die 
Grundlagenforschung gefährdet, die im Biotechnikum nicht in ausreichendem Maße 
praktiziert werden würde (UAH, rep. 7/1391, 7/1394). Auch in anderen Bereichen 
funktionierte die Zusammenarbeit zwischen der Sektion und dem Biotechnikum keineswegs 
reibungslos. So beschwerte sich der Leiter des Technikums, Prof. Schulze, über den 
mangelnden theoretischen Vorlauf der Sektion, besonders der Genetik (UAH, rep. 1393). 
Zusammenfassend lässt sich sagen, dass mit der 3. Hochschulreform Ende der 1960er Jahre 
keine Ausrichtung der Universität Halle auf die Biotechnologie erfolgte. Dies geschah erst in 
den 1980er Jahren, besonders seit 1982. Wie noch zu zeigen ist, erfolgten in Braunschweig 
die Weichenstellungen in Richtung Biotechnologie zu einem ähnlichen Zeitpunkt. Bis zur 
Realisierung entsprechender Pläne vergingen in Halle aber noch mehrere Jahre. Bei der 
Umsetzung erwies sich die Inflexibilität des planwirtschaftlichen Systems als Hindernis, um 
rasch auf neue Herausforderungen zu reagieren. Die Frage nach den Ergebnissen der 
Kooperation zwischen Hochschule und Industrie beantwortet Abschnitt 3. 
 
2.2 Technische Universität Braunschweig 
 
Auch an der Technischen Universität Braunschweig wurde die Biotechnologie erst in den 
1980er Jahren zum Schwerpunkt. Zwar gab es schon vorher Ansätze. 1971 wurde ein 
Lehrstuhl für Biochemie und Biotechnologie und ein weiterer für Mikrobiologie geschaffen 
(Munzel 1998: 74-76). Dahinter stand aber kein Konzept, die Biotechnologie zum 
Forschungsschwerpunkt auszubauen. Ein eigenes Institut und ein eigener Studiengang wurden 
erst in den 1980er Jahren eingerichtet. Zwar saß außerdem seit 1969 mit der Gesellschaft für 
molekularbiologische Forschung (seit 1975 Gesellschaft für biotechnologische Forschung, 
GBF) eine außeruniversitäre Großforschungseinrichtung der Biologie in Braunschweig. Diese 




Leiter des Instituts für Technische Chemie der TU wissenschaftlicher Direktor der GBF 
wurde (Munzel 1998: 82, 84, 130). 
Bis in die 1980er Jahre galt die Biologie an der TU Braunschweig eher als Mauerblümchen 
denn als Vorzeigeobjekt. 1981 wurde universitätsintern eine Dokumentation unter dem Titel 
„Sanierungsfall Biologie“ erstellt. TU-Präsident Gerhard Schaffer räumte darin die 
„beispiellose Zersplitterung“ und „die sich in katastrophaler Weise verschlechternden Lehr- 
und Forschungsbedingungen in der Biologie“ ein (UAB, IV/Institute der TU/FB 4/4.5). 
Gemeint war damit vor allem die bauliche Situation der biologischen Institute, ihr schlechter 
Erhaltungszustand und ihre mangelnde Konzentration. Dieses Eingeständnis bewahrte ihn 
nicht vor dem Zorn der Biologen. Prof. Rüppell vom Zoologischen Institut schrieb im Mai 
1982 einen offenen Brief an den Präsidenten, in dem er ihm vorwarf, die Vorstellungen der 
Biologen bei der Neubauplanung zu wenig zu berücksichtigen, was „einmal mehr den 
geringen Stellenwert der Biologie an unserer Universität“ dokumentiere. Rüppell trat aus 
Protest von verschiedenen Ämtern zurück (UAB, IV/Institute der TU/FB 4/4.3). Noch 1984 
protestierten Studenten gegen die schlechten Studienbedingungen speziell in der Biologie, 
und rechneten vor, dass die Ausgaben pro Student in Chemie doppelt so hoch seien wie in 
Biologie (UAB, Z.II.3.1). 
Zu diesem Zeitpunkt hatte der Umschwung aber schon eingesetzt. Seine Initiatoren waren 
TU-Präsident Bernd Rebe und der wissenschaftliche Direktor des GBF, Joachim Klein. Ob 
nun die Idee, wie es die von Rebe selbst zu verschiedenen Zeiten in Umlauf gebrachten 
Versionen berichten, im Herbst 1983 bei einem Waldspaziergang oder am Neujahrstag 1984 
geboren wurde, ist letztlich unerheblich. Anfang 1984 verabredeten Rebe und Klein eine enge 
Zusammenarbeit zwischen TU und GBF mit dem Ziel, Braunschweig zum nationalen 
Zentrum der Biotechnologie zu machen. Von Anfang an standen der Aufbau eines Bio-
Zentrums an der TU und die Einrichtung eines Studienganges Biotechnologie im Vordergrund 
(Munzel 1998: 130f.; UAB, IV/Institute der TU/FB 4/4.5). Angesichts der akuten Probleme 
der Biologie an der TU fällt es schwer, in dieser Initiative etwas anderes zu sehen als einen 
geschickten Schachzug des Präsidenten zur Mobilisierung von zusätzlichen Finanzmitteln für 
die Biologie, die dringend gebraucht wurden, aber ohne Berufung auf die Biotechnologie als 
künftige Schlüsseltechnologie kaum zu bekommen gewesen wären. Ein internes 
Planungsdokument des Sachgebiets Hochschulentwickungsplanung der TU bezeichnete das 
geplante Zentrum als sinnvollen Lösungsansatz für die gesamte Biologie (UAB, IV/Institute 




Bei Bundes- und Landesregierung, so scheint es, liefen Rebe und Klein offene Türen ein. Das 
Biozentrum wurde mit einer Hauptnutzfläche von 5850 m2 genehmigt, dazu bewilligte die 
Regierung 24 neue Stellen (darunter 4 Professuren). Die Bundesregierung steuerte die Hälfte 
der Gesamtkosten bei. Bundesforschungsminister Riesenhuber ließ sich in der Zeitung mit 
den Worten „Braunschweig, das nationale Biozentrum“ zitieren (UAB, IV/Institute der 
TU/FB 4/4.5). Zurecht war der Präsident stolz darauf, dass keine andere niedersächsische 
Hochschule in Zeiten des Stellenabbaus so viel Geld für ein einzelnes Wissenschaftsgebiet 
bekommen habe (UAB, IV/Institute der TU/FB 4/4.5). Der 1985 begonnene Bau des 
Biozentrums konnte 1988 eingeweiht werden (Munzel 1998: 149, 157). Der geplante 
Studiengang Biotechnologie konnte zum Wintersemester 1987/88 eröffnet werden, mit 
zunächst 43 Studenten. Die vier genehmigten zusätzlichen Professuren (je eine für Biochemie 
und Zellbiologie und zwei für Molekulargenetik) wurden 1987 ausgeschrieben, konnten aber 
mangels qualifizierter Bewerber bis 1991 nicht besetzt werden (Munzel 1998: 149, 157). 
Kritik am Bau des Biozentrums kam vom Allgemeinen Studentenausschuss, der eine zu starke 
Ausrichtung der Forschung auf kommerziell verwertbare Projekte befürchtete (UAB, 
IV/Institute der TU/FB 4/4.5). Aber auch der Teil der Biologen, der zunächst nicht für einen 
Umzug in das neue Zentrum vorgesehen war, fühlte sich zurückgesetzt und hätte ein 
Biozentrum ohne Ausrichtung auf die Biotechnologie lieber gesehen. Am Ende konnten 
jedoch auch Arbeitsgruppen aus der Zoologie und Botanik in das neue Biozentrum einziehen 
(Munzel 1998: 150, 157; UAB, Rechenschaftsbericht des Präsidenten 1985: 6). Kritiker im 
Senat der TU befürchteten zudem, die neuen Stellen würden anderswo wieder eingespart 
(Munzel 1998: 156). Das lässt sich schwer überprüfen, da man dazu wissen müsste, wie viele 
Stellen ohne das Zentrum gestrichen worden wären. Dennoch beschloss der Senat 1984, er 
messe der Biotechnologie „große Bedeutung“ bei, empfahl die Einrichtung eines 
Studiengangs und erklärte, es müsse darauf hingewirkt werden, dass die Biotechnologie an 
der TU „gute Arbeitsbedingungen“ erhalte (UAB, A II, Senat 14). Obwohl der Ausdruck 
„Schwerpunkt“ vermieden wurde, möglicherweise, um nicht selbst der Landesregierung 
Ansatzpunkte für weitere Stellenstreichungen zu geben, erkannte der Senat damit de facto 
doch der Biotechnologie ein starkes Gewicht zu. Studentische Vertreter befürchteten 1988 im 
Zusammenhang mit Diskussionen über die Zukunft der Kunstgeschichte an der TU eine 
systematische Sparpolitik zuungunsten der Geisteswissenschaften (UAB, IV/Institute der 
TU/FB 4/4.5). 
Zusammenfassend lässt sich festhalten, dass sowohl Braunschweig als auch Halle in den 




ging damit eine explizite (Halle) oder implizite (Braunschweig) Schwerpunktbildung an den 
Universitäten einher. Die Initiative hierzu kam in Braunschweig von der Universitätsleitung 
selbst, in Halle von außen, von den Partei- und Staatsorganen. In Halle erfolgte die 
Entscheidung zur Schwerpunktbildung etwas eher, dafür dauerte die Realisierung mit ca. 8 
Jahren (1982-90) deutlich länger als in Braunschweig (1984-88). Hier scheint die 
Schwerfälligkeit des planwirtschaftlichen Systems bei der Umsetzung von strukturpolitischen 
Entscheidungen durchzuschlagen. Allerdings verlief auch die Durchsetzung des 
biotechnologischen Schwerpunktes in Braunschweig nicht reibungslos. Gemeinsam ist beiden 
Fällen die Konkurrenz zwischen „alter“ und „neuer“ Biologie, welche die 
Schwerpunktbildung zwar nicht entscheidend verzögerte, aber doch begleitete. Der nächste 
Abschnitt wendet sich der Frage zu, ob die Schwerpunktbildung zu einem verstärkten 
Technologietransfer führte, und welche Probleme bei der Kooperation zwischen 
Universitätswissenschaftlern und Unternehmen bzw. Betrieben und Kombinaten auftraten. 
 
3. Die Kooperation der Hochschulen mit der Industrie 
3.1 Halle 
 
Im Fall der Universität Halle lag eine Kooperation mit der chemischen Industrie des Bezirkes 
nahe. In der Tat sollte in den 1980er Jahren das Chemiekombinat Bitterfeld der 
Hauptpraxispartner in der Biotechnologie werden. 1987 wurden von 12 Forschungsthemen 
des Biotechnikums 4 in Kooperation mit diesem Kombinat durchgeführt (UAH, rep. 7/1393). 
Das Chemiekombinat Bitterfeld nahm die Forschung auf dem Feld der Biotechnologie selbst 
erst 1981 auf. Der Anstoß dazu kam durch eine Staatsplanaufgabe des Ministeriums für 
chemische Industrie, also nicht durch eigene Initiative. Das Kombinat sollte sich insbesondere 
der Erforschung der Zitronensäureproduktion widmen. Zitronensäure findet als 
Säuerungsmittel in der Lebensmittelindustrie breite Anwendung. Sie wird schon seit den 
1920er Jahren nicht mehr aus Zitronen gewonnen, sondern auf mikrobiologischer Grundlage, 
in der Regel unter Verwendung des Schimmelpilzes Aspergillus niger (Schmid 2002: 20f.; 
Bud 1993: 47). Die DDR war mangels eigener Zitronensäureproduktion gezwungen, diese für 
Devisen aus dem westlichen Ausland zu importieren. Die UdSSR und die Tschechoslowakei 
produzierten zwar Zitronensäure, deckten damit aber nur den eigenen Bedarf (LAM, 




Im Bitterfelder Kombinat wurde eine Abteilung Prozessmodellierung und Biotechnologie 
eingerichtet, die 1985 11 Mitarbeiter hatte (LAM, Chemiekombinat Bitterfeld 7631). Sie 
kooperierte zunächst allerdings nicht mit der Universität Halle, sondern mit dem Institut für 
technische Chemie der Akademie der Wissenschaften, dem späteren Institut für 
Biotechnologie in Leipzig (LAM, Chemiekombinat Bitterfeld 7631). Als Grund gab der 
Generaldirektor des Kombinates Eser an, die Universität habe keine Forschungskapazitäten 
zur Verfügung stellen können (LAM, Chemiekombinat Bitterfeld 7632). Ein Mitarbeiter der 
Arbeitsgruppe Biotechnologie berichtete jedoch 1986, der Aufbau von Beziehungen zur 
Universität Halle habe deswegen nicht im Vordergrund gestanden, da diese damals nicht über 
einen „entsprechenden Entwicklungsstand“ verfügt habe (LAM, Chemiekombinat Bitterfeld 
7632). Die Zusammenarbeit mit der Universität Halle begann erst 1984, ein formeller 
Kooperationsvertrag wurde 1986 geschlossen (LAM, Chemiekombinat Bitterfeld 7633). Mit 
diesem Vertrag, der eine Zusammenarbeit in verschiedenen Gebieten der Biotechnologie 
vorsah (u.a. Farbstoffdirektsynthese, Bioprozesstechnik, Biomathematik, Bioanalytik), sollte 
nach Meinung der SED-Bezirksleitung ein „Führungsbeispiel“ (LAM, SED-Bl, IV/E-2/3/257) 
gegeben werden. 
Obwohl also seit dem Beginn der 1980er Jahre die Hinwendung zur Biotechnologie sowohl 
an der Universität Halle als auch im nahe gelegenen Bitterfelder Chemiekombinat erfolgte, 
kam es erst seit 1986 zu einer wirklichen Zusammenarbeit. Bis dahin liefen die 
Forschungsarbeiten parallel und offenbar auch weitgehend ohne gegenseitige Kenntnisnahme. 
Jedenfalls beklagten sich Mitarbeiter der Biotechnologie-Arbeitsgruppe des Chemiekombinats 
noch 1986, das Kombinat sei über den Aufbau des Biotechnikums an der Universität Halle 
nicht informiert (LAM, Chemiekombinat Bitterfeld 7632).  
Eine Verbesserung der Zusammenarbeit ist auch nach Abschluss des Vertrags 1986 schwer zu 
erkennen. Vielmehr überhäuften sich die Kooperationspartner gegenseitig mit Vorwürfen und 
versuchten einander den schwarzen Peter zuzuschieben. So beschwerte sich die Universität 
Halle 1986, die Chemiekombinate ihres Bezirkes nähmen ihre Weiterbildungsangebote zur 
Biotechnologie nicht wahr. Als das Weiterbildungszentrum Biotechnologie im September 
1986 anfing, Trainingskurse anzubieten, war unter 79 Anmeldungen keine einzige aus dem 
Bezirk Halle (LAM, SED-Bl, IV/E-2/3/257, fol. 116, 119; UAH, rep. 7/1394; LAM, SED-Bl, 
IV/E-2/9.02/506). Der Austausch von wissenschaftlichem Personal zwischen Kombinaten und 
Universitäten verlief sehr einseitig, nämlich nur von den Universitäten zu den Kombinaten, 
was die SED-Bezirksleitung auf die besseren Arbeitsbedingungen in den Kombinaten und auf 




30). Die Forschungskooperation zeitigte ebenfalls nicht die gewünschten Resultate. Die SED-
Bezirksleitung machte das Kombinat dafür verantwortlich, da in Bitterfeld die notwendigen 
Investitionen für die geplante kleintechnische Versuchsanlage 1987/88 nicht realisiert werden 
konnten (LAM, SED-Bl, IV/F-2/9.02/313, fol. 125.; IV/F-2/9.02/318, fol. 87). Umgekehrt 
beurteilten die Forscher und Entwickler des Chemiekombinats den Beitrag ihrer Kollegen von 
den Hochschulen als gering. Der ökonomische Nutzen der universitären Vertragsforschung, 
so gestand Rektor Zaschke 1988 selbst ein, sei schwer einschätzbar, da es sich überwiegend 
um Grundlagenforschung handle, die sich nicht direkt in die Produktion überführen lasse 
(UAH, rep.7/1362). 
In der Tat konnte die kleintechnische Versuchsanlage zur Produktion organischer Säuren im 
Chemiekombinat Bitterfeld erst im Mai 1989 ihren Testbetrieb aufnehmen. Aber selbst dann 
galt nur die Produktion von Gluconsäure als absehbar, nicht jedoch die von Zitronensäure, 
wie ursprünglich geplant. Selbst dazu war der Import von Anlagen aus Österreich nötig, da 
der VEB Chemieanlagenbau Grimma nicht liefern konnte oder wollte (LAM, 
Chemiekombinat Bitterfeld 7633). Ein anderes Kooperationsprojekt zur mikrobiellen 
Quecksilberrückgewinnung wurde 1989 eingestellt, da das Verfahren zu aufwändig sei (LAM, 
Chemiekombinat Bitterfeld 7634). 
Angesichts dieser mageren Bilanz von 8 Jahren Forschung auf dem Gebiet der Biotechnologie 
machte sich innerhalb des Kombinats 1989 eine gewisse Resignation breit. Kennzeichnend 
dafür ist die Einschätzung des Leiters der Forschungsabteilung Kochmann aus dem Dezember 
1989, die hier ausführlich zitiert werden soll: 
„Ich zweifle an, daß die vielen in der DDR geschaffenen biotechnologischen Kapazitäten für 
unser Kombinat weitere überführbare Neuheiten bringen. Die Sache wird wohl so ausgehen 
wie mit der Mikroelektronik; Man kann zwar mitreden, ist aber niemals konkurrenzfähig. Es 
wäre allerdings falsch, die technische Mikrobiologie und Biotechnologie völlig hinzuwerfen, 
da die großen internationalen Chemiekonzerne weiterhin erhebliche Mittel aufwenden. 
Allerdings muß diese Forschungsrichtung gleichberechtigt neben der organisch-chemischen 
Hochveredlung existieren. Die bisherige weitgehende Bevorzugung der Biotechnologie ist 
nicht tragbar. In den nächsten 10 Jahren wird weiter der entscheidende Umsatz im Kombinat 
auf dem Gebiet der traditionellen organischen Chemie gemacht.“ (LAM, Chemiekombinat 
Bitterfeld 7634). 
Der Vergleich mit der Mikroelektronik spricht Bände. Er belegt vor allem, dass den 
Industrieforschern Ende 1989 das Scheitern der Hochtechnologiepolitik durchaus bewusst war, 




die Biotechnologie erschien bei Kochmann nur noch die Beobachtung, dass die 
internationalen Chemiekonzerne auf diesem Gebiet ebenfalls forschen würden. 
Das Scheitern der Biotechnologie-Politik der DDR markiert aber auch das Scheitern der 
Forschungskooperation mit den Universitäten. Schließlich hatten ja die Universitäten, 
insbesondere die Martin-Luther-Universität Halle, eine Schlüsselrolle bei der Einführung 
dieses neuen Technologiefeldes spielen sollen. Bis ungefähr Mitte der 1980er Jahre liefen 
aber die Forschungen an der Universität Halle und im Chemiekombinat Bitterfeld trotz der 
räumlichen Nähe völlig getrennt voneinander. Auch nach der Aufnahme von formellen 
Kooperationsbeziehungen 1986 lief wenig zusammen. Ein Grund dafür waren 
unterschiedliche Auffassungen über die Begriffe „Grundlagenforschung“ bzw. „angewandte 
Forschung“. Was aus Sicht der Hochschulwissenschaftler angewandte Forschung war, 
erschien in der Einschätzung der Forschungsabteilung des Kombinats als 
Grundlagenforschung. Innovationsblockaden existierten auf beiden Seiten: Durch die 
Geringschätzung der Universitäten entwickelte sich auf Seiten des Kombinats eine Art „not 
invented here“-Syndrom (Meyer-Kramer et al. 1984: 154). Umgekehrt scheinen die 
Wissenschaftler der Universität Halle erfolgreiche Strategien entwickelt zu haben, um sich 
den als Zumutungen empfundenen Ansprüchen der Indienstnahme für ökonomische Zwecke 
weitgehend zu entziehen, indem sie unter dem Deckmantel der Forschungskooperation 




Im Fall von Braunschweig muss auf das Quellenproblem aufmerksam gemacht werden, das 
gerade im Vergleich zu Halle bei der Behandlung der Hochschul-Industrie-Kooperationen 
auftritt. Während in der DDR die Problematik des Technologietransfers in den Partei-, 
Kombinats- und Universitätsakten immer wieder behandelt wurde, sind entsprechende 
Unterlagen für die Bundesrepublik schwer aufzutreiben. Der folgende Abschnitt muss sich 
also auf veröffentlichte Informationen aus Lokalzeitungen und auf mündliche Aussagen 
beteiligter Wissenschaftler stützen. Die Problematik liegt dabei auf der Hand: Während in den 
DDR-Akten die Schwierigkeiten des Technologietransfers breiten Raum einnahmen, 
berichten Veröffentlichungen und Zeitzeugen tendenziell mehr über gelungene Beispiele der 
Zusammenarbeit. 
Seit den 1980er Jahren gingen von der Stadt Braunschweig Initiativen zur Ansiedlung eines 




dieses Ziel seit 1986 (Munzel 1998: 162). Dagegen opponierten die Grünen und andere 
Gentechnik-Kritiker. 1989 fand eine öffentliche Anhörung statt (Biotechnologische 
Forschung 1989). Ein von der Stadt Braunschweig in Auftrag gegebenes Gutachten der Firma 
Raucon bescheinigte einem Biotec-Park bei enger Anbindung an die Gesellschaft für 
biotechnologische Forschung (GBF) gute Chancen (Biotechnologische Forschung 1989: 184-
186). Gebaut wurde der Park in der Nähe der GBF jedoch erst 2001-2002 (www.biotec-bs.de).  
Gründe für die Verzögerung sind möglicherweise in den öffentlichen Protesten, aber auch im 
Mangel an potentiellen Investoren zu suchen. Der Konkurs einer Braunschweiger 
Biotechnologie-Firma 1994 dürfte die Planungen ebenfalls zurückgeworfen haben (Munzel 
1998: 165). Nach den Zahlen des Informationssekretariats Biotechnologie existierten 2002 6 
Biotechnologie-Firmen in Braunschweig (ohne GBF, in Deutschland 580), davon 4 im 
Biotec-Park (http://www.i-s-b.org/firmen/search.htm). Braunschweig hat damit das Ziel 
verfehlt, ein deutsches Zentrum der Biotechnologie zu werden und ist längst von anderen 
Städten wie München, Berlin, Hamburg, Köln oder Heidelberg überholt worden. 
Die Ausgründung von Unternehmen aus Universitäten ist natürlich nur eine Form des 
Technologietransfers. Eine andere ist die Kooperation mit bestehenden Firmen. In den 1990er 
Jahren arbeiteten verschiedene biologische Institute der TU Braunschweig mit Unternehmen 
zusammen. So kooperierte Anfang der 1990er Jahre das Institut für Mikrobiologie mit dem 
„Zentrum für ökologische Bodenbehandlung“, das von zwei Braunschweiger Baufirmen 
gegründet worden war. Die Kooperation hatte ein Verfahren zur bakteriellen Reinigung von 
mit Benzin verseuchten Böden zum Gegenstand (UAB, IV/Institute der TU/ FB 4/4.2). Ein 
anderes Forschungsprojekt des Instituts zur mikrobiellen Ölgewinnung, das zur Hälfte von der 
Erdölindustrie finanziert worden war, wurde allerdings 1995 abgebrochen (UAB, IV/Institute 
der TU/ FB 4/4.5). 1997 gewann eine Arbeitsgruppe aus den Instituten für Pharmazeutische 
Biologie und Genetik den IHK-Technologietransferpreis. Die Isolierung eines Gens zur 
schnelleren und kostengünstigeren Identifikation von Wirkstoffen für Pflanzenschutz brachte 
einen Lizenzvertrag mit Bayer ein (UAB, IV/Institute der TU/ FB 4/4.4). Das Institut für 
Biotechnologie kooperierte laut einer telefonischen Auskunft 2003 überwiegend mit Novartis, 
und zwar auf allen Gebieten der Biotechnologie, und hatte keine deutschen 
Kooperationspartner (Telefonat mit Udo Rau am 15.1.2003). Die Initiative zur 
Zusammenarbeit ginge dabei meist vom Unternehmen aus. In einem anderen Fall ging die 
Initiative aber von den Universitätswissenschaftlern aus: 1996 schickten Forscher des Instituts 
für Mikrobiologie viel versprechende Proben von Pilzen aus extremen Standorten an Bayer 




Der Aufbau der Biotechnologie in Braunschweig in den 1980er Jahren führte also nur zu 
wenig Ausgründungen, aber zu regen Kontakten zwischen Industrie und Universitätsinstituten 
in den 1990er Jahren. Für den Einstieg der großen deutschen Chemiekonzerne in die 
Biotechnologie in den 1980er Jahren spielte die TU Braunschweig jedoch keine Rolle. Eine 
Liste der externen Forschungspartner der Pharmasparte von Bayer 1985 enthielt keine 
Wissenschaftler der TU Braunschweig. Allerdings enthielt sie 2 Wissenschaftler der GBF. 
(Unternehmensarchiv Bayer 323-74). Zum einen waren die Kontakte der Chemiefirmen in die 
USA, sowohl zu den dortigen Universitäten als auch zu den kleinen start-up-Firmen, in der 
ersten Phase wichtiger. Bei Hoechst erfolgte der Einstieg bekanntlich 1981 über einen 
Kooperationsvertrag mit dem Massachusettes General Hospital, während bei Bayer die joint 
ventures der amerikanischen Bayer-Tochter Miles einen wichtigen Teil des nötigen know-
hows verfügbar machten (Dolata 1996: 85-106; Giesecke 2001: 149-155; 
Unternehmensarchiv Bayer 323-59). Zum anderen kooperierten die Konzerne mit vielen 
Universitäten, unter denen die TU Braunschweig keine herausragende Rolle einnahm. So 
finanzierte die Bayer AG 1984 eine Professur am Institut für Genetik der Universität Köln 
(Unternehmensarchiv Bayer 323-45).  
Aus heutiger Sicht ist die Bilanz der Biotechnologie in Braunschweig enttäuschend. Obwohl 
die TU Braunschweig eine der ersten deutschen Universitäten war, die einen Schwerpunkt auf 
die Biotechnologie legte, gelang es nicht, Braunschweig zu einem nationalen Biotechnologie-
Zentrum zu machen. Auch für die international agierenden Chemiekonzerne spielte die TU 
Braunschweig als Kooperationspartner trotz einiger gemeinsamer Projekte keine bedeutende 
Rolle. Der Misserfolg Braunschweigs auf nationaler Ebene hängt natürlich auch damit 
zusammen, dass andere Bundesländer eigene forschungspolitischen Initiativen auf dem 
Gebiet der Biotechnologie unternahmen (Weitkamp 1992: 50, 71, 193, 239). Zum anderen 
liegt es wohl aber daran, dass Braunschweig nicht die richtigen Voraussetzungen aufwies. Die 
Stadt war weder ein deutsches High-Tech-Zentrum wie München, noch ein bedeutender Sitz 
der chemischen Industrie (Sternberg 1995: 309-311). 
 
4. Biotechnologie im deutsch-deutschen Vergleich 
 
Häufig gerät ein deutsch-deutscher Vergleich zu einer kontrastierenden Gegenüberstellung 
zwischen einem erfolgreichen westdeutschen und einem gescheiterten ostdeutschen Weg. Im 




wirtschaftlichen wie politischen System. Gemeinsam war den beiden deutschen Staaten 
zunächst einmal die Ausgangslage. Die moderne Biotechnologie entstand in den USA, und 
US-Firmen sind bis heute Marktführer, auch wenn die europäischen Firmen mittlerweile 
aufholen. Alle anderen Staaten waren „latecomers“, also Nachzügler. Unter diesen 
Umständen scheint es weder notwendig noch besonders hilfreich, den deutschen Rückstand in 
der molekularen Biotechnologie mit einem angeblich spezifisch deutschen 
„Entwicklungspfad“ der Synthesechemie zu erklären (Marschall 2000: 18f.). Der Unterschied 
zwischen moderner und neuer (molekularer) Biotechnologie scheint so groß zu sein, dass sich 
diese in Bezug auf die moderne Biotechnologie entwickelte These nicht ohne weiteres auf die 
neue, molekulare Biotechnologie übertragen lässt. Erstens scheinen sich eine starke 
chemische Industrie und eine aufkommende biotechnologische Industrie nicht unbedingt zu 
behindern, wie das Beispiel der USA in den 1970er und 1980er Jahren zeigt (Giesecke 2001: 
74-80). Zweitens stehen Länder wie Frankreich oder Japan, die in der modernen industriellen 
Biotechnologie führend waren, in der molekularen Biotechnologie nicht besser da als 
Deutschland. Drittens schließen sich biotechnologische und chemisch-synthetische Verfahren 
keineswegs aus, sondern lassen sich sehr wohl integrieren, wie z. B. bei vielen Antibiotika 
oder bei der Produktion von synthetischem Kautschuk mit Hilfe von biotechnologisch 
hergestelltem Butanol (Bud 1993: 37-45, 193f.; Beninga 1990: 220-223; Schmid 2002: 34).  
Staatliche Programme zur Förderung der Biotechnologie gab es zwar schon in den 1970er 
Jahren, ernsthafte Versuche der Verankerung der Biotechnologie als Schwerpunkt an 
Universitäten erfolgten jedoch erst seit Anfang der 1980er Jahre. Nimmt man Halle und 
Braunschweig als Beispiele, lagen DDR und Bundesrepublik ungefähr gleichauf, wie der 
zweite Abschnitt zeigen sollte. Die Initiative zum Aufbau von hochschuleigenen Kapazitäten 
in diesem Bereich ging weder in der DDR noch in der BRD von Akteuren aus der Wirtschaft 
aus, sondern entweder von Wissenschaftlern oder Politikern, in der Regel einer Koalition von 
beiden. Die bundesdeutschen Chemiekonzerne suchten den Einstieg in die Biotechnologie 
ebenfalls ungefähr seit Anfang der 1980er Jahre vornehmlich über einen Technologietransfer 
aus den USA zu realisieren. In der DDR dagegen sollten vorrangig eigene 
Forschungskapazitäten in den Kombinaten, der Akademie der Wissenschaften und den 
Hochschulen aufgebaut werden. Hierbei zeigten sich Probleme, die für Planwirtschaften 
typisch waren, so die schwerfällige Umsetzung einmal getroffener Entscheidungen, die eine 
Neuausrichtung der Technologiepolitik behinderten. Insgesamt war aber der Rückstand zur 




Gemeinsam war beiden deutschen Staaten auch die vergleichsweise geringe Rolle der 
Hochschulen bei der Durchsetzung der Biotechnologie als Basisinnovation. In der DDR ist 
das erstaunlich, sollten doch die Universitäten gezielt auf die Bedürfnisse der Industrie 
ausgerichtet werden. Der dritte Abschnitt der Untersuchung zeigte jedoch, dass sowohl auf 
Seiten der Hochschulwissenschaftler als auch auf Seiten der Kombinate mentale 
Innovationsblockaden eine konstruktive Zusammenarbeit hemmten. Ein Unterschied zur 
Bundesrepublik lag für die DDR freilich in der größeren Schwierigkeit des internationalen 
Technologietransfers, speziell aus den USA. Außerdem stellte sich aus der Sicht der Forscher 
ein Ressourcenproblem: es war aufgrund mangelnder Ressourcen (die natürlich dem 
ineffizienten Wirtschaftssystem geschuldet waren) nicht möglich, in allen angestrebten 
Technologiebereichen die Weltspitze zu erreichen (z. B. Synthesechemie und Biotechnologie). 
Eine sinnvolle Spezialisierung wurde von der Staats- und Parteiführung jedoch versäumt.  
Dass die bundesdeutschen Universitäten, hier Braunschweig, zunächst keine wichtige Rolle 
spielten, lag an dem Vorsprung der US-amerikanischen Forschung. In den 1990er Jahren gab 
es dann durchaus ernsthafte Bemühungen zur Kooperation mit existierenden Konzernen, 
wenn auch wenige Ausgründungen von kleinen Biotechnologie-Unternehmen. 
Warum in Deutschland Ausgründungen aus Universitäten generell weniger häufig 
vorkommen als in den USA, ist in der Forschung ein viel diskutiertes Thema. Giesecke 
verweist in ihrer Biotechnologie-Studie u.a. auf die Inflexibilität des deutschen 
Hochschulrechts, Unterschiede im Patentrecht und den Mangel an Risikokapital vor der 
Etablierung des „Neuen Marktes“ in der Bundesrepublik (Giesecke 2001: 90-98, 220-233). 
Hier soll ergänzend dazu auf ein anderes, primär ökonomisches Argument aufmerksam 
gemacht werden. In der neuen Biotechnologie gibt es bisher nur einige wenige kommerziell 
erfolgreiche Produkte. Die Märkte sind also begrenzt und die Entwicklungskosten hoch. In 
einer solchen Situation bietet es sich an, mit großen Konzernen zusammenzuarbeiten, was 
auch geschieht. Die Zusammenarbeit des Instituts für Biotechnologie der TU Braunschweig 
mit Novartis zeigt aber, dass Investitionen in deutsche Universitäten aufgrund der 
gewachsenen Transnationalisierung der Wirtschaft nicht mehr unbedingt deutschen 
Unternehmen zugute kommen müssen. Umgekehrt haben deutsche Konzerne den Einstieg in 
die neue Biotechnologie ohne nennenswerten Anteil deutscher Universitäten durch 
Technologietransfer aus den USA geschafft. Durch die wachsenden Transnationalisierungs- 
oder Globalisierungsprozesse, besonders in der Forschung und Entwicklung, gerät also das 




Die Beantwortung der Ausgangsfrage nach gemeinsamen Werten, Normen oder Einstellungen 
hinsichtlich des Innovationsverhaltens in der DDR und der Bundesrepublik fällt zwiespältig 
aus. Für die DDR ist die Existenz von innovationshemmenden Werten und Normen 
anzunehmen, für die Bundesrepublik weniger wahrscheinlich. Paradoxerweise hatten 
anscheinend die volkseigenen Kombinate der DDR größere Vorbehalte gegenüber einer 
Zusammenarbeit mit staatlichen Universitäten als die privat geführten Konzerne der 
Bundesrepublik. Auf Seiten der Universität scheinen die Wissenschaftler in der DDR trotz 
oder gerade wegen der verordneten Zusammenarbeit mit den Kombinaten stärker am Ideal der 
anwendungsfernen Grundlagenforschung festgehalten zu haben. In Braunschweig gab es zwar 
studentische Proteste gegen die Gentechnik und die angebliche Funktionalisierung der 





VI. Das Chemieprogramm der DDR 
 
 
Mit dem Slogan „Chemie gibt Brot, Wohlstand und Schönheit“ (SAPMO BArch, DY 30/ IV 
2/ 2.029/ 189, 12) feuerte die Staats- und Parteiführung im Juli 1958 auf dem V. Parteitag und 
mit der Ersten Chemiekonferenz der SED den Startschuss für den ambitionierten Ausbau der 
chemischen Industrie in der DDR ab. Als Kernstück des Siebenjahrplanes (1959-1965) sollte 
das Chemieprogramm entscheidend dazu beitragen, die „ökonomische Hauptaufgabe“ zu 
lösen, d. h. den Pro-Kopf-Verbrauch wichtiger Konsumgüter in der DDR über das 
westdeutsche Niveau zu heben, um durch die Steigerung des Lebensstandards die 
Überlegenheit des Sozialismus zu beweisen. 
Bereits die geplante Steigerung der Bruttoproduktion im Zeitraum zwischen 1958 und 1961 
um 133 Prozent war mit einer starken Konsumkomponente verbunden: Die Bundesrepublik 
sollte im Pro-Kopf-Verbrauch wesentlicher Lebensmittel und Konsumgüter in nur drei Jahren 
überholt werden. Das entscheidende Instrument dazu sah man in der Steigerung der 
Chemieproduktion. Für die Jahre 1961 bis 1965, waren schließlich weitere, exorbitante 
Produktionssteigerungen vorgesehen: Die Gesamtproduktion der chemischen Industrie sollte 
gegenüber 1960 auf 164 Prozent wachsen, wobei mit der Plastikproduktion (Steigerung auf 
250 Prozent) und der Herstellung synthetischer Fasern (Produktionsausweitung auf 460 
Prozent) chemische Konsumgüter im Zentrum der Bemühungen standen (Karlsch/Stokes 
2003: 332-337). 
Wie sollte die Realisierung einer solch umfassenden Produktionsanstrengung bewerkstelligt 
werden? Drei schlagwortartig zu popularisierende Komplexe waren nach den Vorstellungen 
der Staats- und Parteiführung hiefür zentral: „Sozialistische Arbeitsgemeinschaften“, 
„Sozialistischer Wettbewerb“ und „Sozialistische Hilfe“. Zunächst galt es, sich auf 
entscheidende Kernbereiche zu konzentrieren, um die Kräfte zu bündeln und 
Parallelentwicklungen - wie etwa bei den Verfahren zur Herstellung von Polyäthylen in 
Leuna und Buna bereits geschehen - zu verhindern. Eine entscheidende Rolle kam dabei dem 
1958 eingerichteten Forschungsrat der DDR zu, der für die inhaltliche Koordination der 
Forschungs- und Entwicklungsarbeiten zwischen Industrie, Hochschulen und 
Akademieinstituten zu sorgen hatte (Wagner 1992). Auch die Kammer der Technik, die 
Ingenieurvereinigung der DDR, sollte am Aufbau der sozialistischen 




wurden schließlich Forschungsinstitute zugeordnet, die als wissenschaftliche Zentren für eine 
Beschleunigung der F&E-Arbeiten zu sorgen hatten. Nach aufwendigen 
Popularisierungskampagnen zum Chemieprogramm sollten daneben auch Arbeiter bei 
Produktionsberatungen mit ihren Neuerer-Vorschlägen konsequent einbezogen werden. 
Schließlich versprach man sich viel von einer intensiven Kooperation mit der Sowjetunion: 
Für die Schmierölfabrik in Lützkendorf wurde eine Phenolanlage importiert und das neue 
Erdölverarbeitungswerk in Schwedt basierte auf sowjetischer Technik. Kooperationsprojekte 
bestanden darüber hinaus z. B. in so wichtigen Bereichen wie Hochdruck- und Niederdruck-
Polyäthylen, Viscose-Cordseide, Polyester-Stapelfaser- und -seide. 
Zentraler Beitrag der Schutzmacht waren aber die dringend benötigten Erdöllieferungen, die 
über die neue, in Schwedt endende Erdöl-Pipeline „Freundschaft“ abgewickelt wurden. 
Obwohl nämlich im Chemieprogramm die traditionelle Kohle-Basis der mitteldeutschen 
Chemieindustrie im Prinzip beibehalten (und sogar ausgebaut) wurde, war den 
Verantwortlichen doch klar, dass die gewaltigen Produktionsziele nur durch den parallelen 
Aufbau der Petrochemie zu schultern waren: 
„Eine solche gewaltige Steigerung ist nur möglich, wenn wir in viel größerem Umfang als 
bisher Erdöl als Rohstoff in der Chemie verarbeiten. Das hilft nicht nur Kohle sparen, sondern 
steigert die Arbeitsproduktivität mindestens um das vier- bis fünf-Fache (sic).“ (SAPMO 
BArch, DY 30/ IV 2/ 2.029/ 190). 
Dabei kam es bereits Mitte der 1950er Jahren kam in der DDR zu schwerwiegenden 
Engpässen bei der Versorgung mit Erdöl, das allerdings vorrangig als flüssiger Brennstoff 
diente: „Sehr ernst ist das bestehende Missverhältnis zwischen den Lieferungen des Imports 
an die Chemie und den Exportverpflichtungen dieses Zweiges ... Das trifft vor allem für 
flüssige Brennstoffe … zu. Bis zum 31. 1. 1955 war auf Grund der geringen Erdölbestände 
bereits eine Fehlmenge von 6034 t Vergaserkraftstoff und 1804 t Dieselkraftstoff entstanden. 
Da der Plan bis zu Kapazitätsgrenze ausgelastet ist, führt dies unweigerlich zur Nichterfüllung 
des Planes.“ (BArch DY 30/ 4566,  89f .). 
Der Auf- und Ausbau der Erdölchemie sollte für die chemische Industrie der DDR einen 
technischen Sprung vorwärts bringen und eine sinnvolle Ausweitung der Plastikproduktion 
ermöglichen (DY 30/ IV 2/ 2.029/ 39, 22f.). Gleichzeitig konnte man aber nicht umhin, die 
reichen Braunkohlevorkommen weiter auszubeuten. Deutet sich hier bereits ein gewisser 
Grundwiderspruch an, so mag es den Zeitgenossen realistisch erschienen sein, mit den 
skizzierten Mitteln und auf Basis von zu erwartenden Fortschritten in der Mechanisierung, der 




Produktionsziele zu erreichen. Schließlich konnte man im mitteldeutschen Chemie-Bezirk auf 
eine lange Tradition weltmarktfähiger Innovationen und auf gut ausgebildete Spezialisten 
zurückgreifen (Stokes 1999: 200-203). Allerdings tendierte die DDR-Historiographie dazu, 
die innovativen Elemente des Chemieprogramms zu übertreiben, wenn „ein struktureller 
Wandel in der stofflichen Basis der Industrie insgesamt“ angenommen wurde 
(Mühlfriedel/Wießener 1989: 298). 
Von Beginn an bemühte sich die Staats- und Parteiführung, zur Erreichung ihrer Ziele das 
nationale Innovationssystem der DDR zu optimieren. Das Projekt, in der DDR eine effiziente 
Petrochemie zu etablieren, kam angesichts der Traditionen des mitteldeutschen Chemie-
Reviers in der Karbidchemie einem Pfadwechsel und der Umsetzung einer zukunftsträchtigen 
Basisinnovation gleich. Dabei blieb die Hypothek bestehen, dass laut einiger DDR-Planer die 
Zahl der Hoch- und Fachschulkader im Chemiebereich zwischen 1958 und 1965 zu 
verfünffachen war, um die wissenschaftliche Durchdringung der Produktionsabläufe zu 
gewährleisten, und dringend benötigte Innovationen möglich zu machen. Als zusätzliche 
Belastungen wirkten in diesem Zusammenhang Überschreitungen der Regelstudienzeit, über 
die auch in der DDR Ende der 1950er Jahre geklagt wurde (SAPMO BArch, DY 30/ IV 2/ 
2.029/ 189), sowie der „Brain Drain“ in den Westen. Die Errichtung des „Antifaschistischen 
Schutzwalls“ entbehrte in dieser Perspektive nicht einer gewissen - wenn auch kurzfristigen - 
ökonomischen Rationalität.  Mag der Mauerbau hinsichtlich der Entwicklung eines 
qualifizierten Humankapitals eine gewisse Entlastung gebracht haben, da die Abwanderung 
von Fachkräften aus dem F&E-Bereich als die die entscheidende Entwicklungsbarriere für die 
chemische Industrie der DDR gesehen werden kann (Karlsch 1999: 277), so führte die 
Abschottungspolitik auf technologischem Gebiet - gerade in Zeiten zunehmender 
weltwirtschaftlicher Integration – zur raschen Vergrößerung des Abstands zum Westen 
(Stokes 2000: 133ff.). 
War eine spezifische Innovationsschwäche ausschlaggebend für den durch Politbürobeschluss 
vom 25. Juli 1961 vollzogenen vorzeitigen Abbruch der hochfliegenden Pläne und die 
Modifikation des Chemieprogramms? In offiziellen Verlautbarungen wurden vor allem 
westliche Störmaßnahmen, die Notwendigkeiten der Autarkisierung im Zuge der 
„Störfreimachung“ und die Möglichkeiten einer stärkeren ökonomischen Integration in den 
Ostblock dafür verantwortlich gemacht, dass so wichtige Vorhaben wie der Aufbau einer 
Phenolsynthese, die Herstellung von Caprolaktam und die Erdöldestillation verschoben 
werden mussten (SAPMO BArch DY 30/ IV 2/2.029/ 38, Bl. 140-153). Die Abteilung 




„Darüber hinaus hat die chemische Industrie nicht rechtzeitig alle notwendigen 
wissenschaftlich-technischen Voraussetzungen für den Aufbau einiger im Chemieprogramm 
enthaltenen Vorhaben geschaffen.“ (SAPMO BArch DY 30/ IV 2/2.029/ 3, 167). 
Dass in dieser Schuldzuweisung an die Industrieforschung vom Hochschulwesen keine Rede 
war, mag bereits Einiges über die nachrangige Stellung aussagen, die diesem Subsystem in 
der „Triple Helix“ des ostdeutschen Innovationssystems zeitweise zukam. Die Ausbildung der 
für die hochfliegenden Produktionspläne notwendigen Kader setzte gleichwohl auch in den 
Hochschulen eine Mobilisierung voraus. Im Forschungsbereich zeichnete sich dagegen eine 
„wissenschaftliche Zwei-Klassen-Gesellschaft“ ab: Während in den Instituten der Akademie 
der Wissenschaften relativ unbehelligt und mit guter Ausstattung versehen geforscht werden 
konnte, wurde den Hochschulen - neben Forschung und Lehre – die zusätzliche Aufgabe der 
Erziehung sozialistisch bewusster Menschen aufgebürdet (Jessen 2003: 248). 
Staatlichen Bemühungen um das für die „Chemisierung der Gesellschaft“ notwendige 
Humankapital sowie Überlegungen zur effizienten Organisation des Wissenschaftsbereichs in 
Zuge des Chemieprogramms soll im Folgenden besonderes Augenmerk gelten: Zunächst 
werden die staatlichen Aktivitäten zur Mobilisierung der „Produktivkraft Wissenschaft“ für 
die Chemie-Pläne nachgezeichnet. Darauf folgt eine nähere Betrachtung der Entwicklung 
einer Leitinstitution für den Chemiebereich, der Hochschule für Chemie in Leuna-Merseburg. 
Schließlich werden die Hochschulplanungen mit der quantitativen Entwicklung der 
Chemiekader konfrontiert, um im Schlussteil den Anteil des Hochschulwesens am Scheitern 
der ursprünglichen Planungen einschätzen zu können. 
 
1. Organisation der „Produktivkraft Wissenschaft“: Konzentration und 
Profilbildung 
 
Wissenschaft als produktive Kraft gewann mit den intensiv betriebenen Diskussionen um die 
„wissenschaftlich-technischen Revolution“ (Laitko 1996: 33ff:; Burrichter/Diesener 2002). in 
den 1960ern Jahren zunehmende Bedeutung für die Konzeptionen über den Aufbau der 
sozialistischen Gesellschaft in der DDR. Im Parteiprogramm der SED von 1963 wurden 
Technik und Wissenschaft dann neben Arbeit, Land- und Kapitalbesitz erstmals als 
Produktivkräfte etabliert. Vorausgegangen waren Modifikationen der Marxschen Lehre in 
diese Richtung durch eine Schrift Stalins zur Sprachwissenschaft und ein einflussreiches Buch 




bereits seit den 1950er Jahren bemühte sich die SED durch Eingriffe in das Hochschulwesen, 
ihren Einfluss in der akademischen Intelligenz zu stärken, und die Universitäten in stärkerem 
Maße der sozialistischen Wirtschaft dienstbar zu machen (Malycha 2001: 14-21). Diese 
frühen Eingriffe sind mit dem Schlagwort „Sowjetisierung“ nur unzureichend zu fassen, 
wurde doch beispielsweise mit Genugtuung registriert, dass die wissenschaftliche Fundierung 
der Studienpläne auch in Westdeutschland Anerkennung fand. Die vielfältigen Möglichkeiten 
der Berufspraktika in der volkseigenen Industrie galten als vorbildlich. Selbst die neu 
eingerichteten Seminargruppen, denen eine Disziplinierungsfunktion für die Studentenschaft 
zugedacht war, eigneten sich dazu, propagandistisch auf das westdeutsche Hochschulwesen 
einzuwirken: 
„Es spielt hier eine große Rolle, dass in Form der Seminargruppen Vorzüge des 
amerikanischen College-Systems mit dem traditionellen deutschen Hochschulsystem 
verbunden worden sind, ohne die spezifisch deutsche Universitätsform dadurch aufzuheben. 
Da in Westdeutschland in der Hochschulreform die Diskussion des College-System (sic) eine 
große Rolle spielt, haben die Seminargruppen als eine eigenartige Form große Beachtung 
gefunden. Ein Gesichtspunkt, der in unserer Arbeit bislang keine Rolle gespielt hat, im Kampf 
gegen die Amerikanisierung der deutschen Hochschulen aber von großer Bedeutung 
ist.“ (BArch DR 3, Erste Schicht, Nr. 149, 21f.). 
Neben den Seminargruppen wurden nach sowjetischem Vorbild wissenschaftliche 
Studentenzirkel organisiert, die sich die Verbindung zwischen Theorie und Praxis und das 
Lernen im Kollektiv auf die Fahnen geschrieben hatten. Sie wurden unter der Verantwortung 
der Lehrstuhlinhaber für eine Elite von Studenten eingerichtet und sollten auch 
Forschungsaufträge übernehmen. In Dresden bestanden 1953/54 32 derartige Zirkel (BArch, 
DR 3, Erste Schicht, Nr. 152, 183-190; Connelly 2000). 
Früh strebte man durch stärkere Spezialisierung der bestehenden Fakultäten oder 
Fachrichtungen eine bessere Qualifizierung der wissenschaftlichen Kader an und legte in 
Perspektivplänen Schwerpunktbildungen für die betreffenden Einrichtungen fest. Jede 
Hochschule sollte ein „einheitliches, abgerundetes und charakteristisches Ganzes“ darstellen, 
wobei „die historischen, wirtschaftsgeographischen und bevölkerungspolitischen 
Bedingungen“ zu berücksichtigen waren. Vor allem aber hatten gleiche Fachrichtungen 
verschiedener Hochschulen einander zu ergänzen, um Ressourcen zu sparen. Ausgangspunkt 
der Planung hätten sachliche und fachliche Gesichtspunkte zu sein, nicht personelle (BArch, 
DR 3, Erste Schicht, Nr. 147, 242-248). Die chemischen Institute der Humboldt-Universität 




vollsynthetische Fasern konzentrieren, während an der Leipziger Universität organische und 
anorganische Chemie, physikalische und technische Chemie, insbesondere der Hochpolymere 
(Buna-Kunststoff) sowie die Kohleveredlung und Photochemie im Vordergrund standen 
(BArch, DR 3, Erste Schicht, Nr.147, 38-52). 
Mit Beschlüssen des Ministerrats wie den „Maßnahmen zur Förderung des wissenschaftlich-
technischen Fortschritts in der DDR“ von 1955, den „Maßnahmen zur Verbesserung der 
Arbeit auf dem Gebiet der naturwissenschaftlich-technischen Forschung und Entwicklung und 
der Einführung der neuen Technik“ von 1957 und der 1958 erlassenen „Verordnung über die 
weitere sozialistische Umgestaltung des Hoch- und Fachschulwesens der DDR“ wurde dann 
nicht nur die Hochschulforschung auf Planziele der Staatsspitze festgelegt. Die 
Perspektivplanung der gesamten naturwissenschaftlich-technischen Forschung war fortan mit 
den Staatsplänen eng abzustimmen, was in gesonderten Plänen „Forschung und Technik“ zum 
Ausdruck zu kommen hatte. Unter der Ägide des neu eingerichteten Forschungsrats der DDR 
wurden Forschungsgemeinschaften in besonders zukunftsträchtigen Gebieten gegründet, im 
Bereich Chemie zunächst für die Biochemie und die Chemie der synthetischen Werkstoffe 
(SAPMO BArch, Dy 30/ IV 2/ 2.024/ 34, Bl. 8ff.). 
Bei Start des Chemieprogramms wurde allerdings vom Staatssekretariat für das Hoch- und 
Fachschulwesen festgestellt, dass die Disproportionen in der Hochschulchemie für ein 
erfolgreiches Gelingen beseitigt werden müssten. Die Entwicklung der anorganischen und 
technischen Chemie entspräche nicht im Geringsten den Anforderungen von Wissenschaft 
und Produktion. Institute für technische Chemie seien entweder gar nicht vorhanden oder nur 
ungenügend besetzt. Es gäbe kein Institut für Technologie der Plaste und für 
makromolekulare Chemie. Ebenfalls ungenügend entwickelt seien die Farbenchemie, 
Textilchemie, Papier- und Zellstoffchemie, Lebensmittelchemie und Kolloidchemie. Abhilfe 
sah man wiederum in der Bildung von Schwerpunkten und in der Konzentration der Mittel 
auf zentrale Bereiche. Auch vom neuen Forschungsrat, der mit seinen zentralen 
Arbeitskreisen etwa 25 Prozent der Hochschulforschung beeinflussen werde, versprach sich 
das Staatssekretariat eine Besserung. Zur Deutschen Akademie der Wissenschaften (DAW), 
die bis dato für die Koordinierung der Grundlagenforschung verantwortlich gewesen war, 
stellte man jedenfalls lakonisch fest, dass deren bisherige Tätigkeit unzureichend gewesen 
wäre (BArch, DR 3, Erste Schicht 158). Auch an anderer Stelle wurden mit Beginn der 
intensiveren Einwirkung auf das Innovationssystem Koordinationsprobleme zwischen den 
konkurrierenden staatlichen Stellen deutlich. So würdigte Erich Apel, zu dieser Zeit Leiter der 




zwar die bedeutende Rolle des Forschungsrates bei Ausarbeitung des Chemieprogramms, 
kritisierte „aber große Unzulänglichkeiten in Planung und Organisation der Forschung“ und 
mahnte eine bessere Zusammenarbeit mit der Staatlichen Plankommission (SPK) an. Vor 
allem die Vertragsforschung sei zu stärken (SAPMO BArch, Dy 30/ IV 2/ 2.024/ 34, 65-69; 
Tandler 2000, 95ff.). 
Das richtige Verhältnis zwischen Grundlagenforschung und Auftragsgebundener 
Zweckforschung stand aber in ständiger Diskussion. So standen an der TH Dresden 1960 
lediglich 10% der Forschungsmittel für Grundlagenforschung zur Verfügung (SAPMO BArch 
Dy 30/ IV 2/ 2.024/ 38, 214-224). Doch während die Planer in der Abteilung Wissenschaften 
der SED die Klagen über eine Überlastung durch unbefriedigende Vertragsforschung, deren 
Ergebnisse aus Angst vor Produktionsstörungen nur verzögert oder gar nicht von den 
Industriepartnern umgesetzt wurden, durchaus ernst nahmen, erklärte Walter Ulbricht 1963 
kategorisch: 
„Die Zeit der allgemeinen Reden von der Wissenschaft als Produktivkraft ist offenkundig 
vorüber … Die alte Methode, an den Universitäten und Hochschulen, losgelöst von den realen 
Aufgaben des Volkswirtschaftsplanes und des Perspektivplanes Forschungskapazitäten 
aufzubauen, ist doch nicht mehr vertretbar. Auch im kapitalistischen Westdeutschland werden 
die Hauptinstitute bei den Konzernen geschaffen. Unsere Methode, Wissenschaftler und 
Studenten an den Instituten der VEB zur Erfüllung von vertragsmäßigen Forschungsaufgaben 
arbeiten zu lassen, das ist doch der Hauptweg, den wir gehen müssen.“ (SAPMO BArch, Dy 
30/ IV 2/ 2.024/27, 34f.). 
Derartig offene Bekenntnisse zu einer totalen Indienstnahme der Wissenschaften mussten auf 
den Widerstand engagierter Forscher stoßen, die wie der Chemiker Robert Havemann, der 
SED nicht nur politischen Dogmatismus sondern eine fehlerhafte Wissenschaftspolitik 
vorwarfen, und diese für den Niedergang der Innovationskultur in der DDR verantwortlich 
machten (SAPMO BArch, Dy 30/ IV 2/ 2.024/27, 46-49). Aber auch der Generaldirektor der 
VVB Chemiefaser und Fotochemie Keil kritisierte 1967 die einseitige Ausrichtung auf 
angewandte Forschung und bemühte sich, im Bewusstsein, dass nur Grundlagenforschung die 
geforderten Innovationen generieren könne, diese in das wissenschaftliche Zentrum seines 
Industriezweigs zu integrieren. Jede Strukturgrenze zwischen Grundlagenforschung und 
betrieblicher Forschung behindere die Kontinuität des Arbeitsablaufes und 
Produktionseinführungen. Insbesondere unter den veränderten Bedingungen des Neuen 
Ökonomischen Systems (NÖS) werde das Forschungspotential durch Vertragsforschung 




einer Missachtung des „Primats der Ökonomie in der Forschung“ schuldig (SAPMO BArch, 
DY 30 IV A 2/6.07/ 177). 
Da die im Chemieprogramm festgeschriebenen Produktionsziele nur auf Grundlage bis dato 
nicht vorhandener Innovationen zu realisieren gewesen wären, war der Ausbau der 
Forschungsstellen der chemischen Betriebe unerlässlich. Sie sollten, instruiert von den VVB-
Leitungen, zur eigentlichen Basis der chemischen Forschung werden. Das Forschungs-Institut 
der jeweiligen VVB hatte die Funktion eines wissenschaftlich-technischen Zentrums des 
Industriezweiges zu übernehmen. Diesen Leitinstituten oblag gleichzeitig die Aufgabe, eine 
enge Zusammenarbeit mit den Instituten der Akademie und Hochschulen herzustellen, und 
diese in die Lösung von betrieblichen Forschungsaufgaben einzubeziehen. Außerdem setzte 
die Abteilung Chemie der SPK in Zusammenwirken mit dem Forschungsrat Leitgruppen für 
einzelne wichtige Produktionsgebiete der chemischen Industrie ein (SAPMO BArch, DY 30/ 
IV 2/ 2.029/ 189; 41-49, 81-102). 
Wie das Beispiel der TH Magdeburg zeigt, waren diese staatlichen Anregungen zu verstärkter 
Kooperation zwischen Industrie und Hochschule auf den ersten Blick recht erfolgreich. Das 
eher kleine Magdeburger Chemische Institut verfügte 1963 über Kooperationsbeziehungen 
zum VEB Chemiefaserwerk Premnitz, zum VEB Niederschachtofenwerk Calbe, zur 
Deutschen Solvey-Werke KG Westegeln, zum VEB Berlin-Chemie Berlin-Adlershof, zum 
VEB Fahlberg-List Magdeburg, zur Kommunale Wohnungsverwaltung Magdeburg, zum 
VEB Ernst Thälmann Suhl, zum VEB Nickelhütte Aue sowie zum VEB Röhrenwerk 
Mühlhausen. Allerdings beschränkte sich die als „Produktionsunterstützung“ deklarierte 
Zusammenarbeit in vielen Fällen auf Gutachtenerstellung sowie die Übernahme von 
Praktikums- und Diplomarbeiten. Einzig die auf vertragsmäßiger Basis erfolgte Entwicklung 
eines Verfahrens zur Nutzung des anfallenden Restes bei der Produktion des Antibiotikums 
Chloramphenicol für Berlin-Chemie versprach einen nennenswerten volkswirtschaftlichen 
Nutzen von 10 bis 15 Millionen Mark (SAPMO BArch, DY 30/ IV A2/ 2.021/ 320, 12). 
Weitere Versuche, die Stellung des Wissenschaftsbereichs in der nationalen Triple Helix zu 
justieren, gab es zu Beginn des Jahres 1967 mit der „Anweisung über die Planung, 
Finanzierung und die vertragliche Sicherung von wissenschaftlichen und wissenschaftlich-
technischen Aufgaben“ sowie mit den „Grundsätzen zur Einführung der wirtschaftlichen 
Rechnungsführung an naturwissenschaftlich-technischen Instituten (BArch, DR 3, 2. Schicht, 
B896a). Diese Maßnahmen waren Teil umfassenderer Reformprojekte die mit dem „Neuen 
Ökonomischen System“ (NÖS) und später mit dem „Ökonomischen System des 




in die staatlich gelenkte Planwirtschaft zu integrieren (Roesler 1991; Steiner 1999; Kopstein 
1997, 41f.) Doch erst mit den Beschlüssen des Politbüros der SED zur 
Wissenschaftsorganisation und des Ministerrats über Wissenschaftsorganisation in der 
chemischen Industrie von 1969 wurde die chemische Forschung der DDR im Rahmen der 
Dritten Hochschulreform auf eine neue Grundlage gestellt (BArch, DR 3, 2. Schicht, B1057a). 
Als notwendig erachteten die staatlichen Planer diese Umstrukturierung, da eine 
schonungslose Bilanz des wissenschaftlichen Fortschritts in der chemischen Industrie der 
DDR, deren Zurückbleiben offen aussprach: Jahrelang wies die chemische Industrie in der 
Erfüllung der Pläne Wissenschaft und Technik erhebliche Rückstände auf. Mitte 1968 waren 
von 32 die volkswirtschaftliche Struktur bestimmenden F&E-Themen 10 im Rückstand, Ende 
Februar 1969 befanden sich von 7 Themen 5 im Rückstand. Auch das wissenschaftliche 
Niveau der abgeschlossenen Forschungsergebnisse konnte die Verantwortlichen nicht 
zufrieden stellen. Unter den 1968 abgeschlossenen 10 Strukturbestimmenden Themen befand 
sich keine einzige „Pionier- und Spitzenleistung“, von den in diesem Jahr insgesamt 
abgeschlossenen 594 Forschungsaufgaben entsprachen nach eigener Einschätzung lediglich 7 
Prozent dem Welthöchststand. Die rückläufige Effektivität der Forschungsergebnisse kam 
auch im Anwachsen des Forschungsaufwandes je Patentmeldung zum Ausdruck. Während 
1964 auf 450 Tausend Mark eingesetzter Mittel eine Patentmeldung entfiel, stieg der 
Forschungsaufwand je Patentmeldung bis 1967 auf 820 Tausend Mark. Das nach Meinung 
der Funktionäre ungenügende Niveau der Forschungsergebnisse wurde bereits durch die 
Pläne und deren ungenügende Orientierung auf den Welthöchststand vorgezeichnet. 1968 
waren von rund 380 Millionen Mark Forschungsmitteln für Neuentwicklungen von 
vornherein nur 78 Millionen Mark für „Pionier- und Spitzenleistungen“ vorgesehen. Auf 
wichtigen Gebieten (organische Hochpolymere, Petrolchemie, Synthesefaserstoffe, 
Agrochemikalien) reichten die Zielstellungen für Forschungsarbeiten nicht aus, um den im 
Westen bereits erreichten Stand nachzuvollziehen: Lediglich ein dringender Nachholbedarf 
konnte gedeckt werden, allerdings mit einer weit unter dem Weltmaßstab liegenden 
ökonomischen Effektivität. Außerdem wurde eine Tendenz zur Überalterung der chemischen 
Produktion moniert, die durch den Mangel an F&E-Ergebnissen noch verstärkt wurde. Nach 
Einschätzung des Forschungsrates entsprach das Verhältnis des wissenschaftlichen Potentials 
der chemischen Industrie der DDR, bezogen auf den Produktionsumfang nur ca. 40 bis 50 
Prozent der in anderen Industriestaaten vorhandenen Größenordnungen. Die F&E-




1967 2,6 Prozent, bei den westdeutschen IG-Farben-Nachfolgern 4 bis 5,3 Prozent und bei 
Union Carbide gar 8,1 Prozent. 
Tab. 2: Kennziffern der chemischen Industrie der DDR, 1965-1968 
 1965 1966 1967 1968 
Mittel Wissenschaft und Technik (Mio M) 240 295,1 397,3 500,1 
F&E Aufwendungen je 100 M 
Warenproduktion (M) 
1,64  2,59 2,95 
Anteil an F&E-Mitteln der Volkswirtschaft 
(%) 
13,2 14,5 15,4 18,4 
Eigenerwirtschaftung (Mio M) 225,6 277,4 362,6 473,1 
Mittel aus dem Staatshaushalt (Mio M) 14,4 17,7 34,7 27,0 
Auftragsgebundene Forschung (in 1000 M)    51,147 
Beschäftigte im F&E-Bereich 8670 9940 11120 15400 
Davon Hochschulkader 1550 1980 2430 3180 
Davon Fachschulkader 1540 1850 2180 2730 
Verhältnis der H.- u. F.-Kader zu sonstigen 
Beschäftigten in F&E 
1:1,8 1:1,59 1:1,41 1:1,5 
Bearbeitete Themen insgesamt  1482 1388 1454 
Abgeschlossene Themen  516 507 594 
Davon bestimmten den Weltstand  28 19 41 
Davon entsprachen dem Weltstand  340 341 401 
Davon lagen unter dem Weltstand  27 23 35 
Beschäftigte je Thema (im eigenen Bereich)  7,9 8,9 10,6 
Durchschnittl. Mittelaufwand je Thema (ohne 
Vertragsforschung) 
 195 271 333 
Patentanmeldungen 461 444 532 530 
Neue Erzeugnisse (absolut) 277 339 293 393 
Neue Erzeugnisse (Warenproduktion in Mio 
M) 
222,2 418 231,7 639 
Weiterentwickelte Erzeugnisse (absolut) 141 179 255 224 
Weiterentwickelte Erzeugnisse 
(Warenproduktion in Mio M) 
329,5 268,1 1207,9 689 
Ausgelaufene Erzeugnisse (absolut) 108 75 376 265 
Ausgelaufene Erzeugnisse (Warenproduktion 
in Mio M) 
67,2 71 440 255,1 
Gütezeichen-Q-Produkte (%) 0,8 2,2 4,2 4,6 
Gütezeichen-Q-Produkte in 
Gesamtvolkswirtschaft (%) 
11,6 12,2 13,4 12,3 
Quelle: Probleme des wissenschaftlichen Vorlaufs in der chemischen Industrie, 1969, in: SAPMO BArch, DY 30 





Zudem wies die chemische Industrie der DDR einen zurückbleibenden Grad der 
Automatisierung auf, was durch die mangelnden Investitionen in Betriebsmess-, Steuer- und 
Regeltechnik (BMSR) zum Ausdruck kam. Der Anteil der Investitionen für BMSR-Technik 
an den Gesamtinvestitionen für chemische Anlagen betrug 1967 in den Erdölverarbeitenden 
Betrieben der DDR ca. 12 Prozent, bei den IG-Farben-Nachfolgern ca. 45 Prozent und bei 
Dupont etwa 65 Prozent. Schließlich zeichnete sich eine zurückgehende Devisenrentabilität 
wichtiger chemischer Produkte (Hochdruckpolyäthylen, Äthylen, Vinylacetat, Copolymere, 
PAN-Fasern) der DDR ab. Zurückgeführt wurde die desolate Lage vor allem auf fehlende 
Forschungskonzeptionen der chemischen Industrie, die auf vielen Gebieten nicht in der Lage 
war, entsprechende Ziele der Auftragsforschung bei den Akademieinstituten und im 
Hochschulwesen zu formulieren (SAPMO BArch, DY 30 IV A 2/ 6.07/ 15). 
Durch die im Rahmen der Dritten Hochschulreform gefassten Beschlüsse zur 
Wissenschaftsorganisation sollte das wissenschaftliche Potential weiter räumlich und 
inhaltlich auf Pionier- und Spitzenleistungen konzentriert werden. Erkundungs- und 
Grundlagenforschung hatten fortan vor allem die neu geschaffenen Großforschungszentren zu 
leisten. Grundsätzlich wurden die Auftragsbindung der Forschungsthemen und eine 
Finanzierung durch gesellschaftliche Auftraggeber angestrebt. Die Hochschulforschung sollte 
breiter angelegt arbeiten, allerdings enge Kooperationen mit Akademieinstituten und 
Großforschungszentren eingehen (BArch, DR 3, 2. Schicht, B736a). Schließlich dienten die 
Ausgaben für die Hochschulforschung vor allem dazu, Innovationen in Bereichen zu 
generieren, welche die volkswirtschaftliche Struktur der DDR bestimmten: 
„Die dem ökonomischen System des Sozialismus entsprechende bewusste und zielgerichtete 
Koordinierung und Konzentration der Arbeit der Wissenschaftler und Studenten des 
Hochschulwesens in Forschung und Lehre dient dem Ziel, wissenschaftlich-technische 
Pionier- und Spitzenleistungen vorrangig auf strukturbestimmenden Gebieten zu 
erreichen“ (BArch, DR 3, 2. Schicht, B736a). 
Im Zuge der Reformbemühungen geschlossene Verträge zwischen dem Ministerium für 
Chemische Industrie (MfC) und dem Ministerium für Hoch- und Fachschulwesen (MHF) 
sollten Modellcharakter für die gesamte Industrie haben. Die Vertragspartner sahen sich dabei 
in der Pflicht, „ein qualitativ neues Wechselverhältnis von Wissenschaft, Produktion und 
Gesellschaft zu gestalten“, und eine „hochleistungsfähige Wissenschaftsorganisation“ zu 
schaffen. Im Zentrum der Bemühungen stand die Aufgabe, gemeinsam ein Einheitssystem der 




und in der Produktion anzuwenden. Die dabei zu erwartenden „Pionier- und 
Spitzenleistungen“ waren nach Meinung der Akteure geeignet, die Effektivität der 
chemischen Industrie entscheidend zu erhöhen, und „die Strategie des Überholens ohne 
einzuholen zu realisieren“ (BArch, DR 3, 2. Schicht, B1057a). 
Man einigte sich auf die koordinierte Konzentration auf Schwerpunktaufgaben, d.h. auf die 
enge Verbindung des Forschungspotentials des MHF mit den Schwerpunkten der chemischen 
Industrie, sowie auf die gemeinsame Prognosearbeit. Universitäten und Hochschulen hatten 
Profillinien zu entwickeln, die als „komplexe wissenschaftliche Aufgabenstellungen“ zu 
betrachten waren. Langfristig sollte eine gezielte Integration von Erziehung und Forschung, 
Aus- und Weiterbildung bewerkstelligt werden. Studenten waren über Jugendobjekte 
frühzeitig in die Forschung einzubeziehen, Arbeiterkader andererseits über 
Weiterbildungsmaßnahmen auf ein Studium vorzubereiten. Für den gemeinsamen Entwurf 
von Anforderungscharakteristiken und Fachstudienplänen waren die Leitsektionen 
verantwortlich. Insgesamt galt aber die Zusammenarbeit zwischen den Leuna-Werken und der 
TH Merseburg als Modell für die gemeinsame Kaderausbildung. In einer gemeinsamen 
Kaderkommission mit der DAW wurde ein Plan der Absolventenlenkung erstellt, der vorsah, 
dass Kombinate und VVBs zwei Jahre vor Abschluss des Studiums Arbeitsverträge mit den 
Studenten schlossen. Eine Forschungskapazität von 660 Vollbeschäftigteneinheiten des MHF 
wurde auf Aufgaben des MfC festgelegt und war gesondert auszuweisen, wobei bestimmende 
Form der Kooperation die „Hauptauftragnehmerschaft“ zu sein hatte. Vereinbarungen über 
die unmittelbare Zusammenarbeit sollten demnach die TH Merseburg mit den Leuna-Werken 
und der Filmfabrik Wolfen, die Ingenieurhochschule Köthen mit dem VEB 
Chemieanlagenbau Leipzig, die Ernst-Moritz-Arndt-Universität Greifswald mit dem 
Petrolchemischen Kombinat Schwedt, die Martin-Luther-Universität Halle mit der VVB 
Agrochemie Halle; die Bergakademie Freiberg mit dem VEB Chemiekombinat Bitterfeld, die 
TU Dresden mit dem Chemiefaserkombinat Schwarza und der VVB Lacke und Farben sowie 
die Karl-Marx-Universität Leipzig mit den Leuna-Werken und dem Petrolchemischen 
Kombinat Schwedt schließen (BArch, DR 3, 2. Schicht, B1057a). 
Die bis 1974 zu erreichenden Ausbildungsprofile der für die chemische Industrie relevanten 
Einrichtungen des Hochschulwesens wurden in ihrer Struktur genau festgelegt und nach den 
Fachstudienrichtungen Theoretische Chemie, Verfahrenschemie und Synthesechemie, bzw. 
für das Verfahrensingenieurwesen nach Prozess-Verfahrenstechnik, System-
Verfahrenstechnik und Anlagenbau unterschieden (BArch, DR 3, 2. Schicht, B1057a). 




Karl-Marx-Universität hatte sich demnach auf die Analytik der stoffumwandelnden Prozesse, 
die Martin-Luther-Universität auf die Chemisierung der Landwirtschaft und die Optimierung 
der Pflanzenproduktion, die Ernst-Moritz-Arndt-Universität auf Erdöl- und 
Erdgasverarbeitung zu konzentrieren. Petrolchemie und hochpolymere Bild- und 
Informationsaufzeichnungsmaterialien bildeten den Forschungsschwerpunkt an der TH 
Merseburg, mit der Optimierung von Informations- und Lebensprozessen waren Chemiker der 
Humboldt-Universität befasst. Wegen der engen Verbindung zum VEB Carl-Zeiss Jena lag es 
nahe, dass man sich an der Friedrich-Schiller-Universität auf den wissenschaftlichen 
Gerätebau konzentrierte, während die Optimierung der Pflanzen- und Tierproduktion an der 
Universität Rostock einen Schwerpunkt bildete. Die Profillinie der Bergakademie Freiberg 
sollte durch die Konzentration auf Werkstoffwissenschaften und Materialökonomie 
charakterisiert werden, die der Ingenieurhochschule Köthen durch die Entwicklung 
automatisierter Anlagensysteme. Plaste, Elaste und Chemiefasern standen schließlich im 
Zentrum des Interesses der Chemiker an der TU Dresden, während sich die 
Ingenieurhochschule Leipzig vorrangig um Probleme der technischen Kybernetik zu 
kümmern hatte (BArch, DR 3, 2. Schicht, B1057, B1057a). 
Dieses umfassende System der Wissenschaftsorganisation sollte vor allem die 
Systemautomatisierung der Chemischen Industrie voran bringen. Das wissenschaftlich-
technische Potential wurde auf 24 Hauptkomplexe der sozialistischen Großforschung 
konzentriert, in denen „planmäßig Pionier- und Spitzenleistungen zu realisieren“ waren. 35 
Prozent des Forschungspotentials der neuen Großforschungs- und Forschungszentren, der 
ADW und des MHF wurden auf diese Vorhaben konzentriert. Während die Akademie der 
Wissenschaften 730 Wissenschaftler für die Hauptarbeitsrichtung „Systeme der 
Mikroprozesse und Elementarvorgänge bei der Stoffumwandlung“ abstellte, waren von Seiten 
des MHF 580 Wissenschaftler insbesondere mit Vorlauf- und Grundlagenforschung befasst. 
Hauptträger der strukturbestimmenden Linien Erdgasverarbeitung, Erdölverarbeitung und 
Petrolchemie, Plaste und Elaste, Chemiefaser, Bild- und Datenaufzeichnung sowie 
Agrochemikalien, in denen eine jährliche Steigerung der Arbeitsproduktivität von 20 bis 25 
Prozent angestrebt wurde, waren aber die neuen Forschungszentren, die durch 
Kooperationsverträge der Industrie mit Akademieinstituten und Hochschuleinrichtungen 
entstanden: Das Großforschungszentrum (GFZ) Erdöl- und Erdgasverarbeitung und 
Gewinnung petrolchemischer Primärprodukte in Schwedt, das GFZ Petrolchemie und 
hochpolymere Werkstoffe in Leuna, das GFZ Bild- und Datenaufzeichnungsmaterial Wolfen, 




das FZ Düngemittel Piesteritz, das FZ Pflanzenschutz- und Schädlingsbekämpfungsmittel in 
Schwarzheide und Magdeburg sowie das Industrieforschungszentrum Bitterfeld (BArch, DR 
3, 2. Schicht, B1057a). 
Bereits 1964 wurde zur Unterstützung des Chemieprogramms eine Bündelung der 
Kapazitäten im Chemieanlagenbau angedacht. Dresden wurde als Standort für das 
wissenschaftlich-technische Zentrum dieses Bereichs auserkoren (SAPMO BArch, DY 30/ IV 
A2/ 2.021/ 243, 156-160). Die 1970 vollzogene Gründung der Forschungsverbände, die ihre 
Aktivitäten auf fest umrissene Forschungsfelder zu konzentrieren hatten, war nicht zuletzt der 
Knappheit der Mittel geschuldet. Man reagierte damit auf parallele westliche Entwicklungen 
aber auch auf die mit dem Scheitern des Chemieprogramms eklatant hervorgetretene 
Innovationsschwäche der DDR. Dieses wird auch in der Präambel des Organisationsvertrages 
des Forschungsverbandes Schwedt deutlich, dem neben dem Petrolchemischen Kombinat, die 
Leuna-Werke, das Kombinat Robotron, die VVB Chemieanlagen, die VVB 
Automatisierungsgeräte, das Gaskombinat Schwarze Pumpe, die Zentralinstitute für 
physikalische Chemie, für technische Chemie, für organische und makromolekulare Chemie 
der DAW in Berlin und Leipzig sowie die Greifswalder und Leipziger Universitäten 
angehörten: 
„Die Bedeutung der Wissenschaft in der sozialistischen Gesellschaft nimmt ständig zu. Sie 
wirkt immer stärker als Hauptproduktivkraft, indem Ihre Erkenntnisse und Ergebnisse die 
volkswirtschaftliche Struktur verändern und immer mehr zur bestimmenden Grundlage der 
Produktion werden. Die Hauptproduktivkraft Wissenschaft kann nur dann voll zur Geltung 
kommen, wenn die Vorteile der sozialistischen Großforschung genutzt werden … Die 
sozialistische Großforschung konzentriert sich vorrangig darauf, dass die festgelegten 
strukturentscheidenden Forschungsaufgaben der Volkswirtschaft der DDR schnell gelöst und 
umgesetzt werden. Die Konzentration der Forschung und Entwicklung ist eine objektive 
Tendenz in der Entwicklung der gesellschaftlichen Produktivkräfte. Mit der sozialistischen 
Wissenschaftsorganisation müssen diese Aufgaben in den wichtigsten Bereichen unserer 
Volkswirtschaft realisiert werden, da das der Schlüssel zu Pionier- und Spitzenleistungen 
ist.“ (BArch, DR 3, 2. Schicht B1079b). 
Auch Ulbrichts Versuche im Rahmen des „Ökonomischen Systems des Sozialismus“ durch 
eine weitere Konzentration der Forschung und eine Intensivierung der Forschungsplanung, 
Innovationen zu ermöglichen, scheiterten. Die strukturellen Experimente mit 
Großforschungszentren endeten bei Beginn der Ära Honecker 1971 (Förtsch 1999: 36). Die in 




Vergleich zum NÖS - als Schritte rückwärts, hin zu sowjetisierten Formen der 
Wissenschaftspolitik interpretiert werden, hatte sich die Forschung nun doch vollends 
Produktionsinteressen unterzuordnen (Stokes 2000: 149-152). Das Experiment, mittels 
Großforschungszentren eine technologische Modernisierung zu forcieren, kann als 
„Papiertiger-Modernisierung“ charakterisiert werden, da keine Innovationen entstanden, 
sondern nur blumige Konzepte, die sich in ihren Versprechungen und Mittelforderungen zu 
überbieten trachteten (Tandler 1999: 361-375; Tandler 2000: 272ff.). 
 
2. Die Strategie der Spezialisierung: Eine Hochschule für Chemie 
 
Die Neugründung der Hochschule für Chemie (THC) ging auf einen Ministerratsbeschluss 
vom August 1953 zurück, mit dem ursprünglich die Einrichtung von 20 neuen 
Spezialhochschulen nach sowjetischem Vorbild angewiesen wurde, die gleichzeitig den 
betreffenden Fachministerien und dem Staatssekretariat für Hochschulwesen unterstehen 
sollten (Graichen/Hossfeld/Stahr 1979: 37-116). Innerhalb weniger Jahre entstanden 
tatsächlich sieben TH’s, sieben Pädagogische Institute, drei Medizinische Akademien, drei 
Künstlerische Hochschulen, zwei Landwirtschaftliche Hochschulen und eine 
Wirtschaftshochschule (Malycha 2001: 20). Diese Maßnahme diente nicht nur der 
Erweiterung von Ausbildungskapazitäten, sondern auch der Einrichtung von Studiengängen, 
die an den Hochschulen der DDR bis dahin kaum vertreten waren. Nach ersten 
Kaderbedarfsermittlungen, durchgeführt vom Ministerium für Schwerindustrie, wurde die 
letztendliche Ausbildungskapazität der neuen Hochschule auf 2000 Chemiestudenten 
festgesetzt. Bereits 1954 begannen die Bauarbeiten und die ersten 200 Studenten wurden 
immatrikuliert. 
Eberhard Leibnitz, damals kommissarischer Leiter des Instituts für chemische Technologie an 
der Universität Leipzig, 1955-1958 Rektor der THC und seit den 1970er Jahren schließlich 
Präsident der Urania, setzte sich mit seinen Vorstellungen zur Ausbildung an der neuen 
Hochschule gegen die Professoren Beier und Lautsch durch. Seine für das Staatssekretariat 
für Hoch- und Fachschulwesen erarbeitete Konzeption sah vor, nicht die seinerzeit an den 
Universitäten übliche Chemieausbildung zu kopieren, sondern in den Studienplänen der THC 
eine enge Verbindung der chemischen Stofflehre mit der mathematischen, physikalisch-
chemischen und verfahrenstechnischen Ausbildung zu betonen. Außerdem sollten die 




Damit waren die Leitlinien für den Aufbau der Lehr- und Forschungseinrichtungen, für die 
Stoffwirtschaftliche Fakultät der Hochschule sowie für die Entwicklung des Lehrkörpers 
markiert. Von Beginn an wurde in Ausbildung und Forschung eine enge Kooperation mit den 
Betrieben im Chemiebezirk Halle propagiert. Auch sah die Leibnitzsche Konzeption bereits 
vor, für einen Teil der Studenten an den technischen und technisch-chemischen Instituten die 
Ausbildung mit einem Schwerpunkt in technologischen Problemen der Stoffumwandlung zu 
ermöglichen. Hierfür wurden sowjetische, aber auch US-amerikanische Vorbilder reklamiert, 
womit man sich eines Studienplans auf Weltniveau vergewissern wollte (BArch Berlin, DR 3, 
2. Schicht, B 736c). Hier zeigt sich, dass vor allem bei institutionell begründeten 
Veränderungen in der DDR „Sowjetisierung“ als Interpretation herangezogen werden kann, 
während die DDR-Technokraten auf einer mentalen Ebene resistent weitgehend resistent 
blieben. Wegen der bleibenden Orientierung auf die Weltspitze kann man hinsichtlich der 
Wertschätzung technischer Innovation von einer umfassenden Amerikanisierung ausgehen, 
auch in der DDR (Schröter 1996b: 259-289). 
Die Verkündung des Chemieprogramms machte 1958 einige Modifikationen an der 
ursprünglichen Konzeption der Hochschule notwendig: So schlug die Hochschulleitung vor, 
zur Gewährleistung einer raschen Übertragung chemischer Verfahren vom Labormaßstab in 
die Großproduktion die Ausbildung von Verfahrenstechnikern aufzunehmen, und fand damit 
Unterstützung beim Staatssekretär für Hoch- und Fachschulwesen: 
„Es muß unbedingt darauf hingewiesen werden, dass mit dem vollen Ausbau und der vollen 
Kapazität in der Fachrichtung Chemie bei der Arbeit in der Abteilung Technik dem Gebiet 
der Verfahrenstechnik die notwendige Aufmerksamkeit geschenkt wird. Die Ausbildung von 
500 Chemikern jährlich gewinnt nur dann an entscheidender Bedeutung für die 
Weiterentwicklung der chemischen Industrie, wenn die entsprechende Anzahl von 
Ingenieuren, vor allem Verfahrenstechnikern gleichzeitig ausgebildet wird.“ (BArch, DR 3, 
Erste Schicht 158). 
Nach Zustimmung des Zentralkommitees und der Entscheidung zur Einrichtung einer 
gesonderten Fakultät für Verfahrenstechnik wurde die Ausbildungskapazität der THC Ende 
1958 nun im Einklang mit dem Chemieprogramm auf 1000 Chemiker, 1000 
Verfahrenstechniker und 500 Ingenieurökonomen neu festgelegt. Schließlich war der Bedarf 
an Verfahrensingenieuren so groß, dass selbst die Qualifizierung junger Chemie-Facharbeiter 
über 24monatige Sonderlehrgänge, die in Dresden, Magdeburg und Merseburg durchgeführt 




1959 ein Studienplan für die Ausbildung von Verfahrensingenieuren erarbeitet (SAPMO 
BArch, DY 30/ IV 2/ 2.029/ 37, 78). 
Bei der Ausarbeitung der Ausbildungskonzeption für den neuen Studiengang 
Verfahrenstechnik griff man auf sowjetische Vorbilder zurück: Den Kern sollte die 
Verbindung einer mathematischen, physikalischen, chemischen, technischen und 
ökonomischen Grundausbildung mit der Vermittlung von Kenntnissen der Ingenieuraufgaben 
bei Stoffumwandlungen im großtechnischen Maßstab bilden, aber auch die theoretischen 
Grundlagen der Verfahrenstechnik und Probleme des Apparatewesens waren zu vermitteln. 
Dies machte eine nochmalige Überarbeitung der Bauplanung für die Hochschule notwendig, 
die erst 1961 fertig gestellt werden konnte. Trotzdem wurden bereits 1959 die ersten 100 
Direktstudenten und 95 Abendstudenten an der neuen Fakultät für Verfahrenstechnik der 
THC immatrikuliert: Da die Kapazitäten in Magdeburg und Dresden (15-20 Studenten) in 
keiner Weise ausreichend waren, begann der Mangel an Verfahrensingenieuren die geplante 
Entwicklung der chemischen Industrie in Frage zu stellen. Dabei blieb es zunächst 
zweitrangig, ob der neue Studiengang stärker auf den klassischen Chemiker oder den 
Maschinenbauer ausgerichtet werden sollte (SAPMO BArch, DY 30/ IV 2/ 2.029/ 39, 102f.). 
Als Grundstudienrichtung wurde das Verfahrensingenieurwesen erst 1967 eingerichtet 
(Fratzscher/Meinicke 1998: 340). 
1960 stieg die Zahl der Zulassungen zwar auf 230 Direktstudenten und 125 Abendstudenten, 
doch begann sich die Ausbildung von Verfahrenstechnikern im Folgejahr wegen des 
verspäteten Baubeginns zu verzögern. Dringend benötigte Lehr- und Laboratoriumsgebäude 
fehlten der neuen Fakultät, so dass eine ordnungsgemäße Ausbildung nicht möglich war. Bis 
Ende 1961 war das Baugeschehen mit etwa 2 bis 3 Millionen DM im Verzug. Die Heizung 
wurde 1 ½ Jahre verspätet eingebaut. Notwendige Steckdosen und Kupferleitung wurden von 
der Aufbauleitung in Eigeninitiative organisiert. Zahlreiche Assistenten litten unter der 
prekären Wohnungsnot im Chemiebezirk, beklagten das Fehlen von Krippenplätzen, wie auch 
die schleppende Bearbeitung von Prämienvorschlägen und wurden schließlich von anderen 
Betrieben, die bessere Bezahlung und Sozialleistungen boten, abgeworben (BArch, DR 3, 1. 
Schicht, Nr. 5865). 
Verschärft wurde die Situation durch die seit Ende 1961 geltende neue 
Investitionsgesetzgebung, die eine „komplexe Vorplanung“ für die gesamte Hochschule zur 
Pflicht machte. Außerdem gingen Kaderbedarfseinschätzungen der Hauptabteilungen Chemie 
und Chemieanlagen des Volkswirtschaftsrates nun plötzlich nur noch von einem jährlichen 




reduzierte das Staatssekretariat für Hoch- und Fachschulwesen die Zulassungen 1961 auf 50% 
des Vorjahres. In Frage gestellt wurden die Errichtung der Fakultät und die 
Gesamtentwicklung der Hochschule auch durch ein Gutachten des Staatlichen Büros für die 
Begutachtung von Investitionen von 1963, das unter Federführung der Professoren Fürst (TU 
Dresden) und Issleib (Martin-Luther-Universität) erstellt wurde. Mit dem Verweis auf das 
westdeutsche Vorbild ging man hierin davon aus, dass 120 Absolventen der 
Verfahrenstechnik den Bedarf der DDR durchaus decken könnten, wofür die Kapazitäten an 
der TU Dresden und der TH Magdeburg ausreichten. Außerdem wäre zu prüfen, ob die 
bereits bestehende Ausbildungskapazität der THC auf andere Hochschulen verteilt werden 
könnte, um stattdessen in Leuna-Merseburg ein Forschungszentrum der chemischen Industrie 
zu bilden (BArch, DR 3, 1. Schicht, Nr. 5865). 
Die betroffene Hochschule, der Staatssekretär für Hoch- und Fachschulwesen, das 
Staatssekretariats für Forschung und Technik und der Forschungsrat widersprachen aber 
diesen Auffassungen und machten deutlich, dass sie angesichts der stärker ingenieurtechnisch 
ausgerichteten Chemieindustrie in der DDR einen Mindestbedarf von jährlich 200 bis 300 
Absolventen der Verfahrenstechnik für realistisch hielten. Im Namen des Forschungsrates 
sprach sich dabei Wolfgang Schirmer, vormaliger Leiter des VEB Leuna-Werke „Walter 
Ulbricht“, seit 1962 als Direktor am Institut für Physikalische Chemie der DAW tätig und der 
THC seit Mitte der 50er Jahre durch eine Professur verbunden, für eine Ausweitung der 
Kapazitäten aus. Ausschlaggebend dürften allerdings die Vorgaben der Parteiführung 
gewesen sein, so dass die SPK das Gutachten aus Dresden und Halle, dessen zurückhaltender 
Grundton möglicherweise aus Eigeninteressen der betreffenden Institutionen resultierte, 
zurückwies. Der Ausbau des chemischen Instituts in Halle war jedenfalls bereits zugunsten 
der THC gestoppt worden. Die Abwehrhaltung der Universitätschemiker in Halle und Leipzig 
gegenüber der THC, die bereits 1953 ein ablehnendes Memorandum verfasst hatten, da sie 
das Chemiestudium durch „Schmalspurhochschulen“ entwertet sahen und mit der neuen 
Einrichtung in eine Konkurrenz um knappe Mittel eintraten, war symptomatisch für den 
fehlenden Reformwillen vieler Hochschulwissenschaftler (Jessen 1999: 151f.). 
Der Aufbau der Fakultät für Verfahrenstechnik wurde schließlich nach der beschriebenen 
Kontroverse in die Entwicklungskonzeption der Hochschule aufgenommen und sollte in den 
Jahren 1964 bis 1968 erfolgen. Tatsächlich fertig gestellt wurden die geplanten Vorhaben 
jedoch erst zu Beginn der 1970er Jahre. Zurückzuführen war dies vor allem auf einen Mangel 
an Baukapazitäten. Das Bau- und Montagekombinat Chemie Halle konnte jährlich nur 75 bis 




wichtigen Vorhaben im Chemiebezirk, wie z. B. Leuna II, abgezogen wurden. Erst nachdem 
die Hochschule dem Bau- und Montagekombinat eine Vertragsstrafenrechnung über rund eine 
Millionen Mark zugestellt und der Generaldirektor Ende Oktober 1968 erstmals die Baustelle 
besichtigt hatte, erfolgte der Bauablauf „planmäßig“ (BArch, DR 3, 1. Schicht, Nr. 5865). Die 
begrenzte Baukapazität führte auch in Wolfen zu einem eklatanten Wohnraummangel. Wegen 
der daraus resultierenden Notwendigkeit des Pendelns litten die Betriebe im Chemiebezirk 
unter einer erheblichen Fluktuation der Arbeitskräfte (SAPMO BArch, DY 30/ IV A2/ 2.021/ 
195, 21-38). 
Doch nicht nur die Bauarbeiten an den Einrichtungen der neuen Hochschule verliefen 
schleppend, auch mit den wissenschaftlichen Leistungen zur Unterstützung des 
Chemieprogramms konnte die Staats- und Parteileitung nicht zufrieden sein. Ausbildung und 
Forschungsarbeit litten auch an fehlenden Assistentenstellen und der mangelhaften 
apparativen Ausstattung, so dass 1964 festgestellt werden musste: 
„Der wissenschaftliche Ruf dieser Hochschule hat sich in den vergangenen zehn Jahren 
unzureichend entwickelt. Der Senat und die Rektoren haben in dieser Periode zu wenig 
Einfluß darauf genommen, dass die besten Wissenschaftler aus der chemischen Industrie als 
Gastprofessoren tätig sind (...) Die schleppende Entwicklung drückt sich auch in der viel zu 
langsamen Errichtung der Institute, der Labors, der Hörsäle usw. aus. Auch in der äußeren 
architektonischen Gestaltung und im gesamten Zustand der Hochschule kommt nicht zum 
Ausdruck, dass hier eine neue sozialistische Hochschule der Chemie entstanden 
ist.“ (SAPMO BArch DY 30/ IV A2/ 2.021/ 320, 98f.). 
Trotz dieser Skepsis über die wissenschaftlichen Leistungen der THC wurde die Fakultät für 
Verfahrenstechnik der Hochschule in den 1960er Jahren zur Leitsektion für die gesamte DDR 
ausgebaut und spielte somit eine wichtige Rolle für die Umstrukturierung der chemischen 
Forschung in der Dritten Hochschulreform. An den Leitsektionen wurden schließlich 
Expertengruppen für den jeweiligen Teilbereich gebildet, aus denen wissenschaftliche Beiräte 
hervorgingen, die Vorschläge für die weitere Forschungsplanung erarbeiteten (BArch, DR 3, 
2. Schicht, B1057b). Diese Zusammenarbeit mit den wissenschaftlichen Beiräten wurde von 
den Verfahrenstechnikern in der Rückschau nicht als Gängelung begriffen, insbesondere da es 
nach Ausarbeitung zentraler Studiendokumente kaum Kontrollen über deren Umsetzung gab. 
(Fratzscher/Meinicke 1998: 320-322). 
In der Forschung konzentrierte man sich auf die Zuarbeit für die Leuna-Werke: Die in der 
Hochschulreform gebildete Sektion für Verfahrenstechnik befasste sich vor allem mit 




eine 2 bis 5prozentige Steigerung der Äthylenausbeute zu erreichen. Auch die Sektionen für 
Sozialistische Betriebswirtschaft, Kybernetik, Mathematik und Datenverarbeitung sowie das 
Institut für Sozialistische Wirtschaftsführung der THC gewannen republikweite Bedeutung an 
der Forschungsfront. Ihnen oblag der Aufbau eines integrierten Leitungs- und 
Informationssystems für die Leuna-Werke, das Vorbildcharakter haben sollte (BArch DR 3, 2. 
Schicht B 937a). 
 
3. Kaderbedarfsplanung: Die Entwicklung des chemischen Humankapitals 
 
Bereits in den 1950er Jahren konstatierten die DDR-Wirtschaftsplaner ein Zurückbleiben auf 
verschieden Gebieten der chemischen Industrie gegenüber der Bundesrepublik. Zurückgeführt 
wurde dies u. a. auf die schwankende Haltung der Intelligenz zum sozialistischen Experiment. 
Der Einfluss einer reaktionären Konzernideologie sei noch spürbar in den Anschauungen der 
Chemiker, die zu einem Großteil in den IG-Farben-Unternehmen beruflich sozialisiert worden 
waren. Eine Analyse der Kadersituation in der Filmfabrik Wolfen kam beispielsweise zu dem 
Schluss, dass etwa 20 Prozent der Intelligenz des Betriebs „auf dem Boden des Arbeiter- und 
Bauernstaates“ standen, 70 Prozent sich loyal bis indifferent verhielten, jeder Zehnte aber 
feindlich gesinnt sei. Diese „konzernhörigen Kräfte“ - Kontakt zum Westen hatten u. a. der 
technische Leiter der Filmabteilung und der Leiter der Qualitätskontrolle - waren durch „dem 
Sozialismus ergebene Kader“ zu ersetzen (SAPMO BArch, DY 30/ IV 2/ 2.029/ 37, 8-39). 
Der Kampf gegen die „Konzernideologie“ bedeutete nicht nur, dass Führungskräfte 
ausgetauscht werden mussten, das verbleibende Forschungspersonal war von der 
Realisierbarkeit des Chemieprogramms erst zu überzeugen, wie ein Bericht zur Überprüfung 
des Programmanlaufs 1959 monierte: 
„Es muss festgestellt werden, dass die Mehrheit der Angehörigen der Intelligenz, besonders 
der technischen Intelligenz, noch nicht fest davon überzeugt worden ist, dass wir mit dem 
Chemieprogramm in der DDR – im Zusammenwirken mit der SU und den anderen 
sozialistischen Ländern – die westdeutsche und amerikanische Chemie ökonomisch und 
wissenschaftlich überholen können und werden ...“ (SAPMO BArch, DY 30/ IV 2/2.029/184). 
Auch aus dem Hochschulbereich wurde geklagt, dass „die bürgerliche Ideologie“ noch 
weitgehend vorherrsche, der „sozialistische Aufbau noch nicht den notwendigen Niederschlag 




Marxismus-Leninismus nur wenige Positionen, insbesondere in den naturwissenschaftlichen 
Fächer, besetze (BArch, DR 3, Erste Schicht 158). 
1958 arbeiteten 1563 Diplom-Chemiker und 1122 Fachschulchemiker in der Industrie, an den 
Akademieinstituten sowie an den Hochschulen der DDR. Eine nicht zu vernachlässigende 
Zahl dieser gut ausgebildeten Fachleute ging der sozialistischen Wirtschaft Jahr für Jahr durch 
„Republikflucht“ verloren, wobei viele von westdeutschen Unternehmen abgeworben wurden. 
Ende der 1950er Jahren sollen etwa 10000 ehemalige DDR-Bürger beim Bayer-Konzern 
gearbeitet haben. 1957 kehrten allein aus dem Verantwortungsbereich des Ministeriums für 
Chemische Industrie 129 Hoch- und Fachschulkader der DDR den Rücken (1956: 101; 1955: 
70). Die Zahl gewinnt an Bedeutung, wenn man sich vergegenwärtigt, dass in der chemischen 
Industrie der DDR 1958 lediglich 965 Diplomchemiker beschäftigt waren. Etwa 3000 bis 
3500 Arbeitskräfte gingen der zentral geleiteten chemischen Industrie in der zweiten Hälfte 
der 1950er Jahre jährlich durch Ausreise verloren, die meisten davon Arbeiter. Bei dieser 
Gruppe konnten die Abgänge zu 80 Prozent durch Zuzug aus dem Westen wettgemacht 
werden, während der sozialistische Staat nur sehr wenig Übersiedler aus der Intelligenz für 
sich gewinnen konnte. Von den 55 Spezialisten, die aus der Sowjetunion in die drei 
Bitterfelder Großbetriebe der chemischen Industrie zurückkehrten, wurden 26 
republikflüchtig und nahmen ihre Pensionsberechtigung bei den IG-Farben-Nachfolgern in 
Anspruch. Die zuständigen Stellen mahnten daher dringlich an, die Arbeit der 
Kaderabteilungen zu verbessern, und wollten das Niveau der Fachzeitschriften verbessert 
sehen, Publikationsmöglichkeiten ausbauen, Kongresse gründlicher vorbereiten, 
Studienaufenthalte in der Sowjetunion anbieten und die Frage der Auslandsreisen 
abschließend klären (SAPMO BArch, DY 30/ IV 2/ 2.029/ 114, 38-53). Außerdem wollte 
man das „Elend der Flüchtlinge in Westdeutschland“ unter den Schlagworten 
„Fremdenlegion“ und „Prostitution“ propagandistisch herausstellen und systematisch 
westdeutsche Wissenschaftler, Ärzte, Ingenieure, Techniker und Facharbeiter anwerben 
(SAPMO BArch, DY 30/ J IV2/ 2/ Nr.256, 30-40). Bei Top-Wissenschaftlern arbeitete man 
mit lukrativen Sonderverträgen, um den Verbleib in der DDR zu sichern: 1961 hatten über 
58% der Hochschullehrer in der DDR einen Einzelvertrag, mit dem in Einzelfällen auch das 
gesetzliche Maximaleinkommen von 4000 Mark überschritten wurde. Die ostdeutschen 
Mediziner, Techniker und Naturwissenschaftler agierten in den 1950er Jahren auf einem 
Anbietermarkt. Nach dem Mauerbau schwächten sich die überdurchschnittlichen Einkommen 
















1945/46 6 8171   
1946/47 11 13923  2348 
1947/48 15 21040  4981 
1948/49 17 24752  6777 
1949/50 17 25423  4409 
1950/51 21 26900 2300 5801 
1951/52 21 27822 3690 9475 
1952/53 24 35976 6177 10727 
1953/54 30 45080 10121 12689 
1954/55 46 57538 13128 12427 
1955/56 46 60148 14594 11265 
1956/57 46 63911 16641 8894 
1957/58 46 65566 18373 6864 
1958/59 45 ca.65100 ca.18000 ca.6630 
Quelle: Bericht des Staatssekretärs für das Hoch- und Fachschulwesen an den Ministerrat der DDR, 1958 (streng 
vertraulich), S. 70, in: BArch, DR 3, Erste Schicht 158. 
 
Trotz der Fluchtbewegung entwickelten sich die Studierendenzahlen in der DDR 
eindrucksvoll, wie die abgebildete Tabelle verdeutlicht. Bereits 1952/53 wurde der Stand von 
1932 - am Ende der Weimarer Republik studierten auf dem Gebiet der späteren DDR 35888 
Studenten an 17 Unis und Hochschulen – übertroffen. Mit der Anweisung zur Gründung von 
Spezialhochschulen von 1953 wurde eine erhebliche Ausweitung der Studierendenzahl in der 
DDR ins Auge gefasst worden. Die TH Dresden sollte in eine Polytechnische Hochschule 
umgewandelt und bis 1960 auf insgesamt 14000 Studenten erweitert werden. Die chemischen 
Institute aller Universitäten und der TH waren in diesem Zeitraum bis zu einer jährlichen 
Aufnahmekapazität von 1.350 Studierenden zu vergrößern. Auch die anderen Fakultäten und 
Fachrichtungen der bestehenden Universitäten und Hochschulen sollten erweitert, gleichzeitig 
aber besser aufeinander abgestimmt werden (BArch, DR 3, Erste Schicht, Nr. 147, Bl. 242-




Chemieprogramms - dabei selbst im Chemiebereich Probleme, alle freien Plätze – vor allem 
an den Fachschulen zu besetzen: 1959 zählte man 159 freie Studienplätze in chemischen 
Fachrichtungen, u. a. für Technologie der Chemie in Magdeburg, Technologie der Plaste und 
Gummitechnologie in Fürstenwalde, Textilchemie in Karl-Marx-Stadt und 
Ingenieurökonomie der Chemie in Leipzig (SAPMO BArch, DY 30/IV2/2.029/157). 
Zusätzlich belastet wurde die Erfüllung der vorgesehenen Studentenzahlen durch die 
ideologische Vorgabe, einen Anteil von 60 Prozent Arbeiter- und Bauernkindern an den 
Hochschulen anzustreben. Insgesamt fehlten den Planern 1958 2300 Arbeiter- und 
Bauernkinder, woraufhin man Operativstäbe zur Werbung für das Studium bildete und 1500 
bereits für die Nationale Volksarmee Geworbene an die Universitäten überstellte (SAPMO 
BArch, DY 30/ IV 2/ 2.029/ 157). An der „Schwelle zu einem umfassenden 
wissenschaftsbasierten Modernisierungsschub der Volkswirtschaft“ war die Benachteiligung 
bürgerlicher Studienbewerber sachlich nicht zu rechtfertigen. Vielmehr hätte „die 
Ausschöpfung aller mobilisierbaren Begabungsressourcen“ nahe gelegen (Laitko 2002: 123). 
Die Hände ringend gesuchten Fachkräfte sollten frühzeitig aus dem Kreis der Studenten 
rekrutiert werden, wobei das MHF in den 1950er Jahren Mängel und Schwächen der zentralen 
Lenkung kritisierte. Die Bemühungen, die Absolventen an einen Betrieb zu binden, setzen zu 
spät ein. Auch stimmten Spezialisierungen und Diplomarbeiten häufig nicht mit dem späteren 
Berufseinsatz überein. Deshalb strebte man eine Dezentralisierung und die direkte Beteiligung 
der Universitäten an. Natürlich waren die Bedürfnisse der Volkswirtschaft vorrangig zu 
berücksichtigen, weshalb man die Fachrichtungen in vier Dringlichkeitskategorien einteilte. 
Höchste Priorität erhielten die technischen, naturwissenschaftlich-mathematischen und 
wirtschaftswissenschaftlichen Absolventen, denen eine besondere Bedeutung für die schnelle 
Entwicklung der Volkswirtschaft zukam. Sie sollten durch Berufspraktika frühzeitig an ihre 
späteren Arbeitgeber gebunden werden, die dazu angehalten wurden, Vorverträge 
abzuschließen und Diplomarbeitsthemen zu vergeben. Die Planungsgrundlage hierfür lieferte 
der Absolventenverteilungsplan der SPK, der auch die Schwerpunkte und Spezialisierungen 
der Hochschulinstitute mitbestimmte (BArch, DR 3, Erste Schicht, Nr. 156). Allerdings 
scheinen im Bereich der Kaderlenkung erhebliche Differenzen zwischen dem Anspruch einer 
totalen Erfassung und der Praxis der Arbeitsplatzsuche bestanden zu haben, stellte doch die 
Zentrale Kommission für Staatliche Kontrolle 1959 fest: 
„Völlig im Gegensatz zum Beschluß der Staatlichen Plankommission … ist die Lenkung der 
Absolventen von Hoch- und Fachschulen im Jahre 1959 nicht nach volkswirtschaftlichen 




vorgenommen worden ... Ähnlich wie bei der Absolventenlenkung wird auch bei der 
Werbung zum Hoch- und Fachschulstudium die Plandisziplin verletzt. Das ist umso weniger 
erträglich, als es sich gerade jetzt darum handelt, die Absolventen mit dem höchsten 
volkswirtschaftlichen Erfolg einzusetzen, die aus schwach besetzten Geburtsjahrgängen 
stammen.“ (SAPMO BArch, DY 30/ IV 2/ 2.029/ 153, 83). 
1956 entfielen in den Vereinigten Staaten und der UdSSR jeweils etwa 70 Kräfte mit 
Hochschulausbildung auf 1000 Beschäftigte in der chemischen Industrie, in der 
Bundesrepublik noch 30, während es in der DDR nur 9,5 waren. Zwischen 1946 und 1957 
wurde in der DDR die zu geringe Zahl von 1510 Diplom-Chemikern ausgebildet. Erstaunliche 
Erfolge konnten hingegen in der Fachschul-Ausbildung erzielt werden. So verließen zwischen 
1951 und 1957 2864 Fachschulchemiker die Bildungsanstalten der DDR, davon 2397 
Chemie-Ingenieure. Um bei einer Ausweitung der Produktion den Bedarf zu decken, und 
angesichts der internationalen Niveau-Vergleiche, welche die Notwendigkeit einer 
Verwissenschaftlichung der Produktion deutlich machten, setzte man sich im Rahmen des 
Chemieprogramms das Ziel, bis 1965 einen Ausbildungsstand von etwa 74 Hoch- und 
Fachschulkadern je 1000 Beschäftigte in der chemischen Industrie zu erreichen. Dazu musste 
die Zahl der Hochschulkader gegenüber 1957 auf das 3,7fache, der Bestand an 
Fachschulkadern auf das 1,9fache wachsen (SAPMO BArch, DY 30/ IV 2/ 2.029/ 37, 65-75). 
Tab.4: Bedarf an Kadern für Forschung und Entwicklung in der Chemischen Industrie 
Benötigter Bestand 1961 1962 1963 1964 1965 




2400 2600 2800 3000 3200 
Gesamt-Kaderbedarf 3600 3900 4200 4500 4800 
Quelle: Abt. für Kaderfragen/ Bergbau, Kohle, Energie, Chemie/ Wissenschaften: Vorlage zur Behandlung im 
Politbüro des ZK, betr.: Zwischenbericht über die Kadersituation in der Chemie, den Stand der Ausbildung von 
Hoch- und Fachschulkadern für diesen Industriezweig und Schlussfolgerungen, 12. 5. 58, in: SAPMO BArch, 
DY 30/ IV 2/ 2.029/ 37, 64-85, hier: 84. 
 
Der skizzierte Kaderbedarf beschränkte sich nicht auf Chemiker. So waren der chemischen 
Industrie im dritten Fünfjahrplan von den Universitäten, Hoch- und Fachschulen neben 2000 
Diplom-Chemikern und Chemie-Technologen, 100 Diplom-Physiker, 1500 Diplom-
Ingenieure des Maschinenbaus, 300 Diplom-Ingenieure der Elektrotechnik, 100 Diplom-
Ingenieure des Bauwesens, 100 Diplom-Ingenieure anderer Fachrichtungen (Gasfachleute, 




Verfügung zu stellen. An Fachschulkadern benötigte man nach diesen Planungen 2000 
Chemie-Ingenieure, 1000 Ingenieure des Maschinenbaus, 200 Ingenieure der Elektrotechnik 
und Feinmechanik, 200 Bau-Ingenieure sowie 500 Ingenieur-Ökonomen und Sonstige. Dies 
hätte einen jährlichen Zuwachs von 260 Hochschul- und 40 Fachschulkadern bedeutet, wobei 
der Zuwachs an Hochschulkadern zu 70 Prozent aus Chemikern, zu 10 Prozent aus Physikern, 
zu 15 Prozent aus Verfahrensingenieuren und zu 5 Prozent aus Absolventen anderer 
Disziplinen bestehen sollte. Darüber hinaus ergab sich aus dem Chemieprogramm ein 
Zuwachsbedarf von 900 technologischen Projektanten, der aber - so erkannten selbst die 
DDR-Planer - frühestens nach 1963 zu decken war. Sie empfahlen daher, im Bereich der 
Projektierung den Weg „sozialistischer Hilfe“ zu beschreiten, und eine Arbeitsteilung mit den 
Bruderstaaten anzustreben (SAPMO BArch, DY 30/ IV 2/ 2.029/ 37, 84f.). 
Trotz - oder gerade wegen - der erheblichen Investitionen in den Bildungsbereich in den 
1950er Jahren, fiel die DDR im internationalen Vergleich in den entscheidenden 1960er 
Jahren zurück, mit verheerenden Wirkungen für das Chemieprogramm. Während die 
Bildungsausgaben in der DDR parallel zum Nationaleinkommen wuchsen, realisierten vor 
allem Kanada, Japan und die USA überproportionale Wachstumsraten. Auch die 
Bundesrepublik zog, insbesondere im Bereich der Hochschulausgaben an der DDR vorbei. 
Während in Westdeutschland Anfang der 1960er Jahren Wachstumsraten von über 20 Prozent 
erreicht wurden, schrumpften diese Ausgaben der DDR 1963 und 1964 sogar. Gleichwohl 
konnte die DDR in der Ingenieursausbildung Erfolge feiern. 1960/61 wurden gemessen an der 
Beschäftigtenzahl doppelt so viel Diplomingenieure ausgebildet wie in der Bundesrepublik. 
Durch eine Verkürzung des Ingenieurstudiums auf vier Jahre erhöhten sich die 
Absolventenzahlen noch, so dass 1974 schließlich 13% der Jugendlichen des entsprechenden 
Altersjahrgangs zu Ingenieurengemacht wurden, während es in der Bundesrepublik nur 2,6% 





























in BRD (in %) 
1955 2444,2     
1956 2546,8 4,2 8,8   
1957 3108 22 3,3   
1958 3193,4 2,7 1,3   
1959 3561,3 11,5 7,5   
1960 3819,1 7,2 10,6   
1961 3930 2,9 7,5   
1962 3999 1,8 2,2 7,2 21,8 
1963 4075,1 1,9 -1,1 13,9 20,6 
1964 4227,5 3,7 -2,2 17,7 22,3 
1965 4553,4 7,7 4,3 17,5 12,8 
Quelle: Ministerrat der DDR/ Staatliche Zentralverwaltung für Statistik/ Abt. Bevölkerung und Kulturell-Soziale 
Bereiche der Volkswirtschaft: Die Entwicklung der Bildungsausgaben in der DDR im Vergleich zu 
internationalen Tendenzen und einige Probleme der Effektivität des Bildungswesens, Januar 1967, in: SAPMO 
BArch Dy 30/ IV A2/ 2.024/ 43, 2-43, hier: 9-13. 
 
Zudem konnten die planmäßig vorgesehenen Zulassungen zum Hoch- und 
Fachhochschulstudium nicht erreicht werden, so dass ein beträchtlicher Rückgang bei den 
Hochschulabsolventen drohte. Eine Tendenz, die - so die DDR-Planer - der „wissenschaftlich-
technischen Entwicklung“ widerspräche. Im RGW-Vergleich wies die DDR mit einem Wert 
von 30, 9 Hochschulkräften auf 1000 Beschäftigte für 1965 den niedrigsten Intelligenz-Anteil 
auf. Die Zielstellung, diese Ziffer bis 1970 um mehr als 40 Prozent zu steigern, war 
angesichts der ständigen Untererfüllung des Planes der Hochschulzulassungen und der 
Diskontinuität im Absolventenaufkommen kaum erfüllbar. Besonders alarmieren musste, dass 
die Abbrecherquoten in den Studienrichtungen Physik und Chemie besonders hoch waren, 
und dass die Studierendenzahl in diesen Fächern zurückging. Erleichterungen, die 
Fachschulkadern ein verkürztes Hochschulstudium und Studienabbrecher an Universitäten 
den Zugang zum Fachschulabschluss ermöglichten, sollten hier Abhilfe schaffen (SAPMO 




Trotz dieser Bemühungen blieb die Zahl der in der DDR-Chemie beschäftigten Forscher bis 
zur Dritten Hochschulreform in vielen für das Chemieprogramm zentralen Bereichen zu 
gering und zu zersplittert, um die ersehnten „Pionier- und Spitzenleistungen“ in 
ausreichendem Maße zu produzieren. Während z. B. allein Bayer-Leverkusen für die 
Anwendungsforschung bei Polyurethanen Ende der 1960er Jahre 1000 Kräfte einsetzte, 
widmeten sich zum gleichen Zeitpunkt in der DDR 265 Beschäftigte der gesamten 
Polyurethan-Forschung und zwar 80 im Synthesewerk Schwarzheide, 150 im Institut für 
organische Hochpolymere bei der DAW in Berlin, 15 im Institut für Leichtbau Dresden, 10 in 
der Sektion Chemie der TU Dresden sowie10 im Kittwerk Pirna (SAPMO BArch, DY 30/ IV 
A2/ 2.021/ 210, BL. 15-51). Die Arbeitsproduktivität in der chemischen Industrie konnte auf 
dieser Grundlage durch Prozessinnovationen zweifellos gesteigert werden, im Vergleich zu 
den anderen RGW-Ländern und vor allem zu den kapitalistischen Systemkonkurrenten jedoch 
nicht entscheidend. Die mittlere jährliche Wachstumsrate der chemischen Industrie in der 
DDR zwischen 1955 und 1965 war mit 8,4 Prozent zwar beeindruckend, aber nicht 
ausreichend, um die bundesdeutschen Chemie-Riesen, deren Produktion zwischen 1956 und 
1960 jährlich um 11,8 Prozent wuchs, einzuholen. Auch nach Meinung der DDR-
Wissenschaftsplaner war hierfür u. a. der eklatante Nachholbedarf bei echter 
Grundlagenforschung verantwortlich (SAPMO BArch, DY 30/ IV A2/2.021/ 208, 84f., 90). 
Obwohl in der DDR 1968 3035 Millionen Mark für Forschung ausgegeben wurden und in 
diesem Bereich 111256 Menschen beschäftigt waren, darunter 25364 Hochschul- und 27995 
Fachschulkader (SAPMO BArch, DY 30/ IV A2/2.021/ 208, 98), wies die chemische 
Industrie der DDR, wie Tabelle 6 ausweist, einen wesentlich geringen Forschungsanteil als 
ihr westdeutsches Pendant auf. Während bei Bayer, BASF und Hoechst die Anteile der 
eingesetzten F&E-Mittel am Umsatz 1965 zwischen 3,9 und 5 Prozent ausmachten, kamen 
die DDR-Betriebe nur auf einen Wert von 1,64 Prozent. Noch größer fiel der Abstand bei den 
in der Forschung Beschäftigten aus: Waren bei den westdeutschen Großunternehmen 1968 
etwa ein Fünftel aller Angestellten in der Forschung beschäftigt, so arbeitete in der 
chemischen Industrie der DDR nicht einmal jeder Zwanzigste in Forschung und Entwicklung. 
Die DDR-Planer schätzten, dass in jeweils etwa 5 bis 6 Jahren eine Verdopplung des F&E-
Aufwandes erfolgen müsse, um Innovationen zu generieren, hohe Arbeitsproduktivität und 
Wettbewerbsfähigkeit zu sichern. Die bundesdeutschen Forschungsanteile gedachte man auf 
dieser Basis um 1980 zu erreichen: Gegenüber 17 Prozent im Jahr 1968 sollte dann ein Drittel 
der wissenschaftlich-technischen Kader im Bereich Forschung und Entwicklung arbeiten 




Tab. 6: Forschungsaufwendungen der Chemischen Industrie im deutsch-deutschen Vergleich 
 Anteil F&E-Beschäftigte an Gesamtbeschäftigten (in %) 
Anteil F&E-Mittel an Umsatz 
(in%) 
 Bayer BASF Hoechst DDR-Chemie Bayer BASF Hoechst 
DDR-
Chemie 
1960     4,4 3,9 3,7  
1964 15,9 15,8 11,8 3,5     
1965     5,0 4,1 3,9 1,64 
1967        2,59 
1968 ca. 20 ca. 20 ca. 20 4,3     
Quelle: SAPMO BArch, DY 30/ IV A2/2.021/ 208, 88 
 
Der Konzentrationsgrad des begrenzten Forschungs- und Entwicklungspotentials war – nach 
Meinung der Wissenschaftsplaner – auch Ende der 1960er Jahre „noch völlig unzureichend“. 
Internationale Einschätzungen nahmen eine Nutzeffektschwelle bei Einheiten für Forschung 
und Entwicklung von mindestens 100 Mitarbeitern an: 
„Untersuchungen des ökonomischen Struktureffektes nach der Größe der Forschungs- und 
Entwicklungseinheiten zeigen, dass nur die größeren Einheiten in der Lage sind, ein der 
wissenschaftlich-technischen Revolution entsprechendes Tempo der Forschungs- und 
Entwicklungsarbeiten zu erreichen, das drückt sich aus in der kürzeren Bearbeitungsdauer 
nach Zahl und Wertumfang der abgeschlossenen Forschungs- und Entwicklungsthemen und 
auch in der Qualität der erreichten Parameter der Forschungsergebnisse, die in den großen 
Forschungseinrichtungen am besten sind.“ (SAPMO BArch, DY 30/ IV A2/2.021/ 208, 86f). 
In der DDR-Chemie war das Potential aber auf ca. 120 Forschungs- und Entwicklungsstellen 
verteilt, wobei in 46 Prozent der 1966 registrierten Forschungseinrichtungen weniger als 25 
Arbeitskräfte beschäftigt waren. Dieser Zustand wurde in der Folgezeit durch die 
Einbeziehung von 28 Forschungsstellen in größere Einheiten zwar etwas gebessert, erreichte 
aber bei weitem nicht den internationalen Konzentrationsgrad. Etwa 40 Prozent aller 
Forschungs- und Entwicklungskräfte blieben in Forschungsstellen mit weniger als 200 
Mitarbeitern beschäftigt, nur zwei Forschungsstellen der chemischen Industrie und der 
Deutschen Akademie der Wissenschaften hatten eine personelle Stärke von mehr als 1000 
Mitarbeitern. Eine besondere Problematik bestand weiterhin in der Beschaffung der für eine 
Erhöhung des F&E-Anteils notwendigen Hoch- und Fachschulkader. Sollte sich die Zahl der 
Hochschulabsolventen im Chemiebereich bis 1980 um etwa 12000 erhöhen, so musste 
gleichzeitig das Verhältnis von Chemikern zu Verfahrenstechnikern von 9:1 Ende der 1960er 




zusätzliche Schaffung von bis zu 31000 Stellen für sonstige Beschäftigte in der Forschung 
und Entwicklung wollte man durch Rationalisierung und Umprofilierung in anderen 
Bereichen der chemischen Industrie bewerkstelligen. Die 43000 neuen Stellen in der 
chemischen Industrie hätten einen zusätzlichen Investitionsaufwand von etwa 2,5 Milliarden 
Mark bedeutet (SAPMO BArch, DY 30/ IV A2/2.021/ 208, 83-94). Allerdings kam es nicht 
zu einem derartig umfassenden Ausbau der Forschungspotentiale. Bereits 1970 musste 
konstatiert werden, dass das voraussichtliche Absolventenaufkommen der Jahre 1971 bis 
1975 den Kaderbedarf in keiner der Schwerpunktrichtungen abdecken werde. Für die 
Studienrichtung Chemie erwartete man eine Deckung von 67,5 Prozent, für das 
Verfahrensingenieurwesen von 59,2 Prozent und für die - seit den 1960er Jahren insbesondere 
von der DDR-Wissenschaftsverwaltung forcierte- Ökonomischen Kybernetik gar nur von 
21,8 Prozent (BArch, DR 3, 2. Schicht, B1079c; Segal 2001: 47-75). 
 
4. Innovation durch Konzentration? Das Scheitern des Chemieprogramms 
 
Als die Meinungsforscher der DDR 1965 in 42 Großbetrieben wissen wollten, ob die 
Erzeugnisse und Fertigungsmethoden nach Meinung der Beschäftigten dem Weltniveau 
entsprächen, konnten diese Frage hinsichtlich der Technologie lediglich 13,84 Prozent mit 
„ja“ beantworten; im Erölverarbeitungswerk Schwedt waren es mit 26,17 Prozent fast doppelt 
so viele. Die von ihnen gefertigten Produkte entsprachen nach Meinung von 35 Prozent der 
DDR-Beschäftigten dem Weltstand, unter den Betriebsangehörigen der Leuna-Werke 
befürworteten gar 59,1 Prozent diese Aussage. Auch dass die DDR in ihrer wirtschaftlichen 
Entwicklung in den letzten drei Jahren große Erfolge erzielt hatte, konnten 56,6 Prozent der 
Befragten und sogar 76,2 Prozent der Angehörigen des Elektrochemischen Kombinats 
Bitterfeld unterschreiben. Als aber gefragt wurde, ob diese Fortschritte ausreichten, um 
gegenüber Westdeutschland aufzuholen, konnten nur noch 16 Prozent zustimmen, von den 
befragten Ingenieuren und Ökonomen gar nur 8 Prozent. 4813 ausgefüllte Fragebogen 
konnten in die Auswertung einbezogen werden, was einer Rücklaufquote von 60,4% 
entsprach (SAPMO BArch, DY 30/ 5199, 15, 19-22, 42). 
Die DDR-Bürger lagen mit ihrer Skepsis nicht falsch. In den vorgesehen Zuwachsraten der 
Plastikproduktion reichte das Chemieprogramm von vorneherein nicht aus, um die 
Bundesrepublik zu überholen. Die Steigerungsrate an Kunststoffen lag in Westdeutschland 




Plastik, in etwa die Menge, die in der DDR im gesamten Siebenjahrplan vorgesehen war 
(ohne Synthesefasern) (SAPMO BArch, DY 30/ IV 2/ 2.029/ 184, 136). Damit war das 
Chemie-Programm im Grunde schon bei seiner Verkündung gescheitert: Die nie realisierten - 
weil unrealistischen - Produktionsmengen waren nie geeignet, dass proklamierte Ziel zu 
erreichen. Die DDR blieb zwar Zeit ihres Bestehens wie das Kaninchen vor der Schlange auf 
die westliche Referenzgesellschaft fixiert, musste die Zielstellung vom „Überholen“ aber bald 
in ein nebulöses „Überholen ohne Einzuholen“ abmildern. Die Wirtschaftsgeschichte der 
DDR kann daher nur vor dem Hintergrund des zwischendeutschen Vergleichs erfasst werden. 
(Bähr 1999: 531). Walter Ulbricht erkannte bereits 1960, dass sich die Überholung 
Westdeutschlands schwieriger als gedacht gestaltete, wenn nicht unmöglich war. Neben der 
besseren Rohstofflage der Bundesrepublik und dem Marshall-Plan machte er bereits damals 
die mangelhafte Belieferung durch die UdSSR dafür verantwortlich. Die Rückstände in der 
Arbeitsproduktivität und im Reallohn seien bis Ende 1961 nicht aufzuholen (SAPMO, BArch, 
DY 30/ 3707, 181-199). Die Funktionäre Schirmer und Leuschner, immerhin Werksleiter in 
Leuna bzw. Vorsitzender der SPK, fragten sich dagegen, so wusste jedenfalls ein gewisser 
„Gottfried“ dem SED-Chef ein knappes Jahr später zu berichten, „ wie es möglich ist, dass 
wir der Bevölkerung derartig weitreichende Versprechungen machen konnten (Lösung der 
ökonomischen Hauptaufgabe), ohne dass dafür die materiellen Voraussetzungen vorhanden 
waren.“ (SAPMO BArch, DY 30/ 3711, 3). Ob damit der Systemwettlauf insgesamt schon zu 
einem frühen Zeitpunkt im Prinzip verloren gegeben wurde, bleibt weiterhin fraglich 
(Schröter 1999: 305). 
Reichten die in der ursprünglichen Konzeption des Siebenjahrplans vorgesehen 
Investitionsmittel für die chemische Industrie nicht aus, um den bundesdeutschen Pro-Kopf-
Verbrauch zu übertreffen, so führten die ständigen Revisionen und Kürzungen dazu, dass man 
sich bereits in der ersten Hälfte der 1960er Jahre immer weiter von dem avisierten Ziel 
entfernte. Zahlreiche neue Vorhaben, für eine Modernisierung der veralteten ostdeutschen 
Technik dringend notwendig, wurden dadurch in Frage gestellt oder um Jahre verschoben. 
Hinzu kam der eklatante Mangel an Baukapazität. Durch die Konzentration auf die 
wichtigsten Staatsplanvorhaben sowie den Einsatz von Montagebauweise, Fließfertigung und 
Typenprojekten konnten zwar einige Verzögerungen in Grenzen gehalten werden, allerdings 
nur in Verbindung mit dem ausdrücklichen Verbot, Baukapazitäten an die Errichtung von 
Verwaltungs-, Kultur- und Warenhäusern, Sportanlagen, Erholungsheimen und Gaststätten zu 




Offiziell wurde stets der Einsatz der jeweils modernsten Technik propagiert, die man durch 
eine Konzentration des Innovationspotentials und - insbesondere in der Petrochemie - durch 
eine enge Kooperation mit der Sowjetunion generieren wollte. Tatsächlich liefen zahlreiche 
veraltete Anlagen auf Verschleiß und musste bald auf den Anlagenimport aus dem 
„Nichtsozialistischen Wirtschaftsgebiet“ (NSW) zurückgreifen. Der geplante, Devisen 
bringende Export kompletter Chemieanlagen in das NSW konnte nicht realisiert werden 
(SAPMO BArch, DY 30/ IV A2/ 2.021/ 169, 19ff.) Auch wurden die Bemühungen zur 
„Störfreimachung“ auf diese Weise konterkariert: 
„Es wurde geschildert, dass sich in den letzten Monaten an mehreren Stellen in den 
Bitterfelder Chemiebetrieben zeigt, dass Importanlagen aus Westdeutschland nicht 
funktionsreif geliefert werden und erst durch unsere sozialistischen Arbeitsgemeinschaften in 
Ordnung gebracht werden müssen, so dass wir den Monopolen Hilfestellung bei der 
Verbesserung ihrer Konstruktionen leisten.“ (SAPMO BArch, DY 30/ IV 2/ 2.029/ 38, 60). 
Aber der heimische Maschinen- und Anlagenbau war viel weniger in der Lage, in 
ausreichendem Maße funktionstüchtige, moderne Anlagen zu liefern. Weder auf dem 
Forschungssektor noch auf dem Projektierungsgebiet bestanden ausreichende 
Voraussetzungen für die Autarkisierung der DDR-Chemie (Stokes 1999: 204-206). Darüber 
hinaus bestand ein Missverhältnis zwischen der Forderung, nach dem technisch-
wissenschaftlichen Höchststand zu bauen, und der Möglichkeit, Mess- und Regelgeräte in den 
Chemieanlagen zu verwenden. Die Kooperation mit den RGW-Partnern gestaltete sich 
schwierig: An der mit polnischen Projektanten in Leuna errichteten Phenolsynthese-Anlage 
wurden 530 Mängel, „elementare Verstöße gegen Regeln der Technik und gegen den 
Arbeitsschutz“, sowie „Verstöße gegen die Reparaturtechnologie“ moniert. Die Werksleitung 
lehnte eine Inbetriebnahme daraufhin wegen außerordentlicher Explosionsgefährdung ab 
(SAPMO BArch, DY 30/ IV A2/ 2.021/ 293, 47-53). Selbst für das FDJ-Vorzeigeobjekt, das 
Erdölverarbeitungswerk Schwedt musste daher der Import westlicher Technik für die 
Benzinpyrolyse, die Acetaldehydgewinnung, die Acrylnitrilherstellung, die 
Athylnoxiderzeugung, die Butandienextraktion und die Polypropylenproduktion erwogen 
werden (SAPMO BArch, DY 30/ IV A2/ 2.021/ 193, 342; Ahrens 2000. 
Wegen ungleichmäßiger Verteilung der Investitionen, der Verschiebung und nicht 
termingemäßen Inbetriebnahme entscheidender Objekte, die zu Effektivitätsverlusten und 
Disproportionen führten, wuchsen Warenproduktion und Arbeitsproduktivität in der 
chemischen Industrie der DDR in der zweiten Hälfte der 1960er Jahre nur langsam. Dadurch 




Verfahren konnte immer seltener zum konzipierten Zeitpunkt erfolgen. Unvermeidliche 
Havarien führten zu zusätzlichen Aufwendungen (SAPMO BArch, DY 30/ IV A2/ 2.021/ 294, 
101/02). 
Trotz dieser Verlangsamung wuchs die Bedeutung der chemischen Industrie für die DDR 
auch in den 1970er Jahren weiter an. Ihr Anteil an der industriellen Bruttoproduktion erhöhte 
sich von 10,4 Prozent (1960) auf knapp 14 Prozent (1975) (SAPMO BArch Dy 30/ IV B2/ 
2.024/ 7). Allerdings wurde die chemische Industrie nie so vorrangig entwickelt wie 
Elektrotechnik, Elektronik und Wissenschaftlicher Gerätebau. Während diese 
Industriebereiche in den Jahren 1961 bis 1965 fast doppelt so stark wuchsen wie der 
Industriedurchschnitt, lag der Vorrangigkeitskoeffizient der chemischen Industrie - trotz 
Chemieprogramm - nur bei 1,54. Von diesem Spitzenwert ausgehend, verlangsamte sich das 
Wachstum des Chemiebereichs kontinuierlich, um im Zeitraum 1976 bis 1978 schließlich in 
etwa dem Durchschnitt der Gesamtindustrie zu entsprechen. Die Chemie verlor ihren zweiten 
Rang schließlich an den Maschinen- und Fahrzeugbau. 
Abbildung 14: Industriebereiche der DDR nach dem Koeffizienten der Vorrangigkeit ihrer 




















Quelle: SAPMO BArch Dy 30/ IV B2/ 2.024/ 7. 
 
Die Förderung der Chemischen Industrie wurde nur halbherzig betrieben. Ebenso halbherzig 
verfolgte man in der DDR die entscheidende Basisinnovation im Chemiebereich, nämlich die 
Umstellung auf den rationelleren Rohstoff Erdöl. Bereits auf der Ersten Tagung der Chemie-




Prof. Winkler entgegen allen Beteuerungen des innovativen Charakters der SED-Wirtschafts- 
und Wissenschaftspolitik, dass „die rationelle Ausnutzung der vorhandenen Rohstoffe … 
auch zukünftig mit dem Ausbau der erdölchemischen Rohstoffbasis nicht an Bedeutung 
verlieren“ werde. Die PVC-Herstellung auf Karbid-Basis sei einfach günstiger (SAPMO 
BArch, DY 30/ IV 2/ 2.104/ 1). Die Erfolglosigkeit der Erdölerkundung in der DDR, die 
ständigen erfolglosen Bitten um eine Erhöhung der Erdölimporte aus der UdSSR und der 
teilweise Ausfall dieses dringend benötigten Rohstoffs in den 1970er Jahren - die Sowjets 
boten ihr Öl nun lieber gegen Devisen auf dem Weltmarkt an - mag die Mahner vor dem 
Pfadwechsel, die den deutschen Traditionen chemischer Synthese und damit einer deutschen 
Innovationskultur weit länger verbunden blieben als im Westen, nachträglich bestätigt haben 
(Karlsch1993: 63-87). Langfristig gesehen, zeitigten die Beibehaltung der Karbidchemie 
sowie die Abkopplung von internationalen Trends verheerende ökologische Folgen und 
führten zu ungesunden Disproportionen in der Gesamtwirtschaft: In den 1960er Jahren waren 
55 Prozent der Chemieproduktion der DDR allein im Chemie-Bezirk Halle mit seinen sechs 
Großbetrieben konzentriert, die dort Umwelt-Verheerungen ohne gleichen verursachten. In 
den 1980er Jahren traten DDR-Chemiker zwar mit innovativen Leistungen in der 
Kohleverflüssigung hervor und bestimmten mit hohen Ausbeutungsraten - wie ersehnt - den 
„Welthöchststand“, doch diese Erfolge in der Karbidchemie waren nur dem Autarkiestreben 
geschuldete Surrogate für die effektivere Petrochemie. Auf dem Weltmarkt konkurrenzfähige 
Produkte und Verfahren entstanden dadurch nicht (Schröter 1996a: 109-138). 
Zur Realisierung des Chemieprogramms wäre eine tief greifende Modernisierung des 
ostdeutschen  Innovationssystems notwendig gewesen, da nur Eigenentwicklungen die 
Abhängigkeit von Anlagenimporten aus dem nichtsozialistischen Wirtschaftsgebiet beenden 
hätten können. Dazu aber fehlten die Möglichkeiten. Die Maßnahmen im Bereich der 
Hochschulpolitik, die auf Konzentration, Profilbildung, Spezialisierung und Intensivierung 
der Forschungsbemühungen abzielten, lassen sich als Versuche deuten, diese systembedingten 
Innovationsblockaden zu überwinden. Sie entsprachen für ein kleines Land wie die DDR 
ökonomischer Rationalität. Eine wirkliche Konzentration der Forschungskräfte wäre 
zukunftsweisend gewesen und hätte die Wahrscheinlichkeit von Innovationen erhöhen können. 
Die Idee dazu geisterte zwar seit Beginn der 1950er Jahre, der Not begrenzter Kapazitäten 
folgend, durch die Wissenschaftsplanungen, wurde aber erst zu spät mit der Dritten 
Hochschulreform intensiver umgesetzt. Allerdings darf nicht unterschlagen werden, dass mit 
den technokratischen Reformen der 1960er Jahren auch ein erheblicher 




Hochschullehrer gingen nach der Dritten Hochschulreform zurück. Eine mögliche Steigerung 
der Leistungspotentiale wurde durch zusätzliche Planungs- und Organisationsaufgaben sowie 
durch ideologische Überfrachtung (Marxismus-Leninismus-Weiterbildung) verschluckt 
(Jessen 1999: 247ff.). Um die projektierten Produktionszuwächse tatsächlich realisieren zu 
können, hätten die Investitionen in den Hochschulbereich zudem weit kräftiger ausfallen 
müssen. Der Mangel an wissenschaftlichem Humankapital für die chemische Industrie, 
insbesondere an gut ausgebildeten Verfahrensingenieuren, blieb trotz Mauerbau ein 
Haupthindernis bei der Verwirklichung des Chemieprogramms. Die Mobilisierung der 
„Produktivkraft Wissenschaft“ wurde durch die begrenzten Ressourcen limitiert. 
Der Staat handelte in der DDR stellvertretend für Gesellschaft und Wirtschaft, da er in Form 
„sozialistischen Eigentums“ über die wichtigsten Produktionsmittel verfügte. Er wurde dabei 
durch die Einparteienherrschaft der SED dominiert, die von dem Glauben an die Steuerbarkeit 
technischer und sozialer Prozesse durchdrungen war und die „Produktivkraft 
Wissenschaft“ für den Aufbau des Sozialismus planmäßig auszuschöpfen gedachte. Die 
zentrale Planung und Steuerung von Wirtschaft, Wissenschaft und Technik führte jedoch zu 
einer Deformierung gesellschaftlicher und ökonomischer Prozesse (Förtsch/Burrichter 1992: 
205). Es ist daher fraglich, ob das Konzept der „Triple Helix“, das zwar von einer 
zunehmenden Verschlingung der Subsysteme Politik, Wirtschaft, Wissenschaft aber doch 
auch von relativ autonomen Teilbereichen ausgeht, überhaupt auf die 
Zentralverwaltungswirtschaft anzuwenden ist. Jedenfalls führte die einseitige, von der SED 
dominierte, funktionale Ent-Differenzierung dazu, dass sich das nationale Innovationssystem 
der DDR eher als schwer entwirrbares DNA-Knäuel, den als „Triple-Helix“ darstellte. 
Ohnehin bleibt zu fragen, ob Wissenschaft nicht eines hohen Maßes an Freiheit bedarf, soll 
sie ihre Potenzen voll entfalten. Dies müsste die Freiheit zur Durchführung von 
Grundlagenforschung einschließen, denn nur diese kann wirkliche Pionierleistungen, d. h. 
grundlegende Basisinnovationen hervorbringen. Doch zu dieser Erkenntnis kamen die DDR-
Oberen erst in den 1980er Jahren, als sie nach jahrzehntelanger Forcierung 
auftragsgebundener Zweckforschung den Mangel an Grundlagenforschung in der DDR 
beklagten (Kocka 1998: 438). Der ständige Nachvollzug des Weltstandes wirkte 
innovationsfeindlich, wie Peter Adolf Thiessen, der Vorsitzende des Forschungsrates bereits 
1958 feststellte. Man beginge damit einen „Anachronismus“, denn man orientierte sich nicht 
an dem, „was möglich wäre, was uns die Wissenschaft erlauben würde“, sondern an dem, 
„was im freien Spiel der Kräfte durch kapitalistischen Wettbewerb entstanden“ ist (SAPMO 






1. NC-Steuerungen in der Bundesrepublik 
 
Quantitative Studien der Innovationsforschung haben einerseits für den bundesdeutschen 
Werkzeugmaschinenbau der 1980er und 1990er Jahre einen eher geringen Einfluss der 
Hochschulen auf die Innovationstätigkeit festgestellt (Wilhelm 2000; Ruth 1995). 
Vergleichende Studien zeigen andererseits, dass die Bedeutung der Hochschulen für den 
Werkzeugmaschinenbau in anderen Industrieländern wie Japan oder Großbritannien noch 
geringer ist (Parkinson 1994; Ruth 1995). 
Seit den 1950er Jahren forschten Wissenschaftler an bundesdeutschen Hochschulen zur 
Automatisierung der Produktion und zu numerischen Steuerungen. In einzelnen Fällen 
resultierten sie in gemeinsamen Entwicklungsarbeiten mit Unternehmen. So stellte die Firma 
Hermann Kolb aus Köln 1960 eine numerisch gesteuerte Radial-Bohrmaschine vor, deren 
Steuerung an der Technischen Hochschule Aachen entwickelt worden war (Simon 1960: 694). 
Anfang der 1970er Jahre unternahmen die Werkzeugmaschinenbau-Institute in Stuttgart und 
Berlin Anstrengungen, um die neue DNC- (direct numerical control) und CNC (computerized 
numerical control)-Technik in Deutschland zu verbreiten. So stellte das Institut für 
Werkzeugmaschinen und Fertigungstechnik in Berlin 1970 ein gemeinsam mit AEG 
entwickeltes DNC-System und 1973 eine CNC-Steuerung mit Siemens-Prozessrechner vor, 
das Aachener Laboratorium für Werkzeugmaschinen und Betriebslehre 1973 eine DNC-
Anlage (Spur 1979: 433, 443; 80 Jahre WZL 1986: 109). 
Der bedeutendste deutsche Steuerungshersteller Siemens schaffte aber den Einstieg in die 
NC- und später CNC-Technologie ohne größere Hilfe der Universitäten. Das erforderliche 
know-how kam vor allem vom japanischen Steuerungshersteller Fanuc (Roesler 1999: 349-
389; Schröder 1995). Keine besonders glückliche Rolle spielten die Hochschulen auf dem 
Gebiet der Flexiblen Fertigungssysteme. Die Arbeiten an einer Flexiblen Fertigungslinie in 
den 1960er Jahren in Stuttgart stießen auf wenig Resonanz in der Industrie. Auch später 
konnten sich flexible Fertigungssysteme aufgrund der hohen Investitionskosten kaum 
durchsetzen. Ende der 1980er Jahre ging der Trend daher zu kleineren Lösungen wie flexiblen 




Vielleicht der wichtigste, und nach Meinung von Experten einer der wenigen konzeptionellen 
Beiträge der Hochschulen, war die Entwicklung der Programmiersprache EXAPT. Sie baute 
auf der vom Massachusetts Institute of Technology (MIT) in den USA erfundenen Sprache 
APT auf und sollte gemeinsame Standards der Programmierung von Steuerungen 
unterschiedlicher Hersteller ermöglichen, dabei aber einfacher zu benutzen sein als ihr 
amerikanisches Gegenstück. EXAPT resultierte aus einer von der Deutschen 
Forschungsgemeinschaft geförderten Kooperation von Hochschulinstituten der Technischen 
Hochschulen Aachen, Berlin und Stuttgart sowie Industrieunternehmen, die ihren Ausdruck 
im 1967 gegründeten EXAPT-Verein fand (Stute 1968). Allerdings verbreitete sich EXAPT 
zunächst nur langsam, da es als zu wenig anwendungsorientiert galt (Hirsch-Kreinsen 1993: 
113). 
Die Entwicklung von modularen Mehrprozessor-Steuersystemen wurde ab 1976 von einem 
Arbeitskreis aus Maschinenbaufirmen, Steuerungsherstellern und Forschungsinstituten 
vorangetrieben. Das Bundesministerium für Forschung und Technologie stellte Fördermittel 
bereit, die Projektkoordination lag bei dem Kernforschungszentrum Karlsruhe (Bey 1982: 57; 
Modulare Steuerungstechnik 1985: 335f.). Von den Hochschulen war vor allem das Institut 
für Steuerungstechnik der Werkzeugmaschinen und Fertigungseinrichtungen der Universität 
Stuttgart beteiligt (Götz/Wörn 1976: 511-516). Inhaltlich ging es um eine Art 
Baukastensystem für Steuerungen, das eine höhere Flexibilität und Lebensdauer 
gewährleisten sollte (Binder 1980: 525-529). 
Ein ähnliches, vom Bundesministerium für Forschung und Technologie gefördertes 
Verbundprojekt kam in den 1980er Jahren zustande und hatte die Entwicklung 
werkstattorientierter Programmierverfahren (WOP) zum Ziel. 1987 stellte z. B. die Firma 
Traub eine solche Steuerung vor. Wenn auch der Begriff nicht mehr gebraucht wird, so haben 
sich doch in Deutschland im Gegensatz zu den USA numerische Steuerungen durchgesetzt, 
die von Facharbeitern programmiert werden können (Hirsch-Kreinsen 1993: 134; Laske 1995: 
152f.; Herzog1991: 48-53). 
Um den Beitrag der Hochschulen für die Durchsetzung der NC-Steuerungen im deutschen 
Maschinenbau über diese Fallbeispiele hinaus besser abschätzen zu können, wurden zwei der 
wichtigsten deutschen Zeitschriften des Werkzeugmaschinenbaus (Werkstattstechnik und 
Werkstatt und Betrieb) auf Artikel von Maschinenbauunternehmen im Zeitraum zwischen 
1959 und 1990 durchgesehen. Die insgesamt gefundenen 58 Artikel von 
Maschinenbauunternehmen zur NC-Technik wurden einer Zitationsanalyse unterzogen, um 




sind natürlich mit der gebotenen Zurückhaltung zu interpretieren, denn zum einen nennen 
nicht alle Autoren auch alle ihre Quellen, zum anderen ist die Zahl der Zitate mit 105 eher 
niedrig. 
Abbildung 15 zeigt den Anteil der Artikel, die entweder keine Zitate enthielten oder nur 
Veröffentlichungen der eigenen Firma zitierten. Diese nahmen offensichtlich Wissen aus 
anderen Quellen entweder nicht oder nur eingeschränkt zur Kenntnis. Ihr Anteil stieg von 
33 % in den 1960er Jahren auf 63 % in den 1980ern. Das ist durchaus plausibel, denn der 
Wissenstransfer aus externen Quellen ist in der Regel in der Einführungsphase einer neuen 
Technik (für die NC-Technik sind das die 1960er Jahre) größer als später. Gleichzeitig zeigt 
Abbildung 15 die jeweiligen Anteile von Maschinenbauunternehmen, Steuerungsherstellern, 
Hochschulen, sonstigen Unternehmen, außeruniversitären Forschungsinstituten und 
ausländischer Institutionen an den Zitaten. 
Der Anteil der Hochschulen war in den 1970er Jahren mit 46 % am größten, was auf den 
ersten Blick überraschend erscheint. Jedoch muss darauf hingewiesen werden, dass die 
Einführung der NC- (und später CNC-)Technik sich weit in die 1970er Jahre hinein zog, also 
mit den 1960ern nicht abgeschlossen war. In den 1960ern spielten zudem auch die 
Steuerungshersteller eine wichtige Rolle als Wissensquelle, was in den späteren Jahrzehnten 
nicht mehr der Fall war. Dafür wuchs der Anteil der Maschinenbauunternehmen beständig an, 
von 12 % in den 1960ern auf 48 % in den 1980er Jahren. Die Anteile der sonstigen 
Industrieunternehmen, der außeruniversitären Institute (darunter Fraunhofer-Institute) und des 



























Maschinenbau 0,12 0,24 0,48
Steuerungshersteller 0,17 0,02 0,03
Hochschulen 0,33 0,46 0,20
sonstige Industrie u. Verbände 0,12 0,11 0,09
außeruniversitäre Forschung 0,00 0,04 0,08
Ausland 0,07 0,11 0,00
keine Zitate 0,33 0,53 0,63
1960-69 1970-79 1980-89
Anteil der Artikel ohne Zitate oder nur Zitate von Veröffentlichungen von Mitarbeitern der eigenen Firma; 
Anteil der Zitate nach institutioneller Zugehörigkeit des Autors. 
N=58 bzw. 152 
 
Eine weitere Aufschlüsselung der Anteile der einzelnen Hochschulen zeigt, dass in den 
1960er Publikationen aus Aachen und Darmstadt, in den 1970ern Arbeiten aus Aachen und 
Stuttgart besonders häufig zitiert wurden. Diesen Hochschulen kam offensichtlich eine 













Abbildung 16: Zitationsanalyse Artikel zu NC-Steuerungen aus Werkstatt und Betrieb und 












Aachen 0,17 0,17 0,06
Berlin 0,00 0,07 0,08
Darmstadt 0,14 0,04 0,00




Wenn der Transfer von Forschungsergebnissen aus den Hochschulen in der Bundesrepublik 
auch nicht immer funktionierte, so lag das mit Sicherheit nicht an einer industriefeindlichen 
Einstellung der beteiligten Professoren der Technischen Hochschulen. Versuche des 
Wissenschaftsrates in den 1960er Jahren, auf die Gefahren der so genannten „Mehrquellen-
Finanzierung“ aufmerksam zu machen (UAS 17/598), stießen zumindest an den Technischen 
Hochschulen auf Ablehnung. Hier gab es eine lange Tradition der Zusammenarbeit mit der 
Industrie, die nicht nur fraglos akzeptiert wurde, sondern auf die man stolz war (80 Jahre 
WZL 1986: 120ff). Als sich der Leiter des Laboratoriums für Werkzeugmaschinenbau und 
Betriebslehre in Aachen, Professor Opitz, 1970 über die Hochschulpolitik der nordrhein-
westfälischen Landesregierung ärgerte, empfahl er auf einer Sitzung der Hochschulgruppe 
Fertigungstechnik, über die Verlagerung von Instituten in die Industrie nachzudenken 
(Thyssen-Krupp-Archiv Duisburg RSW 940). In ähnlicher Weise äußerte sich der Leiter des 
Stuttgarter Instituts für Werkzeugmaschinen, Professor Tuffentsamer, 1969 im Kontext der 




Förderungen erhält man nicht von DFG, AIF und B[aden-]W[ürttemberg]-
Wirtschaftsministerium, sondern aus der Industrie! Vor allen Dingen werden einem diese 
nicht durch die Fachgutachten der Fachkollegen an den anderen Universitäten zugrunde 
gerichtet!“ (UAS, 116 V 7024-4). 
Zusammenfassend lässt sich sagen, dass die bundesdeutschen Hochschulen zur Einführung 
der NC- und CNC-Technologie im Werkzeugmaschinenbau durchaus ihren Beitrag leisteten. 
Zum einen vermittelten sie zwischen den Entwicklungen in den USA und den deutschen 
Firmen, was sich auch in der geringen Zitierhäufigkeit US-amerikanischer Einrichtungen 
durch deutsche Firmen zeigte. Zum anderen wirkten sie in wichtigen Gemeinschaftsprojekten 
auf dem Gebiet der Entwicklung von Software und Programmierverfahren, aber auch der 
Steuerungskonzeption mit. Besonders in Standardisierungsfragen waren die Hochschulen 
gefragte Ansprechpartner der Maschinenbauindustrie. 
 
2. Sozialistische Automatisierung 
 
Mit dem Projekt einer „komplexen, sozialistischen Automatisierung“ strebten die DDR- 
Wissenschafts- und Wirtschaftsplaner eine für kapitalistische Gesellschaften undenkbare 
Systemlösung zur Steigerung der gesamtgesellschaftlichen Produktivität an. Mittels 
Produktivitätssteigerungen sollte letztlich das Tempo des Aufbaus der erträumten, 
kommunistischen Gesellschaftsordnung forciert werden. 
Auch wenn diese Bemühungen bekanntlich kläglich scheiterten, hat in diesem 
Zusammenhang insbesondere ein Blick auf die sozialistische Forschungsorganisation seine 
Berechtigung. Die „Rationalisierung der geistig-schöpferischen Arbeit“ sollte nämlich – 
ähnlich wie in der westdeutschen Referenzgesellschaft – vornehmlich dem Ideal der 
Großforschung folgen. Um die dringend benötigten „Pionier- und Spitzenleistungen auf 
Struktur bestimmenden Gebieten“ zu erreichen, wollte man sich „modernster“ Formen der 
Wissenschaftsorganisation vergewissern, Wissenschaft als „Produktivkraft“ nutzbar machen 
und die begrenzten Mittel auf führende Zweige der Industrie konzentrieren, um mit 
geringstem Aufwand den höchsten gesellschaftlichen Nutzen zu erzielen. Einheits- und 
Baukastenmaschinensysteme standen ebenso auf dem Programm wie eine Automatisierung 
der technischen Produktionsvorbereitung. 
Im Zuge der 3. Hochschulreform wurden überkommene Strukturen wie die Institute aufgelöst 




departments, ersetzt. Damit war beabsichtigt, die Macht der einzelnen Lehrstuhlinhaber zu 
schwächen und eine stärkere Koordination der Forschung zu ermöglichen (Laitko 1998: 143-
158; vgl. Kap. IV). Um höchstmögliche volkswirtschaftliche Effektivität, Profilierung und 
Konzentration der Forschung zu erreichen, sollte auch die Grundlagenforschung über 
ökonomisch wirksame Partnerbeziehungen erfolgen, wobei es dem Ministerium für 
Wissenschaft und Technik vorbehalten blieb, Vorgaben für die Erkundungsforschung zu 
machen und als Auftraggeber zu fungieren (SAPMO BArch DY30/IVA2/6.07/177). 
Doch wie wirkten sich die Hochschulreformen und die Bildung von Großforschungszentren 
auf den Fortgang der ambitionierten Automatisierungsprojekte in der DDR aus? Erste 
Versuche zur Integration numerischer Steuerungen in den in Deutschland traditionell starken 
Werkzeugmaschinenbau fanden in der DDR bereits in den 1950er Jahren statt. Mit dem 1958 
verkündeten Siebenjahrplan wurde es zum erklärten Ziel der Wirtschafts- und 
Wissenschaftsgewaltigen, den Westen in wichtigen Bereichen bis 1965 zu überholen. Dazu 
wurde eine umfassende Automatisierung propagiert (SAPMO BArch DY 30/ IV 2/2.029/50, 
178-185). Während im Werkzeugmaschinenbau vor allem durch Baukastensysteme, 
Standardisierung und Typisierung die „kapitalistische Zersplitterung“ zu überwinden war, 
sollte die Elektrotechnik zum „Muskel- und Nervensystem der industriellen 
Entwicklung“ werden. Die Schaffung sozialistischer Produktionsverhältnisse werde die 
Überlegenheit über den kapitalistischen Teil Deutschlands beweisen (SAPMO BArch DY 30/ 
IV 2/2.029/14, 2-29). 
Doch bereits 1960 beklagte das Ministerium für Außenhandel, dass der von der 
Werkzeugmaschinenindustrie behauptete Weltstand der Erzeugnisse nicht gegeben sei und 
favorisierte die Konzentration auf den Bau kleinerer und mittlerer Maschinen mit bewährter 
Technologie. Insbesondere in der DDR produzierte Maschinensteuerungen erwiesen sich als 
nicht exportfähig (SAPMO BArch DY 30/ IV 2/2.029/158). Bei einem Besuch Ulbrichts in 
der TU Dresden wurden einige Probleme des Werkzeugmaschinenbaus und der 
Automatisierung deutlich. Die mangelhafte Qualität und Lebensdauer sowie das zu kleine 
Sortiment von Transistoren, Relais und anderen wichtigen Bauelementen behinderten die 
Entwicklung von NC-Maschinen ernsthaft (SAPMO BArch DY 30/ 3729). Ebenso stand die 
Qualität der Erzeugnisse des Institutes für Werkzeugmaschinen in Karl-Marx-Stadt frühzeitig 
in der Kritik (SAPMO BArch DY 30 IV A 2/6.04/264, 1). Dennoch gelang es der DDR, auf 
der Leipziger Frühjahrsmesse 1964 Prototypen von drei NC-Maschinen-Typen vorzustellen. 
Der Rückstand gegenüber Westdeutschland wurde zu diesem Zeitpunkt bereits auf 3 bis 4 





Abbildung 17: Produktionsentwicklung numerisch gesteuerter Werkzeugmaschinen,1970-
1980 
 
Quelle: SAPMO BArch, DY 30/ vorl. SED/42211/1, 51. 
 
Als Hauptproblematik bei der Realisierung der verschiedenen Numerikprogramme von 1962, 
1964, 1965 und 1968 wurde das Fehlen einer durchgängigen, konsistenten Planung kritisiert. 
Die Ergebnisse waren dementsprechend unbefriedigend. Die über den Weltmarktpreisen 
liegenden NC-Werkzeugmaschinen wurden selbst in den entwickelnden Betrieben nur 
zögerlich eingesetzt (SAPMO BArch DY 30/ IV A2/2.021/208, 118-138). Die 
Weiterentwicklung numerisch gesteuerter Werkzeugmaschinen gehörte daher zu den 1968 
festgelegten 18 Strukturbestimmenden Bereichen, auf die Forschungskapazitäten konzentriert 
werden sollten (SAPMO BArch DY 30/ IV A2/2.021/227, 29-52). 
Leiteinrichtung für Automatisierungsvorhaben wurde Ende der 1960er der VEB Carl Zeiss 
Jena, der mit einem geplanten Zentralinstitut für technische Kybernetik eng 
zusammenarbeiten sollte. In den Forschungsverband wurden außerdem Sektionen der 
Technischen Universität Dresden sowie die Hochschulen in Karl-Marx-Stadt, Magdeburg und 
Ilmenau eingebunden (SAPMO BArch DY 30 IV A 2/6.07/15). Am Beispiel von Carl Zeiss 
lässt sich exemplarisch zeigen, wie eine geteilte kulturelle Orientierung zu unterschiedlichen 
Ergebnissen führen kann, wenn sie in unterschiedlichen Innovationssystemen praktiziert wird. 
Als Produzent von wissenschaftlichen Geräten und Präzisionsoptik profitiert Zeiss in 
besonderem Maße von einer positiven Interpretation der deutschen Industrie, die mit dem 




Jahrhunderts zu einem weltweit anerkannten Hersteller von Präzisionsgeräten. Qualitätsarbeit 
kann schließlich als Vorbedingung für Präzision bewertet werden. “Deutsche Qualitätsarbeit” 
war eine wichtige Komponente der deutschen Innovationskultur, an der sich die Firmen in 
Jena und Oberkochen, die bis 1945 eine Einheit gebildet hatten, gleichermaßen orientierten 
(Hellmuth/Mühlfriedel 2000: 327-369; Mühlfriedel/Walter 1996; Mühlfriedel/Walter 2000). 
Beide Firmen hielten in ihrer jeweiligen Hemisphäre eine führende Stellung in der optischen 
Industrie. Allerdings geriet die DDR-Technologie mit den Jahren zusehends ins Hintertreffen. 
Als Hauptproblem bei Carl Zeiss Jena kristallisierte sich ein ungenügender 
Automatisierungsgrad heraus, der auf die ungenügende Versorgung mit Betriebsmess-, 
Steuerungs- und Regelungstechnik (BMSR) zurückzuführen war. Ein Bereich, für den der 
Betrieb selbst die Verantwortung trug und in dem die DDR bereits zu Beginn der 1960er 
Jahre ins Hintertreffen geriet (SAPMO BArch DY 30/ IV 2/2.029/ 32, 195-201). 
Neben systemischen Ursachen kann die dauernde Orientierung an Qualitätsproduktion für das 
Zurückfallen verantwortlich gemacht werden, denn der Betrieb wurde aufgrund der 
Beliebtheit seiner robusten Produkte als Melkkuh für den Export missbraucht. Beherrschendes 
Kriterium für den Erfolg wurde die Devisenrentabilität (SAPMO BArch DY 30 IV A 2/6.07/ 
176). Die Verpflichtung, große Mengen Präzisionsapparate, die nicht dem aktuellen Stand der 
Technik entsprachen, in die Sowjetunion zu exportieren, reduzierte das Interesse an 
Forschung und Entwicklung, wie auch von der Parteileitung moniert wurde (SAPMO BArch 
DY 30 IV A 2/6.07/ 176). Andererseits verdeutlichen die hohen Exportzahlen auch welche 
Wertschätzung die Produkte aus Jena im Westen genossen. Der Nachfrage im Inland konnte 
dadurch aber nicht mehr in ausreichendem Maße nachgekommen werden. Die entstehenden 
Lücken bei individuell anpassbaren wissenschaftlichen Geräten, die nur in sehr kleinen 
Stückzahlen produziert werden konnten, führten zu ernsten Problemen in anderen Industrien 
und in der Wissenschaft (SAPMO BArch DY 30/ IV A2/2.021/ 295, 10-13; SAPMO BArch 
DY 30 IV A 2/6.07/ 176). In der Konsequenz hatten Universitäten und Akademien ihren 
Bedarf an wissenschaftlichen Geräten durch Eigenproduktion zu decken. In den 1980er 
Jahren belieferte das Technikum der TH Illmenau sogar andere Hochschulen und die Industrie 
(SAPMO BArch DY 30/ vorl. SED/ 33511). 
Die Bemühungen um eine enge Forschungskooperation zwischen Hochschulen und Industrie 
wurden zuweilen durch die ablehnende Haltung von Carl Zeiss Jena konterkariert. So 
widersetzte sich der Forschungsdirektor zeitweilig der vom VI. Parteitag der SED und dem 
Forschungsrat geforderten, sozialistischen Gemeinschaftsarbeit mit der Friedrich Schiller 




konzentrieren sollte (SAPMO BArch, DY 30/ IV A2/2.021/79, 70f). Eine vertragliche 
Vereinbarung über gemeinsam zu lösende Schwerpunktaufgaben kam erst nach Beschwerden 
der Universitätsparteileitung zu Stande. Der volkseigene Musterbetrieb argumentierte in 
dieser Diskussion, dass eine Kooperation mit der TU Dresden und der Ingenieurschule 
Illmenau näher liege, die zentrale Planung, Abstimmung und Koordination sich als 
mangelhaft erwiesen hätte. Da die Forschungsarbeiten im wissenschaftlichen Gerätebau bei 
der Produktentwicklung nur einen geringen Anteil ausmachten, reichten die eigenen 
Forschungskapazitäten ohnehin aus. Zudem beständen bereits sechs Arbeitsgruppen mit der 
Universität Jena, die sich auf Ausarbeitungen für den Forschungsrat konzentrieren sollten 
(SAPMO BArch, DY 30/ IV A2/2.021/79, 72ff.). 
Mit dem Politbürobeschluss von 1968, Carl Zeiss eine führende Rolle in den 
Automatisierungsprojekten spielen zu lassen, musste die traditionelle Qualitätsorientierung 
fallengelassen werden, da nun Massenproduktion im Vordergrund stand. Dem Betrieb wurde 
eine Schrittmacherfunktion beim „Überholen ohne Einzuholen“ zugedacht, doch führten die 
Reduzierung des Erzeugnissortiments und die Konzentration auf Großserien von mindestens 
500 Stück pro Jahr zu einer Verstärkung der Abhängigkeit von westlichen Importen im 
Bereich hochwertiger Mess- und Regelungstechnik (SAPMO BArch DY 30/ 3724, 200ff.). 
Im engeren Werkzeugmaschinenbereich blieb das Forschungszentrum Werkzeugmaschinen in 
Karl-Marx-Stadt federführend (Roesler 1999: 349-389). Der Schwerpunkt der Arbeit lag hier 
zunächst beim „Einheitssystem Werkzeugmaschinen“, das Maschinensysteme zur 
Bearbeitung prismatischer und rotationssymmetrischer Teile sowie von 
Umformmaschinensystemen beinhaltete. Mit der Schaffung eines Numerik Zentrums in Karl-
Marx-Stadt und der Konzentration wissenschaftlich-technischer Kräfte durch Gründung einer 
Sektion Numerik an der TH wollte man in der Region bis 1980 13200 zusätzliche 
Arbeitsplätze schaffen, davon 7000 in Forschung und Entwicklung (SAPMO BArch DY 30/ 
IV A2/2.021/208). Diese Konzentration von Kräften und Mitteln hatte vor allem die 
Entwicklung und Produktion hoch automatisierter und numerisch gesteuerter Maschinen und 
Bearbeitungszentren voranzubringen (SAPMO BArch DY 30/ IV A2/2.021/208, 12-38). 
Die Arbeiten funktionierten von Beginn an nur unbefriedigend. Die Zusammenarbeit mit den 
Automatisierungsbetrieben entwickelte sich nur schleppend. Für 1975 plante man 2800 NC-
Werkzeugmaschinen und 300 Maschinensysteme herzustellen. Doch musste 1969 festgestellt 
werden, dass die „komplexe Automatisierung durch NC-Maschinen“ noch keine „ökonomisch 
vertretbare Effektivität“ erreichte. Hinsichtlich der Breite des Sortiments, der Qualität der 




man nach eigener Einschätzung weiterhin 3 bis 4 Jahre hinter dem Weltstand. Insbesondere 
mit der in der DDR bei NC-Steuerungen eingesetzten diskreten Germaniumtechnik, die bei 35 
Grad Celsius den Geist aufgab, war dieser auch nicht aufzuholen (SAPMO BArch DY 30 IV 
A 2/6.04/265). 
Nach den durch die 3. Hochschulreform erzwungenen engen Kooperationen zwischen 
Betrieben und Hochschulen, zogen sich viele Hochschulwissenschaftler bereits zu Beginn der 
1970er Jahre wieder zurück (Scherzinger 1990: 337-358). Forscher der TH Karl-Marx-Stadt 
blieben an der Entwicklung flexibler Fertigungssysteme beteiligt, allerdings nur mit kleineren 
Aufgaben (Specht/Haak 1996: 251-280). Auch die Betriebe hatten wenig Anreize, echte 
Forschungskooperationen anzustreben, beklagten oft die Praxisferne der angebotenen 
Lösungen oder sahen Hochschul-Wissenschaftler eher als Rivalen, denn als Partner. 
Verschärfend wirkte hier, dass die Betriebe eigene Automatisierungsabteilungen zu bilden 
hatten, bei denen die Eigenproduktion von Rationalisierungs- und Automatisierungsmitteln 
im Vordergrund stand. Die erforderlichen Investitionen hatten die betreffenden Betriebe selbst 
zu erwirtschaften (SAPMO BArch DY 30 IV A 2/6.07/15; DY 30/ 3730, 1-140; DY 30 IV A 
2/6.04/295). 
Die misslungenen Forschungskooperationen hatten ihren Anteil am weiteren Zurückfallen der 
DDR, der zwar der Einstieg in die NC-Technologie gelang, bei der sie ablösenden CNC-
Technologie jedoch nie reüssieren konnte. Der durch die Mikroelektronik mögliche Übergang 
von konventionellen, fest verdrahteten NC- zu Speicherprogrammierten CNC-Steuerungen 
kam Mitte der 1970er Jahre voll zum Tragen. Die Exportrentabilität des DDR-Maschinenbaus 
und die Position im Weltexport verschlechterten sich. 1979 wurde zwar der Prototyp einer 
CNC-Steuerung in der DDR vorgestellt, die BRD produzierte im gleichen Jahr jedoch bereits 
10.000 Stück. Die Kosten des DDR-Produkts überstiegen den Preis einer westlichen 
Steuerung zudem um zwei Drittel und waren damit nicht exportierbar (SAPMO BArch DY 
30/ vorl. SED/42211/1, 51-66). 
In den 1980er Jahren besaß der Großteil der aus der DDR exportierten Werkzeugmaschinen 
überhaupt keine NC-Steuerung oder war mit Devisen fressenden, westlichen Fabrikaten 
ausgerüstet. Die DDR musste sich von den ambitionierten Automatisierungsprojekten 
verabschieden und selbst bei den einstmals als Spitzentechnik geltenden, konventionellen 
Werkzeugmaschinen wurde nun von langjährigen Versorgungsengpässen gesprochen 
(SAPMO BArch DY 30/ vorl. SED/42304). Zunehmend musste an die Ehre der Arbeiter 




sollten, Ausfallzeiten zu minimieren und die Qualität zu erhöhen (SAPMO BArch DY 30/ 
314). 
Als in den 1980er Jahren in der DDR im Rahmen der Wirtschaftsgeschichte eine historisch 
inspirierte Innovationsforschung ins Leben gerufen wurde, fiel das Resümee hinsichtlich der 
ambitionierten Automatisierungsprojekte eher negativ aus (Steiner 1987; Judt 1989). 
Vollständig lösen konnte man sich jedoch nicht, von der schon von Marx skizzierten 
Vorstellung einer revolutionären Kraft der Werkzeugmaschine für die Industrialisierung 
(Marx 1989: 391-530). Die gescheiterte Einzweckautomatisierung, die zwischen 1955 und 
1975 in Maschinen- und Fahrzeugbau der DDR lediglich etwa 4 % der 
Arbeitsproduktivitätssteigerung beigesteuert hatte, wurde als Voraussetzung der flexiblen 
Automatisierung herausgestellt. Mit Hilfe dieser werde man schließlich den „Sprung der 
Menschheit aus dem Reiche der Notwendigkeit in das Reich der Freiheit“ (Engels) 
bewerkstelligen (Steiner 1988: 82-84). 
Tatsächlich wären spezifisch „sozialistische“ Formen der Automatisierung durchaus denkbar 
gewesen. Die gesellschaftliche Bedingtheit von Innovationen und die interpretative 
Flexibilität von Artefakten können schließlich als Paradigmen einer sozialkonstruktivistischen 
Technikgeschichtsschreibung gelten (Bijker 1993; Bijker 1995). David Noble hat am 
amerikanischen Beispiel gezeigt, dass CNC-Steuerungen, nicht per se De-Qualifizierung und 
Massenentlassungen bedeuten. Wenn man den Maschinenarbeitern Programmiertätigkeiten 
überlässt, kann man vielmehr von ihrem „tacit knowledge“ über den Fertigungsprozess 
profitieren (Noble 1986: 98-135). Doch diese humanere Form der Automatisierung, die 
benutzerfreundliche Werkstattorientierung der Steuerungen, war gerade ein herausragendes 
Kennzeichen der Entwicklung beim kapitalistischen Klassenfeind in der Bundesrepublik 
(Hirsch-Kreinsen 1993). Vielleicht sehen wir hier ein Beispiel für einen erfolgreichen 
Transferprozess, in dessen Verlauf die Maschinen aufgrund der erheblichen 
Gewerkschaftsmacht im bundesrepublikanischen System kulturell angepasst wurden. 
Wie lassen sich nun die Entwicklung von numerisch gesteuerten Werkzeugmaschinen in der 
DDR und die verschiedenen Automatisierungsprojekte in das Konzept einer deutschen 
Innovationskultur einordnen? In der DDR waren die Widerstände gegen eine Zusammenarbeit 
mit der Industrie wegen fehlender Anreize bei den Wissenschaftlern stärker ausgeprägt als in 
der Bundesrepublik. Dazu kam eine verfehlte Wirtschaftspolitik, die die kostenintensive 
Entwicklung eigener Steuerungen gegenüber dem Import ausländischer Steuerungen 




der Planwirtschaft lagen, beispielsweise die Vielzahl bürokratischer Regelungen, die eine 
Zusammenarbeit zwischen Industrie und Hochschule eher behinderten, als diese zu fördern. 
Dem bundesrepublikanischen Maschinenbau gelang es besser, inkrementelle Innovationen in 
seine traditionellen Stärken zu inkorporieren. Allerdings könnte man auch mit gutem Recht 
die Implantation der Mikroelektronik in Werkzeugmaschinen als Basisinnovation bezeichnen. 
Betont man die Wirtschaftsferne deutscher Universitäten als ein Kennzeichen deutscher 
Innovationskultur, dann muss man von einer stärkeren Persistenz in der DDR ausgehen. Diese 
Entwicklung stand allerdings den Intentionen der Wirtschafts- und Wissenschaftsplaner 
diametral entgegen. Auch die Autarkieorientierung findet sich vor allem im DDR-
Maschinenbau. Der verzweifelte Versuch, NC-Steuerungen eigenständig zu entwickeln, mag 
als Beleg dienen. Allerdings handelte es sich, im Gegensatz zur NS-Wirtschaftspolitik um 
eine erzwungene Autarkie, die der scheiternden Zusammenarbeit im RGW ebenso geschuldet 
war wie dem chronischen Devisenmangel und der Embargoliste. Auch eine gewisse 
Übertechnisierung lässt sich für die DDR feststellen, allerdings nur, wenn man an die 
begrenzten Möglichkeiten dieser Volkswirtschaft denkt. Die Benutzerferne kam vor allem 
durch die erheblichen Qualitätsmängel der DDR-Produktion zustande, womit der 
augenfälligste Ausbruch aus der deutschen Innovationskultur benannt ist: die Abkehr vom 
Paradigma der Qualitätsarbeit. Als Beschwörungsformel blieb freilich auch diese bis zum 




VIII. Wissenschaftlicher Gerätebau 
 
1. Präzision als Leitbild 
 
Leitbilder sind ein wichtiges, bisher vernachlässigtes Element von nationalen 
Innovationskulturen. Leitbilder haben im Innovationsprozess eine mehrfache Funktion: Sie 
orientieren Handlungen auf bestimmte Ziele hin. Sie helfen bei der Entstehung und 
Aufrechterhaltung von Innovationsnetzwerken, in denen die Interessen verschiedener 
Institutionen abgestimmt werden müssen. Sie motivieren die Mitglieder von Netzwerken zur 
Erreichung ihrer Ziele. Sie dienen ferner der Abgrenzung des Netzwerks gegenüber 
Nichtmitgliedern (Dierkes/Hoffmann/Marz 1992: 41-58). Leitbilder sind somit 
handlungsrelevante, positiv besetzte Werte, Visionen oder Zielvorstellungen, die auf einer 
mittleren Abstraktionsebene liegen. Sie müssen einerseits operationalisierbar bleiben, 
andererseits dürfen sie sich nicht in bloßen Tagesaufgaben erschöpfen. 
Präzision ist natürlich nicht das einzige Leitbild der deutschen Innovationskultur. Ein anderes, 
stärker politisch eingefärbtes wäre z. B. Autarkie. Präzision bildet aber einen Teil des 
Komplexes der „deutschen Wertarbeit“, die immer wieder als Verkaufsargument eingesetzt 
wird. Gleichzeitig gilt Wirtschaftshistorikern wie Werner Abelshauser die „diversifizierte 
Qualitätsproduktion“ (in Abgrenzung zur amerikanischen Massenproduktion) als Merkmal 
des deutschen Produktionssystems (Abelshauser 2001: 503-523; Abelshauser 2003). Ob 
allerdings der Qualitätsanspruch immer eingelöst wird, ist erst durch detaillierte Einzelstudien 
zu erforschen. 
Unter Präzision lässt sich in einem allgemeinen Sinn der Grad der Annäherung an ein 
vorgegebenes Ziel verstehen. Dabei ist zu beachten, dass der Inhalt dessen, was als präzise 
oder genau bezeichnet wird, historisch variabel und sozial konstruiert ist. Letzteres hat 
Donald MacKenzie am Beispiel der Genauigkeit von interkontinentalen Atomraketen 
demonstriert (MacKenzie 1990). Vom Wortsinn her kommt Präzision von lateinisch 
„praecisus“, was soviel heißt wie „vorn abgeschnitten“. Präzise heißt somit ursprünglich 
soviel wie kurz, knapp, bündig (Kluge 2000: 719). Ganz ähnlich ist die Herkunft des 
Begriffes „genau“, das ursprünglich eine Bedeutung von „knapp“ oder „eng“ besaß – daher 




gebrauchte Wort „exakt“ schließlich kommt von lateinisch „exactare“, das eintreiben bedeutet, 
und der römische „Exactor“ war der Steuereintreiber (Zedler 1734: 2257f.). 
In der Wissenschaftsgeschichte ist Präzision vor allem in zweierlei Hinsicht thematisiert 
worden. Einerseits ist das Bemühen um Präzision (vor allem im Sinne universeller Standards) 
im 18. und 19. Jahrhundert ein Versuch, Wissen, das in lokalen Kontexten produziert wurde, 
überregional kommunizierbar zu machen (Wise 1995). Auf der anderen Seite unterscheidet 
Moritz Epple zwischen der Exaktheit einer wissenschaftlichen Theorie im Sinne der internen, 
häufig mathematischen, Stimmigkeit, und zwischen Präzision im Sinne der externen 
Gültigkeit (Gegenstandsadäquanz) (Epple 2002: 171-193). Eine ähnliche, aber doch etwas 
anders gelagerte Unterscheidung gibt es im Vermessungswesen, wo zwischen innerer und 
äußerer Genauigkeit differenziert wird (Wenderlein 1988: 147f.). Innere Genauigkeit bezieht 
sich auf die konstruktionsbedingte Genauigkeit eines Vermessungsgerätes, während die 
äußere Genauigkeit den Einfluss der Umwelt in Rechnung stellt. 
Präzision als Begriff kann also durchaus unterschiedliche Bedeutungen haben. Das 
Fallbeispiel Carl Zeiss soll im Folgenden zeigen, ob und in welcher Form Präzision als 
Element der deutschen Innovationskultur handlungsleitend war. Der Untersuchungszeitraum 
erstreckt sich von den 1950er Jahren bis zum Untergang der DDR 1990. Der Schwerpunkt 
liegt auf der Integration neuer Hochtechnologien, insbesondere Mikroelektronik und 
Lasertechnik. Daneben soll aber auch die Weiterentwicklung optischer Technologien im Blick 
behalten werden. Prima facie ist Präzision bei einem Unternehmen bzw. Betrieb aus der 
feinmechanisch-optischen Industrie eine Selbstverständlichkeit. Die obigen Ausführungen 
zum Begriff der Präzision sollten zeigen, dass die Dinge so einfach nicht liegen. Zum einen 
kann Präzision unterschiedliche, zum Teil konfligierende Bedeutungen haben. Zum anderen 
kann gerade in einem Wirtschaftsunternehmen oder volkseigenen Betrieb das Ziel der 
Präzision mit ökonomischen Erfordernissen in Konkurrenz stehen. Ob das der Fall war, und 
wie die Einführung neuer Technologien das Verständnis von Präzision änderte, untersucht 
Abschnitt 2 für Carl Zeiss Jena. 
 
2. Carl Zeiss Jena 
 
In den ersten Jahren nach dem Zweiten Weltkrieg stand sowohl bei Carl Zeiss Jena als auch in 
Oberkochen der Wieder- bzw. Neuaufbau im Vordergrund. Die Bemühungen richteten sich 




verlorene Marktpositionen wiederzugewinnen. Anfang der 1960er Jahre standen Zeiss Ost 
wie West vor der Herausforderung durch neue Technologien wie Elektronik oder Laser. Die 
strategischen Antworten waren jedoch grundverschieden: Im Westen bemühte sich Zeiss um 
die Integration der neuen Technologien in bestehende oder fortentwickelte Geräte, ohne selbst 
in die Produktion von Lasern oder elektronischen Bauteilen einzusteigen. Anders in der DDR: 
Dort sollte seit den 1960er Jahren Carl Zeiss zum Betrieb des „wissenschaftlichen 
Gerätebaus“ ausgebaut werden. Dahinter verbarg sich eine viel offensivere Strategie. Auf dem 
VI. Parteitag der SED 1963 waren Elektronik und Gerätebau zu besonders 
förderungswürdigen Industriezweigen erklärt worden (Kowalski 1996: 199). Im Fall von Carl 
Zeiss hieß das, dass Elektronik, Feinmechanik und Optik zum „wissenschaftlichen 
Gerätebau“ integriert werden sollten. Die Staats- und Parteiführung erhoffte sich davon vor 
allem wesentliche Impulse für die Automatisierung der in die Jahre gekommenen Industrie. 
1964 fand dazu die so genannte 1. Elektronik-Konferenz der Direktion Forschung und 
Entwicklung bei Carl Zeiss Jena statt. Der Betriebsparteisekretär Weimar propagierte dort die 
Weiterentwicklung der traditionellen Optik und Feinmechanik zum Wissenschaftlichen 
Gerätebau unter Einschluss der Elektronik (UACZ, WB 873, 69). Bis 1970 sollte nach dem 
Perspektivprogramm für den wissenschaftlichen Gerätebau der DDR der Elektronikanteil auf 
60 % des Gerätebauvolumens angehoben werde (Kowalski 1996: 197). Zwar war schon in 
den 1950er Jahren die traditionelle Produktpalette um neue Erzeugnisse wie Photozellen, 
Vervielfacher und Thermoelemente ergänzt worden, wodurch schon Voraussetzungen für den 
Einstieg in die Elektronik geschaffen wurden (Hellmuth/Mühlfriedel 2000: 330). Auch 
gehörte Zeiss mit der Entwicklung der Rechenautomaten OPREMA und ZRA 1 in den 1950er 
Jahren zu den Pionieren der Rechentechnik in der DDR (Sobeslavsky/Lehmann 1996: 19-32). 
Allerdings waren diese von dem traditionelleren Produktprogramm getrennt und wurden eher 
als Belastung wahrgenommen (Sobeslavsky/Lehmann 1996: 30f.) 1963 lief die 
Rechnerentwicklung bei Zeiss aus. 
Die Integration der Elektronik in das Gerätebauprogramm schritt in den 1960er Jahren nur 
langsam voran. Ansätze dazu gab es durchaus. So wurde z. B. seit 1965 das Tastschnittgerät 
ME 10 produziert, das zur Messung von Zahnrädern diente und Messwerte elektronisch 
erfassen und weitergeben konnte (Kowalski 1996: 204). In demselben Jahr erschien auch das 
elektro-optische Streckenmessgerät (EOS) (UACZ FE 846, 53). Dennoch schritt die 
Integration der Elektronik in der Breite langsam voran. 1975 lag z. B. der mechanisch-
optische Anteil bei den Vermessungsgeräten noch bei 94 % (UACZ WB 147). Diese 




Bauelementen. Die Versorgung mit elektronischen Bauelementen aus DDR-Produktion 
genügte weder in quantitativer noch in qualitativer Hinsicht den Ansprüchen (Kowalski 1996: 
199, 208). Zum zweiten aber hatte sich schon in den 1960er Jahren in der Forschungs- und 
Entwicklungsabteilung eine abwartende Haltung durchgesetzt, die weniger auf eigene Ideen 
setzte, sondern auf den Nachvollzug anderswo begonnener Entwicklungen (Kowalski 1996: 
209). Auf die Gründe für diesen Wandel wird noch zurückzukommen sein. 
In anderen Bereichen war Carl Zeiss Jena zumindest auf den ersten Blick deutlich innovativer. 
Der dort entwickelte Laser-Mikrospektralanalysator LMA 1 wird immer wieder als Beleg für 
die angeblich unterschätzte Innovationsfähigkeit des DDR-Wirtschaftssystems angeführt 
(Braun 1996: 280). Die Gründe für den Einstieg von Zeiss in die Laserentwicklung zu Beginn 
der 1960er Jahre sind nicht genau bekannt. Einerseits bestanden bei Zeiss und der Universität 
Jena die wissenschaftlichen Voraussetzungen für die Lasertechnik (Wiederhold 2000: 112-
115), andererseits dürfte auch, wie später bei der Mikroelektronik, Prestigedenken seitens der 
Staats- und Parteiführung der DDR eine Rolle gespielt haben. So verwies der Zeiss-
Forschungsleiter Paul Görlich in einer Sitzung der Forschungskommission Laser der DDR 
1964 auf die polnische Konkurrenz. Auch hatte der Forschungsrat gefordert, bis 1964/65 erste 
Laser fertig zu stellen, ohne dass potentielle Anwender eine Laserproduktion angeregt hätten 
(UACZ VA 984). Von daher dürfte auch das westliche Hochtechnologie-Embargo zumindest 
anfangs keine große Rolle gespielt haben (Neunhöffer 2001: 27). Es gab aber bei vielen 
Wissenschaftlern wie z. B. Paul Görlich die Überzeugung, die Lasertechnik stelle ein 
entscheidende Zukunftstechnologie dar, auf die die DDR nicht verzichten könne 
(Mühlfriedel/Hellmuth 2004: 172) Ob militärische Überlegungen in diesem frühen Stadium 
wichtig waren, muss offen bleiben. Jedenfalls interessierte sich das Ministerium für Nationale 
Verteidigung schon 1963, also vor der Fertigstellung des ersten DDR-Lasers, für 
Entfernungsmesser auf Laser-Basis (UACZ VA 984). 
Der erste Laser war 1960 in den USA gebaut worden. Schon 1964 konnte Zeiss auf der 
Leipziger Messe den ersten „sozialistischen“ Laser präsentieren. 1965 folgte das erste 
wissenschaftliche Gerät von Zeiss, das einen Laser enthielt: der schon genannte LMA 1. Es 
handelte sich um ein Gerät zur Spektralanalyse mit Hilfe eines Lasers. Zwar war ein ähnliches 
Gerät bereits vorher in den USA hergestellt worden (Kowalski 1996: 203; Neunhöffer 2001: 
30f.). Dennoch war der LMA 1 ein kommerziell durchaus erfolgreiches Produkt. Seit Beginn 
der 1970er Jahre hatte er jedoch mit Qualitätsproblemen, zunehmender Konkurrenz und 
ungenügender Weiterentwicklung zu kämpfen, so dass der Vorsprung von Carl Zeiss Jena auf 




Zeiss eine durchaus nahe liegende Innovation, da er eine Kombination aus Mikroskop, 
Festkörperlaser und Quarzspektrograph darstellte. Gegenüber dem zunächst einzigen 
Konkurrenzgerät von Jarrell Ash (USA) hatte der LMA 1 den Vorteil einer besseren 
Mikroskopoptik und höheren Bedienungskomforts, während der Laser eher schwächer war 
(UACZ VA 279 Bd. 1). Der LMA kam eher zufällig zustande, da gerade in der Zeit des Baus 
des ersten Festkörperlasers bei Zeiss sich eine Arbeitsgruppe mit Mikrospektrometrie 
anorganischer Substanzen beschäftigt hatte (UACZ VA 279 Bd. 1). Es war aber anders als 
später in der Mikroelektronik keine bloße Imitation des US-amerikanischen Gerätes, sondern 
eine Verbesserungsinnovation, bei der höhere Qualität und Präzision als Leitbild 
offensichtlich durchaus noch eine Rolle spielten. 
Gewisse Parallelen zeigt die Entwicklung auf dem Gebiet der Laser-Raster-Mikroskopie (bzw. 
Laser-Scan-Mikroskopie) (Neunhöffer 2001: 58-112). Auch hier hatte Carl Zeiss Jena einen 
im internationalen Vergleich frühen Start, da 1975 schon erste Forschungsarbeiten zu diesem 
Thema gemacht wurden. Allerdings sind diese Vorarbeiten zunächst nicht weiter verfolgt 
worden, angeblich aus Arbeitskräftemangel (UACZ WB 1229). Erst 1986 ist das Thema 
wieder aufgenommen worden. Eine Serienproduktion fand dann bis zum Ende der DDR nicht 
mehr statt und wäre wohl auch fast 10 Jahre zu spät gekommen. Im Unterschied zum LMA 1 
scheint hier eine konkrete Produktentwicklung erst durch das Auftauchen von 
Konkurrenzgeräten angestoßen worden zu sein. Eine eigenständige Innovation ist in den 
1970er Jahren verpasst worden. Das ist kein Einzelfall, sondern insgesamt war die Forschung 
und Entwicklung bei Carl Zeiss Jena gemessen am teilweise erheblichen Aufwand eher 
ineffektiv (Neunhöffer 2001: 57). Auf die Gründe dafür wird noch einzugehen sein. Speziell 
für die Lasertechnik ist darauf hinzuweisen, dass ab 1978 fast die gesamte 
Forschungskapazität für Festkörperlaser für militärische Zwecke verwendet wurde 
(Neunhöffer 2001: 57). 
Nicht nur in der Lasertechnik, auch im Mikroelektronikprogramm der 1980er Jahre spielte 
Zeiss eine entscheidende Rolle. Zwar hatte der Betrieb in den 1950er und frühen 1960er 
Jahren bereits Rechenmaschinen produziert, und ab den späten 1960er Jahren entwickelte der 
Betrieb Geräte für Mikrolithographie wie den Automatischen Neunfach-Repeater ANR 
(Kirchner 2000: 59ff.). Dennoch stellte die Aufnahme der Entwicklung und Produktion 
integrierter Schaltkreise ab 1986 einen Einschnitt dar (Kirchner 2000: 88). Die Forschung und 
Entwicklung hierfür fand jedoch nicht in Jena, sondern in einem neuen Kombinatsbetrieb in 
Dresden statt (Kirchner 2000: 89). Im Wesentlichen beschränkte sich die 




beschaffter westlicher Schaltkreise, eine Strategie, die bald an ihre Grenzen stieß (Barkleit 
1999: 311-314). Der Vorsprung des Westens konnte so nicht aufgeholt, ja nicht einmal 
verkürzt werden. Die Gründe für das Scheitern des DDR-Mikroelektronikprogramms sind in 
der Forschung mehrfach diskutiert worden. Im Wesentlichen besteht Einigkeit darüber, dass 
die materielle Basis der DDR für eine autarke Entwicklung schlicht zu schmal war (Roesler 
1997b: 307-334; Barkleit 2000; Kirchner 2000; vgl. Buthmann 1997). Aus der Perspektive 
der Innovationsforschung ist anzumerken, dass die im Mikroelektronikprogramm praktizierte 
Strategie der Imitation einen entscheidenden Wandel gegenüber der Einführung der 
Lasertechnik in den 1960er Jahren darstellt, in der man immerhin noch 
Verbesserungsinnovationen anstrebte und zumindest in einem Fall auch realisieren konnte. 
Abschließend soll noch ein Blick auf das in der Literatur erstaunlicherweise oft 
vernachlässigte ur-eigentliche Gebiet von Carl Zeiss geworfen worden: die konventionelle 
Optik. Abgesehen vom Laser gab es zwar auf dem Gebiet der Optik nach 1945 keine 
Basisinnovationen mehr, aber inkrementelle Innovationen sind bekanntlich für 
wirtschaftlichen Erfolg oder Misserfolg häufig ebenso wichtig. Die meisten Beobachter 
stimmen darin überein, dass Carl Zeiss Jena im Bereich der konventionellen Optik am Ende 
der DDR durchaus noch konkurrenzfähig war (Büttner 1993: 98; Riesenberg 1999: 70f.). 
Darauf wird noch zurückzukommen sein. 
Am Ende der 1960er und Anfang der 1970er Jahre führte Carl Zeiss Jena eine neue 
Mikroskop-Reihe unter dem Namen „Mikroval“ ein. Das Besondere daran waren weniger 
spezifische neue Eigenschaften der Mikroskope, sondern vielmehr ihr Herstellungsprozess. 
Die Mikroval-Serie galt als „Automatisierungsbeispiel“ für den 20. Jahrestag der DDR 1968. 
Zu ihrer Entwicklung wurde eine Arbeitsgemeinschaft gebildet, die 1969 nicht weniger als 
444 Mitglieder hatte, davon 194 Vollzeitmitglieder (UACZ IB 485). Dementsprechend wurde 
vor allem Wert auf Typisierung und Baukastenprinzip gelegt. Ihre Stärke hatten die Mikroval-
Mikroskope in der hohen Zahl von anwendbaren Verfahren, sowohl Beleuchtungsverfahren 
als auch qualitative und quantitative Verfahren, zudem in der optischen Ausrüstung (Zahl der 
verfügbaren Objektive), in den mechanischen Qualitätsmerkmalen und im 
Bedienungskomfort. Prinzipiell stand hinter dieser Entwicklung die Idee, möglichst viele 
bekannte Verfahren für möglichst viele Mikroskoptypen verfügbar zu machen. Schwächen 
hatten die Geräte in der Bildwiedergabe und bei den verfügbaren Lichtquellen (UACZ WB 
1657; Mühlfriedel/Hellmuth 2004: 242). Die Mikroval-Serie war insgesamt also durchaus 
innovativ, wenn auch eher im Hinblick auf den Herstellungsprozess als auf besondere 




vorwiegend am Leitbild der Massenproduktion orientieren sollte. Diese Vorgabe wurde 
Anfang der 1970er Jahre wieder rückgängig gemacht (Mühlfriedel/Hellmuth 2004: 216, 234). 
Ökonomisch war jedoch die Mikroval-Reihe kein reiner Erfolg. Für die Produktion der 
Mikroskope mussten nämlich teure Werkzeugmaschinen aus dem westlichen Ausland 
eingeführt werden, was zu der hohen Verschuldung von Zeiss Anfang der 1970er Jahre 
beitrug (Mühlfriedel/Hellmuth 2004: 214f., 222). 
Im Bereich der Mikroskopie verlor Carl Zeiss Jena im Lauf der 1970er Jahre an Boden. 1979 
stellte der Betrieb einen ungefähr 7-jährigen Rückstand im Vergleich zur internationalen 
Konkurrenz fest. Insbesondere die japanischen Hersteller wie Nikon oder Olympus waren in 
den 1970ern zu einer ernst zu nehmenden Konkurrenz geworden. Deswegen wurde 1982 die 
neue Mikroskop-Reihe Mikroval 2 aufgelegt. Auch dort bestand wie schon bei der ersten 
Mikroval-Serie die Zielsetzung nicht darin, Innovationen in der Optik zu verwirklichen, 
sondern nur im Nachvollzug des Bekannten (UACZ FE 426). Im Wesentlichen gelang das 
auch, was die oben angeführte Einschätzung stützt, dass Carl Zeiss Jena im Bereich der 
konventionellen Optik auch 1989/90 noch konkurrenzfähig war. Eine Ausnahme bildeten 
allerdings in den 1980er Jahren die optischen Schichten (z. B. zur Entspiegelung), bei denen 
die Jenenser der internationalen Konkurrenz, auch der aus Oberkochen, deutlich unterlegen 
waren (UACZ FE 426, WB 1230). Schwierigkeiten gab es ebenfalls bei elektronischen 
Zusatzeinrichtungen wie z. B. zur automatischen Bildauswertung, die gerade in den 1980er 
Jahren immer wichtiger wurden. 
Die Lage des Kombinats in den 1980er Jahren ist recht treffend in einem Brief von 
Kombinatsdirektor Biermann an den 1. Sekretär der Bezirksleitung der SED, Herbert 
Ziegenhahn, aus dem Jahr 1983 gekennzeichnet: „Wir erreichen gegenwärtig im Durchschnitt 
der OPG [optischen Präzisionsgerätebau]-Erzeugnisgruppen nicht das Niveau der 
Spitzenkonkurrenten… In der Forschung und Entwicklung werden nach unserem Eindruck… 
zu wenig originäre Ideen entwickelt. Wo wir eine Entwicklung nachvollziehen, sind wir recht 
gut.“ Biermann schlug dann zur Verbesserung des Exports in das nichtsozialistische 
Wirtschaftsgebiet eine Reihe von Maßnahmen vor, z. B. den verstärkten Export von 
Standardoptik als Zulieferungen an westliche Firmen, den Export von Militärtechnik und den 
Import von Know-how aus Japan (ThSR, BPA SED Gera, A 7503, Zitate fol. 158f.) 
Diese eher ernüchternde Bilanz illustriert gut die oben angesprochene Ineffizienz der 
Forschung und Entwicklung des Kombinates. 1960 waren ca. 2.500 Mitarbeiter (ca. 15 %) in 
der Forschung und Entwicklung tätig, am Ende der 1980er Jahre waren es nach 




insgesamt (Büttner 1993: 97; Pirker et al. 1995: 215). Dazu kamen umfangreiche 
Vereinbarungen über Vertragsforschung mit Universitäten (besonders Jena) und Akademie-
Instituten. Erhellend für die Ursachen der Ineffizienz mag eine Aussprache mit 
Wissenschaftlern des Zeiss-Forschungszentrums im Jahr 1971 sein, in der die Forscher ihre 
Beschwerden vorbringen konnten. Diese reichten von organisatorischen Mängeln, z. B. der 
als bürokratisch empfundenen Überleitungsordnung, über den Mangel an Geräten und Labors, 
das Desinteresse der Produktionsbetriebe bis hin zum übermäßigen Einsatz von 
Wissenschaftlern für Aufgaben in der Fertigung. Interessant ist aus dem Blickwinkel der 
Innovationskultur die Behauptung, „zeisstypische Fähigkeiten (gleich Fähigkeiten und 
Erfahrungen hinsichtlich Präzisionsarbeit im wissenschaftlichen Gerätebau)“ seien „bis zu 
den Facharbeitern teilweise verloren gegangen“ (ThSR, BPA SED Gera, A 7503, fol. 184ff., 
Zitat fol. 186). Hier wurde schon ein Wandel der Innovationskultur von der Orientierung auf 
Präzision über eine kurze Phase des Leitbildes der effizienten Massenproduktion zur bloßen 
Imitation des Westens deutlich, der sich dann in den 1970er und 1980er Jahren negativ 
auswirkte und auch den Einsatz von relativ großen Ressourcen verpuffen ließ. 
Natürlich gelingt eine Imitation nie vollständig und enthält somit meist auch innovative 
Elemente. Wichtig ist hier aber der Wechsel der Leitbilder. Der Nachvollzug westlicher 
Entwicklungen mag aus der Not geboren worden sein. Er entwickelte sich doch mehr und 
mehr zu einem wichtigen Leitbild trotz aller möglichen Kreativität bei der Anpassung 
westlicher Innovationen an die lokalen Gegebenheiten. Auf der anderen Seite blieben 
natürlich auch in der Imitation Reste des alten Leitbildes der Präzision vorhanden, wenn Carl 
Zeiss Jena versuchte, besonders innovative, dem Leitbild der Präzision verpflichtete 
Entwicklungen nachzuvollziehen. Diese Tendenz variierte zwischen den Technikfeldern. Sie 
blieb in der konventionellen Optik offenbar stärker als in der Lasertechnik oder in der an sich 
dem Betrieb fremden Mikroelektronik. 
Die Ursachen für die Veränderung der Leitbilder sind schwieriger festzustellen als der 
Wandel selbst. Allerdings ist festzuhalten, dass die Phase des Wandels, also die späten 1960er 
und frühen 1970er Jahre, mit einem Generationswechsel in der Führung des Betriebs 
einhergingen. 1966 ersetzte Ernst Gallerach den populären „Zeissianer“ Hugo Schrade als 
Werkleiter (Mühlfriedel/Hellmuth 2004: 198-202). 1971 ging der langjährige 
Forschungsdirektor Paul Görlich in den Ruhestand. Sein Nachfolger, Karlheinz Müller, war 
zu diesem Zeitpunkt erst 38 Jahre alt ((Mühlfriedel/Hellmuth 2004: 233f.) Dieser 
Generationenwechsel mag den innovationsfeindlichen Tendenzen der 




Zentralverwaltungswirtschaften aufgrund der ihnen eigenen Inflexibilität weniger innovativ 
(Wagener 1996: 21-48). Zudem sind häufig für riskante Innovationen zu geringe Prämien 
ausgesetzt. Das macht eine Orientierung an anderswo bereits vollzogenen Innovationen 
wahrscheinlich. Insofern hier die Eigenheiten der Zentralverwaltungswirtschaft durchschlagen, 
kann man von einer begrenzten „Sowjetisierung“ der DDR-Innovationskultur sprechen 
(Jarausch/Siegerist 1997). Zu beachten bleibt dabei aber, dass sich die sowjetischen Einflüsse 
mit einheimischen Traditionen vermischten, so dass das Ergebnis eher etwas Neues war als 
eine bloße Kopie des sowjetischen Modells. 
 
3. Carl Zeiss Oberkochen 
 
Die Darstellung der Entwicklung bei Carl Zeiss Oberkochen ist notgedrungen weniger 
ausführlich. Das liegt zum einen an der schwierigeren Quellenlage, zum anderen einfach 
daran, dass das Unternehmen weniger stark in neue Gebiete expandierte, sondern eine 
behutsamere Entwicklung vollzog. Auch im Westen bestand die Herausforderung der 
Integration der Elektronik seit Beginn der 1960er Jahre. Ähnlich wie Carl Zeiss Jena gab es 
Vorläufer in den 1950er Jahren durch die Produktion photoelektrischer Messeinrichtungen 
(Köhler 1983: 168-189). Das erste vollelektronische Feinmessgerät nannte sich „GM-Magic“, 
diente zur Positionierung von Werkzeugmaschinen und kam Anfang der 1960er Jahre auf den 
Markt. Kommerziell war es aufgrund der hohen Kosten kein Erfolg (Kowalski 1996: 205). 
1970 entwickelte man die lichtelektrische Digitalisierungseinrichtung Zeiss-Phocosin, auf 
deren Grundlage 1972 digitale Universal-Messmikroskope (UMM) hergestellt wurden 
(Köhler 1983: 191f.; 7.8, 25). Der kommerzielle Durchbruch gelang jedoch erst mit dem 1973 
entwickelten UMM 500, das über einen dreidimensionalen Messkopf verfügte. Erst diese 
Verbesserungsinnovation rettete die von der Auflösung bedrohte, bis dahin defizitäre 
Feinmessabteilung (Köhler 1983: 7.8, 27; Hermann 1992: 257). Die Integration der 
Elektronik allein verhalf also nicht zum Erfolg, es bedurfte einer zusätzlichen 
Verbesserungsinnovation, die für höhere Präzision sorgte. 
In den 1960er Jahren gelang Carl Zeiss Oberkochen der Einstieg in die elektronische 
Entfernungsmessung mit der Entwicklung elektronischer Tachymeter. Besonders erfolgreich 
war das 1968 entwickelte registrierende Reg Elta 14, das erstmals einen integrierten 
Datenfluss von der Feldmessung zum Bürocomputer ermöglichte. Den Erfolg des Instruments 




für damalige Verhältnisse hohe Genauigkeit im Bereich der Winkelmessung hinzuweisen 
(Köhler 1983: 76, 20f.; Bornefeld 1972: 24-27). 
Im Bereich der Mikroskopie ermöglichte die Elektronik vor allem neue Verfahren zur 
Bildauswertung. Zeiss Oberkochen hatte schon 1958 zusammen mit Siemens ein Fernseh-
Mikroskop entwickelt. Diese Zusammenarbeit fand in den 1960er Jahren ihre Fortsetzung mit 
dem Bildanalysator Micro-Videomat (1968/69) (Köhler 1983: 206). 
Als 1960 der Laser erfunden wurde, beobachtete Carl Zeiss Oberkochen die Entwicklung 
aufmerksam, stieg aber nicht in die Fertigung von Einzellasern ein, sondern beschäftigte sich 
zunächst mit der Entwicklung von Entfernungsmessgeräten für militärische Anwendungen 
und mit Lasergeräten zur Materialbearbeitung. 1969-74 fand aber auch Forschung zu 
durchstimmbaren Farbstofflasern statt, die Anwendung in der Spektroskopie und 
Spektralphotometrie finden sollten. Das Ergebnis war eine Laborserie von 40 Exemplaren 
(Köhler 1983: 100-102). Erfolg in der Lasertechnik hatte Zeiss Oberkochen zunächst nur im 
militärischen Bereich. Weder im Bereich Spektroskopie noch in der Materialbearbeitung sind 
Geräte in Serie gegangen. Relativ spät, nämlich in den 1980er Jahren, nutzten die Entwickler 
der medizinischen Geräte in Oberkochen den Laser, z. B. für einen Koagulator 1987 
(Neunhöffer 2001: 55). Eine erfolgreiche Innovation im zivilen Bereich war das schon 
erwähnte Laser-Scan-Mikroskop. Die Arbeiten daran gingen in Oberkochen, anders als in 
Jena, von Laserfachleuten aus, obwohl eine Eigenentwicklung der Laser gar nicht in Betracht 
gezogen wurde (Neunhöffer 2001: 78). 1979 begann die Entwicklung, in Serie ging das LSM 
1984. Der kommerzielle Erfolg kam jedoch erst am Ende der 1980er Jahre, nachdem ein 
konfokaler Aufbau realisiert werden konnte (Neunhöffer 2001: 76-87). 
Auf die Mikroskopoptik wurde zum Teil bereits im Abschnitt über Carl Zeiss Jena 
eingegangen. Hier sollen anhand der Entwicklung der Mikroskope von Zeiss Oberkochen 
noch einmal die wichtigsten Linien nachgezeichnet werden. Nach dem Zweiten Weltkrieg 
musste in Oberkochen die Mikroskopoptik neu berechnet werden, da die Unterlagen über die 
alten Entwicklungen für eine bruchlose Fortführung zu lückenhaft waren. 1950 wurde dann 
das neue Standard-Mikroskop eingeführt, das zum Ausgangspunkt einer nach und nach 
ergänzten Mikroskopreihe wurde. Kennzeichen dieser Reihe war die weit gehende 
Austauschbarkeit der für die einzelnen Typen benötigten Bauelemente (Haselmann 1960: 10-
15; Porzig 1958: 20-24). ähnlich wie später bei der Mikroval-Reihe in Jena. Das mit Siemens 
zusammen entwickelte Fernseh-Mikroskop wurde bereits erwähnt. 
Die nächste Generation in der Lichtmikroskopie war die 1973 der Öffentlichkeit vorgestellte 




Grundfläche. Dieser Aufbau sollte die Stabilität erhöhen, die besonders für exakte Messungen 
in der verstärkt aufkommenden quantitativen Mikroskopie wichtig war (Michel 1973: 4-15). 
Die 1986 eingeführte Axio-Mikroskopreihe brachte dann einen pyramidenförmigen Aufbau. 
Die Optik war neu berechnet und beruhte auf dem Konzept der Unendlichoptik mit 
farbfehlerfreiem Zwischenbild, das freilich in Jena mit der Mikroval 2- Reihe schon 1982 
verwirklicht worden war (Riesenberg 1999: 70f.; UACZ WB 1230). Vorteile hatte Zeiss 
Oberkochen, wie oben erwähnt, bei den Beschichtungen und bei der automatischen 
Bildauswertung. Dafür waren die Oberkochener Mikroskope auch deutlich teurer als 
diejenigen aus Jena, was möglicherweise auf eine Vernachlässigung von Prozessinnovationen 
hindeutet. Die Höhe der Auflösung spielte in der Lichtmikroskopie nach dem Zweiten 
Weltkrieg keine entscheidende Rolle mehr, da die gängigen Lichtmikroskope sich in der 
Regel nahe an der theoretisch möglichen Auflösungsgrenze bewegten und für höhere 
Auflösungen Elektronenmikroskope verwendet werden mussten. Dennoch spielte Präzision 
als Leitbild eine wichtige Rolle in Form der Farbfehlerkorrektur und Stabilität des Stativs, die 
Erschütterungen als Störfaktoren ausschalten sollte (Carl Zeiss Jena GmbH 2004). 
Wenn es bei den Lichtmikroskopen gelang, die hohen Preise durch Produktinnovationen zu 
rechtfertigen, war das bei den Fotoapparaten nicht der Fall. Aufgrund der in den 1960er 
Jahren aufkommenden, anfangs schwer unterschätzten japanischen Konkurrenz sah sich die 
Geschäftsleitung von Zeiss Oberkochen 1971 gezwungen, die Kameraproduktion einzustellen. 
Das Problem war, dass die Modellvielfalt bei Zeiss eine rationelle Produktion nicht zuließ 
(Hermann 1992: 222-232). Interessant ist, dass hier wie in der ebenfalls bedrohten 
Feinmesstechnik nicht die Alternative der Senkung der Produktionskosten gewählt wurde, wie 
das z. B. Rollei versuchte. In der Feinmesstechnik kam die Rettung durch eine 
Produktinnovation, die Kameraproduktion wurde völlig eingestellt. Insgesamt hielt Zeiss 
Oberkochen über den gesamten Zeitraum an einer Präferenz für präzisionssteigernde 
Produktinnovationen gegenüber kostensenkenden Prozessinnovationen fest.  
 
4. Carl Zeiss und die deutsche Innovationskultur 
 
Wie gesehen, war die Innovationskultur bei Carl Zeiss Oberkochen bestimmt durch eine hohe 
Orientierung auf Produktinnovationen mit einer klaren Orientierung am Leitbild der Präzision. 
Daran änderte auch die eher vorsichtige Integration von Mikroelektronik und 




stattgefunden hätten, nur, dass sie nicht im Zentrum der Unternehmenskultur standen, wie 
nicht nur die Kamerakrise der frühen 1970er Jahre zeigte. Über den Untersuchungszeitraum 
hinweg scheint dieses Muster erstaunlich konstant gewesen zu sein und auch den 
Generationswechsel im Management zu Beginn der 1970er Jahre überdauert zu haben 
(Hermann 1992: 234ff.). Das Leitbild „Präzision“ erwies sich als durchaus geeignet, um 
Netzwerke z. B. mit anderen Firmen (Siemens) oder Anwendern zu knüpfen. Erfolgreiche 
Entwicklungen waren eher an Genauigkeit im Sinne von Epples Unterscheidung orientiert als 
an wissenschaftlicher Exaktheit. Der Wissenstransfer von der Hochschule gestaltete sich 
schwieriger, wie das Beispiel Farbstofflaser zeigt. 
Im Vergleich dazu bot Carl Zeiss Jena ein weniger kohärentes Muster. Die Integration der 
Lasertechnik in den 1960er Jahren und der Mikroelektronik in den 1980er Jahren versuchte 
der Betrieb (ab 1976 das Kombinat) offensiver anzugehen als Zeiss Oberkochen, geriet dabei 
jedoch rasch an Grenzen. In den 1960er Jahren wurden sowohl Produktinnovationen (LMA 1) 
als auch Prozessinnovationen (Mikroval) realisiert. Die Orientierung am Leitbild der 
automatisierten, ökonomisch effizienten Produktion dominierte jedoch nur in einer kurzen 
Phase Ende der 1960er und Anfang der 1970er Jahre und kann demnach nicht für den 
Niedergang des Betriebs verantwortlich gemacht werden (Kowalski 1996: 213). Generell sind 
für die 1970er und 1980er Jahre vielmehr das Ausbleiben von bedeutenden Innovationen und 
eine Verlagerung auf bloße Imitationen zu konstatieren. Das Leitbild der Präzision trat in den 
Hintergrund, wenn es auch nicht völlig in Vergessenheit geriet. Vielleicht lag es auch am 
Fehlen eines überzeugenden Leitbildes, dass es nicht zu einer erfolgreichen Netzwerkbildung 
kam. Die von Staat und Partei vorgeschriebene Zusammenarbeit zwischen dem Kombinat, 
Hochschulen und Akademie-Instituten blieb jedenfalls weitgehend ineffektiv. Für die Frage 
nach einer deutschen Innovationskultur bedeutet dieses Ergebnis, dass es zumindest im hier 







Die vorliegenden Fallstudien erlauben nunmehr eine Betrachtung der Ergebnisse unter 
historisch-systematischen Gesichtspunkten. Das soll nicht die Bedeutung weiterer Forschung 
auf diesem Gebiet in Zweifel ziehen, sondern im Gegenteil offene inhaltliche wie 
konzeptionelle Fragen aufzeigen, die als Ausgangspunkte dienen können. Gleichwohl erlaubt 
das im Lauf des Projektes zusammengetragene reichhaltige Material, das in den Abschnitten 
II-VIII in kondensierter Form präsentiert wurde, bei aller hinsichtlich der Vorläufigkeit von 
Forschungsergebnissen gebotenen Zurückhaltung die Formulierung von Schlussfolgerungen. 
Dies erscheint nicht zuletzt insofern gerechtfertigt, als neben der Hochschulentwicklung im 
Allgemeinen nicht weniger als vier branchenspezifische Fallstudien im deutsch-deutschen 
Vergleich vorliegen, die ein breites Spektrum von Technologiefeldern abdecken: 
Biotechnologie, Chemie, Maschinenbau und Optik/ Feinmechanik. 
Nicht alle diese Technologien lassen sich wie z. B. die „neue“ Biotechnologie oder die 
Lasertechnik unter dem Schlagwort „high tech“ subsumieren. Sowohl im 
Werkzeugmaschinenbau als auch im geodätischen Instrumentenbau ging es vielmehr um die 
Integration von „high tech“ in bestehende „medium technologies“. Die konventionelle 
Lichtmikroskopie, die Produktion von Einzellereiweiß oder „Plaste fürs Heim“ dürften ganz 
oder überwiegend den „medium technologies“ zuzurechnen sein. Drei der vier untersuchten 
Branchen zählen zu den traditionellen Stärken der deutschen Industrie (Chemie, 
Werkzeugmaschinenbau, Wissenschaftlicher Gerätebau), während die „neue“ Biotechnologie 
eine Branche repräsentiert, in der die beiden deutschen Staaten jedenfalls zunächst den 
Anschluss verpasst hatten und dann mühsam versuchten aufzuholen. Freilich lassen sich 
leicht andere wichtige Technologiefelder finden, die in unserem Projekt nicht bearbeitet 
wurden, wie z. B. Atomenergie, Automobiltechnik, Informations- und 
Kommunikationstechnologie, Umwelttechnologie u.v.a.m. Diese sind teilweise in den 
anderen Teilprojekten des Forschungsverbundes thematisiert worden. Zu berücksichtigen ist 
auch, dass bei einer Vermehrung von Fallstudien über den jetzt erreichten Stand hinaus das 
Gesetz der abnehmenden Erträge gelten dürfte. Alle hier untersuchten Branchen sind 
prinzipiell „wissensbasiert“, d.h. durch mehr oder weniger starke 
Verwissenschaftlichungsprozesse gekennzeichnet. Das gilt auch für die Biotechnologie, die 




aber mit dem Aufkommen der Molekularbiologie einen starken 
Verwissenschaftlichungsschub erhielt. 
Das folgende Fazit gliedert sich wie folgt: Abschnitt 1 gibt einen Überblick über die 
Ergebnisse der einzelnen Fallstudien. Abschnitt 2 geht auf die in der Einleitung 
aufgeworfenen systematischen Fragen näher ein und legt dabei besonderes Gewicht auf den 
deutsch-deutschen Vergleich. Abschnitt 3 thematisiert offene konzeptionelle und inhaltliche 
Fragen. 
 
1. Die Fallstudien im Überblick 
 
Kapitel II-IV nehmen das Hochschulwesen in den beiden deutschen Staaten jeweils als 
Ganzes in den Blick. Kapitel II untersucht die Entwicklung der bundesdeutschen Hochschulen 
unter der Frage, ob die dortigen Strukturen es den Hochschulen und den in ihnen forschenden 
Wissenschaftlern ermöglichten, eine produktive Rolle im Nationalen Innovationssystem zu 
spielen. Wir kommen zu dem Ergebnis, dass die Strukturveränderungen an bundesdeutschen 
Hochschulen zwar in Grenzen auf die Bildungsexpansion der 1960er und 1970er Jahre 
reagierten, eine wirkliche Strukturreform in Hinblick auf die Forschung (z. B. 
Schwerpunktbildung) jedoch bis 1990 ausblieb. Die Bindungen zwischen Hochschulen und 
Industrie haben sich im Zeitverlauf eher gelockert als verstärkt. 
Kapitel III folgt den oft idiosynkratischen Irrungen und Wirrungen der DDR-
Hochschulpolitik. Im Gegensatz zur Bundesrepublik kam es in der DDR schon seit den 
1950er Jahren wiederholt zu tief greifenden Umstrukturierungen der Hochschullandschaft mit 
dem Ziel, diese stärker auf die Bedürfnisse der Industrie auszurichten. Der Erfolg dieser 
Maßnahmen in Hinblick auf Innovationsprozesse war gleichwohl begrenzt, was auf Grenzen 
staatlicher Steuerungskapazitäten verweist, aber auch auf die Inkonsistenz der Maßnahmen 
zurückzuführen sein wird. 
Kapitel IV identifiziert die Reformen der 1960er Jahre als entscheidende Umbruchphase in 
beiden deutschen Hochschulsystemen. Die Maßnahmen der 1960er Jahre erfolgten zwar vor 
dem Hintergrund unterschiedlicher Motivlagen, waren aber beide vom Ideal der 
industrienahen Großforschung inspiriert und scheiterten nicht zuletzt deswegen damit, die 
Hochschulen zu wirklichen Innovationsmotoren zu machen. 
Kapitel V widmet sich der Biotechnologie als erster Fallstudie. Im Zentrum steht dabei die so 




Jahren. In beiden Staaten bemühten sich Wissenschaftler wie Politiker in den 1980er Jahren, 
die Biotechnologie stärker als vorher an den Hochschulen zu verankern. Das gelang zwar 
auch, wie die Beispiele Braunschweig und Halle zeigen, führte aber nicht zu einer 
nennenswerten Innovationsdynamik. Bei diesem Fallbeispiel ist der Einfluss der 
Internationalisierung von Forschung und Entwicklung besonders in Rechnung zu stellen, denn 
die bundesdeutschen Chemiekonzerne schafften trotz „Pfadabhängigkeit“ den Einstieg in die 
molekulare Biotechnologie mit Hilfe US-amerikanischen Know-hows in erstaunlich kurzer 
Zeit. 
Kapitel VI schärft den Blick für die unterschiedlichen Innovationssysteme in Ost und West. In 
diesem Licht erscheint das Chemieprogramm der DDR als eine letztlich gescheiterte Strategie 
der nachholenden Modernisierung unter Bedingungen der Zentralverwaltungswirtschaft. Für 
die ehrgeizigen Ziele des Programms konnte die Staats- und Parteiführung nie ausreichende 
Ressourcen mobilisieren; wo sie es konnte, mangelte es an deren effizienter Verwendung.  
Hieran knüpft Kapitel VII fast nahtlos an. Während für die Bundesrepublik die Technischen 
Hochschulen bei der Vermittlung von Wissen über NC-Steuerungen an die überwiegend 
mittelständischen Werkzeugmaschinenhersteller neben anderen Akteuren durchaus eine 
wichtige Rolle spielten, misslang in der DDR nicht nur die „sozialistische Automatisierung“, 
sondern die Automatisierung überhaupt. Zwar konnte die DDR-Industrie NC-Steuerungen 
noch herstellen, musste aber mit dem Aufkommen der CNC-Steuerungen in den späten 
1970er Jahren weitgehend kapitulieren. Das war zwar nicht die alleinige Schuld der 
Hochschulen, jedoch ging von diesen auch kein positiver Schub aus. 
Kapitel VIII greift die Frage nach Ähnlichkeiten und Unterschieden in Ost- und 
Westdeutschland am Beispiel von Carl Zeiss Jena bzw. Oberkochen auf. Hier findet man ein 
stärkeres Festhalten an traditionellen Leitbildern der deutschen Innovationskultur auf der 
westlichen Seite der Grenze, während in Jena in den Jahren um 1970 eine Umorientierung 
stattfand. Die Zusammenarbeit mit Hochschulen war zwar in Jena rein quantitativ stärker 
ausgeprägt als in Oberkochen, führte aber nur selten zu erfolgreichen Innovationen und war 
vor allem in den 1970er und 1980er Jahren weitgehend ineffizient. Carl Zeiss Oberkochen 
zeigte dagegen Anzeichen eines „not invented here“-Syndroms, konnte sich aber gleichwohl 







2. Systematische Perspektiven 
 
Dieser Abschnitt soll soweit möglich die in der Einleitung aufgeworfenen systematischen 
Fragen vor dem Hintergrund des im Projekt erarbeiteten Kenntnisstands beantworten. Die 
erste Frage richtete sich auf die Bedeutung von Spezialisierungsgewinnen versus 
Kompetenzreichweite an Hochschulen. Hierzu ist zunächst festzustellen, dass Spezialisierung 
an westdeutschen Hochschulen kaum stattfand und auch in der DDR im Zuge der 3. 
Hochschulreform nicht in dem Maße, wie bisher angenommen (vgl. Kap. II-IV, V, VI). Dort, 
wo tatsächlich eine Spezialisierung erfolgte, wie in dem Vorzeigebeispiel der Universität Jena, 
sind wenig bis keine Gewinne zu erkennen. Das muss freilich nicht gegen Spezialisierung per 
se sprechen, sondern mag auch auf die inkonsistente DDR-Hochschul- und Forschungspolitik 
(Kap. II) sowie das ungünstige Umfeld der Zentralverwaltungswirtschaft zurückzuführen sein. 
Umgekehrt sind auch mögliche Gewinne aus der Kompetenzreichweite der bundesdeutschen 
Hochschulen, z. B. ein rascherer Einstieg in neue Technologiefelder, schwer zu erkennen 
(Kap. V). 
Die zweite Frage bezog sich auf das Ausmaß und die Auswirkungen von Konkurrenz und 
Kooperation in den beiden Forschungssystemen. Auch hier liegen die Dinge komplizierter als 
eine bloße Gegenüberstellung von Konkurrenz im Westen und Kooperation im Osten 
suggerieren würde. In der DDR scheint ein hohes Maß an inter-institutioneller Konkurrenz 
zwischen Hochschulen, Akademien und Industrieforschung mit einem relativ geringen Maß 
an intra-institutioneller Konkurrenz (innerhalb von Hochschulen, Akademien etc.) einher 
gegangen zu sein, was sich negativ auf die Bereitschaft auswirkte, über Institutionengrenzen 
hinweg zu kooperieren. Dass ein solches Verhalten die Entstehung von Innovationen nicht 
gerade fördert, dürfte auf der Hand liegen. In der Bundesrepublik gab es je nach Branchen 
und betrachteter Institution ein sehr unterschiedliches Ausmaß an Kooperation und 
Konkurrenz. Das möglicherweise erfolgreichste Beispiel der NC-Steuerungen zeigt jedoch, 
dass ein hohes Maß an Konkurrenz zwischen Hochschulen der Kooperation mit der Industrie 
durchaus zuträglich war. 
Trotz allen „Eigensinns“ (vgl. Lüdtke 2002; Lindenberger 1999) bei der Umsetzung der 3. 
Hochschulreform ist schlechterdings nicht zu leugnen, dass in der DDR das Hochschulwesen 
einer stärkeren zentralen Steuerung unterlag als in der Bundesrepublik. Wie oben ausgeführt, 
resultierte diese staatliche Steuerung z. T. aufgrund des „Eigensinns“ der Hochschulakteure, z. 




III u. IV). Von einer Stärkung der Hochschulautonomie konnte im Westen Deutschlands 
allerdings auch nicht die Rede sein, vielmehr führten die vielfältigen Verrechtlichungs- und 
Bürokratisierungsprozesse an den Hochschulen zu einer Lähmung der Kooperationsdynamik, 
die als Antwort ihrerseits neue Organisationsformen wie Technologietransferstellen 
hervorbrachten (Kap. II).  
Auch die These, die deutschen Hochschulen hätten es versäumt, ihren Beitrag zum 
wirtschaftlichen Strukturwandel zu leisten und somit die „Pfadabhängigkeiten“ der deutschen 
Innovationskultur verstärkt, bedarf der Differenzierung. Einerseits stützt das Beispiel der 
Biotechnologie diese Aussage (Kap. V). Andererseits liefert der Wissenschaftliche Gerätebau 
ein Beispiel für einen missglückten Versuch in der DDR, die eingefahrenen Technologiepfade 
zu verlassen und mit Unterstützung von Hochschulen und Akademien aus Carl Zeiss Jena ein 
High-Tech-Kombinat zu machen (Kap. VIII). Hier zeigt sich, dass eine zu ehrgeizige 
Pfadwechselstrategie im Extremfall sogar traditionelle Stärken untergraben kann, wenn die 
allgemeine Knappheit an Ressourcen von deren ineffizienter Nutzung begleitet wird, wie es 
für die DDR nicht untypisch war. Ein Vergleich mit dem Mikroelektronikprogramm drängt 
sich auf (Roesler 1997).  
Hinsichtlich des Spannungsfeldes von nationaler und internationaler Ausrichtung der 
Forschung lassen sich folgende Ergebnisse formulieren. Beide Wissenschaftssysteme 
orientierten sich an internationaler Spitzenforschung, dem in der DDR so genannten 
„Welthöchststand“. Aber Spitzenforschung auf international hohem Niveau führt nicht zu 
Innovationen, wenn deren Ergebnisse nicht in nationales, regionales oder lokales Wissen 
transformiert und von anderen Akteuren angeeignet werden können. Wie eine erfolgreiche 
Strategie aussehen kann, zeigt wiederum die Rolle der bundesdeutschen Technischen 
Hochschulen bei der Durchsetzung von NC-Steuerungen im Werkzeugmaschinenbau (Kap. 
VII), die im Wesentlichen im Transfer von US-amerikanischem Know-how an kleine und 
mittlere Unternehmen in Deutschland bestand. In der DDR dagegen verlor die Orientierung 
am Leitbild der Autarkie aufgrund der mangelhaften Integration des RGW nie ihre Bedeutung 
und führte letztlich zu einer Strategie der Imitation statt Innovation (Kap. VI, VIII). 
Was folgt daraus für die übergreifende Frage nach einer gemeinsamen deutschen 
Innovationskultur in Ost und West nach 1945? Hier hilft eine zeitliche Differenzierung weiter. 
In einer ersten Phase nach 1945 blieben zunächst in beiden deutschen Staaten Elemente der 
traditionellen deutschen Innovationskultur bestehen wie z. B. Orientierung am Leitbild der 
Präzision bzw. der deutschen Wertarbeit (Kap. VIII) oder im Bereich der Hochschulen die 




Volluniversitäten (Kap. II, III). Daran änderte auch die Gründung von Spezialhochschulen in 
den 1950er Jahren zunächst nur wenig. Dennoch zeigten sich schon in dieser ersten Phase, die 
bis in die 1960er Jahre dauerte, erste Divergenzen in den Entwicklungspfaden: So lockerten 
sich schon in der frühen DDR die Beziehungen zwischen Hochschulen und Industrie – 
möglicherweise als Folge der Umstellung des Wirtschaftssystems, während sie in der 
Bundesrepublik bis in die 1960er Jahre hinein eng blieben (Kap. II, III). In der chemischen 
Industrie schafften die westdeutschen Unternehmen in den 1950er Jahren erfolgreich den 
Pfadwechsel von der Karbid- zur Petrochemie, während dies in der DDR nie vollständig 
gelang (Kap. VI). Daran zeigt sich die größere Wirkungsmacht des traditionellen Leitbildes 
der Autarkie in der DDR, wenn auch unter gegenüber dem Nationalsozialismus geänderten 
Vorzeichen. 
Ein zweiter Bruch ist schließlich für die späten 1960er und frühen 1970er Jahre zu 
konstatieren. In dieser Zeit fanden in beiden Staaten die wesentlichsten Hochschulreformen 
statt, die zwar beide vom Ideal der Großforschung inspiriert waren, aber dennoch zu 
divergenten Organisationsmustern führten (Kap. IV). Gleichzeitig verlor in der DDR das 
Leitbild der deutschen Wertarbeit teilweise an Prägekraft und war in machen 
Industriebereichen letztlich nicht mehr handlungsleitend. In der Bundesrepublik gelang es 
anscheinend besser, dieses Element der deutschen Innovationskultur zu konservieren (Kap. 
VIII). Die divergenten Entwicklungspfade in den beiden deutschen Staaten nach 1945 lassen 
sich also nicht auf die einfache Formel bringen, einer der beiden habe den gemeinsamen Pfad 
verlassen. Vielmehr handelte es sich um einen komplexen mehrstufigen Prozess, in dem 
unterschiedliche Elemente der deutschen Innovationskultur tradiert, gleichzeitig aber durch 
Prozesse der „Westernisierung“, „Amerikanisierung“, „Sowjetisierung“ und Globalisierung 
überformt wurden. 
 
3. Offene Fragen 
 
Damit sind freilich noch nicht alle Fragen beantwortet. Die vorliegende Studie konzentrierte 
sich der Aufgabenstellung gemäß auf die Rolle der Hochschulen in den Innovationssystemen 
und der Innovationskultur der beiden deutschen Staaten. Darüber hinaus soll auf folgende 
offene Fragen bzw. Forschungsdesiderate hingewiesen werden: 
 Nötig sind weitere internationale Vergleiche, insbesondere mit anderen europäischen 




Hochschulen bei der Entstehung von Basisinnovationen eine aktivere Rolle spielten, 
von der Mikroelektronik über Biotechnologie und Lasertechnik bis hin zu 
numerischen Steuerungen für den Maschinenbau. Dennoch wurde der Wissenstransfer 
dort ebenfalls lange Zeit als unzureichend eingeschätzt, so dass dort seit den späten 
1970er Jahren Maßnahmen zur Erleichterung des Transfers eingeleitet wurden 
(Mowery et. al. 2004). 
 Neben dem Beitrag zur Entstehung von Basisinnovationen und der Ausbildung 
qualifizierter Fachkräfte können Hochschulen andere wichtige Funktionen für ein 
Nationales Innovationssystem übernehmen. Deutlich wurde z. B. in der Fallstudie 
Werkzeugmaschinenbau (Kap. VIII), dass Hochschulen im Transfer von Wissen aus 
anderen Ländern eine wichtige Vermittlerfunktion einnehmen können. Unabhängig 
von der Rolle der Hochschulen fehlen generell Technologietransferstudien auf 
methodisch aktuellem Niveau. Dann ließen sich auch Fragen nach dem Ausmaß und 
der Bedeutung von „Amerikanisierung“, „Sowjetisierung“, Globalisierung und 
endogenem Wandel leichter beantworten. 
 Lohnend erscheint auch der Einbezug von außer-universitären Forschungsinstituten. 
Besonders im Fall der Biotechnologie waren die Beiträge der Max-Planck-Institute 
wahrscheinlich wichtiger als die der Hochschulen. Gleiches gilt in der DDR für die 
Akademie-Institute. 
 Über die hier vorgelegten Ergebnisse hinausgehende Erkenntnisse verspricht auch eine 
trennschärfere Analyse von high-tech, medium und low-tech Bereichen der 
Innovationstätigkeit. 
 Das Konzept der Innovationskultur müsste stärker konkretisiert und operationalisiert 
werden. Wichtige Elemente eines solchen Konzepts könnten solche auf der mittleren 
Abstraktionsebene positionierten Begriffe wie „Leitbild“ (Dierkes/Hoffmann/Marz 
1992), „Netzwerk“ (Kowol 1998) und „Vertrauen“ (Endress 2002) sein. Diese 
Begriffe sind systematisch aufeinander bezogen, da funktionierende Netzwerke auf 
geteilte Leitbilder und wechselseitige Vertrauensbeziehungen angewiesen sind. Hier 
würden sich Anschlussmöglichkeiten an aktuelle soziologische, historische und 









Bundesarchiv Berlin-Lichterfelde (BArch) 
Hochschularchiv der RWTH Aachen (HARWTH) 
Landesarchiv Berlin (LAB) 
Landesarchiv Nordrhein-Westfalen Hauptstaatsarchiv Düsseldorf (HSTAD) 
Landeshauptarchiv Sachsen-Anhalt, Abteilung Merseburg (LAM) 
Niedersächsisches Landesarchiv Hauptstaatsarchiv Hannover (HSTAH) 
Sächsisches Hauptstaatsarchiv Dresden (HStAD) 
Sächsisches Staatsarchiv Chemnitz (STAC) 
Stiftung Archiv der Parteien und Massenorganisationen der DDR (SAPMO-BArch) 
Thüringisches Staatsarchiv Rudolstadt (ThSR) 
Universitätsarchiv Braunschweig (UAB) 
Universitätsarchiv Chemnitz (UAC) 
Universitätsarchiv Darmstadt 
Universitätsarchiv der TU Dresden (TUD-Arch) 
Universitätsarchiv Halle (UAH) 
Universitätsarchiv Stuttgart (UAS) 
Unternehmensarchiv Carl Zeiss (UACZ) 
Unternehmensarchiv der Bayer AG 




2. Weitere Quellen und Literatur 
 
80 Jahre WZL (1986): Innovation aus Tradition, Aachen. 
Abele, Johannes (2001): Regionalisierung in der DDR. Fragen zur Entwicklung des 
Hochschulwesens, in: Abele, Johannes/ Barkleit, Gerhard/ Hänseroth, Thomas (Hg.): 
Innovationskulturen und Fortschrittserwartungen im geteilten Deutschland, Köln, Weimar, 
Wien: Böhlau, 331-348. 
Abelshauser, Werner (2001): Umbruch und Persistenz: Das deutsche Produktionsregime in 
historischer Perspektive, in: Geschichte und Gesellschaft 27, 503-523. 
Abelshauser, Werner (2003): Kulturkampf. Der deutsche Weg in die Neue Wirtschaft und die 
amerikanische Herausforderung (= Kulturwissenschaftliche Interventionen, Bd. 4), Berlin. 
Abramson, Norman H./ Enccarnacao, José/ Reich, Proctor P./ Schmoch, Ulrich (1997): 
Technology Transfer Systems in the United States and Germany. Lessons and Perspectives, 
Washington: National Academy Press. 
Adler, Henry (1986): Territoriale Aspekte der Bildungsplanung beim Hochschuldirektstudium 
(=Sonderdruck Zentralinstitut für Hochschulbildung, Studien zur Hochschulentwicklung), 
Berlin. 
Ahrens, Ralf (2000): Gegenseitige Wirtschaftshilfe? Die DDR im RGW. Strukturen und 
handelspolitische Strategien 1963-1976, Köln, Weimar, Wien: Böhlau. 
Albrecht, Helmuth (1995): Laserforschung im Zeitalter des „Kalten Krieges“, Schauplätze 
USA, BRD und DDR, in: Wechselwirkung 17, 13-17. 
Allesch, Jürgen/ Preiß-Allesch, Dagmar/ Spengler, Ulrich (1988): Hochschule und Wirtschaft. 
Bestandsaufnahme und Modelle der Zusammenarbeit, Köln: TÜV Rheinland. 
Ash, Mitchell G. (1997): Unification in German higher education – “renewal” or the 
importation of crisis?, in: Ash, Mitchell G. (ed.): German Universities. Past and Future. Crisis 
or Renewal?, Providence , Oxford: Berghahn, p. 84-109. 
Ash, Mitchell G., Hg. (1999): Mythos Humboldt. Vergangenheit und Zukunft der deutschen 
Universitäten, Wien u.a. 
Bähr, Johannes (1995): Die „amerikanische Herausforderung“. Anfänge der 
Technologiepolitik in der Bundesrepublik Deutschland, in: Archiv für Sozialgeschichte 35, 
115-130. 
Bähr, Johannes (1999): Institutionenordnung und Wirtschaftsentwicklung. Die 
Wirtschaftsgeschichte der DDR aus der Sicht des zwischendeutschen Vergleichs, in: 
Geschichte und Gesellschaft 25, 530-555. 
Barkleit, Gerhard (1999): Das Dilemma der Mikroelektronik in der DDR in der zweiten 




als Instrument, Berlin: Duncker & Humblot (= Dokumente und Schriften der Europäischen 
Akademie Otzenhausen 86), 307-322. 
Barkleit, Gerhard (2000): Mikroelektronik in der DDR. SED, Staatsapparat und 
Staatssicherheit im Wettstreit der Systeme, Dresden (= Hannah-Arendt-Institut für 
Totalitarismusforschung, Berichte und Studien 29. 
Baske, Siegfried (1998): Das Hochschulwesen, in: Chrisoph Führ / Carl-Ludwig Furck (Hg.): 
Handbuch der deutschen Bildungsgeschichte, Bd. VI 1945 bis zur Gegenwart. Zweiter 
Teilband. Deutsche Demokratische Republik und neue Bundesländer, München, 202-228. 
Benninga, H. (1990): A history of lactic acid making. A chapter in the history of 
biotechnology, Dordrecht/Boston/London. 
Benz, Wilfried (1998): Der Wissenschaftsrat, in: Wissenschaftsrat (Hg.): Wissenschaftsrat 
1957-1997, Köln: Wissenschaftsrat, S. 49-60. 
Bey, I. (1982): MPST: Modulares Baukastensystem für Maschinensteuerungen, in: 
Werkstattstechnik 72, H. 1, 57. 
Bijker, Wiebe E., Hg. (1993): The social construction of technological systems. New 
directions in the sociology and history of technology, Cambridge. 
Bijker, Wiebe E. (1995): Of Bicycles, Bakelites, and Bulbs. Toward a Theory of 
Sociotechnical Change, Cambridge, London. 
Binder, D. (1980): Modulares Mehrprozessor-Steuersystem für Arbeitsmaschinen, in: 
Werkstattstechnik 70, H. 8, 525-529. 
Biotechnologische Forschung und Produktion – Eine Chance für Braunschweig? (1989) 
Dokumentation einer öffentlichen Vortrags- und Diskussionsveranstaltung am 9. Februar 
1989, Braunschweig (= Schriften der Stadt Braunschweig zur kommunalen Planung, Reihe 3, 
H. 5). 
Bornefeld, Rüdiger (1972): Die Aufgaben der Elektronik im Reg Elta 14, in: Zeiss 
Informationen, H. 80, 24-27. 
Braun, Hans-Joachim (1996): Einleitung, in: Technikgeschichte 63, 279-283. 
Brodde, K. (1992): Wer hat Angst vor DNS? Die Karriere des Themas Gentechnik in der 
deutschen Tagespresse von 1973-1989, Frankfurt am Main et al. (= Sprache in der 
Gesellschaft 20). 
Buchholz, Klaus-Jürgen (1990): Regionalisierte Forschungs- und Technologiepolitik. 
Dargestellt am Beispiel Niedersachsens seit dem ersten Kabinett Albrecht, Münster: Lit. 
Bud, Robert (1993): The uses of life. A history of biotechnology, Cambridge et al. 
Bultmann, Torsten/ Weitkamp, Rolf (1999): Hochschule in der Ökonomie. Zwischen 
Humboldt und Standort Deutschland, Marburg: BdWi-Verlag (= Reihe Hochschule, Bd. 2). 




Burrichter, Clemens/ Diesener, Gerald, Hg. (2002): Auf dem Weg zur „Produktivkraft 
Wissenschaft“, Leipzig. 
Buthmann, Reinhard (1997): Kadersicherung im Kombinat VEB Carl Zeiss Jena. Die 
Staatssicherheit und das Scheitern des Mikroelektronikprogramms, Berlin (= Analysen und 
Dokumente 12). 
Büttner, Sabine (1993): Die Wettbewerbssituation in der feinmechanischen und optischen 
Industrie. Eine markttheoretische Analyse unter besonderer Berücksichtigung des 
Unternehmens Carl Zeiss, Bayreuth. 
Carl Zeiss Jena GmbH (2004): Pressemitteilung J28/04 der Carl Zeiss Jena GmbH. 
Communiqué of the Conference of Ministers responsible for Higher Education in Berlin on 19 
September 2003 (2003): Realising the European Higher Education Area, 2003, 
http://www.bologna-berlin2003.de/pdf/Communique1.pdf, (8. 10. 2003). 
Connelly, John (1997): East German Universities, 1945-1989, in: Mitchell G. Ash (ed.), 
German Universities. Past and Future. Crisis or Renewal?, Providence/ Oxford, 55-83. 
Connelly, John (2000): Captive University. The Sovietization of East German, Czech, and 
Polish Higher Education, 1945-1956, Chapel Hill, London. 
Cornelsen, Doris (1988): Die Wirtschaft der DDR in der Honecker-Ära, in: Gert-Joachim 
Glaeßner (Hg.): Die DDR in der Ära Honecker. Politik - Kultur - Gesellschaft (=Schriften des 
Zentralinstituts für sozialwissenschaftliche Forschung der Freien Universität Berlin Bd. 56), 
Opladen: Westdeutscher Verlag, 357-370. 
Deilmann, Benedikt (1995): Wissens- und Technologietransfer als regionaler 
Innovationsfaktor. Ausgangsbedingungen, Probleme und Perspektiven am Beispiel der 
Hochschulen und Forschungseinrichtungen in den neuen Bundesländern, Dortmund. 
Dienel, Hans-Luidger/ Hilz, Helmut (1993): Bayerns Weg in das technische Zeitalter. 125 
Jahre Technische Universität München, 1868-1993, München: Hugendubel. 
Dierkes, Meinolf/ Hoffmann, Ute/ Marz, Lutz (1992): Leitbild und Technik. Zur Entstehung 
und Steuerung technischer Innovationen, Berlin. 
Dolata, U. (1996): Politische Ökonomie der Gentechnik. Konzernstrategien, 
Forschungsprogramme, Technologiewettläufe, Berlin. 
Edquist, Charles, Ed. (1997): Systems of innovation. Technologies, institutions and 
organizations, London, Washington. 
Elle, Hans-Dieter, Hg. (1998): Hochschul-Transferstellen in Nordrhein-Westfalen. 
Entwicklung, Leistungen, Perspektiven, Köln: Hans-Dieter Elle + Partner. 
Ellwein, Thomas (1992): Die deutsche Universität vom Mittelalter bis zur Gegenwart, 2. Aufl. 
Frankfurt am Main: Hain. 





Enders, Jürgen/ Schimank, Uwe (2001): Faule Professoren und vergreiste 
Nachwuchswissenschaftler? Einschätzungen und Wirklichkeit, in: Stölting, Erhard/ Schimank, 
Uwe (Hg.): Die Krise der Universitäten, Wiesbaden: Westdeutscher Verlag (= Leviathan, 
Sonderheft 20), 159-178. 
Epple, Moritz (2002): Präzision versus Exaktheit. Konfligierende Ideale der angewandten 
mathematischen Forschung, in: Berichte zur Wissenschaftsgeschichte 25, 171-193. 
Etzkowitz, Henry/ Leydesdorff, Loet, Hg. (1997): Universities and the Global Knowledge 
Economy. A Triple Helix of University-Industry-Government Relations, London: Pinter. 
Etzkowitz, Henry/ Leydesdorff, Loet (2000): The dynamics of innovation. From national 
systems and “mode 2” to a triple helix of university-industry-government relations, in: 
Research Policy 29, 109-123. 
Europäische Kommission (1995): Grünbuch zur Innovation, Luxemburg: Amt für amtliche 
Veröffentlichungen der Europäischen Gemeinschaft. 
Förtsch, E./ Burrichter, C. (1992): Technik und Staat in der Deutschen Demokratischen 
Republik (1949-1989/90), in: A. Hermann/ H.-P. Sang (Hg.): Technik und Staat, Düsseldorf, 
205-228. 
Förtsch, E. (1999): Science, Higher Education, and Technology Policy, in: K. Macrakis/ D. 
Hoffmann: Science under Socialism. East Germany in Comparative Perspective, Cambridge, 
25-43. 
Fratzscher, W./ Meinicke, K.-P. (1998): Verfahrenstechnik, in: J. Kocka/ R. Mayntz (Hgg.): 
Wissenschaft und Wiedervereinigung. Disziplinen im Umbruch, Berlin, 303-359. 
Fraunholz, Uwe (2003): Mobilisierung der „Produktivkraft Wissenschaft“? Die Hochschulen 
und das Chemieprogramm der DDR in den 1950er und 1960er Jahren“, in: Dresdener 
Beiträge zur Geschichte der Technikwissenschaften 28, 33-70. 
Fraunholz, Uwe/ Schramm, Manuel (2004): Zwischen Elfenbeinturm und Industrielabor: Die 
Hochschulen im westdeutschen Innovationssystem, 1945-1990, working paper des 
Forschungsverbunds Innovationskultur in Deutschland 2/2004 
(www.innovationskultur.mwn.de). 
Führ, Christoph/ Furck, Carl-Ludwig (1998): Handbuch der deutschen Bildungsgeschichte, 
Bd VI: 1945 bis zur Gegenwart, Erster Teilband: Bundesrepublik Deutschland, München: C. 
H. Beck. 
Garbe, C./ Menhart, H./ Schreiber, S. (2002): Chance Biotechnologie. Leitfaden für 
Investoren, Frankfurt am Main. 
Gibbons, Michael et al. (1994): The New Production of Knowledge. The Dynamics of 
Science and Research in Contemporary Societies, London: Sage. 
Gießmann , Ernst-Joachim (1968): Ziele und Aufgaben der sozialistischen Hochschulreform, 
in: Das Hochschulwesen 16/H. 5, 306-315. 
Götz, E./ Wörn, H. (1976): Bus-Systeme für Werkzeugmaschinensteuerungen, in: 




Graichen, D/ Hossfeld, P./ Stahr, R. (1979): 25 Jahre Technische Hochschule „Carl 
Schorlemmer“ Leuna-Merseburg. Abriß der 25jährigen Geschichte einer Stätte sozialistischer 
Erziehung, Bildung und Forschung in der Deutschen Demokratischen Republik, in: 
Wissenschaftliche Zeitschrift der TH Leuna-Merseburg 21, H. 3 und 4: 30 Jahre Deutsche 
Demokratische Republik. 25 Jahre Technische Hochschule „Carl Schorlemmer“ Leuna-
Merseburg, 37-116. 
Grimm, Jacob/ Grimm, Wilhelm (1897): Deutsches Wörterbuch, Bd. 4,1,2, Leipzig. 
Grupp, Hariolf/ Dominguez-Lacasa, Iciar/ Friedrich-Nishio, Monika (2002): Das deutsche 
Innovationssystem seit der Reichsgründung. Indikatoren einer nationalen Wissenschafts- und 
Technikgeschichte in unterschiedlichen Regierungs- und Gebietsstrukturen, Heidelberg. 
Habetha, Klaus, Hg. (1995): Wissenschaft zwischen technischer und gesellschaftlicher 
Herausforderung: die Rheinisch-Westfälische Technische Hochschule Aachen 1970 bis 1995, 
Aachen: Einhard. 
Handel, Kai (2001): Innovationen in Bildung und Ausbildung an den bundesdeutschen 
Hochschulen? Hochschulgründungen und Studienreformen, in: Abele, Johannes/ Barkleit, 
Gerhard/ Hänseroth, Thomas (Hg.): Innovationskulturen und Fortschrittserwartungen im 
geteilten Deutschland, Köln, Weimar, Wien: Böhlau, 279-299. 
Haselmann, Helmut (1960): 10 Jahre Standard-Mikroskop, in: Zeiss-Werkzeitschrift 8, H. 35, 
10-15. 
Häusler, Jürgen (1989): Industrieforschung in der Forschungslandschaft der Bundesrepublik: 
ein Datenbericht, Max-Planck-Institut für Gesellschaftsforschung, discussion paper 89/1, 
Köln. 
Helberger, Christof/ Palamidis, Helene (1989): Der Beitrag der Humankapitaltheorie zur 
Erklärung der Bildungsnachfrage, in: P. A. Döring/ H. Weishaupt/ M. Weiß (ed.): Bildung in 
sozioökonomischer Sicht, Frankfurt am Main: Böhlau, S. 205-220. 
Hellmuth, Edith/ Wolfgang Mühlfriedel (2000): Carl Zeiss Jena – widerspruchsvoller Weg in 
die Planwirtschaft, in: Rüdiger Stutz (Hg.), Macht und Milieu. Jena zwischen Kriegsende und 
Mauerbau, Rudolstadt/ Jena: Hain (= Bausteine zur Jenaer Stadtgeschichte Bd. 4), 327-368. 
Hermann, Armin (1992): Carl Zeiss. Die abenteuerliche Geschichte einer deutschen Firma, 
München/ Zürich. 
Hermes, H. J. et al. (2003): Von der Kgl. Gewerbeschule zur Technischen Universität. Die 
Entwicklung der höheren technischen Bildung in Chemnitz 1836-2003, Chemnitz. 
Herzog, Hans-Henning (1991): WOP auf dem steinigen Weg zur Norm, in: Technische 
Rundschau 83, H. 22, 48-53. 
Hirsch-Kreinsen, Hartmut (1993): NC-Entwicklung als gesellschaftlicher Prozeß. 
Amerikanische und deutsche Innovationsmuster der Fertigungstechnik, Frankfurt am Main/ 
New York. 
Hohn, Hans-Willy/ Schimank, Uwe (1990): Konflikte und Gleichgewichte im 




finanzierten außeruniversitären Forschung, Frankfurt am Main, New York: Campus (= 
Schriften des Max-Planck-Instituts für Gesellschaftsforschung 7). 
Honecker, Erich (1984): Aus dem Bericht des Politbüros an die 9. Tagung des ZK der SED. 
Einberufung des XI. Parteitages der SED. Beschluss der 9. Tagung des Zentralkomitees der 
SED, Berlin. 
Höxtermann, E. (1997): Zur Profilierung der Biologie an den Universitäten der DDR bis 1968, 
Berlin (= Max-Planck-Institut für Wissenschaftsgeschichte, Preprint 72). 
http://www.biotec-bs.de 
http://www.i-s-b.org/firmen/search.htm 
Jarausch, Konrad (1999): Das Humboldt-Syndrom: Die westdeutschen Universitäten 1945-
1989 – Ein akademischer Sonderweg? in: Mitchell Ash (ed.), Mythos Humboldt. 
Vergangenheit und Zukunft der deutschen Universitäten, Wien, 58-79. 
Jarausch, Konrad/ Siegrist, Hannes, Hg. (1997): Amerikanisierung und Sowjetisierung in 
Deutschland 1945-1970, Frankfurt am Main/ New York. 
Jessen, Ralph (1999): Akademische Elite und kommunistische Diktatur. Die ostdeutsche 
Hochschullehrerschaft in der Ulbricht-Ära, Göttingen: Vandenhoeck & Ruprecht. 
Jessen, Ralph (2003): Zwischen diktatorischer Kontrolle und Kollaboration: Die Universitäten 
in der SBZ/DDR, in: J. Connelly und M. Grüttner (Hgg.): Zwischen Autonomie und 
Anpassung: Universitäten in den Diktaturen des 20. Jahrhunderts, Paderborn, 229-263. 
Judt, Matthias (1989): Der Innovationsprozess Automatisierte Informationsverarbeitung in der 
DDR von Anfang der fünfziger bis Anfang der siebziger Jahre, Diss. A, Berlin, HU. 
Karlsch, Rainer (1993): Der Traum vom Öl- zu den Hintergründen der Erdölsuche in der 
DDR, in: Vierteljahrschrift für Sozial- und Wirtschaftsgeschichte 80, 63-87. 
Karlsch, Rainer (1999): „Wie Phönix aus der Asche?“ Rekonstruktion und Strukturwandel in 
der chemischen Industrie in beiden deutschen Staaten bis Mitte der sechziger Jahre, in: L. 
Baar/ D. Petzina (Hgg.): Deutsch-Deutsche Wirtschaft 1945-1990. Strukturveränderungen, 
Innovationen und regionaler Wandel. Ein Vergleich, St. Katharinen, 262-303. 
Karlsch Rainer/ Stokes, Raymond G. (2003): Faktor Öl, Die Mineralölwirtschaft in 
Deutschland, 1859-1974, München. 
Keck, Otto (1993): The National System for technical Innovation in Germany, in: Nelson, 
Richard R. (Hg.): National Innovation Systems. A Comparative Analysis, New York, Oxford: 
Oxford University Press, 115-157. 
Kirchner, Otto Bernd (2000): Wafer-Stepper und Megabit-Chip. Die Rolle des Kombinats 
Carl-Zeiss-Jena in der Mikroelektronik der DDR, Diss. Stuttgart. 
Kluge, Friedrich (2000): Etymologisches Wörterbuch der deutschen Sprache. Bearbeitet von 




Koch, Ute/ Becker, Ulrike (1998): Sozialforschung in der DDR, in: Materialien zur 
Erforschung der DDR-Gesellschaft. Quellen, Daten, Instrumente, hrsg. von der Gesellschaft 
Sozialwissenschaftlicher Infrastruktureinrichtungen, Opladen, 23-94. 
Kocka, Jürgen (1998): Wissenschaft und Politik in der DDR, in: Ders./ R. Mayntz (Hgg.): 
Wissenschaft und Wiedervereinigung. Disziplinen im Umbruch. Interdisziplinäre 
Arbeitsgruppe Wissenschaften und Wiedervereinigung, Berlin, 435-456. 
Köhler, Helmut (1992): Bildungsbeteiligung und Sozialstruktur in der Bundesrepublik. Zu 
Stabilität und Wandel von Bildungschancen, Berlin: Max-Planck-Institut für 
Bildungsforschung (Studien und Berichte 53). 
Köhler, Horst (1983): 30 Jahre Forschung und Entwicklung im Zeiss-Werk Oberkochen, 
Oberkochen, 168-189. 
Köhler, Roland et al. (1987): Geschichte des Hochschulwesens der Deutschen 
Demokratischen Republik (1961-1980), Teil II, Berlin (Ost). 
König, Wolfgang (1990): Technische Hochschule und Industrie – Ein Überblick zur 
Geschichte des Technologietransfers. In: Schuster, Hermann J. (Hg.): Handbuch des 
Wissenschaftstransfers. Berlin: Springer, 29-41. 
König, Wolfgang (1993): Technical Education and Industrial Performance in Germany. A 
Triumph of Heterogeneity, in: Robert Fox/ Anna Guagnini, Education, technology and 
industrial Performance in Europe, 1850-1939, Cambridge, 65-87. 
König, Wolfgang (1995): Technikwissenschaften. Die Entstehung der Elektrotechnik aus 
Industrie und Wissenschaft zwischen 1880-1914, Chur: Verlag Fakultas. 
Kopstein, J. (1997): The Politics of Economic Decline in East Germany, 1945–1989, Chapel 
Hill, London. 
Kowalski, Roland (1996): Die Integration der Elektronik in den wissenschaftlichen Gerätebau 
– eine Fallstudie, dargestellt in einer vergleichenden Betrachtung von Carl Zeiss Jena und 
Carl Zeiss Oberkochen während der sechziger Jahre, in: Johannes Bähr/ Dietmar Petzina 
(Hg.), Innovationsverhalten und Entscheidungsstrukturen. Vergleichende Studien zur 
wirtschaftlichen Entwicklung im geteilten Deutschland 1945-1990, Berlin (= Schriften zur 
Wirtschafts- und Sozialgeschichte 48), 191-213. 
Krakat, Klaus (1996): Probleme der DDR-Industrie im letzten Fünfjahrplanzeitraum (1986-
1989/1990), in: Eberhard Kuhrt (ed.), Die wirtschaftliche und ökologische Situation der DDR 
in den 80er Jahren (=Am Ende des realen Sozialismus. Beiträge zu einer Bestandsaufnahme 
der DDR-Wirklichkeit in den 80er Jahren, Bd. 2), Opladen, 137-176. 
Krimsky, S. (1985): Genetic Alchemy. The Social History of the Recombinant DNA 
Controversy, Cambridge et al. 
Krücken, Georg (2001): Wissenschaft im Wandel? Gegenwart und Zukunft der Forschung an 
deutschen Hochschulen, in: Stölting, Erhard/ Schimank, Uwe (Hg.): Die Krise der 
Universitäten, Wiesbaden: Westdeutscher Verlag (= Leviathan, Sonderheft 20), 326-345. 
Laitko, Hubert (1996): Wissenschaftlich-technische Revolution: Akzente des Konzepts in 




Laitko, Hubert (1998): Umstrukturierung statt Neugründung. Die dritte Hochschulreform der 
DDR, Berichte zur Wissenschaftsgeschichte 21, 143-158. 
Laitko, Hubert (2002): Wissenschaftspolitik und Wissenschaftsverständnis in der DDR. 
Facetten der fünfziger Jahre, in: C. Burrichter/ G. Diesener, (Hg.), Auf dem Weg zur 
„Produktivkraft Wissenschaft“, Leipzig, 107–139. 
Laske, Gabriele (1995): Eine Musterbranche stürzt ab. Werkzeugmaschinenbau in den USA 
und Deutschland, Bremen. 
Lieske, Jürgen (2000): Forschung als Geschäft. Die Entwicklung von Auftragsforschung in 
den USA und Deutschland (= Campus Forschung, Bd. 800), Frankfurt am Main, New York: 
Campus. 
Lindenberger, Thomas, Hg. (1999): Herrschaft und Eigen-Sinn in der Diktatur. Studien zur 
Gesellschaftsgeschichte der DDR, Köln, Weimar, Wien: Böhlau (=Zeithistorische Studien, hg. 
v. Zentrum für Zeithis-torische Forschung Potsdam; Bd. 12/Herrschaftsstrukturen und 
Erfahrungsdimensionen der DDR-Geschichte, Bd. 1). 
Lötsch, Manfred, Hg.(1988): Ingenieure in der DDR. Soziologische Studien, hrsg. vom 
Wissenschaftlichen Rat für Soziologische Forschung in der DDR, Berlin. 
Lüdtke, Alf (2002): From Ties that Bind to Ties that Relieve. Eigensinn and Bindung Among 
Industrial Workers in 20th Century Germany“, in: Y. Elkana et al. (Hg.), Unraveling Ties. 
From Social Cohesion to New Practices of Connectedness, Frankfurt, New York, 179-198. 
Lundgreen, Peter (1979): „Natur- und Technikwissenschaften an deutschen Hochschulen, 
1870-1970: Einige quantitative Entwicklungen“, in: R. Rürup (Hg.), Wissenschaft und 
Gesellschaft. Beiträge zur Geschichte der Technischen Universität Berlin 1879-1979, Bd. 1, 
Berlin et al., 209-230. 
Lundgreen, Peter (1994): Die Ausbildung von Ingenieuren an Fachschulen und Hochschulen 
in Deutschland, 1770-1990, in: Lundgreen, Peter/ Grelon, André (Hg.): Ingenieure in 
Deutschland, 1770-1990, Frankfurt am Main, New York: Campus, 13-78. 
Lundvall, Bengt-Ake, Ed. (1995): National systems of innovation. Towards a theory of 
innovation and interactive learning, London. 
MacKenzie, Donald (1990): Inventing accuracy. A historical sociology of nuclear missile 
guidance, Cambridge/ London. 
Malycha, Andreas (2001): Das Verhältnis zwischen Wissenschaft und Politik in der 
SBZ/DDR von 1945 bis 1961, in: Aus Politik und Zeitgeschichte 19, 14–21. 
Marschall, Luitgard (2000): Im Schatten der chemischen Synthese. Industrielle 
Biotechnologie in Deutschland (1900-1970), Frankfurt am Main/ New York. 
Martin-Luther-Universität Halle (1968): Personal- und Vorlesungsverzeichnis 1968/69, Halle. 
Martin-Luther-Universität Halle (1969): Personal- und Vorlesungsverzeichnis 1969/70, Halle. 




Marx, Karl (1989): Das Kapital, Kritik der politischen Ökonomie, Erster Bd., 33. Aufl. Berlin. 
Merkel, Ina (1999): Utopie und Bedürfnis. Die Geschichte der Konsumkultur in der DDR, 
Köln: Böhlau. 
Meuschel, S. (1992): Legitimation und Parteiherrschaft. Zum Paradox von Stabilität und 
Revolution in der DDR 1945-1989, Frankfurt am Main. 
Meyer-Dohm, Peter (1980): Innovationsforschung und Innovationspolitik für das Ruhrgebiet. 
In: Koschnitzke, Rudolf; Plieg, Ernst-Albrecht (Hg.): Ruhrgebiet heute., Bochum: 
Brockmeyer (= Schriftenreihe der Ruhr-Universität und der Stadt Bochum, RUB-Winter 7), 
7-31. 
Meyer-Kramer, F. et. al. (1984): Erfassung regionaler Innovationsdefizite, Karlsruhe. (= 
Schriftenreihe Raumordnung des Bundesministers für Raumordnung, Bauwesen und 
Städtebau 06.054). 
Michel, Kurt (1973): Axiomat von Zeiss, ein Mikroskop mit neuem Konzept, in: Zeiss-
Information 21, H. 82, 4-15. 
Middell, Matthias (1997): 1968 in der DDR: Das Beispiel der Hochschulreform, in: E. 
François et al. (Hg.), 1968 – ein europäisches Jahr?, Leipzig, 125-146. 
Mittag, Ulrich/ Stracke, Friedrich (1987): Wissenstransfer aus Hochschulen – von der Idee 
zum Produkt, in: Adolf Wagner (Hg.): Beiträge einer traditionellen Universität zur 
industriellen Innovation, Tübingen: Mohr, 29-41. 
Modulare Steuerungstechnik mit wachsender Anwenderzahl (1985), in: Werkstattstechnik 75, 
H. 6, 335-336. 
Mowery, David C./ Nelson, Richard R. (1999): Explaining industrial leadership, in: Dies. 
(ed.): Sources of industrial leadership. Studies of seven industries. Cambridge, 359-382. 
Mowery, David C./ Nelsion, Richard C./ Sampat, Bhaven N./ Ziedonis, Arvids A. (2004): 
Ivory Tower and Industrial Innovation. University-Industry Technology Transfer Before and 
After the Bayh-Dole Act in the United States, Stanford. 
Mühlfriedel, Wolfgang./ Wießener, K. (1989): Die Geschichte der Industrie der DDR bis 
1965, Berlin. 
Mühlfriedel, Wolfgang/ Walter, Rolf, Hg. (1996): Carl Zeiss. Die Geschichte eines 
Unternehmens. Bd 1: Zeiss 1846-1905, Weimar et al. 
Mühlfriedel, Wolfgang/ Walter, Rolf, Hg. (2000): Carl Zeiss. Die Geschichte eines 
Unternehmens. Bd 2: Zeiss 1905-1945, Weimar et al. 
Munzel, J. (1998): Ingenieure des Lebendigen und des Abstrakten. Die Entwicklung der 
Biotechnologie und der Informatik an der Technischen Universität Carolo-Wilhelmina zu 
Braunschweig, Hildesheim/Zürich/New York. 





Neunhöffer, Reinhard (2001): Jenaer Lasertechnik zwischen Wissenschaft, Wirtschaft und 
Staatssicherheit, Stuttgart. 
Noble, D. F. (1986): Die Entwicklung numerisch gesteuerter Maschinen; in: Ders.: 
Maschinenstürmer oder die komplizierten Beziehungen der Menschen mit ihren Maschinen, 
Berlin, 98-135. 
Nowotny, Helga et al. (2001): Re-Thinking Science. Knowledge and the Public in an Age of 
Uncertainty, Cambridge 
Oehler, Christoph/ Bradatsch, Christiane (1998): Die Hochschulentwicklung nach 1945, in: 
Christoph Führ/ Carl-Ludwig Furck (Hg.): Handbuch der deutschen Bildungsgeschichte, Bd 
VI: 1945 bis zur Gegenwart, Erster Teilband: Bundesrepublik Deutschland, München: C. H. 
Beck, 412-446. 
Paletschek, S. (2001): Die permanente Erfindung einer Tradition, Die Universität Tübingen 
im Kaiserreich und in der Weimarer Republik, Stuttgart. 
Parkinson, Stephen T. (1994): New product development in engineering. A comparison of the 
British and West German machine tool industries, Cambridge et al. 
Picht, Georg (1964): Die deutsche Bildungskatastrophe. Analyse und Dokumentation, Olten, 
Freiburg: Walter. 
Pirker, Theo et.al. (1995): Der Plan als Befehl und Funktion. Wirtschaftsführung in der DDR. 
Gespräche und Analysen, Opladen. 
Porzig, Wolfgang (1958): Zeiss-Mikroskope und ihr System, in: Zeiss-Werkzeitschrift 6, H. 
27, 20-24. 
Radkau, Joachim (1989): Technik in Deutschland. Vom 18. Jahrhundert bis zur Gegenwart, 
Frankfurt. 
Radkau, Joachim (1990): Revoltierten die Produktivkräfte gegen den real existierenden 
Sozialismus?, in: 1999. Zeitschrift für Sozialgeschichte des 20. und 21. Jahrhunderts 5, 13-42. 
Raschka, Johannes (2001): 1981 als Zäsur in der Entwicklung der DDR - Innenpolitischer 
Wandel als Folge außenpolitischer Veränderungen, in: Heiner Timmermann (Hg.), Deutsche 
Fragen. Von der Teilung zur Einheit (= Dokumente und Schriften der Europäischen 
Akademie Otzenhausen, Bd. 97), Berlin, 227–156. 
Rau, Udo (2003): Telefonat am 15.1.2003. 
Reichert, Mike (1999): Kernenergiewirtschaft in der DDR. Entwicklungsbedingungen, 
konzeptioneller Anspruch und Realisierungsgrad, 1955-1990 (= Studien zur Wirtschafts- und 
Sozialgeschichte, Bd. 19), St. Katharinen. 
Riesenberg, Horst (1999): 150 Jahre Mikroskope von Zeiss, in: Jenaer Jahrbuch zur Technik- 
und Industriegeschichte 1, 61-73. 





Ritschl, Albrecht (1995): Aufstieg und Niedergang der Wirtschaft der DDR: Ein Zahlenbild 
1945-1989, in: Jahrbuch für Wirtschaftsgeschichte 36-2, 11-46. 
Ritter, Gerhard A./ Szöllösi-Janze, Margit/ Trischler, Helmuth, Hg. (1999): Antworten auf die 
amerikanische Herausforderung. Forschung in der Bundesrepublik und der DDR in den 
„langen“ siebziger Jahren, Frankfurt am Main, New York: Campus. 
Roesler, Jörg (1991): Zwischen Plan und Markt, Die Wirtschaftsreform 1963–1970 in der 
DDR, Berlin. 
Roesler, Jörg (1997a): Wirtschafts- und Industriepolitik, in: Andreas Herbst u.a., Die SED. 
Geschichte - Organisation - Politik. Ein Handbuch, Berlin, 277-293. 
Roesler, Jörg (1997b): Zu groß für die kleine DDR? Der Auf- und Ausbau neuer 
Industriezweige in der Planwirtschaft am Beispiel Flugzeugbau und Mikroelektronik, in: W. 
Fischer et al. (Hg.), Wirtschaft im Umbruch. Strukturveränderungen und Wirtschaftspolitik 
im 19. und 20. Jahrhundert, Sankt Katharinen, 307-334. 
Roesler, Jörg (1998): Wirtschaftspolitik der DDR - Autarkie versus internationale 
Arbeitsteilung, Dresdner Beiträge zur Geschichte der Technikwissenschaften 25, 2-14. 
Roesler, Jörg (1999): Im Wettlauf mit Siemens. Die Entwicklung von numerischen 
Steuerungen für den DDR-Werkzeugmaschinenbau im deutsch-deutschen Vergleich, in: 
Lothar Baar/ Dietmar Petzina (Hg.): Deutsch-deutsche Wirtschaft 1945 bis 1990. 
Strukturveränderungen, Innovationen und regionaler Wandel im Vergleich, St. Katharinen, 
349-389. 
Ruth, Klaus (1995): Industriekultur als Determinante der Technikentwicklung. Ein 
Ländervergleich Japan – Deutschland – USA, Berlin. 
Schairer, Reinhold (1956): Technische Talente. Lebensfrage der Zukunft, 2. Aufl. Düsseldorf, 
Köln: Diederichs. 
Scherzinger, Angela (1990): Die Aufgaben der Hochschulen und der Akademie der 
Wissenschaften beim Wissens- und Technologietransfer in der DDR, in: Hermann J. Schuster 
(Hg.), Handbuch des Wissenschaftstransfers, Berlin et al.: Springer, 337-358. 
Schimank, Uwe (1995): Hochschulforschung im Schatten der Lehre (= Schriftenreihe des 
Max Planck-Instituts für Gesellschaftsforschung, Köln, Bd. 20), Frankfurt am Main, New 
York: Campus. 
Schmid, R. (2002): Taschenatlas der Biotechnologie und Gentechnik, Weinheim. 
Schmidt, Gerlind (1982): Hochschulen in der DDR. Eine Untersuchung zum Verhältnis von 
Bildungs- und Beschäftigungssystem [Studien und Dokumentation zur vergleichenden 
Bildungsforschung, Bd. 15/4], Köln. 
Schramm, Manuel (2003): „Doppelhelix und triple helix. Biotechnologie an den Universitäten 
Halle und Braunschweig in den Jahren 1970 bis 2000“, in: Dresdener Beiträge zur Geschichte 




Schramm, Manuel (2004): Quantifying university—industry relations in 20th century 
Germany: honorary doctorates as indicator, European Social Science History Conference, 
Berlin 2004. 
Schröder, Sascha (1995): Innovation in der Produktion. eine Fallstudienuntersuchung zur 
Entwicklung der numerischen Steuerung, München/ Wien. 
Schröter, Harm G. (1996a): Öl-Krisen und Reaktionen in der chemischen Industrie beider 
deutscher Staaten. Ein Beitrag zur Erklärung wirtschaftlicher Leistungsdifferenzen, in: J. 
Bähr/ D. Petzina (Hgg.): Innovationsverhalten und Entscheidungsstrukturen. Vergleichende 
Studien zur wirtschaftlichen Entwicklung im geteilten Deutschland, Berlin, 109-138. 
Schröter, Harm G. (1996b): Perspektiven der Forschung. Amerikanisierung und 
Sowjetisierung als Interpretationsmuster der Integration in beiden Teilen Deutschlands, in: E. 
Schremmer (Hg.): Wirtschaftliche und soziale Integration in historischer Sicht, Stuttgart, 259-
289. 
Schröter, Harm G. (1999): Handlungspfadverengung bis zur „Selbstzerstörung“? Oder: 
Warum die chemische Industrie der DDR im Vergleich zu der der Bundesrepublik zwischen 
1965 und 1990 so hoffnungslos veraltete, in: L. Baar/ D. Petzina (Hgg.): Deutsch-Deutsche 
Wirtschaft 1945-1990.Strukturveränderungen, Innovationen und regionaler Wandel. Ein 
Vergleich, St. Katharinen, 304-325. 
Schultz, Helga (1999): Die sozialistische Industrialisierung - toter Hund oder Erkenntnismittel, 
Jahrbuch für Wirtschaftsgeschichte 99/2, 105-130. 
Schwarzer, Oskar (1999): Sozialistische Zentralplanwirtschaft in der SBZ/DDR. Ergebnisse 
eines ordnungspolitischen Experiments (1945-1989), Stuttgart. 
Segal, Jerome (2001): Kybernetik in der DDR – Begegnung mit der marxistischen Ideologie, 
in: Dresdener Beiträge zur Geschichte der Technikwissenschaften 27, 47-75. 
Simon, Wilhelm (1960): Gedanken zur praktischen Gestaltung zahlengesteuerter 
Werkzeugmaschinen, in: Werkstatt und Betrieb 93, H. 11, 693-701. 
Sobeslavsky, Erich/ Lehmann, Nikolaus Joachim (1968): Zur Geschichte von Rechentechnik 
und Datenverarbeitung in der DDR 1946-1968. 
Spaar, G. (1998): Wirtschaftsmotor Gentechnik?, in: Koechlin, F. (Hg.): Das patentierte 
Leben. Manipulation, Markt und Macht, Zürich, 110-122. 
Specht, Dieter/ Haak, Renée (1996): Der Beitrag des Werkzeugmaschinenbaus zur flexiblen 
Fertigungsautomatisierung in Deutschland, in: Johannes Bähr/ Dietmar Petzina, (Hg.): 
Innovationsverhalten und Entscheidungsstrukturen. Vergleichende Studien zur 
wirtschaftlichen Entwicklung im geteilten Deutschland 1945-1990 (= Schriften zur 
Wirtschafts- und Sozialgeschichte 48), Berlin, 251-280. 
Spur, Günter (1979): Produktionstechnik im Wandel, München/Wien. 
Spur, Günter (1991): Vom Wandel der industriellen Welt durch Werkzeugmaschinen. Eine 




Stamm, Th. (1981): Zwischen Staat und Selbstverwaltung. Die deutsche Forschung im 
Wiederaufbau 1945-1965, Köln. 
Staritz, Dietrich (1996): Geschichte der DDR, Frankfurt, erw. Neuausgabe. 
Statistisches Bundesamt Wiesbaden (1952ff.): Statistisches Jahrbuch für die Bundesrepublik 
Deutschland, Stuttgart (verschiedene Jahrgänge). 
Steiner, André (1987): Die historische Entwicklung der Einzweckautomatisierung im 
Maschinen- und Fahrzeugbau der DDR vom Beginn der 50er bis zur Mitte der 70er Jahre : 
Versuch einer Innovationsgeschichte, Diss. A, Berlin, HU. 
Steiner, André (1988): Die Einzweckautomatisierung im Maschinen- und Fahrzeugbau der 
DDR vom Beginn der 50er bis zur Mitte der 70er Jahre. Ergebnisse und Grenzen, in: 
Dresdener Beiträge zur Geschichte der Technikwissenschaften 16, 82-84. 
Steiner, André (1999): Die DDR-Wirtschaftsreform der sechziger Jahre, Konflikt zwischen 
Effizienz und Machtkalkül, Berlin. 
Sternberg, R. (1995): Technologiepolitik und High-Tech-Regionen – ein internationaler 
Vergleich, Münster/ Hamburg. (= Wirtschaftsgeographie Bd. 7). 
Stichweh, Rudolf (2001): Die moderne Universität in einer globalen Gesellschaft, in: Stölting, 
Erhard/ Schimank, Uwe (Hg.): Die Krise der Universitäten (= Leviathan, Sonderheft 20), 
Wiesbaden: Westdeutscher Verlag, 346-358. 
Stifterverband für die Deutsche Wissenschaft (1964), Wissenschaftsausgaben der Wirtschaft 
1948-63. 
Stokes, Raymond G. (1999): Chemistry and the Chemical Industry under Socialism, in: K. 
Macrakis/ D. Hoffmann: Science under Socialism, East Germany in Comparative Perspective, 
Cambridge, 199-211. 
Stokes, Raymond G. (2000): Constructing Socialism, Technology and Change in East 
Germany, 1945-1990, Baltimore. 
Stölting, Erhard/ Schimank, Uwe, Hg. (2001): Die Krise der Universitäten (= Leviathan, 
Sonderheft 20), Wiesbaden: Westdeutscher Verlag. 
Stracke, Friedrich (1990): Neue Tendenzen im Wissenstransfer, in: Adolf Wagner (Hg.): 
Forschungstransfer klassischer Universitäten, Tübingen: Mohr, S. 199-206. 
Stucke, Andreas (2001): Mythos USA – Die Bedeutung des Arguments „Amerika“ im 
hochschulpolitischen Diskurs der Bundesrepublik, in: Stölting, Erhard/ Schimank, Uwe (Hg.): 
Die Krise der Universitäten, Wiesbaden: Westdeutscher Verlag (= Leviathan, Sonderheft 20), 
S. 118-136. 
Stute, Gottfried, Hg. (1968): Exapt. Möglichkeiten und Anwendung der automatisierten 
Programmierung für NC-Maschinen, Stuttgart. 
Szöllösi-Janze, Margit/ Trischler, Helmuth, Hg. (1990): Großforschung in Deutschland, 




Szöllösi-Janze, Margit (2003): Wissensgesellschaft – Ein neues Konzept zur Erschließung der 
deutsch-deutschen Zeitgeschichte?“, in: H.-G. Hockerts (Hg.), Koordinaten deutscher 
Geschichte in der Epoche des Ost-West-Konflikts, München, 277-305. 
Szöllösi-Janze, Margit (2004): Wissensgesellschaft in Deutschland. Überlegungen zur 
Neubestimmung der deutschen Zeitgeschichte über Verwissenschaftlichungsprozesse“, in: 
Geschichte und Gesellschaft 30, 275-311. 
Tandler, Agnes Ch. (1999): Visionen einer sozialistischen Großforschung in der DDR 1968–
1971“, in: G. A. Ritter et al. (Hg.), Antworten auf die amerikanische Herausforderung. 
Forschung in der Bundesrepublik und der DDR in den ‚langen’ siebziger Jahren, Frankfurt et 
al., 361-375. 
Tandler, Agnes Ch. (2000): Geplante Zukunft. Wissenschaftler und Wissenschaftspolitik in 
der DDR 1955-1971, Freiberg. 
Turner, George (2001): Hochschule zwischen Vorstellung und Wirklichkeit, Zur Geschichte 
der Hochschulreform im letzten Drittel des 20. Jahrhunderts, Berlin: Duncker und Humblot (= 
Abhandlungen zu Bildungsforschung und Bildungsrecht, 7). 
Verein Deutscher Ingenieure (2004): Studierende und Studienanfänger-/innen – Fächergruppe 
Ingenieurwissenschaften, http://194.245.72.99/index4.php (08. 01. 2004). 
vom Bruch, Rüdiger (1997): A slow farewell to Humboldt? Stages in the history of German 
universities, 1810-1945, in: Ash, Mitchell G. (ed.): German Universities. Past and Future. 
Crisis or Renewal?, Providence, Oxford: Berghahn, 3-27. 
vom Bruch, Rüdiger/ Trischler, Helmuth (1999): Forschung für den Markt. Geschichte der 
Fraunhofer-Gesellschaft, München: C.H. Beck. 
Voß, R. et al. (1992): Biotechnologie im Umbruch. Strukturen, Inhalte, Profile, Berlin. 
Wagener, Hans-Jürgen (1996): Zur Innovationsschwäche der DDR-Wirtschaft, in: Johannes 
Bähr/ Dietmar Petzina (Hg.), Innovationsverhalten und Entscheidungsstrukturen. 
Vergleichende Studien zur wirtschaftlichen Entwicklung im geteilten Deutschland 1945-1990, 
Berlin (= Schriften zur Wirtschafts- und Sozialgeschichte 48), 21-48. 
Wagner, A., Hg. (1987): Beiträge einer traditionellen Universität zur industriellen Innovation, 
Tübingen. 
Wagner, M. (1992): Der Forschungsrat der DDR. Im Spannungsfeld von Sachkompetenz und 
Ideologieanspruch. 1954 - April 1962, Berlin. 
Webler, W.-D. (1990): Externe Einflüsse auf die Hochschulen, in: U. Teichler (Hg.), Das 
Hochschulwesen in der Bundesrepublik Deutschland, Weinheim, 65-100. 
Weingart, Peter (2001): Die Stunde der Wahrheit? Zum Verhältnis der Wissenschaft zu 
Politik, Wirtschaft und Medien in der Wissensgesellschaft, Weilerswist: Velbrück Wiss. 
Weitkamp, Rolf (1992): Forschungs- und Technologiepolitik der Bundesländer Nordrhein-
Westfalen und Baden-Württemberg 1980-1988. Eine vergleichende Bestandsaufnahme, 




Wenderlein, Werner (1988): Zum Begriff Genauigkeit in der Geodäsie, in: Allgemeine 
Vermessungs-Nachrichten 95, 147f. 
Wengenroth, Ulrich (2001): Vom Innovationssystem zur Innovationskultur. 
Perspektivwechsel in der Innovationsforschung, in: Abele, Johannes/ Barkleit, Gerhard/ 
Hänseroth, Thomas: Innovationskulturen und Fortschrittserwartungen im geteilten 
Deutschland, Köln, Weimar, Wien: Böhlau, S. 23-32. 
Westdeutsche Rektorenkonferenz (1991): Stellungnahmen, Empfehlungen, Beschlüsse 1960-
1989, Bd III: Studien- und Prüfungswesen, Schule/ Hochschule, Bonn: 
Hochschulrektorenkonferenz. 
Wiederhold, Gerhard (2000): Vier Jahrzehnte Laserentwicklung in Jena, in: Jenaer Jahrbuch 
zur Technik- und Industriegeschichte 2, 110-169. 
Wilhelm, Beate Elsa (2000): Systemversagen im Innovationsprozess. Zur Reorganisation des 
Wissens- und Technologietransfers, Wiesbaden: Deutscher Universitäts-Verlag. 
Wise, M. Norton, Hg. (1995), The values of precision, Princeton. 
Wissenschaftsrat (1960): Empfehlungen des Wissenschaftsrates zum Ausbau der 
wissenschaftlichen Einrichtungen. Teil 1: Wissenschaftliche Hochschulen, Köln: 
Wissenschaftsrat. 
Wissenschaftsrat (1966): Empfehlungen zur Neuordnung des Studiums an den 
wissenschaftlichen Hochschulen, Köln: Wissenschaftsrat. 
Wissenschaftsrat (1975): Empfehlungen des Wissenschaftsrates zu Organisation, Planung und 
Förderung der Forschung, Köln: Wissenschaftsrat. 
Wissenschaftsrat (1985): Stellungnahme zur Entwicklung des Programms der 
Sonderforschungsbereiche, in: Empfehlungen und Stellungnahmen, 1985, S. 91-92, 104-106. 
Wissenschaftsrat (1986): Stellungnahme zur Zusammenarbeit zwischen Hochschule und 
Wirtschaft, in: Empfehlungen und Stellungnahmen 1986 (1987), S. 77-105. 
Wissenschaftsrat (1993): Drittmittel der Hochschulen, Köln: Wissenschaftsrat. 
Wissenschaftsrat (2000): Drittmittel und Grundmittel der Hochschulen 1993 bis 1998, Köln: 
Wissenschaftsrat. 
Wolter, Werner (1990): Wissenschaftlich-technische Bildung und personelles 
Forschungspotential in der DDR. In: Meyer, Hansgünther (Hg.): Intelligenz, Wissenschaft 
und Forschung in der DDR, Berlin, New York: De Gruyter, 85–96. 
Zachmann, Karin (2002): Technik, Geschlecht und Kalter Krieg. Zur Bildungs- und 
Berufsgeschichte der Ingenieure und Ingenieurinnen in der DDR, Habilitationsschrift TU 
Darmstadt. 
Zedler, Johann Heinrich (1734): Großes vollständiges Universal-Lexicon aller 




Zimmermann, H. (1981): Wissenschaftlich-technische Revolution in der DDR. Studien zur 
Entwicklungs- und Problemgeschichte des gesellschaftspolitischen Konzepts der SED seit 
Mitte der fünfziger Jahre, Diss. Berlin. 
